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Vorwort 

Liebe Leserin, 
lieber Leser, 

die Stadt Wien blickt auf eine lange Tradition vorbildlicher Sozialpolitik . Die 
legendären Errungenschaften des Roten Wien der 1920er Jahre haben in der 
Kombination von Gesundheitsversorgung,Wohnbau, Bildung, Kinder- und Jugend­
wohlfahrt sowie Freizeitangeboten auch international ein Zeichen für moderne 
und integrative Sozialpolitik gesetzt . 

Bereits damals war den aufgeschlossenen und innovativen Entscheidungs­
trägerInnen klar, dass Sozialpolitik nur dann erfolgreich sein kann, wenn alle 
Bevölkerungsgruppen erreicht und einbezogen werden . 

Diese Grundsätze haben sich nicht geändert und gerade heute halte ich es für 
besonders wichtig, sich zum solidarischen Sozialstaat zu bekennen . Angesichts 
verknappter Mittel werden in der Diskussion um Verteilungsgerechtigkeit die 
Stimmen wieder laut, die Ausgrenzung, Stigmatisierung und Missgunst das 
Wort reden – dies verlangt nach einer klaren Antwort . 

Darüber hinaus ist das Modell des konservativen Wohlfahrtsstaats, das in 
Österreich immer noch vorherrscht, weniger gut geeignet, die aktuellen wirt­
schaftlichen und sozialen Herausforderungen langfristig zu bewältigen . Die 
Koppelung des Großteils der Sozialleistungen an die Erwerbstätigkeit, der 
starke Fokus auf Lebensstandardsicherung statt Umverteilung und nachhaltiger 
Chancengerechtigkeit, all das bedarf einer grundlegenden Problematisierung . 
Die subsidiären Systeme der Länder sind mehr und mehr gefordert, jene auf­
zufangen, die durch das soziale Netz des Bundes fallen, und ein Sprungbrett 
für deren Wiedereingliederung zu schaffen . 

Wien kommt dieser Aufgabe überproportional nach . Eine nachhaltige Lösung 
kann aber nur in einer mutigen Reform hin zum progressiven Wohlfahrtsstaat 
liegen, der Armut durch entsprechende Umverteilungs- und Arbeitsmarktpolitik 
gar nicht erst entstehen lässt . 

Die Stadt Wien bietet ein weitreichendes und engmaschiges Netz sozialer 
Sicherheit . Mit den Sozial- und Gesundheitsdienstleistungen der Stadt sind die 
WienerInnen auch im internationalen Vergleich hervorragend abgesichert . Die 
medizinische Versorgung in den Wiener Spitälern, die Bedarfsorientierte Mindest­
sicherung, die Wohnungslosenhilfe, die Behindertenhilfe sowie die Pflege- und 
Betreuungseinrichtungen – sie alle bieten eine verlässliche Versorgung in Risiko-
und Notlagen . 

Deshalb freut es mich ganz besonders heuer, im Europäischen Jahr zur Be­
kämpfung von Armut und sozialer Ausgrenzung, erstmals einen Wiener Sozial­
bericht zu präsentieren . Er informiert über das breite soziale Angebot der Stadt 
und skizziert Erfolge und Herausforderungen . Der Bericht erklärt, wie die Steuer­
mittel für Sozialausgaben verwendet werden . Er macht deutlich, dass man sich 
in Notlagen auf ein breites Angebot verlassen kann . Die Stadt Wien bietet genau 
die Unterstützung, die gebraucht wird . Wir sind auf dem richtigen Weg, stetige 
Verbesserungen sind aber immer möglich und immer notwendig . 

Ihre Mag .a Sonja Wehsely 
Stadträtin für Gesundheit und Soziales 
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gl In Wien gilt das politische Bekenntnis zu einer gerechten, integrativen und 
solidarischen Sozialpolitik als Handlungsanleitung für sämtliche Maßnahmen 
im Sozialbereich . In diesem Sinne werden die Planungen auch so ausgerichtet, 
dass die KlientInnen der vielfältigen sozialen Angebote in Wien erreicht, 
bedarfs gerecht begleitet und unterstützt werden . 

Die demografischen, ökonomischen und sozialen Veränderungen, aber auch 
organisatorische Neuerungen wie zum Beispiel die Einführung der Bedarfsorien­
tierten Mindestsicherung erfordern neue Angebote und Maßnahmen . Deshalb 
sind gerade jene Verwaltungsbereiche, die Menschen in schwierigen Lebenssitua­
tionen betreuen, ständigen Reformanforderungen unterworfen . Dieser erste 
Wiener Sozialbericht soll die Ergebnisse der Erhebungen, Analysen und Inter­
pretationen, die als Grundlagen für die sozialen Planungen der Stadt Wien 
dienen, auch der breiten Öffentlichkeit zugänglich machen . Der Schwerpunkt 
des Berichts wird – angesichts der Neuordnung dieses Bereichs – auf die Ent­
wicklungen in der offenen Sozialhilfe gelegt, deren Daten einer eingehenden 
Betrachtung unterzogen wurden . Die genaue Kenntnis der Zusammensetzung 
der Gruppe, die diese Leistungen bezieht, ihrer Lebenssituation und ihrer Be­
dürfnisse soll als Basis für eine weiterhin bedarfsgerechte Unterstützung dienen . 
Für die Folgepublikationen sind weitere soziale Fragestellungen und Schwer­
punkte geplant . 

Durch die Einrichtung des Fachbereiches Sozialplanung als eigenem Arbeits­
bereich wurde es möglich, abteilungsübergreifend nicht nur die Arbeit der 
Einzel bereiche, sondern auch Zusammenhänge und Wechselwirkungen zu er­
kennen und aufzuzeigen . Es freut mich daher besonders, dass es möglich war, 
diesen Sozialbericht als Produkt der Sozialplanungsabteilung in engem Aus­
tausch mit anderen Organisationseinheiten der Stadt Wien zu erstellen . Ich 
darf mich an dieser Stelle recht herzlich für die Unterstützung in diesem Pro­
zess bedanken und freue mich darauf, in dieser kooperativen und produktiven 
Weise auch weiterhin zusammenzuarbeiten . 

Mag .a Agnes Berlakovich, LL .M .
 
Abteilungsleiterin der Magistratsabteilung 24 – Gesundheits- und Sozialplanung
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Einleitung 

Einleitung
 

Die soziale Absicherung der BürgerInnen spielt in Wien traditionell eine sehr 
große Rolle . Ein innovatives und modernes Sozialsystem gewährleistet Men­
schen in schwierigen Lebensphasen Unterstützung und verhindert soziale Aus­
grenzung . Bei Krankheit, in sozialen und finanziellen Notlagen, bei Betreuungs­
bedarf von Pflegebedürftigen und Kindern, bei Behinderung oder im Fall von 
Wohnungslosigkeit steht in Wien ein vielfältiges soziales Leistungsangebot zur 
Verfügung . Exakte Planungen sind für eine ausreichende Versorgung mit den 
qualitativ und quantitativ passenden Angeboten unumgänglich . 

In Wien ist die Sozialplanung seit 2006 in der Magistratsabteilung 24 verortet . 
Die Sammlung, Auswertung und Interpretation der relevanten Daten stellt die 
grundlegende Voraussetzung für verlässliche Bedarfsprognosen dar . Darüber 
hinaus werden in enger Kooperation mit den operativen Einheiten aussage­
kräftige Kennzahlen und Modelle entwickelt, um den Herausforderungen von 
Gegenwart und Zukunft gerecht zu werden . 

Das Europäische Jahr zur Bekämpfung von Armut und sozialer Ausgrenzung 
(2010) dient als Anlass, diese Erkenntnisse auch einer breiten Öffentlichkeit 
zugänglich zu machen und die Ziele, Strategien, Methoden und Maßnahmen der 
Wiener Sozialpolitik zu präsentieren . 

Ziel des Berichts ist deshalb, den interessierten LeserInnen einen Überblick 
über die soziale Situation, die Angebote und Maßnahmen sowie die spezifischen 
Herausforderungen in Wien zu verschaffen . Er dient als erster Schritt einer 
kontinuierlichen Sozialberichterstattung, die in weiterer Folge verschiedene 
sozialpolitische Bereiche beleuchten wird . 

Sozialpolitik in Wien stellt grundsätzlich eine Querschnittsmaterie dar . Bei 
den Aktivitäten sämtlicher Geschäftsgruppen wird im Sinne des Social Main­
streaming versucht, auch den Bedürfnissen von WienerInnen mit geringer 
finanzieller Ausstattung gerecht zu werden . Sei es am Wohnungsmarkt, im 
Bildungsbereich, bei den öffentlichen Verkehrsmitteln, im Kultur- und Freizeit­
bereich – die Stadt Wien setzt durchgehend Maßnahmen zur Förderung der 
sozialen Integration und Teilhabe . Exemplarisch seien hier die traditionsreichen 
Angebote des öffentlichen Wohnbaus genannt, der mit 250 .000 Gemeindewoh­
nungen eine europaweit beispiellose Wohnversorgung bietet, oder die kosten­
günstigen öffentlichen Bildungs- und Freizeitangebote wie Volkshochschulen, 
Bibliotheken, Bäder und Veranstaltungen . Aus der jüngeren Vergangenheit 
stellen beitragsfreier Kindergarten, Kultur- und Mobilpass wichtige Meilen­
steine für mehr Chancengleichheit dar . 

Das Wiener Sozialsystem 
Der nun vorliegende Wiener Sozialbericht ist primär den Kernleistungen der 
sozialen Unterstützung gewidmet . 

Dazu zählen die Geld- und Beratungsleistungen der Sozialhilfe, die Leistungen 
von Behinderten- und Wohnungslosenhilfe, von Pflege- und Betreuungseinrich­
tungen, die Angebote der Grundversorgung für schutzbedürftige Fremde, der 
SchuldnerInnenberatung sowie der Sucht- und Drogenkoordination . 

Seit der Zusammenlegung des Gesundheits- und Sozialbereichs im Rahmen 
der Strukturreform 2004 liegt die politische Zuständigkeit für all diese Bereiche 
bei der Stadträtin für Gesundheit und Soziales . Ihr Ressort verfügt über ein 
Gesamtbudget von rund drei Milliarden Euro, das entspricht fast einem Drittel 
des gesamten Budgets der Stadt Wien . In die soziale Absicherung der Wiene­
rInnen flossen 2009 1,06 Milliarden Euro . Für 2010 sind 1,14 Milliarden budge­
tiert – trotz Wirtschaftskrise mehr als jemals zuvor . 
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Einleitung 

Die  operative  Verantwortung  für  die  Sozialagenden  ist  auf  mehrere  Einheiten 
aufgeteilt 
Die Magistratsabteilung  40 – Soziales,  Sozial­ und  Gesundheitsrecht  unterstützt  
in zehn Sozialzentren die mittlerweile jährlich rund 100 .000 KlientInnen der 
Sozialhilfe bzw .  der Bedarfsorientierten Mindestsicherung .  Darüber hinaus  
führt sie die Zuerkennung von Landespflegegeld und Opferfürsorge durch . 

Im Fonds Soziales Wien (FSW)  sind Behindertenhilfe,  Wohnungslosenhilfe,  
SchuldnerInnenberatung,  Grundversorgung sowie die Leistungen im Bereich 
der Pflege und Betreuung verortet .  Der Fonds Soziales Wien  steht zu 100 % im 
Eigentum der Stadt Wien und unterliegt inhaltlich und finanziell der städtischen  
Kontrolle .  Er ermöglicht durch Subjekt-,  Objekt- und Projektförderungen eine 
Vielzahl von Angeboten von sowohl städtischen als auch privaten,  gemein
nützigen Trägern . Für 2010 sind dafür rund 670 Millionen Euro vorgesehen . 

Der Wiener Krankenanstaltenverbund (KAV)  zählt zu den größten Gesund­
heitseinrichtungen Europas .  Unter seinem Dach sind zwölf Spitäler und elf  
Geriatriezentren der Stadt Wien zusammengefasst .  Insgesamt kümmern sich 
32 .000 MitarbeiterInnen um das Wohl von jährlich 400 .000 PatientInnen . 

An der Schnittstelle von Sozial- und Gesundheitsbereich arbeitet die Magistrats­
abteilung 15,  der Gesundheitsdienst der Stadt Wien,  die ihre Angebote im  
Bereich der Gesundheitsvorsorge und Früherkennung besonders nach den Be­
dürfnissen sozial Benachteiligter ausrichtet . Auch die Wiener Gesellschaft für 
Gesundheitsförderung (WIG)  verfolgt das Ziel,  besonders belastete Zielgruppen  
mit gesundheitsfördernden Maßnahmen zu erreichen . 

Weiters stellt der Psychosoziale Dienst (PSD)  einen Großteil der extramuralen  
Versorgung psychisch Kranker in seinen Einrichtungen zur Behandlung,  Be
ratung und Rehabilitation sicher .  Für die Versorgung suchtkranker Menschen 
entwickelt die Sucht­ und Drogenkoordination (SDW) Maßnahmen und An
gebote .  

­

­

­

Datenquellen 
Primär stützt sich der Bericht auf allgemein zugängliches Datenmaterial der 
Statistik Austria, des Hauptverbandes der Sozialversicherungsträger, des Bundes­
ministeriums für Arbeit, Soziales und Konsumentenschutz (BMASK) und der 
Stadt Wien sowie auf interne Quellen und Auswertungen der Magistratsab­
teilung 5 und Leistungsdaten der jeweiligen Fachabteilungen . Die verwendeten 
Daten sind grundsätzlich so aktuell wie möglich, je nach Verfügbarkeit stammen 
sie aus den Jahren 2008 oder 2009 . Das Datenmaterial ist teilweise von sehr 
unterschiedlicher Qualität . Organisationsumstellungen und unterschiedliche 
Erfassungsmethoden erschweren teilweise länger zurückreichende Betrach­
tungen und Vergleichsreihen . 

Inhalte 
Das Eingangskapitel zur sozialen Lage beschreibt die allgemeine soziale und 
wirtschaftliche Situation in Wien anhand von Indikatoren der Bevölkerungs­
entwicklung, der Bildung, der Arbeitsmarktlage sowie der Einkommensver­
teilung . Weiters werden die spezifischen Herausforderungen, denen Wien als 
einzige Großstadt Österreichs ausgesetzt ist, näher beschrieben . 

Da der Großteil der Sozialleistungen in Österreich Bundes- und Versiche­
rungsleistungen sind, wird in Kapitel zwei ein kurzer Überblick über Aufbau 
und Organisation des bundesweiten Leistungssystems vermittelt . Denn Landes­
leistungen sind zumeist nachrangig und können erst dann beansprucht werden, 
wenn die Versicherungs- bzw . Bundesleistungen ausgeschöpft sind . Ein his­
torischer Abriss über die Entwicklung der Wiener Sozialleistungen seit 1800 
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Einleitung 

soll auf das spezifische Angebotsspektrum in Wien einstimmen . Beginnend mit 
der Sozialhilfe folgt dann die Aufzählung und nähere Beschreibung der sozialen 
Kernleistungen . 

Den inhaltlichen Schwerpunkt dieses Berichts bilden die Leistungen der 
offenen Sozialhilfe . Dies vor allem deshalb, weil durch die Einführung der 
Bedarfsorientierten Mindestsicherung das System grundsätzlich verändert 
wurde . Die genaue Analyse der vorliegenden Sozialhilfedaten bildete die Basis 
für sämtliche Berechnungen und Planungsarbeiten . 

Der Bereich der psycho sozialen Versorgung blieb zur Gänze ausgespart, da 
diese Leistungen in der Publikation Seelische Gesundheit in Wien. Information 
zu psychiatrischen, psychosozialen und rechtlichen Angeboten dargestellt 
werden . 

Wien ist eine weltoffene Stadt, in der Menschen unterschiedlicher Herkunft 
miteinander leben . Rund 40 % der WienerInnen haben Migrationshintergrund . 
Auch wenn im Bericht die Integrationsbemühungen der einzelnen Organisations­
einheiten nicht angeführt sind, so trägt das Gesundheits- und Sozialsystem 
dieser kulturellen Vielfalt Rechnung . Besonders im KundInnenservice wird auf 
die sprachliche und kulturelle Kompetenz der MitarbeiterInnen geachtet . Folder 
und Informationsmaterialien werden in den gebräuchlichen Sprachen gedruckt 
und spezielle, zielgruppenspezifische Projekte sollen allen WienerInnen den 
Zugang zu den Angeboten ermöglichen . 

Ein ebenfalls wichtiges Anliegen der Wiener Stadtpolitik stellt Gender Main­
streaming dar . Einerseits werden spezielle Leistungen angeboten, wie zum 
Beispiel die Fraueneinrichtungen in der Wohnungslosenhilfe oder die Männer-
und Frauengesundheitszentren . Andererseits werden die geschlechtsspezi­
fischen Bedürfnisse als Querschnittsmaterie behandelt und bei den Ange boten 
berücksichtigt . 

Sozialbericht 2010 9 
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Kapitel 1 

Wien ist Heimat für rund 1,7 Mio.  WienerInnen, die in dieser Stadt leben,  

arbeiten und das Angebot an Bildungs-, Gesundheits-, Freizeit- und Kultur­

einrichtungen nutzen. Das große  Arbeitsplatzangebot und die  Wiener  

Infrastruktur  werden außerdem von den Menschen aus dem Umland  

gerne in Anspruch genommen.  Wirtschaftliche Prosperität und ein hoher 

Arbeitskräfte bedarf erhöhen die Attraktivität Wiens auch für Menschen,  

die in ihrer Heimat keine Arbeit fi nden. Sowohl ZuwanderInnen aus den 

Bundesländern als auch aus anderen Staaten haben in Wien Arbeit und 

eine neue Heimat gefunden und tragen so zum Wohlstand und zum Erfolg  

dieser Stadt bei. 

Doch nicht alle zählen zu den GewinnerInnen. Der soziale  Wandel, die  

demografi schen Entwicklungen sowie die strukturellen Veränderungen 

am  Arbeitsmarkt haben besonders starke  Auswirkungen auf Bevölke­

rungsgruppen unterer Einkommens- und Bildungsschichten. Sie sind  

immer mehr von gesellschaftlichen Teilhabemöglichkeiten ausgeschlos­

sen. Dieses Kapitel beschreibt die Ursachen und Entwicklungen näher 

und versucht Querverbindungen zu den durch die Stadt Wien erbrachten 

Leistungen herzustellen.  

Soziale Lage 
in Wien 
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Soziale Lage in Wien 

1.1 Einführung
 

▷ 
Der soziale Wandel hat zu Verände­
rungen im gesellschaftlichen Gefüge 
geführt und stellt die Stadtverwaltung 
vor neue Herausforderungen. 

▷ 
Städte eröffnen einerseits vielfältige 
Räume für Innovation und Fort­
schritt, sind aber auch durch eine 
Konzen tration sozialer Problemlagen 
gekennzeichnet. 

▷ 
Sowohl der gesellschaftliche Wandel,  
die soziale Lage in Wien und die Aus­
gestaltung des sozialen Sicherungs­
systems in Österreich sind ausschlag­
gebend für die Inanspruchnahme von 
sozialen Leistungen, die durch die 
Stadt Wien angeboten werden. 

GESELLSCHAFTLICHE VERÄNDERUNGSPROZESSE laufen nicht nur immer schneller 
ab, sondern werden auch in zunehmendem Maße durch globale Rahmenbedin­
gungen beeinflusst. Daher ist auch in den westlichen Industrienationen ein 
grundlegender gesellschaftlicher Wandel zu beobachten. Eine generell längere 
Lebenserwartung bei gleichzeitig sinkenden Geburtenraten, die Pluralisierung 
von Lebensentwürfen, Zuwanderung, weitreichende Flexibilisierungs vorgänge 
am Arbeitsmarkt und steigende Arbeits losigkeit sind nur einige Faktoren, die 
das soziale Gefüge stark verändert haben. Das allgemeine Wohlstandswachstum 
der 1960er und 1970er Jahre wurde gegen Ende des letzten Jahrtausends durch 
eine Zunahme sozialer Ungleichheit abgelöst. Seither ist wieder ein Anstieg von 
Armutslagen festzustellen.Wohlfahrts staatliche Systeme zur Existenzsicherung, 
die auf die soziale Wirklichkeit des 20. Jahrhunderts abgestimmt und etabliert 
wurden, können den veränderten Rahmen bedingungen nur zum Teil gerecht 
werden. Die neuen Gegebenheiten am Arbeitsmarkt (z.B. neue Beschäftigungs­
formen) und im Zusammenleben führen dazu, dass bestimmte Gruppen keinen 
ausreichenden Zugang zu den Sicherungssystemen haben. Die enormen Vermögens­
zuwächse, die gleichzeitig EU-weit zu verzeichnen sind, weisen auf eine Ver­
größerung der Kluft zwischen Arm und Reich hin, was auch weitreichende 
volkswirtschaftliche Konsequenzen mit sich bringt. 

Die Folgen dieser Entwicklungen zeichnen sich in urbanen Ballungsräumen 
frühzeitig ab und treten in Städten auch wesentlich stärker auf. Grund dafür 
ist die hohe Bevölkerungsdichte. Städte eröffnen damit einerseits vielfältige 
Räume für Innovation und Fortschritt, sind aber andererseits durch eine Konzen­
tration sozialer Problemlagen gekennzeichnet. Diese Prozesse bilden sich in 
der Stadtstruktur jedoch nicht gleichmäßig ab, sondern führen zu spezifischen 
Segregationstendenzen. Es entstehen neue lokale Handlungs- und Entwick­
lungspotenziale, die sich für einige gesellschaftliche Gruppen förderlich aus­
wirken, für andere aber auch soziale Spannungs- und Konfliktfelder in sich 
bergen können. Die genannten Veränderungen stellen nicht nur kommunale 
Verwaltungen und die Länder vor besondere Heraus forderungen. Gefordert ist 
auch der Bund, in dessen Kompetenz die grundlegenden wirtschaftlichen und 
arbeits markt politischen Agenden fallen. 

Im Folgenden wird ein Überblick über die wichtigsten Daten zu Demografie, 
Bildung und Beschäftigung sowie zur Verteilung von Einkommen und Armuts­
lagen gegeben. Dieser Überblick dient als Grundlage für die Darstellung der 
Leistungen der Geschäftsgruppe Gesundheit und Soziales. Wo es sinnvoll er­
scheint, werden die Wien-Daten mit entsprechenden Österreich-Daten in Bezug 
gesetzt. Dabei wird nach Möglichkeit ein Fokus auf die Zielgruppen der sozialen 
Leistungen der Geschäftsgruppe gelegt und versucht, jene Faktoren heraus­
zuarbeiten, die besonderen Einfluss auf den Zugang und die Verteilung gesell­
schaftlicher Ressourcen haben. 

Kontinuierlicher Ausbau der sozialen Infrastruktur 
Trotz hohen Wohlstands und einer stabilen sozialen Absicherung sind manche 
Bevölkerungsgruppen verstärkt von Armut und sozialer Ausgrenzung bedroht. 
Hier sind vor allem Frauen, AlleinerzieherInnen, MigrantInnen, Menschen mit 
Behinderung, Kinder, PflichtschulabsolventInnen und Arbeitslose zu nennen. 
Sie verfügen oft über geringe Einkommen, sind höheren sozialen Risken aus­
gesetzt und sind daher stärker auf soziale Sicherungssysteme angewiesen. 

Obwohl Wien auf Landesebene nur über begrenzte Steuerungskompetenz im 
Bereich der sozialen Absicherung verfügt, werden dennoch wichtige Schritte 
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Soziale Lage in Wien 

zur Unterstützung dieser Gruppen gesetzt. Dazu zählen vor allem der kontinuier­
liche Ausbau der (sozialen) Infrastruktur, der beitragsfreie Kindergarten, der 
Ausbau der Ganztagsschule im Pflichtschulbereich sowie der Betreuungsan­
gebote, zahlreiche Maßnahmen zur Förderung der Erwerbsbeteiligung von 
Frauen, das Wiener Integrations- und Diversitätskonzept und nicht zuletzt die 
Reformen in der Wiener Sozialhilfe. Hervorzuheben ist auch die Umsetzung des 
Wiener Geriatriekonzeptes, das zu einem europaweit einzigartigen Neu- und 
Ausbauprogramm von Pflegeeinrichtungen geführt hat. Einen ausgezeichneten 
Ruf genießt auch die Wiener Wohnungslosenhilfe, die durch ihren präventiven 
und integrativen Ansatz nicht nur Wohnungslosigkeit verhindert, sondern auch 
zur Reintegration von ehemaligen Wohnungslosen beiträgt. Im Bereich der 
Leistungen für WienerInnen mit Behinderungen hat Wien mit der Einführung 
der Pflegegeldergänzungsleistung für Persönliche Assistenz eine neue Leistung 
geschaffen, die ein höchstmögliches Ausmaß an Selbstbestimmung und indivi­
dueller Lebensgestaltung ermöglicht. 

Um auch längerfristig die soziale Integration aller gesellschaftlichen Gruppen 
zu garantieren, sind der Ausbau, die Weiterentwicklung und eine effektive 
Abstimmung der wohlfahrtsstaatlichen Sicherungs systeme durch neue soli­
darische Finanzierungsregelungen sowohl auf Bundes- als auch auf EU-Ebene 
notwendig. 

▷ 
Zur Gewährleistung der sozialen 

Integration von allen gesellschaftlichen 
Gruppen sind neu abgestimmte 

Leistungen und neue solidarische 
Finanzierungsformen notwendig. 
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Soziale Lage in Wien 

1.2 Bevölkerungsentwicklung
 

▷ 
Die wachsende Anzahl älterer 
Menschen sowie Veränderungen 
im Familiengefüge führen zu neuen 
Herausforderungen für das gesamte 
soziale System. 

▷ 
Im Großraum Wien leben rund 2,4 
Mio. Menschen, somit mehr als ein 
Viertel der Bevölkerung Österreichs.  
Sie alle nutzen die gut ausgebaute 
Infrastruktur in Wien. 

DIE BEVÖLKERUNGSENTWICKLUNG ist eine wichtige Kennzahl für die Sozial­
politik. Eine steigende Lebenserwartung, ein höherer Anteil älterer Menschen 
an der Gesamtbevölkerung, neue Familienkonstellationen sowie Migration 
führen nicht nur zu Veränderungen in unserer Gesellschaft, sondern haben 
auch Auswirkungen auf die Inanspruchnahme sozialer Dienstleistungen. 

Die durch die steigende Lebenserwartung der Bevölkerung verursachte 
Bedarfsentwicklung stellt für Wien eine große Herausforderung dar. Vor 
allem der Anstieg der Gruppe der Hochbetagten erfordert den Ausbau und 
die Weiterentwicklung von Pflege- und Betreuungsleistungen sowie die 
Neuausrichtung der sozialen Infrastruktur. 

Im Bereich der Sozialhilfe haben vor allem Veränderungen im Familien­
gefüge sowie die Migration Einfluss auf die Leistungsentwicklung. Mehr­
kindfamilien, AlleinerzieherInnen und MigrantInnen sind einer hohen 
Armutsgefährdung ausgesetzt und sehr oft auf Sozialhilfe angewiesen. 

Steigende Lebenserwartung, sinkende Geburtenraten sowie Veränderungen in 
der Zuwanderung führen zu einer stetigen Veränderung der Alters verteilung, 
die weitreichende gesellschaftliche Konsequenzen mit sich bringt. Ein wesent­
licher Aspekt ist dabei die steigende Anzahl älterer Menschen, vor allem der 
Hochbetagten. Damit verbunden ist eine Ver schiebung im Verhältnis der aktiv 
Beschäftigten zu den PensionistInnen.Veränderungen im Familiengefüge führen 
weiters zu einer Zunahme von Ein-Generation- bzw. Single-Haushalten. Das Zu­
sammen spiel dieser Veränderungen bewirkt längerfristig eine stärkere Belastung 
der Sozialsysteme, etwa durch die prognostizierte Zunahme des Bedarfs an 
Pflege leistungen. 

In Österreich wirken sich diese international feststellbaren demografischen 
Veränderungen unterschiedlich aus. Während die Wiener Bevölkerung bereits 
in den 1970er Jahren einen hohen Anteil an älteren Menschen aufwies, ist in 
den anderen Bundesländern erst jetzt eine signifikante Zunahme der älteren 
Bevölkerungsgruppen und damit eine stärkere Verschiebung in der Alters­
verteilung zu beobachten. In Wien lässt sich derzeit im Vergleich zu Gesamt­
österreich eine Verjüngung der Bevölkerung feststellen. Zudem zeichnet sich in 
Wien aufgrund der anhaltenden Zuwanderung entgegen dem bundesweiten 
Trend ein weiteres Bevölkerungswachstum ab. Die Wiener Stadtverwaltung ist 
aufgrund dieser spezifischen Veränderungen mit einer anderen Situation kon­
frontiert als die übrigen Bundesländer. 

Wechselvolle Geschichte der Bevölkerungsentwicklung – Wien wächst 
wieder 
Wien nimmt als einzige Metropole in Österreich eine Sonderstellung ein. Mit 
rund 1,7 Mio. EinwohnerInnen leben hier mehr als 20% der im gesamten Bundes­
gebiet ansässigen Wohnbevölkerung. Im Großraum Wien sind mit 2,4 Mio.  Men­
schen sogar mehr als ein Viertel der Gesamtbevölkerung Österreichs angesiedelt. 

Als kaiserliche Reichs haupt stadt war Wien bis zum ersten Weltkrieg ein 
politisches und kulturelles Zentrum, das als viertgrößte Stadt der Welt nach 
London, Paris und New York mehr als 2 Mio. Ein wohnerInnen zählte. Die beiden 
Weltkriege sowie die Vertreibungs- und Vernichtungspolitik des Nationalsozia­
lismus führten zu einer starken Reduzierung der Wiener Bevölkerung. 1951 
lebten in Wien nur noch rund 1,6 Mio. Menschen. In der zweiten Hälfte des 
letzten Jahrhunderts nahm die Bevölkerung wieder zu. Dieses Wachstum stag­
nierte Anfang der 1970er Jahre. Ab Mitte der 1970er bis Mitte der 1980er Jahre 
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war ein starker Bevölkerungsrückgang zu beobachten, der durch mehrere Fak-
toren ausgelöst wurde. Ein Grund war das Ableben von relativ alters homogenen 
Gruppen an ZuwanderInnen, die bereits vor dem Ersten Weltkrieg aus den 
Kronländern nach Wien immigriert waren. Aufgrund der zweiten Ölkrise 1979 
ging auch die Zahl der seit den 1960er Jahren als sogenannte GastarbeiterInnen 
angeworbenen ZuwanderInnen zurück. Ein drittes Phänomen lässt sich mit 
dem Trend zur Suburbanisierung in den 1980er Jahren beschreiben, der zu 
einer spürbaren Abwanderung aus der Großstadt führte. Auch die Anzahl der 
Frauen ging stark zurück, in der Zeit von 1975 bis 1990 um rund 80.000. Ver-
mutlich ist diese Entwicklung auf das Ableben vieler Kriegswitw en zurückzu-
führen (siehe Abb. 2).

 

▷
Die Bevölkerungsentwicklung von 

Wien steht seit jeher im engen Zu-
sammenhang mit der Einwanderung.
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Abb. 1: Bevölkerungsentwicklung 
1970 – 2030 (Wien)
Quellen: Statistik Austria, bearbeitet durch MA 5 und MA 24

Jahr

Pe
rs

on
en

FrauenF MännerM

1970 1975 1980 1985 1990 1995 2000 2005 2008 2010 2015 2020 2025 2030
600.000

700.000

800.000

900.000

1.000.000

1.100.000

Abb. 2: Bevölkerungsentwicklung nach Geschlecht
1970 – 2030 (Wien)
Quellen: Statistik Austria, bearbeitet durch MA 5 und MA 24

Der Wirtschaftsaufschwung (Arbeitskräftebedarf) und die Ostöffnung Ende der 
1980er Jahre sowie der Krieg auf dem Gebiet des ehemaligen Jugoslawien 
Anfang der 1990er Jahre ließen die Bevölkerungszahlen wieder ansteigen, bis 
Restriktionen in der Zuwanderung diesen Trend ab Mitte der 1990er Jahre 
wieder abschwächten. In dieser Zeit (1985 – 2000) ist die Anzahl der Männer 
stärker gestiegen als jene der Frauen, was zu einer Angleichung der Geschlech-
teranteile führte. 

Durch eine Zunahme der Familien zusammenführungen und nicht zuletzt 
durch die Niederlassungs freiheit in der EU kam es seit 2000 wieder zu einem 
Bevölkerungswachstum, das sich ab 2006 etwas verlangsamte. Da auch der 
Frauenanteil seit dem Jahr 2000 wieder im Steigen begriffen ist, stagniert die 
Differenz zwischen Frauen und Männern seither bei 70.000 – 80.000. 

Wien ist im Vergleich zu den anderen Bundesländern am stärksten gewach-
sen. Der Bevölkerungs stand in Wien beträgt aktuell rund 1,7 Millionen Im Jahr 
2030 soll bereits die 1,9 Millionengrenze überschritten werden (siehe Abb. 1). 
Dies kann hauptsächlich auf Zuwanderungen aus dem Ausland und eine stei-
gende Lebenserwartung zurückgeführt werden. Dem europäischen Trend ent-
sprechend wird die Anzahl der älteren Bevölkerungsgruppen weiter steigen. 
Die ZuwanderInnen sind im Gegensatz dazu großteils jüngeren Alters.

Wien wird Österreichs jüngstes Bundesland
Vom demografi sch ältesten Bundes land in den 1970er Jahren wird sich Wien 
zu Österreichs jüngstem Bundes land entwickeln. Bereits jetzt gibt es im Ver-
gleich zu Gesamtösterreich einen deutlich höheren Anteil an 20- bis 40-Jährigen 

▷
Wien entwickelt sich vom ältesten 
Bundesland (1970) zum jüngsten 

Bundesland (2030).
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(siehe Abb. 3). Bis 2030 wird der Anteil der unter 15-Jährigen in 
Wien um 0,8 Prozentpunkte (von 14,3% auf 15,1%) ansteigen, während 
er bundesweit um einen Prozentpunkt sinken wird. Die Gruppe der 
über 60-Jährigen ist öster reichweit (22,6%) bereits jetzt etwas größer 
als in Wien (22,3%). Sie wird im Bundesschnitt bis 2030 wesentlich 
stärker wachsen als in der Bundeshauptstadt (in Ö: +8,4 Prozent-
punkte; in W: +4,3 Prozentpunkte). 

Das Durchschnittsalter von Männern in Österreich nimmt kontinu-
ierlich zu, in Wien ist das Durchschnittsalter lange konstant geblieben 
und ist erst seit Mitte der 1990er Jahre gestiegen. Das Durchschnitts-
alter von Männern wird in Wien laut Prognose jedoch weit unter dem 
Österreichschnitt bleiben. Auch das Durchschnittsalter der Frauen 
nahm in Wien eine andere Entwicklung als in Gesamtösterreich. Wäh-
rend es in Wien seit Ende der 1980er Jahre sank (1970: 44,5 Jahre; 
2008: 42,5 Jahre), stieg das Durchschnittsalter der Frauen bundesweit 
kontinuierlich an (1970: 38,1 Jahre; 2008: 42,5 Jahre). Aktuell ist in 
Wien eine Veränderung zu beobachten: Das Durchschnittsalter der 
Frauen steigt wieder an, im Vergleich zu Gesamtösterreich allerdings 
nur in moderater Form.

Bevölkerungsstruktur – Österreich

Jahr
Gesamt-
bevölkerung
(absolut)

Unter
15 Jahre

15 bis
59 Jahre

Ab 60
Jahre

Anteil in %

2008 8.336.549 15,2% 62,2% 22,6%

2010 8.396.760 14,8% 62,1% 23,1%

2020 8.748.917 14,2% 59,7% 26,1%

2030 9.048.365 14,2% 54,8% 31,0%

Bevölkerungsstruktur - Wien

Jahr
Gesamt-
bevölkerung
(absolut)

Unter
15 Jahre

15 bis
59 Jahre

Ab 60
Jahre

Anteil in %

2008 1.680.170 14,3% 63,3% 22,3%

2010 1.700.295 14,3% 63,2% 22,5%

2020 1.816.478 14,7% 61,8% 23,4%

2030 1.905.883 15,1% 58,4% 26,6%

Tabelle 1: Prognose zur Entwick-
lung der Bevölkerungsstruktur bis 
2030 (Wien - Österreich) 
Quelle: Statistik Austria – Bevölkerungs-
prognose 2009
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Abb. 7:  Altersverteilung und -entwicklung Männer 
1970 – 2030 (Wien) 
Quellen: Statistik Austria, berechnet durch MA 5 und MA 24 
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Die Lebenserwartung ist in Wien etwas 
geringer als österreichweit 
Die Lebenserwartung1 ist in Wien mit 
82,1 Jahren bei Frauen und 77 Jahren bei 
Männern etwas niedriger als österreich­
weit (Frauen: 83 Jahre, Männer: 77,6 
Jahre), auch die altersbezogene Differenz 
zwischen den Geschlechtern fällt etwas 
geringer aus. Frauen werden in Wien im 
Schnitt um 5,1 Jahre älter als Männer 
(Österreich: 5,4 Jahre). Generell steigt die 
Lebenserwartung jedoch weitgehend 
gleichmäßig an (siehe Abb. 5). 

Auch international ist in Großstädten 
eine niedrigere Lebenserwartung zu 
beob achten als in ländlichen Gebieten.
  
Dies liegt an den schwierigeren sozialen und ökonomischen Rahmenbedingungen,
  
erhöhten Stressfaktoren und auch an bestimmten Lebensstilen, die im städti schen
  
Bereich vermehrt beobachtet werden. Im internationalen Städtevergleich liegt 

die Lebenserwartung in Wien bei Frauen auf etwa gleicher Ebene mit Hamburg,
  
Köln und London im oberen Mittelfeld, bei Männern ist Wien mit Hamburg,
 
Köln, Rom, Mailand und London vergleichbar und liegt im guten Mittelfeld2.
 

Zwischen 1970 und 1990 konnte sowohl bei Frauen als auch bei Männern  
eine Verkleinerung der Gruppen der über 60-Jährigen und unter 18-Jährigen 
beobachtet werden. Seit der Jahrtausendw ende hat sich dieser Trend umgekehrt.  
Es lässt sich ein Anstieg in allen Altersgruppen feststellen, der laut Prognose 
auch weiter anhalten wird. Dabei ist eine Veränderung in der Geschlechterver
teilung zu erwarten. Während bei den unter 18-Jährigen die Burschen eine Mehr­
heit stellen (2008: 142.000 Mädchen, 149.000 Burschen), sind bei den anderen  
Altersgruppen die Frauen noch stark in der Überzahl. In der Gruppe der über 
60-Jährigen beträgt der Frauenanteil 60% (2008: 225.000 Frauen, 153.000 Männer).  
Allerdings wird die  Anzahl der über 60-jährigen Männer in den nächsten 20  
Jahren wesentlich stärker steigen als jene der Frauen in dieser Altersgruppe 
(2030: 282.000 Frauen, 225.000 Männer).  

 

­

1 Bei Geburt im Jahr 2008. 
2 	 Stadt Wien (2003): Lebenserwartung und Mortalität im internationalen Vergleich, 

Wien. 
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▷ 
Der Anteil der älteren Bevölkerung wird auch in Wien steigen 
I

Vor allem die Zahl der Hochbetagten 
wird in Wien stark ansteigen. 

n den nächsten Jahren ist mit einer Zunahme der älteren Bevölkerungsgruppen 
zu rechnen. Aufgrund der geburtenstarken Jahrgänge wird dieser Anstieg auch 
über mehrere Jahrzehnte lang anhalten.Während die Jahrgänge 1939 bis 1944 
bereits das Pensionsalter erreicht haben, wird die Babyboomer-Generation der 
50er und 60er Jahre des letzten Jahrhunderts in den nächsten 20 Jahren das 
Pensionsalter erreichen. Allerdings wird sich die Altersverteilung innerhalb 
dieser Gruppe verschieben. Der Anteil an Hochbetagten wird weiter steigen. 

Die Gruppe der 60- bis 79-Jährigen ist seit dem Jahr 2000 bereits um ca. 14% 
gewachsen (von ca. 265.000 auf ca. 302.000 Personen), während bei den über 
80-Jährigen in diesem Zeitraum sogar ein Anstieg um 22% zu verzeichnen war. 
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Herausforderungen der demografi schen Entwicklung für  
die Langzeitpfl ege 
Univ.-Prof.in Dr.in Ulrike Schneider/Dr.in  Birgit Trukeschitz,  WU Wien, F orschungsinstitut für Altersökonomie 

Die demografisch bedingten Herausforderungen der Langzeitpflege    
bestehen daher darin,  eine Scherenentwicklung zwischen der Nach­
frage nach und dem Angebot an Pflegeleistungen  zu verhindern, 
die Angebotsvolumina und -strukturen an veränderte Bedarfslagen  
anzupassen und den erwartbaren Mehrbedarf pflegerischer Unter ­
stützung zu finanzieren.   

Zur Bewältigung dieser demografisc h begründeten Herausforde­
rungen kann an Faktoren angesetzt werden, die jenseits der Demo­
grafie Einfluss auf Pflegebedürftigkeit und/oder die Pflegebereitschaft     
nehmen: Handlungsmöglichkeiten finden sich u.a.  in der Förderung  
eines gesunden und sozial aktiven Älterwerdens, mobilitätsfreundlicher,  
sicherer und sozial aktivierender Wohnverhältnisse älterer Menschen,  
der besseren Vereinbarkeit von Angehörigenpflege und Beruf und der  
Erhöhung der Attraktivität der Arbeitsplätze in der Langzeitpflege.  Zu­
sätzlich können neue Technologien für ein selbstbestimmtes Leben im 
Alter Antworten auf die Herausforderungen bieten.  

Die Zunahme des Anteils der Bevölkerung in höheren Altersgruppen 
in den kommenden Jahren hat vielfache Auswirkungen,  die Handlungs­
bedarf im Bereich der Langzeitpflege her vorrufen:  

Veränderung des Umfangs und der Art des Bedarfs an Leistungen  
der Langzeitpflege:  Das Risiko der Pflegebedürftigkeit steigt ab d em 
65. Lebensjahr zunächst langsam, dann immer stärker an. Sofern  
künftige Generationen älterer Menschen nicht deutlich gesünder älter 
werden, ist mit einem starken Anstieg der Zahl pflegebedürftiger älte rer  
Menschen zu rechnen. Zudem ist davon auszugehen, dass verstärkt 
Pflegebedürftigkeit aufgrund kognitiver Einschränkungen (Demenz ) zu 
bewältigen sein wird. Dies erfordert auch eine Anpassung der Art der 
pfl egerischen Dienstleistungen. 

Veränderung von Zahl und Struktur des Bevölkerungsteils,  der  
Unterstützungsleistungen erbringen kann:  Die Zunahme des Anteils  
kinderloser Menschen und des Anteils von Familien mit nur einem oder  
zwei Kindern führt dazu, dass Teile der künftigen  
älte ren Bevölkerung keinen oder einen beschränkten  
Zugang zu intergenerativen Unterstützungsleistungen  
haben werden. Positiv wirkt demografisch die  An­
gleichung der Lebenserwartung der Männer an jene 
der Frauen. Das erhöht gerade für ältere Frauen die 
Chancen der Unterstützung durch ihren Lebenspart­
ner. Die demografische Entwicklung reduziert weiters   
das Erwerbspersonenpotential. Das verstärkt das  
Spannungsfeld zwischen unbezahlter Angehörigen­
pflege und  Erwerbsarbeit, was das Potenzial infor­
meller Pflege  weiter reduzieren könnte. Zum anderen  
nimmt die Konkurrenz verschiedener Sektoren um  
qualifizierte  Arbeitskräfte zu. Die Frage ist dann, ob 
sich die Arbeitsplätze in der Langzeitpflege in diesem   
Wett bewerb behaupten können. 

D
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Die Anzahl der über 80-jährigen Personen wird sich von aktuell rund 80.000 
Personen bis 2030 auf rund 117.000 Personen erhöhen.
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Abb. 8: Entwicklung der Altersgruppen 60 – 79 und 80+, 1970 – 2030 (Wien)
Quellen: Statistik Austria, berechnet durch MA 5 und MA 24

In der Gruppe der 60- bis 79-Jährigen zeigt sich eine grundlegende Verschiebung 
im Geschlechterverhältnis. Im Jahr 2000 waren in diesem Alterssegment noch 
rund 45% mehr Frauen als Männer vertreten. Bis 2010 hat sich in dieser Alters-
gruppe die Anzahl der Männer um rund 25% erhöht, jene der Frauen um nur 6%. 
Aktuell sind nur mehr knapp ein Viertel mehr Frauen in dieser Altersgruppe, 
und der Männeranteil in dieser Gruppe wird weiter steigen. Bei den über 80-Jäh-
rigen lag der Frauenanteil im Jahr 2000 bei ca. 75% und ging bis zum Jahr 2010 
auf 71% zurück. Bis 2030 wird ein weiterer Rückgang des Frauenanteils in 
dieser Altersgruppe auf ca. 62% prognostiziert. 
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Abb. 9: Entwicklung der männlichen Bevölkerung im Alter von 
60 – 79 und 80+ (Wien)
Quellen: Statistik Austria, berechnet durch MA 5 und MA 24
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Abb. 10: Entwicklung der weiblichen Bevölkerung im Alter von 
60 – 79 und 80+ (Wien)
Quellen: Statistik Austria, berechnet durch MA 5 und MA 24

Bevölkerungsentwicklung nach Staatsangehörigkeit
Anfang 2009 war ein Fünftel der Wiener Wohnbevölkerung (20,1%) nicht im 
Besitz der österreichischen Staatsbürgerschaft. Den mit Abstand größten Anteil 
an WienerInnen mit ausländischer Staatsangehörigkeit nehmen mit rund 
128.600 Personen Staatsangehörige europäischer Länder ein, die nicht zur EU 
gehören. Allen voran jene aus Serbien und Montenegro mit 73.200 Personen. An 
zweiter Stelle liegen mit 110.000 Personen die EU-BürgerInnen. 

▷
Ein Fünftel der Wiener Bevölkerung 

war 2009 nicht im Besitz der 
österreichischen Staatsbürgerschaft.
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In den letzten Jahren ist bezüglich der Herkunftsländer eine grundlegende 
Veränderung des Zuzugs nach Wien zu beobachten. Seit dem Jahr 2002 hat sich 
die Anzahl der aus den europäischen Nicht-EU-Ländern stammenden Wiene-
rInnen nur um rund 6% erhöht. Die Gruppe der WienerInnen mit türkischer 
Staatsangehörigkeit hat um weniger als 5% zugenommen. 

Die Anzahl der EU-BürgerInnen hat sich innerhalb der letzten sieben Jahre 
fast verdoppelt. Der Zuzug aus dem EU-Raum übersteigt daher jenen aus ande ren 
Staaten mittlerweile bei Weitem (siehe Abb. 11). EU-BürgerInnen erhalten auf-
grund der EU-Regelungen (z.B. Niederlassungsfreiheit) kaum noch Vorteile durch 
eine Einbürgerung (z.B. Zugang zu bestimmten Leistungen), weshalb da von aus-
zugehen ist, dass sie ihre Staatsangehörigkeit auch beibehalten werden. 

Stark gewachsen ist darüber hinaus der Zuzug von Menschen aus dem asia ti-
schen Raum, aus Amerika, Australien und Ozeanien. In absoluten Zahlen ist die 
Zuwanderung aus diesen Ländern jedoch von untergeordneter Bedeutung.
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Abb. 11: Wiener Bevölkerung mit ausländischer Staatsangehörigkeit 2002 und 2009
Quellen: Statistik Austria, berechnet durch MA 5

Insgesamt hat sich die Anzahl der WienerInnen mit ausländischer Staats-
angehörigkeit in den letzten sieben Jahren von 257.500 auf beinahe 338.000 
erhöht. Dabei war ein stärkerer Zuzug von Frauen aufgrund der Familienzu-
sammenführungen zu beobachten. Im Jahr 2002 war die Anzahl der Frauen 
rund 12% geringer als jene der Männer. Mittlerweile übersteigt die Anzahl der 
Männer mit ausländischer Staats angehörigkeit jene der Frauen nur noch um 
etwa 5% (siehe Abb. 12).

▷
Durch Familienzusammenführungen 
sind vermehrt Frauen ihren Männern 
nach Wien gefolgt. Dadurch hat sich 
die zahlenmäßige Diskrepanz zwi-
schen zugewanderten Männern und 
Frauen verringert.
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Abb. 12: Wiener Bevölkerung mit ausländischer Staatsangehörigkeit nach 
Geschlecht 2002 – 2009
Quellen: Statistik Austria, berechnet durch MA 5
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Einbürgerungen 
In den 1980er Jahren lag die Anzahl der Einbürgerungen relativ konstant bei 
rund 4.000 Einbürgerungen pro Jahr. Die Einbürgerungen nahmen Anfang der 
1990er Jahre stark zu (1991: 8.047) und stiegen bis zur Jahrtausendwende 
langsam an.Ab dem Jahr 2001 folgte eine weitere Einbürgerungswelle, die 2003 
mit rund 18.000 Einbürgerungen ihren Höhepunkt erreichte. In den letzten 
Jahren kam es wiederum zu einem Rückgang. 2008 wurden rund 3.800 Personen 
ein gebürgert. 

Dieser Rückgang ist vor allem auf eine Novelle des Staatsbürgerschafts­
gesetzes im Jahr 2006 durch den Bundesgesetzgeber zurückzuführen. Bereits 
1998 hatte eine Gesetzes novelle den Staats bürger schaftserwerb erschwert. Die 
beiden Novellen brachten unter anderem eine Erhöhung der Frist bei frühzei­
tiger Einbürgerung,Verschärfungen beim Staatsbürgerschaftserwerb bei Ehe­
schließungen oder die Einführung verpflichtender Deutschkenntnisse mit sich. 

Darüber hinaus hängt die Anzahl der Einbürgerungen auch vom Ausmaß der 
Zuwanderung ab. So ist die niedrige Zahl an Einbürgerungen der letzten Jahre 
nicht singulär auf die restriktivere Einbürgerungsgesetzgebung, sondern auch 
auf die relativ niedrigeren Zuwanderungs zahlen in der zweiten Hälfte der 1990er 
Jahre zurückzuführen. 

▷ 
Die letzten Jahre waren durch 

eine geringere Anzahl an 
Einbürgerungen gekennzeichnet. 

Erwerb der österreichischen Staatsbürgerschaft 

Der Erwerb der österreichischen Staatsbürgerschaft kann entweder durch Rechtsanspruch oder Er
messen erfolgen.  Auf jeden Fall müssen die allgemeinen Einbürgerungsvoraussetzungen bezüglich 
Aufenthalt, Unbescholtenheit, Lebensunterhaltssicherung, Kenntnisse der demokratischen Ordnung 
und Geschichte Österreichs sowie der deutschen Sprache erfüllt sein. Zuständige Behörde ist das Amt  
der jeweiligen Landesregierung.  

­

Die meisten Einbürgerungen sind seit den 1990er Jahren bei Staatsangehörigen 
aus Serbien und Montenegro sowie aus der Türkei zu verzeichnen. Nur im Jahr 
2007 fiel die Türkei auf den dritten Rang hinter Bosnien und Herzegowina 
zurück. Einbürgerungen von Staatsangehörigen der EU-15 haben sich seit dem 
EU-Beitritt Österreichs 1995 stark verringert. Diese Entwicklung zeigte sich in 
den letzten Jahren auch für die osteuropäischen Beitrittsländer der EU-Erweite­
rungswelle 2004. Insofern kann davon ausgegangen werden, dass künftig der 
Anteil von MigrantInnen ohne österreichische Staatsbürgerschaft stärker steigen 
wird als jener von MigrantInnen mit österreichischer Staatsbürgerschaft. 

Abb. 13:  Einbürgerungen in Wien 1981 – 2009 
Quellen: Statistik Austria, bearbeitet durch MA 5 und MA24 
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Das Wiener Integrations- und Diversitätskonzept 

Wien ist seit jeher durch Zuwanderung geprägt. Nachdem in den  einlösen zu können, ist der Besuch von mindestens drei Schulungen 
frühen  1980er Jahren der Anteil der nicht in Wien geborenen Bürge­ (Info-Module) im Rahmen von StartWien erforderlich.  
r Innen einen historischen Tiefstand erreicht hatte, brachten die letzten Der Erfolg der Integrationspolitik ist auch entscheidend davon ab­
20 Jahre einen konstanten Anstieg der Bevölkerung mit Migrations­ hängig, welche Perspektiven junge Menschen haben. Daher ist es  
hintergrund.  Wie in nur wenigen anderen Städten in Europa prägten wichtig, dass eine Chancengleichheit hinsichtlich des Bildungs- und 
politische Ereignisse (z.B. der Fall des Eisernen Vorhangs 1989, die Arbeitsmarktzugangs besteht.  Tatsache ist: Kinder und Jugendliche  
Kriege auf dem Gebiet des ehemaligen Jugoslawien ab 1991, der  mit Migrationshintergrund entscheiden die Zukunft Wiens mit. Sie sind  
Beitritt Österreichs zur EU 1995 sowie die EU-Erweiterungen 2004 und  die HandwerkerInnen, KrankenpflegerInnen,   TechnikerInnen und Unter­
2007) die städtische Entwicklung von Wien und veränderten die  nehmerInnen von morgen. Diese Jugendlichen sind also unverzichtbar  
Rahmen bedingungen für die Zuwanderung. Die vergangenen zwei  für eine wirtschaftlich erfolgreiche Zukunft. 
Jahrzehnte haben nicht nur die Stadt, sondern auch die städtische  Ein gutes Zusammenleben und eine gute Nachbarschaft sind wesent­
Politik in Hinblick auf Migration und Integration verändert. 28% der  liche Eckpfeiler einer erfolgreichen Integration. Zahlreiche Projekte  
Wiener Bevölkerung wurden im Ausland geboren, 44% haben einen zielen daher auf eine Verbesserung des Zusammenlebens ab.  
Migrationshintergrund, d.h. sie wurden entweder im Ausland geboren,  Die Erfolge der Wiener Integrationspolitik werden auch messbar  
sind ausländische Staatsangehörige oder zumindest ein Elternteil ist gemacht (Integrations- und Diversitätsmonitor), um die Integrations­
zugewandert. maßnahmen evaluieren und weiterentwickeln zu können. 

Die Integrationspolitik in Wien basiert auf einem klaren Konzept: Die Die Stadt Wien verfolgt in der Integrations- und Diversitätspolitik  
Zu wanderung ist klar und transparent zu regeln und unabdingbar an einen proaktiven und gestalterischen Ansatz. Dieser ist 
Integrationsmaßnahmen zu koppeln.  Die vier Eckpfeiler dieses Kon­ ▶  auf eine gemeinsame Zukunft hin orientiert,  
zeptes sind:  Sprache, Bildung und Arbeit, Zusammenleben sowie  ▶  anerkennend und auf die Gesamtgesellschaft bezogen,  
Messbarkeit. ▶  auf die Herstellung von Chancengleichheit und Gleichberechtigung 

Diesen vier Eckpfeilern sind einzelne Maßnahmenpakete zugeordnet,  hin angelegt,  
die sich teils speziell an die ZuwanderInnen, teils an alle WienerInnen ▶  primär auf das Individuum und weniger auf ethnische Kollektive  
richten. Den Bogen spannt das Bündnis für Integration und gegen  ausgerichtet, ohne dabei spezifische Bedürfnisse  der Zielgruppen 
Fremdenfeindlichkeit. zu verkennen,  

Mit  StartWien, dem 5-Punkte-Programm zur Integration, unterstützt ▶  leistungs- und potenzialorientiert,  
die Stadt Wien die ZuwanderInnen in den Bereichen Sprache, Bildung ▶  befähigend, fördernd und fordernd,  
und Job. Ziel ist, dass die ZuwanderInnen in Wien rasch Fuß fassen.  ▶  partizipativ und nicht paternalistisch. 
In Schulungen werden wichtige Spielregeln des Zusammenlebens  
sowie Rechte und Pflichten vermittelt.  Weitere Informationen: 

Die Sprache ist ein entscheidender Faktor für eine erfolgreiche Inte Am 9. April 2010 wurden die Ergebnisse des ersten Wiener Integrations­  
gration.  Die Stadt Wien bietet daher kostengünstige und leicht zugäng­ und Diversitätsmonitors im Rahmen einer Fachtagung der MA 17 der 
liche Deutschkurse an. Der Wiener Sprachgutschein in Höhe von 300 Öffentlichkeit präsentiert. Die Berichte stehen als Download zur Verfügung:  
Euro ist an den Wiener Bildungspass gekoppelt. Um den Gutschein  http://www.wien.gv.at/integration/monitor.html (24. 11. 2010).  

­

Fundament: Zuwanderung klar und transparent regeln 
und an Integrationsmaßnahmen koppeln 

Bündnis für Integration 
und gegen Fremdenfeindlichkeit 

ZusammenlebenSprache Bildung und Arbeit Messbarkeit 

Abb. 14:  Das Wiener Integrationskonzept 
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1.3 Bildung
 

DAS DERZEITIGE BILDUNGSSYSTEM führt zu einer ungleichen Chancenver­
teilung. Geringe Bildung schränkt die Möglichkeiten am Arbeitsmarkt stark 
ein und stellt eine Eintrittshürde am Beginn des Arbeits- bzw. Erwerbs­
lebens dar. Gering qualifizierte Personen sind stärker von Arbeitslosigkeit 
und Armut bedroht und sind sehr oft auf Sozialhilfe angewiesen. Wien 
steuert – soweit dies auf Landesebene möglich ist – diesen Entwicklungen 
durch eine Vielzahl von Maßnahmen entgegen: Zu nennen sind etwa die 
Einführung und der Ausbau des beitragsfreien Kindergartens oder der 
Ganztagsschulen, die Schaffung von Lern- und Freizeitklubs in den Ferien 
sowie die Beratung, Qualifizierung und Förderung von ArbeitnehmerInnen, 
Arbeits losen und arbeitsmarktfernen Personen. 

Die Bildungschancen sind in Österreich ungleich verteilt.Vor allem die soziale 
Herkunft und ein etwaiger Migrationshintergrund sind ausschlaggebend für 
die Bildungsmöglichkeiten. Diese Tatsache steht in engem Zusammen hang mit 
der Struktur des österreichischen Bildungssystems, das im internationalen 
Vergleich einige spezifische Merkmale aufweist. Ein wesentliches Merkmal ist 
die relativ kurze Volksschulzeit von vier Jahren und die daran anschließende 
frühe Zuteilung in Haupt- bzw. neue Mittelschule oder allgemein bildende höhere 
Schule. Damit werden bereits im Alter von zehn Jahren die Weichen für den 
weiteren Bildungsweg gestellt. Weiters ist das österreichische System durch 
eine hohe Berufs orientierung mit einem breiten Angebot an Lehrstellen und 
berufs bildenden Schulen gekennzeichnet. International wird hingegen stärker 
auf eine allgemeine Ausbildung gesetzt. Ein weiteres Spezifikum stellt die vor­
herrschende Organisations form der Pflichtschule als Halbtags schule dar, die 
aufgrund fehlender Nachmittags- und Lernbetreuungen bzw. Ganztagsschulen 
ein höheres Engagement von Seiten der Familien erfordert. 

Nach dem Bundesverfassungsgesetz fällt der Bildungsbereich in die Regelungs­
kompetenz des Bundes. Die Landeszuständigkeit beschränkt sich auf Kinder­
gärten und Horte sowie auf die Personal- und Verwaltungsverantwortung im 
Bereich der Pflichtschulen. 

▷ 
Bildungschancen sind in Österreich  

ungleich verteilt. Die Struktur des  
österreichischen Bildungssystems  

fördert soziale Ungleichheit. 

▷ 
Wien weist im Vergleich zu anderen  

Bundesländern einen hohen  
Versorgungsgrad im Bereich der  

Kinderbetreuung sowie ein dichtes  
Netz an Ganztagsbetreuung in  
Volks- und Hauptschulen auf.  

Abb. 15:  Betreuungsquoten für 0- bis 9-Jährige im Österreich­
vergleich 2008 (Stichtag 01.09.2008) 
Quelle: Statistik Austria  

Kinderbetreuung 
In Wien stehen derzeit zur Betreuung der 0- bis 
6-Jährigen rund 60.800 Plätze in städtischen und 
privaten Einrichtungen zur Verfügung. Wien bietet 
im Bundesländervergleich den höchsten Versor­
gungsgrad (96%) in der Altersstufe der 3- bis 6-jäh­
rigen Kinder. Der Versorgungsgrad der 0- bis 3-Jäh­
rigen liegt 2010 bereits bei 28%. Ein weiterer Ausbau 
ist vorgesehen. Damit ist Wien österreichweit Spit­
zenreiter in der Kinderbetreuung. Die Barcelona­
Ziele3 wurden damit bei den 3- bis 6-Jährigen über­
erfüllt (Vorgabe: 90%) und bei den 0- bis 3-Jährigen 
beinahe erreicht (Vorgabe: 33%). Im Österreichver­
gleich lag Wien mit einer Betreuungsquote der 0- bis 
9-Jähri gen von ca. 45% (2008) weit vor den anderen 
Bundes ländern. 

3 EU-Vorgaben zur Kinderbetreuung bis 2010. 
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Krippen, Kindergärten und Horte sind in Wien beitrags­
frei und ganzjährig von 6:30 Uhr bis 17:30 Uhr geöffnet. 
Über 84% der Wiener Kinderbetreuungsplätze sind mit 
einer Vollzeitbeschäftigung der Eltern vereinbar. 2009 
wurden in Wien rund 465 Millionen Euro für die Kinder­
betreuung in Kindergärten ausgegeben. 

Der beitragsfreie Kindergarten in Wien 

Die städtischen Kindergärten, die 43% des Gesamtangebots aus­
machen, sind seit 1. September 2009 beitragsfrei (ausgenommen  
Essensbeitrag). Private Träger erhalten Förderungen, um möglichst viele  
Betreuungsplätze ebenfalls beitragsfrei anbieten zu können. 

an
d

re
w

 r
in

kh
y 

Bildungsstand der WienerInnen 
Die Wiener Bevölkerung verfügt im Vergleich zum Österreichschnitt über ein 
hohes Ausbildungsniveau, das weiter im Steigen begriffen ist. Der Anteil an 
UniversitätsabsolventInnen hat sich in Wien von 1981 bis 2006 verdreifacht. 
In Wien als Universitätsstadt liegt dieser Anteil mit 22% im Jahr 2006 deutlich 
höher als im Bundesdurchschnitt (14%). Im EU-Vergleich ist festzustellen, dass 
in Österreich der Anteil der HochschulabsolventInnen an der Bevölkerung (in 
allen Altersgruppen zwischen 30 und 64 Jahren) weit unter dem Durchschnitt 
der EU-27 liegt4. 

Der Anteil der Personen mit Sekundarabschluss als höchster abgeschlossener 
Ausbildung ist in der Bundeshauptstadt seit 1981 mit rund 60% relativ konstant 
geblieben. Österreichweit stieg er von 50% im Jahr 1981 auf aktuell 68,3%. 

Demgegenüber ist der Anteil der Personen mit maximal Pflicht schul abschluss 
in Wien und Österreich beinahe gleich hoch (rund 18%). Das bedeutet, dass 
dieser Anteil in Wien seit 1981 um 18 Prozentpunkte, österreich weit sogar um 
28 Prozentpunkte gesunken ist. 

Soziale Lage in Wien 

▷ 

Bildungsabschlüsse 

Unter Sekundarabschluss werden die Ab­
schlüsse einer allgemein bzw. berufsbil­
denden höheren Schule sowie Lehrab­
schlüsse und Abschlüsse einer mehrjährigen  
berufsbildenden mittleren Schule zusammen­
gefasst. 

Die Abschlüsse im Bereich von Univer si­
täten, Fachhochschulen, Pädagogischen  
Hochschulen,   Akademien und Kollegs werden  
zusammenfassend als  Tertiärabschlüsse  
bezeichnet.  Werkmeister- und Meisterab­
schlüsse werden bei internationalen Ver­
gleichen dem Tertiärbereich zugeordnet. 
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Abb. 16:  Bevölkerung zwischen 25 und 64 Jahren nach Bildungsstand 1981 – 2006 
(Wien – Österreich) 
Quellen: Statistik Austria, bearbeitet durch MA 5 

4 	 Exekutivagentur Bildung, Audiovisuelles und Kultur (2009): Schlüsselzahlen zum Bil­
dungswesen in Europa 2009, Brüssel. – Der internationale Vergleich ist jedoch insofern 
problematisch, als die Erstausbildungssysteme der Länder sehr unterschiedlich ge­
staltet sind. So zählt bspw. in Österreich die Ausbildung zum/zur Gesundheits- und 
Krankenpfleger/-schwester nicht zur Tertiärstufe. Ein HTL-Abschluss wird in anderen 
Systemen oftmals einem Tertiärabschluss auf Bachelorniveau gleichgestellt. 

Der Anteil niedrigqualifi zierter 
Personen in Wien entspricht 
im Wesentlichen dem gesamt­
österreichischen Bild. In den 
letzten Jahren hat sich der Anteil 
jedoch weniger verringert als in 
anderen Bundesländern. 
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Die geschlechtsspezifi schen Werte zeigen in gewissen Bereichen deutliche Unter-
schiede. Während der Anteil der Frauen mit maximal Pfl ichtschulabschluss in 
Wien und österreichweit mit rund 24% gleich hoch ist, ist der Anteil der Män-
ner mit maximal Pfl ichtschulabschluss in Wien deutlich höher als in Gesamt-
österreich. Bei 15% der Männer in Wien ist der Pfl ichtschulabschluss die höchste 
abgeschlossene Ausbildung. Das ist um 2 Prozentpunkte mehr als im gesamten 
Bundesgebiet (13%). 

Der Anteil jener Personen, die maximal über einen Lehrabschluss verfügen, 
ist österreich weit um rund ein Drittel höher als in Wien. Während in Wien der 
Anteil der Männer, die einen Lehrabschluss als höchste abgeschlossene Aus-
bildung aufweisen, mit 38% um 15 Prozentpunkte über jenem Anteil der Frauen 
(23%) liegt, beträgt diese Differenz österreichweit sogar mehr als 20 Prozent-
punkte.
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Abb. 17: Bildungsstand der männlichen Bevölkerung im 
Alter von 25 – 64 Jahren 2007 (Österreich – Wien)
Quellen: Statistik Austria, bearbeitet durch MA 5 und MA 24
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Abb. 18: Bildungsstand der weiblichen Bevölkerung im 
Alter von 25 – 64 Jahren 2007 (Österreich – Wien)
Quellen: Statistik Austria, bearbeitet durch MA 5 und MA 24

Beim Vergleich der Bildungsabschlüsse von Frauen und Männern in Wien ist 
festzustellen, dass Frauen mit jeweils rund 23% im gleichen Ausmaß Pfl icht-
schule und Lehre absolvieren. Der Anteil der Männer mit einem Lehrabschluss 
als höchste abgeschlossene Ausbildung ist um das 1,5-Fache höher als der 
Anteil der Männer mit reinem Pfl ichtschulabschluss. Einen Abschluss einer 
berufsbildenden mittleren Schule haben insgesamt wesentlich mehr Frauen als 
Männer erreicht (+10 Prozentpunkte österreichweit, +7,5 Prozentpunkte in 
Wien). Ebenso gibt es sowohl in Wien als auch im gesamten Bundesgebiet etwas 
mehr Maturantinnen als Matu ranten. In Wien wählen darüber hinaus mehr 
Männer und Frauen eine höhere Schule als in Gesamtösterreich. Bei den be-
rufsbildenden mittleren Schulen sind es jedoch weniger Personen als in Ge-
samtösterreich.

Nahezu gleich viele Männer wie Frauen schließen nach einer höheren Schule 
noch eine weitere Ausbildung ab, jedoch wählen mehr Frauen eine sogenannte 
hochschulverwandte Lehranstalt (Pädagogische Akademie, Fachhochschule 
u.Ä.), die ebenfalls als praxisbezogen gilt und in der Regel kürzer dauert als 
ein Hochschulstudium. 

Für Wien lässt sich im Vergleich zum gesamten Bundesgebiet ein höherer 
Bildungsgrad bei einem geringeren geschlechtsspezifi schen Unterschied fest-
stellen. Dies kann zum einen auf das generell dichte Netz an unterschiedlichen 
Schulformen zurückgeführt werden. Zum anderen trägt die Tatsache, dass das 
Wiener Hochschulangebot bundesweit genutzt wird und viele StudentInnen 
aus den Bundesländern auch nach dem Studienabschluss in Wien bleiben, zu 
einer höheren AkademikerInnenquote bei.

▷
Insgesamt ist der Bildungsgrad in 

Wien höher und geschlechts-
spezifi sche Unterschiede sind geringer. 



 
 

 
 

 

 
 

   

 
 

Bildung und soziale Herkunft 
Der Bildungsstand der Eltern prägt die Bildungskarriere der Kinder in Öster­
reich stark. Während 42 – 43% der Kinder von AkademikerInnen wieder einen 
akademischen Abschluss erreichen, sind es bei Personen, deren Eltern maximal 
über einen Pflichtschulabschluss verfügen, nur 9 bis 10%. Ein österreich weiter 
Vergleich zwischen älteren (45 bis 64 Jahre) und jüngeren Personen (24 bis 44 
Jahre) zeigt, dass in den letzten 20 Jahren diesbezüglich kaum eine Veränderung 
festzustellen ist (siehe Abb. 19). 
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Abb. 19:  Intergenerationeller Bildungsvergleich in Österreich 2007 
Quelle: Statistik Austria – Bildung in Zahlen 2007/2008 
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­

Ungleiche Chancenverteilung 
Ma g. Kurt Schmid,  ibw - Institut für Bildungsforschung der Wirtschaft 

Die Bildungswahl österreichischer Kinder wird vor allem  durch Ge­ Wien ist laut ibw-Bildungsstromprognose 2007 das einzige Bundes­
schlecht,  Wohnort (Stadt oder Land), die Ausbildung der Eltern, aber land in Österreich, in dem mittel- und langfristig mit einem Anstieg  
auch durch das regionale Schulformenangebot bestimmt.  Ausreichende  dieser  Alterskohorte zu rechnen ist.  Angesichts der Entwicklung der  
und passende Angebote können somit auch zur Hebung des Aus­ SchülerInnenzahlen und der Schulwahltrends lässt sich für Wien ein 
bildungsniveaus beitragen. erhöhter Bedarf an AHS-Angeboten prognostizieren.  Diese Entwicklung  

Eine vermehrte Inanspruchnahme der AHS-Unterstufe gegenüber  stellt aber auch eine Heraus forderung für die pädagogische Didaktik 
der Hauptschule lässt sich bereits seit längerem beobachten. Dieser und die Unterrichtspraxis in der AHS dar,  die für eine zunehmend hetero­
Trend ist in großstädtischen Lagen besonders ausgeprägt und wird sich  genere SchülerInnengruppe entsprechend differenzierten und indivi­
vermutlich verstärken. Der für Österreich prognostizierte Rückgang der  dualisierten Unterricht bieten muss. 
10-Jährigen wirkt sich vor allem zu Lasten der Hauptschulen aus.  

▷ 
Die soziale Herkunft und die frühe 
schulische Selektion prägen die 
Ausbildungskarrieren. 

Laut Nationalem Bildungsbericht Österreich (2009) sind vor allem an der 
Schwelle von der Pflicht schule zur höheren Ausbildung große Ungleichheiten 
festzustellen, die auch auf die soziale Herkunft zurückzuführen sind.Während 
ca. 90% der SchülerInnen von der Unterstufe einer allgemeinbildenden höheren 
Schule in die Oberstufe übertreten, ist dies nur bei knapp einem Drittel der Haupt­
schulabsolventInnen der Fall5. Diese Tatsache zeigt, dass die frühe schulische 

5 http://www.bifie.at/nationaler-bildungsbericht (28.12.2009). 
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Selektion unterschiedliche Bildungs- und Berufsmöglichkeiten zur Folge hat. 
Dennoch können immerhin rund 57% der AkademikerInnen als Bildungsauf­
steigerInnen bezeichnet werden, da sie einen höheren Abschluss als ihre Eltern 
erreicht haben. Dies unterstreicht wiederum das allgemein steigende Bildungs­
niveau in Österreich. 

Vergleichbare Zahlen für Wien liegen nicht vor. Die aktuelle Wiener Lebens­
qualitätsstudie, bei der 8.700 WienerInnen befragt wurden, weist jedoch ins­
gesamt rund 35% der Befragten als BildungsaufsteigerInnen – also als Personen, 
die einen höheren Bildungsabschluss als ihre Eltern aufweisen – aus. Weitere 
35% haben dasselbe Ausbildungsniveau wie jener Elternteil mit der höheren 
Ausbildung. Rund ein Viertel der Befragten gab an, einen niedrigeren Schulab­
schluss als ihre Eltern zu haben. Geschlechtsspezifische Unterschiede waren in 
diesem Zusammenhang nicht festzustellen. Hingegen war bei den verschiedenen 
Altersgruppen zu sehen, dass in den Gruppen der 30- bis 59-Jährigen deutlich 
mehr BildungsaufsteigerInnen zu verzeichnen sind als in der Gruppe der über 
60-Jährigen, was ebenfalls auf ein steigendes Bildungsniveau hindeutet. 

Bildung und Staatszugehörigkeit 
Je nach Staatszugehörigkeit zeigen sich ebenfalls deutliche Unter schiede hin­
sichtlich der Bildungsabschlüsse. Während Staatsangehörige aus den EU-
Mitglieds staaten, allen voran jene aus der Bundesrepublik Deutschland, einen 
deutlich höheren formalen Bildungs stand als österreichische StaatsbürgerInnen 
aufweisen, zeigt sich bei ZuwanderInnen aus anderen Staaten ein anderes Bild. 
Der Anteil an PflichtschulabsolventInnen beträgt bei ÖsterreicherInnen rund 
16%. ZuwanderInnen aus Kroatien sowie Bosnien und Herzegowina verzeichnen 
hingegen einen Anteil von mehr als 40%, türkische Staats angehörige von 76%. 
Demgegenüber haben jedoch nur ca. 6% der in Österreich lebenden deutschen 
Staats angehörigen ihre Ausbildung bereits mit dem Pflicht schulabschluss be­
endet. 

Hinsichtlich des Sekundarabschlusses ist nur bei den polnischen Staats­
angehörigen der  Anteil mit rund 74% 
71%. Die Anteile aller anderen Staats
– zum Teil wesentlich – geringer. 

höher als bei ÖsterreicherInnen mit knapp 
angehörigen sind in dieser Bildungsstufe 
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▷ 
ZuwanderInnen weisen zum Teil 

einen niedrigeren, zum Teil aber auch 
einen weit höheren Bildungsstand als 

ÖsterreicherInnen auf.  

0% 

20% 

40% 

60% 

80% 

100% 

Deutsch­
land 

Sonstige 
EU-27 

Polen Österreich Bosnien und 
Herzegowina 

Staatsangehörigkeit 

Kroatien Sonstige 
Staaten 

Türkei Serbien, 
Montenegro 

Bi
ld

un
gs

st
an

d 
de

r b
ef

ra
gt

en
 P

er
so

ne
n 

Pflichtschulabschluss Sekundarabschluss Tertiärabschluss 

Ö 

5,8 

58,8 

35,4 

10,8 

59,0 

30,2 

13,0 

74,4 

12,6 

16,4 

70,8 

12,8 

40,1 

57,3 

2,6 

41,4 

54,2 

4,4 

42,3 

38,9 

18,8 

52,4 

46,1 

1,5 

76,0 

21,7 

2,3 

Abb. 20:  Bildungsstand der 25- bis 64-jährigen Bevölkerung in Österreich nach 
Staatsangehörigkeit 2007 
Quelle: Statistik Austria – Bildung in Zahlen 2007/2008 
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Bei Tertiärabschlüssen verzeichnen ZuwanderInnen aus EU-Staaten einen höhe-
ren Anteil. Während nur rund 13% der ÖsterreicherInnen einen tertiären Ab-
schluss erzielen, ist der Anteil bei deutschen StaatsbürgerInnen in Österreich 
mit über 35% mehr als 2,5-mal so hoch. Auch die übrigen EU-BürgerInnen 
weisen mit einem Anteil über 30% ein weitaus höheres Bildungsniveau auf. 
Knapp 19% der ZuwanderInnen aus nicht europäischen Staaten verfügen über 
einen tertiären Bildungsabschluss. Ein sehr geringer Anteil an tertiären Ab-
schlüssen ist bei Staatangehörigen aus Bosnien und Herzegowina (2,6%), der 
Türkei (2,3%) sowie aus Serbien und Montenegro (1,5%) zu verzeichnen. 

Bildung und Einkommen
Den engen Zusammenhang zwischen Bildungs- und Berufsmöglichkeiten be-
stätigt auch ein Vergleich der Einkommenssituation nach Bildungsabschlüssen. 
Hier zeigt sich mit zunehmendem Bildungsn iveau ein deutlich höheres Ein-
kommen. Während Männer mit maximal Pfl ichtschulabschluss durchschnittlich 
rund 1.600 Euro brutto/Monat verdienen, verfügen Männer mit Universitäts-
abschluss über durchschnittlich 3.500 Euro brutto/Monat. Unterschiede in der 
Einkommens höhe bestehen jedoch nicht nur im Zusammenhang mit der Qua-
lifi kation. Auch zwischen Männern und Frauen gibt es Einkommensunterschiede. 
In den unter schiedlichen Bildungsstufen verdienen Frauen zwischen 61% und 
69% des Brutto-Medianeinkommens6 der Männer. Durchschnittlich verdienen 
Arbeitnehmerinnen 66% des Medianeinkommens der männlichen Arbeitnehmer. 
Die Einkommensdifferenz ist jedoch nur zum Teil durch die unterschiedlichen 
Einkommensstrukturen der verschiedenen Wirtschaftsbereiche und das unter-
schiedliche Beschäftigungsausmaß zu erklären. Denn auch bei gleichen Tätig-
keiten in gleichen Unternehmen und bei gleichem Beschäftigungsausmaß sind 
die Einkommen der Frauen im Durchschnitt geringer. 

Die Höhe des Einkommens ist 
wesentlich vom Bildungsabschluss 
abhängig. So verdienen Frauen 
und Männer mit einem Pfl ichtschul-
abschluss als höchste abgeschlossene 
Ausbildung brutto um mehr als 50% 
weniger als HochschulabsolventInnen.

▷
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Abb. 21: Monatliches Bruttoeinkommen von aktuell unselbständig Erwerbstätigen 
im Erwerbsalter nach Bildungsniveau und Geschlecht 2008 (Österreich)
Quellen: Statistik Austria-EU-SILC 2008, bearbeitet durch MA 24

6 Der Median ist jener Wert, der eine der Größe nach geordnete Beobachtungsreihe in 
zwei gleich große Teile teilt. Mindestens die Hälfte der Beobachtungen ist kleiner/gleich, 
die andere Hälfte größer/gleich als der Medianwert. Durch seine Resistenz gegen Aus-
reißer eignet sich der Median besonders gut bei Verteilungen mit großen Schwankungen.



 1.4 	  Beschäftigungs- und Arbeitsmarkt­
entwicklung 

   WIEN  VERFÜGT  ÜBER  EINE  historisch gewachsene Wirtschaftsstruktur,  
die sich durch einen Rückgang des Produktionssektors bei gleichzeitigem 
Ausbau des Dienstleistungssektors vom restlichen Österreich unterscheidet.  
Der Strukturwandel hat insbesondere Auswirkungen auf den Arbeitskräfte­
bedarf und somit auf die Entwicklung der Arbeitslosigkeit. Damit verbun­
den ist auch der Verlust von Arbeitsplätzen mit geringen Qualifi kations­
anforderungen.  Wien weist darüber hinaus im Vergleich zu den anderen  
Bundesländern die größte Dynamik an Zu- und Abgängen auf dem Arbeits­
markt auf. Feststellbar ist auch ein starker Anstieg atypischer Beschäf­
tigungsformen, die teilweise zu einem  Ausschluss der Beschäftigten aus  
dem sozialen Sicherungssystem führen. Bezogen auf die sozialen Leistungen  
der Stadt Wien wirken sich strukturelle Veränderungen am Arbeitsmarkt 
und Arbeitslosi

hindertenhilf
gkeit auf die Sozialhilfe, die Wohnungslosenhilfe und die  

Be e sowie langfristig auch auf die Finanzierung der Pfl ege  
aus. 

Im Bereich der Arbeitsmarktentwicklung ist EU-weit eine zunehmende Aus­
differenzierung der Beschäftigungsverhältnisse festzustellen, die mit steigenden  
Flexibilisierungsanforderungen und neuen Qualifi kationsmustern einhergeht.  
Neue Beschäftigungsformen und wachsende Arbeits losigkeit führen zudem zu 
sinkender Beschäftigungs- und Einkommenssicherheit, von der vor allem Perso­
nen mit geringer Qualifika tion betroffen sind. Ein wachsender Niedriglohn sektor  
(Working Poor) führt weiters dazu, dass Erwerbsarbeit für immer weniger  
Beschäftigte eine ausreichende Existenzsicherung garantiert.  Versicherungs­
leistungen wie das Arbeitslosengeld oder die Notstandshilfe hinken diesen  
Entwicklungen meist hinterher. Sie orientieren sich immer noch am Male bread  
winner-Modell, das davon ausgeht, dass vorwiegend die Männer für den Unter­
halt der Familie sorgen (z.B.  Anrechnung des Partnereinkommens bei der Not­
standshilfe). Dadurch entstehen für einige Gruppen besondere Risken, die durch  
die bestehenden Systeme nicht mehr ausreichend abgesichert werden können.  
Vor allem in den Übergangsphasen von der Ausbildung in den Arbeitsmarkt  
und vom Arbeitsmarkt in die Pension ergeben sich neue Problemfelder, die  
immer häufi ger zu ungesicherten Lebensphasen führen. 

Die aktuelle Wirtschaftskrise hat zudem die Situation am Arbeitsmarkt wei­
ter verschärft und die Arbeitslosigkeit in ganz Europa erhöht. Österreich sieht 
sich mit einer vergleichsweise schwächeren Auswirkung der Wirtschaftskrise 
konfrontiert. Während in einigen EU-Ländern die Arbeitslosigkeit stark gestie­
gen ist, kann Österreich im Jahresdurchschnitt 2009 immer noch auf die dritt­
niedrigste Arbeitslosenquote in der EU verweisen.  

Soziale Lage in Wien 

▷ 
Geringqualifizierte sind vorwiegend auf  

den Niedriglohnsektor angewiesen,  
der eine kaum ausreichende Existenz­

sicherung garantiert (Working Poor). 

Veränderung der Arbeits-
Bundesland losenrate zum Vorjahr 

(2009/2008) in Prozent 

Burgenland + 15,0% 

Kärnten + 29,3% 

Niederösterreich + 24,5% 

Oberösterreich + 42,6% 

Salzburg + 30,5% 

Steiermark + 26,8% 

Tirol + 23,2% 

Vorarlberg + 32,6% 

Wien + 9,9% 

Gesamt + 22,6% 

Tabelle. 2:  Veränderung der 
Arbeitslosenrate zum Vorjahr 
Quelle: AMS Wien 

▷ 
Wien setzt Maßnahmen gegen die Krise 
Aufgrund des sehr hohen Anteils an Arbeitsplätzen im Dienstleistungs­
bereich sind die Auswirkungen der Wirtschaftskrise in Wien relativ gering  
ausgefallen. Vor allem Bundesländer mit einer großen Zahl an Produktions­
betrieben in von der Krise besonders betroffenen Wirtschaftszweigen  
(z.B.  Autoindustrie) haben mit einem wesentlich größeren Anstieg der  
Arbeitslosigkeit zu kämpfen.  Trotz des, im Vergleich zu den anderen  
Bundesländern, deutlich geringeren Anstiegs der Arbeitslosigkeit zwischen  
2008 und 2009 (+ 9,9%), hat Wien im Jahr 2009 nach Kärnten die zweit­
höchste Arbeitslosenquote in Österreich. 

Der bereits vollzogene Strukturwandel der 
Wiener Wirtschaft sowie entsprechende 
konjunkturelle Maßnahmen haben einen 
stärkeren Einbruch der Wirtschaft in der 

Krise verhindert und den Anstieg der 
Arbeitslosigkeit relativ gering ausfallen lassen. 
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Nicht nur der bereits vollzogene Strukturwandel des Wiener Arbeitsmarktes 
und die starke Diversifizierung der Wiener Wirtschaft haben dazu beigetragen, 
dass die Auswirkungen der Krise in Wien weniger zu spüren sind als in anderen 
Regionen. Auch ein starker Zuwachs an Betrieben sowie zwei Konjunkturpakete 
haben einen stärkeren Einbruch der Wirtschaft verhindert. 

Insgesamt ist Wiens Wirtschaft in den letzten Jahren – vor allem auch durch 
die Osterweiterung – internationaler geworden. Dies war mit einem Flexibili­
sierungs- und Effektivitätsschub verbunden. Heute ist Wien für viele multina­
tionale Konzerne eine Drehscheibe zwischen Ost und West. Dazu hat nicht nur 
die geografische Lage, sondern auch die einzigartige Infrastruktur und Lebens­
qualität beigetragen. 

Der Arbeitsmarkt in Wien – Chancen und Herausforderungen 
Dr . Gernot  Mitter, Arbeiterkammer Wien 

Als einziger großstädtischer und mit rund 700.000 Beschäftigten  gerät rasch in die Gefahr der Langzeitarbeitslosigkeit mit all ihren  
größter regionaler Arbeitsmarkt Österreichs unterscheidet sich der  negativen individuellen und gesellschaftlichen Folgen.  Auch diese  
Wiener Arbeitsmarkt deutlich von den anderen Regionen. Die Beschäf­ Herausforderung nimmt die Wiener Arbeitsmarkt- und Sozialpolitik sehr  
tigung konzentriert sich auf einen Dienstleistungssektor – wissens­ ernst:  Auf Initiative der verantwortlichen Finanz- und Wirtschaftsstadt­
intensive, hochqualitative Arbeitsplätze spielen dabei eine wichtige  rätin Vizebürgermeisterin Mag.a Renate Brauner werden von Wiener  
Rolle, hohe und dauernd aktualisierte berufliche  Ausbildung ist in Wien ArbeitnehmerInnen-Förderungsfonds, Arbeitsmarktservice Wien und  
der zentrale Faktor für Beschäftigung und Einkommen. Die Wiener  den relevanten anderen Wiener Sozialeinrichtungen Wege zu einer  
Arbeitsmarktpolitik steht damit vor der Herausforderung, die Bevöl­ möglichst weitgehenden Integration auch der weniger leistungsstarken  
kerung und insbesondere die jungen Menschen in Wien durch Erhöhung  Menschen in den Wiener Arbeitsmarkt gesucht. Die neuen Angebote 
ihrer beruflichen Qualifikationen dabei zu unterstützen,   die hochquali­ für sozial gefährdete Jugendliche, der Ausbau der Arbeitsplätze in  
tativen Beschäftigungsmöglichkeiten in Wien auch nützen zu können.  Beschäftigungsprojekten und vor allem die Projekte zur praktischen  
Die Wiener Arbeitsmarktpolitik stellt sich dieser Herausforderung mit Umsetzung der Bedarfsorientierten Mindestsicherung mit dem Ziel  
Erfolg: Der Wiener ArbeitnehmerInnen-Förderungsfonds, die enge  einer Ermöglichung von Arbeit und damit eigenständiger Existenzsiche­
Kooperation mit dem Arbeitsmarktservice Wien, die Etablierung der  rung für bisher voll von der Sozialhilfe abhängige Menschen sind deut­
Wiener Ausbildungsgarantie und die Einbindung der Sozialpartner im liche Zeichen des Erfolgs dieser Initiative. 
Rahmen des Wiener Beschäftigungspaktes sind dafür die Grundlagen.  Diese doppelte Ausrichtung der Wiener Arbeitsmarktpolitik – einer
Dass die aktuelle Finanz- und  Wirtschaftskrise nur relativ geringe  seits den dynamischen Strukturwandel der Wiener Wirtschaft durch  
Spuren auf dem Wiener Arbeitsmarkt hinterlassen hat, ist auch ein  Erhöhung der beruflichen Qualifikation der in   Wien lebenden Menschen  
Resultat dieser zwischen den relevanten Akteuren abgestimmten  zu unterstützen, andererseits die Verantwortung für die sozial Schwachen  
Arbeitsmarktpolitik.  voll zu übernehmen – ist wohl die Grundlage für die hervorragende  

Großstädtische Arbeitsmärkte sind weltweit aber durch starke Aus­ Position des Wiener Arbeitsmarktes im Vergleich mit anderen Groß­
grenzungsgefahren geprägt – wer nicht dauernd voll leistungsfähig ist,  städten in der EU.  

­

Entwicklung der unselbständigen Beschäftigung 
Die Entwicklung der unselbständigen Beschäftigung7 in Wien zeigt nach eini­
gen Jahren der Stagnation seit 2004 wieder einen geringen Anstieg. Der Anstieg 
der Beschäftigung ist jedoch zu einem großen Teil auf den Zuwachs im Bereich 
der neuen Beschäftigungs formen (freie Dienstverträge, geringfügige Beschäf­
tigungsverhältnisse) zurück zuführen. Im Zeitraum zwischen 1999 und 2008 ist 

Die Anzahl der unselbständigen 
Beschäftigungsverhältnisse steigt in 
Wien. Dieser Anstieg ist jedoch zu 
einem Großteil auf den Zuwachs im 
Bereich der neuen Beschäftigungs­
formen zurückzuführen. 

▷ 

7 Daten zur unselbständigen Beschäftigung laut Hauptverband der Österreichischen 
Sozialversicherungsträger – dabei handelt es sich um Beschäftigungsverhältnisse, nicht 
um die Anzahl der beschäftigten Personen.Aussagen über beschäftigte Personen können 
damit nicht getroffen werden. 
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die Beschäftigung um 55.000 Beschäftigungsverhältnisse gestiegen (von ca.  
821.000 auf ca. 876.000), wobei das Beschäftigungswachstum fast ausschließlich  
auf die verstärkte Partizipation von Frauen am Arbeitsmarkt zurückzuführen 
ist.  Während die Frauenbeschäftigung um beinahe 13% gestiegen ist, nahm die 
Beschäftigung von Männern um ca. 1,3% zu. Rund 70% des Anstiegs nahmen 
die neuen Beschäftigungsverhältnisse ein (38.500).  

Der Anteil der Standard beschäftigung – voll sozial versicherungs  pfl ichtige  
Voll- oder  Teilzeitarbeit  – an  den  unselbständigen  Beschäftigungsverhältnissen  
hat demzufolge in den letzten Jahren kontinuierlich abgenommen. Im Jahr 2000  
betrug er noch fast 94% (im Jahresdurchschnitt), bis 2008 sank er jedoch auf 
rund 90%. Die restlichen 10% fallen auf die neuen Beschäftigungs formen. 
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Abb. 22:  Entwicklung von Standardbeschäftigung und neuen Beschäftigungsformen 
1999 – 2008 (Wien) 
Quelle: Hauptverband der österreichischen Sozialversicherungsträger 

Die wichtigste neue Beschäftigungsform ist im Jahr 2008  
mit mehr als 60.000 Beschäftigungsverhältnissen die  
geringfügige Beschäftigung, gefolgt von den geringfügig 
freien Dienst verträgen.  Während bei diesen Beschäfti­
gungsformen 60% der Beschäftigten weiblich sind, über
wiegt bei den freien Dienstverträgen die Anzahl der  
Männer  leicht. Im Jahr 2009 stellen jedoch auch Frauen 
die Mehrzahl in diesem Beschäftigungssegment dar. 

Obwohl die Anzahl der Männer in den neuen Beschäf­
tigungsformen in den letzten Jahren prozentuell stärker 
zugenommen hat, sind Frauen nach wie vor weit häufiger   
vertreten. Im Jahr 1999 waren rund 28.800 bzw. 60% der 
rund 48.000 unselbständig Beschäftigten in neuen Be-
schäftigungsformen weiblich. Bis zum Jahr 2008 ist die 
Zahl der Beschäftigungsverhältnisse in neuen Beschäf-
tigungsformen um mehr als 80% gestiegen; der Frauen-
anteil liegt nun bei 58%.
 

In Bezug auf das Ausmaß der Arbeitszeit ist eine Abnahme an Vollzeit- und 
eine Zunahme an Teilzeitbeschäftigung festzustellen. Österreichweit hat sich 
die Teilzeitquote relativ gleich entwickelt, größere Unterschiede bestehen  
vor  allem zwischen den Geschlechtern. Laut Arbeitskräfteerhebung8 lag die  

8 Statistik Austria: Arbeitskräfteerhebung 2008, Ergebnisse des Mikrozensus,  Wien,  
S.  282 ff.  
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1 2002 2003 2004 2005 2006 2007 2008 

85 23.220 29.116 30.959 32.191 32.452 33.299 36.303 
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Abb. 23:  Entwicklung der neuen Beschäftigungsformen 

nach Geschlecht 1999 – 2008 (Wien)
 
Quelle: Hauptverband der österreichischen Sozialversicherungsträger
 



 
  

 

 

 
 

  
 

 
 

 
 
 

 
 

  

  
  

 

 

Teilzeitquote 2008 in Wien bei 23,1%. Diese unterscheidet sich nur gering von 
der österreichweiten Teilzeitquote mit 23,3%. Auffallend ist die hohe Teilzeit­
quote der Männer in Wien (12,3%) im Vergleich zu Österreich (8,1%). Frauen 
weisen im Vergleich zu Männern in Wien eine wesent lich höhere Teilzeitquote 
von 35,2% auf. Die gesamtösterreichische Teilzeitquote von Frauen (41,5%) ist 
aber um rund 6 Prozentpunkte höher als die der Frauen in Wien. 

Die Struktur der Wiener Wirtschaft und des Arbeitsmarktes unterscheidet 
sich aufgrund der stärkeren Ausrichtung auf den Dienstleistungssektor maß­

geblich von jener im gesamten Bundesgebiet. Während 
in Wien 83% des Brutto regionalprodukts im Dienst­
leistungsbereich erwirtschaftet werden, liegt dieser 
Anteil in Gesamtösterreich bei 62,7%. Dementsprechend 
zeigt sich auch bei den Beschäftigten ein unterschied­
liches Bild.Während in Wien ca. 82% aller Beschäftigten 
(nach ÖNACE 2008) dem Dienst leistungs sektor zuge­
rechnet werden können, trifft dies im restlichen Öster­
reich nur auf ca. 65% der Beschäftigten zu. Die Beschäf­
tigungsentwicklung in Wien zeigt zwischen 1999 und 
2008 ein klares Wachstumsplus von 7,5% im tertiären 
Sektor (Dienstleistungssektor), während der sekundäre 
Sektor (Produktionssektor) um 25% zurückgegangen ist. 
Der primäre Sektor (Land- und Forstwirtschaft, Bergbau) 
ist in Wien mit rund 1.000 Beschäftigungsver hältnissen 
im Jahr 2008 bereits nahezu verschwunden. 

Hinsichtlich der Beschäftigung von Frauen ist auch 
die Frage nach der Verteilung von bezahlter und unbe­
zahlter Arbeit aufschlussreich (siehe Abb. 25). Laut 
Sonder auswertung des Mikro zensus 2002 macht der 

Anteil an unbezahlter Arbeit mit 45% fast die Hälfte der insgesamt in Österrei­
ch erbrachten Arbeitsleistung aus. Bezahlte Arbeit wird zu 60% von Männern 
und nur zu 40% von Frauen geleistet. Anders sieht es mit der Verteilung der 
unbezahlten Arbeit aus, zu der Leistungen der Haushaltsführung, der Kinder­
betreuung und der informellen Pflege gerechnet werden. Diese wird zu über 
80% von Frauen und zu weniger als ein Fünftel von Männern geleistet. Insgesamt 
wird somit mehr als die Hälfte (58%) der gesamten (bezahlten und unbezahlten) 
Arbeitsleistung in Österreich von Frauen erbracht, während es sich bei ent­
lohnter Tätigkeit genau umgekehrt verhält. 

Abb. 24:  Unselbständige Beschäftigungsverhältnisse im 
sekundären und tertiären Sektor 1999 – 2008 (Wien) 
Quelle: Hauptverband der österreichischen Sozialversicherungsträger 
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Die massive Ungleichverteilung im 
Bereich der unbezahlten Arbeit stellt 
daher für Frauen eine Benachteiligung 
in ihrem Erwerbsleben dar, die bis 
ins Pensionsalter nachwirkt und 
insgesamt zu einem geringeren 
Lebensstandard führt. 

▷ 

Frauen Männer 

Arbeit insgesamt 

unbezahlte Arbeit 

bezahlte Arbeit 

58% 

81% 

40% 

42% 

19% 

60% 

Abb. 25:  Geschlechtsspezifi sche Verteilung von Arbeit 2002 (Wien) 
Quelle: Statistik Austria – Mikro zensus 2003 
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Entwicklung der Arbeitslosigkeit
Die Entwicklung der Arbeitslosigkeit nimmt in Wien einen ähnlichen Verlauf wie 
bundesweit, allerdings auf einem höheren Niveau. Die Arbeitslosigkeit in den 
Bundesländern hat sich jedoch in der Krise an das Wiener Niveau angenähert. 
Nach einem starken Rückgang von 1999 bis 2000 auf 7,2%9 stieg die Arbeits-
losigkeit in Wien bis zum Jahr 2004 kontinuierlich an und erreichte mit 9,8% 
den Höhepunkt der letzten zehn Jahre. Anschließend nahm sie wieder ab und 
sank bis zum Jahr 2008 auf einen Wert von 7,8%. Im Vergleich zu Wien lässt 
sich bundesweit ein geringerer Anstieg der Arbeitslosigkeit bis 2005 (auf 7,3%), 
gefolgt von einem ebenfalls geringeren Rückgang bis 2008 (auf 5,8%) feststellen. 
War die Arbeitslosigkeit im Jahr 2000 österreichweit um 1,4% niedriger als in 
Wien, betrug der Unterschied 2004 bereits 2,7%. Die neuesten Werte für das 
Jahr 2009 zeigen, bedingt durch die Krise, erwartungsgemäß wieder eine Er-
höhung, die allerdings in Österreich mit 1,4 Prozentpunkten doppelt so hoch 
ausfi el wie in Wien (0,7 Prozentpunkte). 

▷
Die Arbeitslosigkeit in Wien ist höher 

als im Bundesdurchschnitt und ist 
auch in den letzten Jahren stärker 
gestiegen bzw. weniger gesunken. 

In der Krise ist die Arbeitslosigkeit in 
Wien jedoch am geringsten gestiegen.
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Abb. 26: Vergleich der Arbeitslosigkeit 1999 – 2009 
(Wien – Österreich)
Quellen: AMS, bearbeitet durch MA 5 und MA 24
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Abb. 27: Entwicklung der Arbeitslosigkeit 1999 – 2009 
(Wien)
Quellen: AMS, bearbeitet durch MA 5 und MA 24

Eine Analyse der Arbeitslosenzahlen zeigt für Wien, dass sich die Anzahl der 
SchulungsteilnehmerInnen in den Jahren von 1999 bis 2006 kontinuierlich 
erhöht hat und (nach einem kurzfristigen Rückgang in den Jahren 2007 und 
2008) mittlerweile mehr als dreimal so hoch ist wie 1999. Im Jahr 1999 kamen 
rund 7.600 SchulungsteilnehmerInnen auf 68.400 Arbeitslose, im letzten Jahr 
bereits 22.800 SchulungsteilnehmerInnen auf 73.100 Arbeitslose. Das bedeutet, 
dass die Anzahl der Arbeitslosen unter Berücksichtigung der Schulungsteil-
nehmerInnen in Wien im Jahr 2009 rund 95.900 betrug. Die Arbeitslosigkeit 
nähert sich damit wieder den Höchstständen der Jahre 2005 und 2006.

Der Geschlechtervergleich zeigt eine sehr ähnliche Entwicklung der Arbeits-
losigkeit von Männern und Frauen bei einer verhältnismäßig stärkeren 
Betroffen heit von Männern. So sind von zehn Arbeitslosen sechs männlich und 
vier weiblich. Die Arbeitslosenquote stieg bei Männern von 2000 bis 2004 mit 
3,4 Prozentpunkten höher an als jene der Frauen (nur 1,8 Prozentpunkte), fi el 
dann jedoch bis 2008 mit 2,4 Prozentpunkten auch wieder stärker ab. Bei Frauen 
sank die Arbeitslosenquote von 2004 bis 2008 nur um 1,6 Prozentpunkte. 

9 Laut Register- bzw. nationaler Arbeitslosenquote. Sie entspricht dem Anteil der beim 
Arbeitsmarktservice (AMS) vorgemerkten Arbeitslosen am Arbeitskräftepotenzial (unselb-
ständig Beschäftigte plus beim Hauptverband der Sozialversicherungsträger vorge-
merkte Arbeitslose).
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Abb. 28:  Entwicklung der Register- und EU-Arbeitslosenquoten 1999 – 2008 (Wien) 
Quellen:  AMS, Statistik Austria, bearbeitet durch MA 24 

Wird die EU-Arbeitslosenquote nach dem Labour Force-Konzept10 herangezogen, 
die aufgrund einer anderen Berechnungsart geringer ausfällt als die nationale 
Arbeitslosenquote, zeigt sich tendenziell eine ähnliche Entwicklung. Die Arbeits­
losenquote der Männer erreicht allerdings erst im Jahr 2005 ihren Höchstwert. 

Entwicklung der Jugend- und Altersarbeitslosigkeit 
Bei jungen Erwachsenen unter 25 Jahren und älteren Arbeits suchenden über 
50 Jahren zeichnet sich eine etwas andere Entwicklung ab. Die Anzahl an arbeits­
losen jungen Erwachsenen stieg – ausgehend von einem niedrigeren Niveau – 
kontinuierlich an. Während jedoch die Gesamtarbeitslosigkeit bereits nach 
2004 wieder geringer wurde, hielt der Anstieg der Arbeitslosenquote in dieser 
Gruppe noch bis 2005 an und ging dann nur sehr langsam zurück. Im Jahr 
2008 lag die Arbeitslosenquote junger Erwachsener bei 9,1%. Junge Männer 
waren mit 10,8% weit mehr betroffen als junge Frauen (7,3%). Das bedeutet, 
dass die Arbeitslosigkeit bei jungen Männern um 20% über der geschlechtsspe­
zifischen Gesamtarbeitslosenquote liegt, jene von Frauen um 15%. Die 
Jugendarbeits losenquote ist nach einem mehrjährigen Rückgang im Jahr 2009 
wieder gestiegen. 

Die Arbeitslosenquote der über 50-jährigen WienerInnen war im Jahr 1999 
mit 13,3% um mehr als fünf Prozentpunkte höher als die Gesamtarbeitslosen­
quote. Bis 2001 sank die Quote auf 10,9%, in den Jahren 2002 und 2003 kam es 
wieder zu einem Anstieg auf 12,5%.Von 2004 bis 2008 reduzierte sich die Arbeits­
losenquote der älteren Menschen dann kontinuierlich und verzeichnete mit 
8,5% einen Tiefststand. 2009 stieg sie wieder leicht auf 8,8% an. 

Die Arbeitslosenquote von jungen 
Erwachsenen liegt beträchtlich über 
der Gesamtarbeitslosenquote. 

▷ 

10 Diese wird auf Basis der Arbeitskräfteerhebung berechnet und beruht auf der inter­
nationalen Definition von Arbeitslosigkeit. Demnach gelten Personen als arbeitslos, 
wenn sie nicht erwerbstätig sind, aktiv Arbeit suchen und für die Arbeitsaufnahme 
verfügbar sind. Nach dem Labour Force-Konzept (LFK) der Internationalen Arbeits­
organisation ILO gelten Personen als erwerbstätig, wenn sie in der Referenzwoche – das 
ist die Woche vor dem Befragungszeitpunkt – mindestens eine Stunde gearbeitet oder 
wegen Urlaub, Krankheit usw. nicht gearbeitet haben, sie aber normalerweise einer 
Beschäftigung nachgehen. Die Quote entspricht dem Anteil der Arbeitslosen nach LFK 
an den Erwerbspersonen (Summe Erwerbstätige und Arbeitslose) nach LFK. 
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Abb. 29: Entwicklung der Jugendarbeitslosenquoten
1999 – 2009 (Wien)
Quellen: AMS, bearbeitet durch MA 24

Frauen > 50 Jahre

Männer > 50 Jahre

Jahr

Qu
ot

e

0%
1999

11,8%

14,3%

2000

9,7%

12,7%

2001

9,0%

12,3%

2002

10,0%

13,6%

2003

10,2%

14,2%

2004

8,8%

13,5%

2005

7,9%

12,2%

2006

7,4%

11,6%

2007

6,6%

10,5%

2008

6,3%

10,3%

2009

6,2%

10,9%

16%

14%

12%

10%

8%

6%

4%

2%

Abb. 30: Entwicklung der Altersarbeitslosenquoten 
1999 – 2009 (Wien)
Quellen: AMS, bearbeitet durch MA 24

Bei einer geschlechtsspezifi schen Betrachtung ist festzustellen, dass sich die 
Quote bei älteren Männern von 14,3% (1999) auf 10,3% (2008) reduziert hat und 
jene der Frauen im selben Zeitraum von 11,8% auf 6,3% zurückgegangen ist. 
Während bei den älteren Männern im Jahr 2009 wieder ein Anstieg auf 10,9% 
zu verzeichnen war, sank die Quote der älteren Frauen auf ein Rekordtief von 
6,2%. Die aktuellsten Monatszahlen aus der Arbeitslosenstatistik zeigen, dass 
die Arbeitslosigkeit älterer Männer bereits wieder sinkt, während die Arbeits-
losigkeit älterer Frauen konstant bleibt. Ob sich die Krise noch auf den frauen-
dominierten Dienstleistungssektor und damit auf ältere Arbeitnehmerinnen 
auswirkt, bleibt abzuwarten. 

 

▷
Die Altersarbeitslosigkeit ist in Wien 

in den letzten Jahren gesunken.

Die Wiener Ausbildungsgarantie

Zur Bekämpfung der Jugendarbeitslosigkeit wurden in Wien zielgerichtet Unterstützungsmaßnahmen 
für Jugendliche ergriffen und ein eigenes Jugendpaket geschnürt. Dieses besteht im Wesentlichen 
aus drei Schwerpunkten und bildet die Basis für die 2010 umgesetzte Wiener Ausbildungsgarantie:
▶  1.000 neue Lehrplätze in den Lehrwerkstätten: 2010 wurde von 3.500 auf 4.500 Plätze aufgestockt, 

das entspricht 40 Schulklassen,
▶ Nachholen von Bildungsabschlüssen für jungen WienerInnen,
▶ Zielgerichtete Unterstützung beim Übergang zwischen Schule und Beruf.

Mehr als 100 Millionen Euro werden von Stadt Wien und AMS für die Umsetzung der Wiener Ausbil-
dungsgarantie aufgewendet. Die neu eingerichtete Wiener Kümmer-Nummer 0800 20 20 22 bietet 
Beratung und Informationen zu Fragen rund um Lehre und Beruf. 



 

 

 

  
  

Langzeitarbeitslosigkeit 
Zu den Langzeitarbeitslosen werden in Österreich jene 
Arbeitslosen gezählt, die länger als 365 Tage (oder länger  
als 180 Tage innerhalb des beobachteten Kalenderjahres)  
arbeitslos gemeldet sind. Unter brechungen bis 28 Tage 
(zum Beispiel durch Schulungen, Krankenstand oder  
kurze Beschäftigungen) werden nicht berücksichtigt. 

In Wien waren im Jahr 2009 53.222 Personen von  
Langzeitarbeitslosigkeit betroffen. Die Langzeit arbeits­
losenquote (= Anteil der Langzeitarbeitslosen an den  
von Arbeitslosigkeit Betroffenen11) ist in Wien seit Jahren  
wesentlich höher als in Österreich. In Wien hat sich  
diese  Quote von 36,7% (im Jahr 2004) kontinuierlich bis 
2007 auf 24,3% verringert. 2008 gab es einen leichten  
Anstieg (auf 25,5%) und 2009 sank die Quote wieder auf 
24,9%. Im Vergleich dazu lag die Quote österreichweit  
im Jahr 2004 bei 21% und 2009 bei 18,7%. 
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Abb. 31:  Anteil der Langzeitarbeitslosen (> 180 Tage) an 
allen Betroffenen 2004 – 2009 (Wien) 
Quelle: AMS 

Fehlende Qualifikationen und andere Vermittlungshindernisse 
Rund 55% der Arbeitslosen in Wien wiesen 2008 als höchste abgeschlossene 
Ausbildung einen Pfl ichtschulabschluss auf12. Die zweitgrößte Gruppe waren 
Personen mit abgeschlossener Lehre (24,5%). Mit rund 5,8% war der Anteil  
arbeits loser AkademikerInnen gering. Diese Entwicklungen stehen in engem  
Zusammenhang mit dem Strukturwandel. Der Ausbau des Dienstleistungssektors  
führte zu einem Bedarf an hochqualifizierten  Arbeitskräften (AkademikerInnen).  
So nehmen etwa international tätige Unternehmen im Vergleich zu national  
tätigen Unternehmen weniger unqualifi zierte Arbeitskräfte auf. Letztere be­
schäftigen 3,6 unqualifizierte  ArbeitnehmerInnen auf eine AkademikerIn, inter­
national Tätige nur 0,6.13 

Das mit Abstand höchste Arbeitslosigkeitsrisiko besteht demnach für Perso­
nen, die ausschließlich über einen Pflic htschulabschluss verfügen. Diese Gruppe  
von arbeitslosen Personen fi ndet sich nicht nur überproportional in der Gruppe  
der Langzeitarbeitslosen, sondern auch in der Sozialhilfestatistik wieder. 

Obwohl die  Arbeitsvermittlung und -integration Bundeskompetenz ist, verfolgt  
Wien eine konsequente Politik zur Steigerung der Beschäftigung. Bereits 1995 
hat Wien mit dem Wiener ArbeitnehmerInnen Förderungsfonds (waff) als erstes  
Bundesland in Österreich eine Einrichtung für aktive Arbeitsmarktpolitik ge­
schaffen. Angesichts der besorgniserregenden Entwicklungen am Arbeitsmarkt  
infolge der Wirtschaftskrise investiert Wien in Kooperation mit dem Arbeits­
marktservice Wien in Maßnahmen zur Qualifi zierung und erfolgreichen beruf­
lichen Integration von Arbeitslosen. Dazu zählen Angebote speziell für Jugend­
liche und junge Erwachsene (z.B.  Ausbildungsgarantie, Meine Chance, Kümmer-
Nummer) sowie für Menschen mit besonderen Integrationsschwierigkeiten,  
wie psychisch Kranke oder Drogenkranke. Darüber hinaus wurden zusätzlich 
zu den bestehenden Angeboten des waff spezielle Projekte zur berufl ichen  
Eingliederung von SozialhilfebezieherInnen initiiert. 2009 wurden aus Mitteln 
der Stadt Wien für den waff  58 Millionen Euro eingesetzt und für die Arbeits­
integration von SozialhilfebezieherInnen nochmals 1,2 Milli onen Euro. 

Geringe Qualifi kation stellt das größte  
Risiko dar, arbeitslos zu werden und  
auch zu bleiben. 

▷ 

11 Als „von Arbeitslosigkeit betroffen“ gilt eine Person, wenn sie im Beobachtungszeitraum 
(1 Jahr) mindestens einen Tag arbeitslos vorgemerkt war. 

12 http://www.ams.at/ueber_ams/14172.html (18. 05. 2010). 
13 Huber, Peter (2009): Wo steht Wien – Standortfaktor Qualifizierung, Veranstaltung der 

AK Wien im Rahmen der Tagungsreihe Chance Weiterbildung; 03.04.2009. 
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Soziale Lage in Wien 

1.5 Verteilung von Einkommen und Armut
 

DIE LEISTUNGEN DER STADT WIEN sind zum Großteil den bedarfsgeprüften 
Leistungen zuzuordnen. Dies bedeutet, dass die Einkommenshöhe die Höhe 
der Unterstützung bestimmt. Demzufolge ist die Einkommenssituation der 
Wiener Bevölkerung von zentraler Bedeutung, nicht nur für die Höhe der 
Wiener Sozialausgaben, sondern auch für das Ausmaß der Inanspruchnahme. 
Sinken Einkommen oder erhöht sich die Anzahl von Personen mit geringen 
Einkommen, so ist von einer höheren Inanspruchnahme von Sozialhilfe 
auszugehen. Vor allem die Entwicklung der Höhe des Arbeitslosengeldes 
und der Notstandshilfe sowie die Entwicklung der Erwerbseinkommen sind 
in diesem Zusammenhang von Bedeutung. Pensionseinkommen spielen in 
der offenen Sozialhilfe eine untergeordnete Rolle, wirken sich aber wiederum 
stärker in der Pflege aus. Auch hier wird es bei sinkenden Einkommen 
zwangsläufig zu einer Erhöhung der Förderungen und zu einer erhöhten 
Inanspruchnahme von geförderter Pflege kommen. Wichtige Indikatoren 
zur Darstellung der Einkommensentwicklung sind die Einkommensvertei­
lung, die Einkommenshöhen sowie die Armutsgefährdungsquoten. Auf der 
anderen Seite ist die Preisentwicklung ein wesentlicher Maßstab zur Beur­
teilung der realen Einkommenssituation. 

▷ 
Geringere Erwerbseinkommen 
und geringere Versicherungs ­

leistungen führen zu einer höheren 
Inanspruchnahme von 

Sozialleistungen des Landes. 

▷ Einkommensverteilung 
Laut einer aktuellen Studie des WIFO14 nimmt die Verschiebung des Volksein­
kommens von den Lohn einkommen zu den Gewinn- und Vermögenserträgen in 
den letzten Jahren immer stärker zu. So hat sich das Volkseinkommen von 1996 
bis 2006 jährlich um 3,6% erhöht, während die Entlohnung des Faktors Arbeit 
im selben Zeitraum nur um 0,8% pro Jahr gestiegen ist. Bemerkenswert ist 
dieser Umstand vor allem, weil sich die Anzahl der Erwerbstätigen seit den 
1970er Jahren nahezu verdoppelte15. 

Demnach sind die Gewinn- und Vermögenseinkommen weit stärker gestiegen 
als die Lohneinkommen. Dieser Prozess wurde in den letzten Jahren weiter 
beschleunigt.Verdeutlicht wird dies auch durch die sinkende Lohnquote (Lohn­
anteil am Volkseinkommen16), die allein in den Jahren 2001 bis 2007 von 72% 
auf 66,6% fiel (1978: 78,7%)17. Diese Effekte sind laut WIFO in Österreich weit 
stärker ausgeprägt als in den meisten anderen west europäischen Staaten. 

Zusätzlich steigt auch die Abgabenbelastung für die ArbeitnehmerInnen. Dies 
wird durch einen Vergleich der Brutto- mit der Nettolohnquote18 ersichtlich. 
Solange sich beide parallel entwickeln, bedeutet dies eine relative Gleichver­
teilung der Abgaben- und Steuerleistung auf die Faktoren Arbeit und Kapital, 
bei völlig gleichmäßiger steuerlicher Belastung von unselbständigem und selb­
ständigem Einkommen bzw. Vermögen würden die Brutto- und die Netto­
lohnquote theoretisch übereinstimmen. Da jedoch die Lohneinkommen in den 

In den letzten Jahren war eine 
Verschiebung von den Lohn­

einkommen zu den Gewinn- und 
Vermögenseinkommen festzustellen.  
Sichtbar wird dies vor allem in einem 

geringeren Anstieg der Löhne im 
Vergleich zum Volkseinkommen. 

Sozialbericht 2010 37 

14 Vgl. Guger, Alois et al. (2009): Umverteilung durch den Staat in Österreich,Wien: Öster­
reichisches Institut für Wirtschaftsforschung (WIFO). 

15 Vgl. dazu auch: Österreichische Gesellschaft für Politikberatung und -entwicklung 
(2008): 2. Armuts- und Reichtums bericht für Österreich, Wien. 

16 Anteil der Entgelte für unselbständige Arbeit am Volkseinkommen. 
17 Vgl. Guger, Alois/Knittler, Käthe (2008): 17. Entwicklung und Verteilung der Einkommen, 

Wien: Österreichisches Institut für Wirtschaftsforschung (WIFO). 
18 Die Nettolohnquote errechnet sich aus dem Einkommen aus unselbständiger Tätigkeit 

nach Abzug von Lohnsteuern und Sozialbeiträgen. Bei der Bruttolohnquote wird das 
Einkommen aus unselbständiger Tätigkeit vor Abzug von Lohnsteuern und Sozialbei­
trägen zur Berechnung herangezogen. 



 
 

 
 

 

 
 

 

 
 
 

  

letzten Jahren immer stärker belastet wurden, stieg auch die Differenz zwischen 
Netto- und Brutto lohn quote19. Neben der wachsenden Arbeitslosigkeit nennt 
das WIFO als weitere Ursache für die sinkende Lohnentwicklung unter anderem 
die Flexibilisierung des Arbeits marktes (Ausgliederungen von Arbeitsbereichen, 
größere Anzahl an Teilzeit beschäftigungen und die Ausweitung von neuen Be­
schäftigungsverhältnissen). 
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▷ 
An der gestiegenen Differenz zwischen 
Brutto- und Nettolohnquote ist die 
stärkere Belastung des Faktors Arbeit 
gut erkennbar. 

1996 2001 2006 
Veränderung 
1996 – 2006 

Veränderung 
2001 – 2006 

1. Quintil 2,9% 2,5% 2,2% –24,14% –12,00% 

2. Quintil 10,8% 10% 9,5% –12,04% –5,00% 

3. Quintil 17,6% 17,4% 17,1% –2,84% –1,72% 

4. Quintil 24,1% 24,3% 24,5% 1,66% 0,82% 

5. Quintil 44,7% 45,8% 46,7% 4,47% 1,97% 

Tabelle 3:  Entwicklung der Einkommensanteile (brutto) am Gesamtlohneinkommen 
1996 – 2006 
Quelle: WIFO 

Lohnentwicklung 
Seit Mitte der 1990er Jahre vergrößert sich in Österreich die Einkommensschere 
zwischen Hoch- und Niedriglohneinkommen. Unterteilt man die Bevölkerung 
in fünf Einkommensgruppen, so zeigt sich folgendes Bild: Während jene zwei 
Fünftel der Bevölkerung mit dem höchsten Einkommen Zuwächse verbuchen 
können, mussten die restlichen drei Fünftel der ÖsterreicherInnen – bezüglich 
ihres Anteils am Gesamtlohneinkommen – Verluste hinnehmen (siehe Tab. 3). 
Am höchsten waren die Einbußen mit minus 12% in jenem Fünftel der Bevöl­
kerung mit dem niedrigsten Einkommen. Das bedeutet, dass eine Veränderung 
der Verteilung innerhalb der Lohneinkommen stattfindet, die die Bevölkerungs­
gruppen mit dem niedrigsten Einkommen am stärksten benachteiligt. Ein Grund 
dafür liegt in der sektoral differenzierten Entwicklung, wodurch einige Branchen 
profitieren und andere wiederum verlieren. 
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Abb. 32:  Jahreseinkommen (nominell) von unselbständig 
Beschäftigten und PensionistInnen 1999 – 2007 
(Wien – Österreich) 
Quellen: Statistik Austria, bearbeitet durch MA 5 und MA 24 
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Abb. 33:  Jahreseinkommen (real, bezogen auf 1999) von 
unselbständig Beschäftigten und PensionistInnen 
1999 – 2007 (Wien – Österreich) 
Quellen: Statistik Austria, bearbeitet durch MA 5 und MA 24 

19 Die Nettolohnquote sank wesentlich stärker – von rund 65% des Volkseinkommens im 
Jahr 2000 auf unter 58% 2006, während die Bruttolohnquote in diesem Zeitraum von 
knapp über 70% auf rund 67% sank. 
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Ein Vergleich der lohnsteuerpfl ichtigen Jahreseinkommen zeigt eine relativ 
gleich förmige Lohnsteigerung sowohl in Wien als auch in Österreich. Ausgehend 
von einem weit niedrigeren Niveau im Jahr 1999 fi el die Steigerung jedoch 
bundesweit bis 2007 höher aus. So stiegen die Einkommen von 1999 bis 2007 
in Wien um 13,4%, während die Erhöhung bundesweit knapp 17% betrug. Auch 
die Pensionen erhöhten sich in diesem Zeitraum im öster reichischen Schnitt 
stärker als in Wien (Ö: 16,9%; W: 15,6%). 

Bevölkerungsgruppe
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Abb. 34: Realeinkommensvergleich 1999/2007 (Wien – Österreich)
Quellen: Statistik Austria, bearbeitet durch MA 5 und MA 24

Demgegenüber kann beim Reallohnvergleich20 ein markanter Unterschied 
zwischen Wien und Gesamtösterreich festgestellt werden. Bezogen auf das Jahr 
1999 zeigt sich für Österreich sowohl bei den Realeinkommen von unselbständig 
Beschäftigten als auch bei den PensionistInnen bis heute ein gleichbleibendes 
Niveau. In Wien sanken die Reallohn einkommen jedoch nach einem kurzen 
Anstieg im Jahr 2000 um insgesamt 3,4% von 17.435 Euro im Jahr 1999 auf 
16.851 Euro (2007). Der Rückgang der Pensionen fi el mit 1,5% etwas geringer 
aus. 

▷
Im Vergleich zu Österreich sinken 
die Realeinkommen in Wien, was 

primär auf ein höheres Preisniveau 
in Wien hindeutet.

Einkommensunterschiede zwischen Frauen und 
Männern
Im Vergleich zu Gesamtösterreich sind die Einkommens-
unterschiede zwischen Männern und Frauen in Wien 
am geringsten. Allerdings haben sie sich in den letzten 
Jahren kaum verringert. Der Einkommensvergleich von 
Frauen und Männern in Wien zeigt eine relativ gleich-
förmige Entwicklung. Sowohl bei Männern als auch bei 
Frauen ist ein nomineller Lohnanstieg bei gleich-
zeitigem Reallohnverlust21 zu beobachten. Während im 
Jahr 2007 Männer real 19.177 Euro (nominell 22.498 
Euro) im Durchschnitt verdienten, erhielten Frauen im 
Durchschnitt real nur 14.343 Euro (nominell 16.826 
Euro). Damit verdienen Männer immer noch um rund 
ein Drittel mehr als Frauen.
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Abb. 35: Entwicklung des Jahresnettoeinkommens nach 
Geschlecht 1999 – 2007, Vergleich nominell - real (Wien)
Quellen: Statistik Austria, bearbeitet durch MA 5 und MA 24

20 Zur Darstellung der realen Entwicklung der lohnsteuerpfl ichtigen Jahres einkommen 
wurden die Einkommen zu Preisen von 1999 (auf Basis des Verbraucherpreisindex 1996) 
berechnet.

21 Nominell bedeutet, dass die Lohnentwicklung nicht infl ationsbereinigt wurde. Bei realer 
Betrachtung erfolgt diese Bereinigung.



 
 

 

  
 

 

 
 

 

   

 

Geschlechtsspezifische Unterschiede sind vor allem im untersten Einkommens­
segment festzustellen. Während jene 25% der Frauen mit dem geringsten Ein­
kommen in Wien immer noch mehr verdienen als bundesweit, liegt das nied­
rigste Einkommensviertel bei den Männern in Wien weit unter dem österreichi­
schen Niveau. So lag das Jahreseinkommen der Wiener in diesem Segment im 
Jahr 2007 um 4.385 Euro (!) unter dem bundesweiten Durchschnitt. Das Jahres­
einkommen der Wienerinnen lag jedoch um rund 1.000 Euro über dem Bundes­
schnitt. 

Soziale Lage in Wien 

▷ 

▷ 

Durchschnittlich gesehen sind daher 
in der Bundeshauptstadt neben den 
höchsten auch die niedrigsten Ein­
kommen in Österreich zu verzeichnen. 

in Euro 2004 2005 2006 2007 

Wien Frauen und Männer 8.249 8.320 8.375 8.515 

Frauen 7.378 7.457 7.482 7.580 

Männer 9.235 9.267 9.373 9.533 

Österreich Frauen und Männer 8.588 8.696 8.909 9.272 

Frauen 6.064 6.175 6.302 6.532 

Männer 12.764 12.962 13.220 13.918 

Tabelle 4:  Entwicklung der Nettojahreseinkommen der ärmsten 25 Prozent der 
Bevölkerung 2004 – 2007 
Quelle: Statistik Austria – Allgemeine Einkommensberichte 2006 und 2008 

Der Einkommensunterschied zwischen den Geschlechtern ist österreichweit 
im niedrigsten Einkommensviertel auffallend groß: Frauen verdienen im Durch­
schnitt weniger als die Hälfte des Einkommens der Männer. In Wien fällt die 
geschlechtsspezifische Einkommensschere in diesem Segment geringer aus. 
Das Einkommen von Männern ist in dieser Gruppe um etwas mehr als ein 
Viertel höher als das der Frauen. 

Preisentwicklung 
Menschen mit geringen Einkommen sind von steigenden Preisen besonders 
betroffen, da sie mit ihrem Einkommen primär Grundbedürfnisse abdecken 
und Einsparungen kaum möglich sind. 

Die Preisentwicklung der letzten vier Jahre zeigt eine Preissteigerung, die 
vor allem in den grundlegenden Bereichen der Lebenshaltung, wie Nahrungs­
mittel und Wohnaufwand, überproportional ausfiel.Während der Gesamtindex 
seit 2005 eine Erhöhung von 7,5% beschreibt, nahm der Index für Nahrungs­
mittel um 13% zu, jener für Wohnung, Wasser und Energie sogar um 14,1%. 

Höhere Preise treffen primär 
Menschen mit geringen Einkommen,  
da kaum Spielräume für Einsparungen 
gegeben sind. 
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Abb. 36:  Entwicklung des Verbraucherpreisindex (VPI) 2005 im Jahresdurchschnitt
2006 – 2009 (Österreich) 
Quelle: Statistik Austria  
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Armutsentwicklung 
Mit Armut wird allgemein der Mangel an lebensnotwendigen Gütern (wie Nah­
rung, Kleidung, geschützter Wohnraum etc.) beschrieben. Im weiteren Sinn be­
deutet Armut das Fehlen von Ressourcen und Möglichkeiten, an zentralen gesell­
schaftlichen Bereichen bzw. am gesellschaftlichen Wohlstand teilzu haben. 

Armutslagen entstehen häufig in Zusammenhang mit Lebenskrisen und life 
events (wie der Verlust des Arbeitsplatzes, Scheidung, Erkrankung, längere 
psychische Belastungssituation), die mit einer finanziellen Notlage einhergehen. 
Diese können zu einer temporären Armutssituation führen, bei längerer Dauer 
jedoch eine Beeinträchtigung des gesamten Lebens bereiches auslösen. Im Verlauf 
einer Krisensituation kann es, bedingt durch mangelnde finanzielle Ressourcen, 
zu einer zunehmenden Isolation kommen. Betroffene können sich den normalen 
Alltag (wie etwa Kino, Schwimmbad, Gasthaus etc.) nicht mehr leisten und 
versuchen diesen Umstand aus Scham zu verbergen. Soziale Kontakte gehen 
dadurch verloren. Aus einer derartigen Krisensituation können sich Betroffene 
kaum selbst wieder befreien. 

▷ 
Sachleistungen wie unentgeltliche 

Bildungs-, Kultur-, Sport- und sonstige 
Freizeit angebote sind daher 

besonders wichtig, weil sie – ohne zu 
stigma tisieren – von allen in Anspruch 

genommen werden können. 

▷ 

Armut in der Großstadt 
Der Faktor Großstadt spielt in Bezug auf die Armutsentwicklung eine beson­
dere Rolle, da hier soziale Problemlagen in konzentrierterer Form auftreten. 
Ein aktueller Bericht des europäischen Städte-Netzwerks Eurocities22 weist 
darauf hin, dass Städte verstärkt mit Formen sozialer Benachteiligung kon­
frontiert sind. In Großstädten sind höhere Anteile an Arbeitslosen und Armuts­
betroffenen, an Wohnungslosigkeit sowie eine niedrigere Lebenserwartung 
festzustellen. Diese Benachteiligungen treten meist kumulativ auf und kon­
zentrieren sich auf bestimmte Stadtgebiete.Auch in Wien ist die Armutsbetrof­
fenheit höher als in Gesamtösterreich. Im Vergleich mit anderen Großstädten 
weist Wien jedoch eine geringe Armutsbetroffenheit auf und auch die Segrega­
tionstendenzen sind eher als gering anzusehen. 

Die Großstadt weist zum einen eine 
hohe ökonomische und soziale 

Innovationskraft auf, zum anderen 
treten soziale Problemlagen in 

konzentrierter Form auf. 

Großstadtfaktor 
Dr.in Karin Heitzmann,  Wirtschaftsuniversität Wien 

Ein Phänomen, das in vielen Großstädten beobachtbar ist, trifft auch ist in Städten ein größeres Problem armer Bevölkerungsteile als in  
auf Wien zu: Es sind mehr Menschen armutsgefährdet als im Rest  ländlichen Regionen.  Weil die Gemeinschaftsstrukturen in Städten nicht  
Österreichs. Untersuchungen kommen oft zu einem ähnlichen Ergebnis:  so gut entwickelt sind wie in ländlichen Gebieten, ist die formale Be­
Städtische Armut ist multidimensional,  außerordentlich komplex und  reitstellung von existenznotwendigen Gütern wie Gesundheit,  Bildung,  
schwer zu verstehen. Die häufi gsten Ursachen für  Armut in Städten  Infrastruktur etc.  besonders wichtig.  Dies gilt auch für die finanziellen  
liegen – vergleichbar mit der Armut in ländlichen Regionen – in einem Unterstützungen von Seiten der Stadt.  In Wien ist der Anteil der Sozial­
niedrigen Bildungsniveau, einer hohen Erwerbsarbeitslosigkeit sowie  hilfebezieherInnen kontinuierlich gestiegen.  Zwar ist der Pro-Kopf-
in spezifischen Familienformen (Alleinerziehende,  Großfamilien). Ein  Betrag der ausbezahlten Sozialhilfe im Vergleich zu vielen anderen  
besonders hohes Armutsrisiko weisen MigrantInnen auf, die sich über Bundesländern niedrig. Es gibt allerdings kein Bundes land, das an so 
wiegend in urbanen Regionen ansiedeln.  Aus rechtlichen Gründen, aber  viele seiner BewohnerInnen Sozialhilfe ausbezahlt hätte wie Wien. Das 
auch aufgrund von Sprachbarrieren haben sie besondere Schwierig­ wird nicht nur durch die erhöhte Armutsrate in Wien erklärt,  sondern 
keiten bei der Partizipation am Arbeitsmarkt. auch durch die zunehmende Durch lässigkeit der der Sozialhilfe vorge­

Die Lebenssituation armer Menschen in Städten ist durch überfüllte lagerten Sicherungssysteme. So reichen oft weder Einkommen aus  
Wohn- bzw. enge Lebensräume charakterisiert. Das wirkt sich sowohl Erwerbsarbeit (Working Poor) noch Transfereinkommen vom Sozialstaat  
auf die Sicherheit als auch auf die Gesundheit negativ aus.  Auch der (z.B.  Arbeitslosengeld oder Notstandshilfe) aus,  um ein Leben über der 
Mangel an sozialer Integration und innerfamiliärer sozialer Sicherheit Armuts- bzw. Sozialhilfe grenze zu ermöglichen.  

­

22 www.2010againstpoverty.eu/news/news/news14.html?langid=de (01.03.2010). 
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Ein Maß für die Erfassung von Armut stellt die Armutsgefährdungsquote nach 
den European Statistics on income and living conditions (EU-SILC) dar23. Dieses 
gebräuchlichste Modell zur Erfassung von Armut konzentriert sich fast aus­
schließlich auf den finanziellen Aspekt (Einkommen). Nicht berücksichtigt 
werden nicht-monetäre Unterstützungsleistungen (Sachleistungen) sowie das 
gesamte soziale Infrastrukturangebot. Die EU-SILC-Statistiken geben Aufschluss 
über die monetäre Verteilung in der Gesellschaft und können daher eher als 
Gradmesser des Wohlstandes herangezogen werden.Auskunft über tatsächliche 
Ausgaben und den Bedarf an notwendigen Ressourcen zur Alltagsbewältigung 
wird damit nicht gegeben. Zudem handelt es sich um sogenannte Haushalts­
erhebungen, die auf das gesamte Einkommen eines Haushalts abstellen. Über 
die Aufteilung innerhalb eines Haushalts bzw. zwischen Ehepaaren, Männern 
und Frauen kann daher keine Aussage getroffen werden. 

Nach der aktuellsten Erhebung 2008 waren in Österreich 12,4% der Bevölke­
rung, das sind rund 1 Mio. Menschen, armutsgefährdet. Dem Bericht der Sta­
tistik Austria zufolge sind in Wien 17% der Bevölkerung (260.000 Personen) 
armutsgefährdet. Die Bundesländerangaben beruhen jedoch auf sehr kleinen 
Stichproben und variieren sehr stark von Jahr zu Jahr, sodass diese nur bedingte 
Aussagekraft haben.Aufgrund der enthaltenen Schwankungsbreite (95% Konfi­
denzintervall: 14,3% – 19,7%) kann im Verlauf der letzten Jahre von einer gleich­
bleibenden Armutslage aus gegangen werden. Allerdings wurden die Aus­
wirkungen der Wirtschafts krise nach 2008 hier noch nicht berücksichtigt. 

Soziale Lage in Wien 

Laut EU-SILC 2008 liegt die Armuts­
gefährdungsquote in Österreich bei 
ca. 12%, in Wien liegt sie etwas höher 
bei ca. 17%. 

▷ 

Finanzielle Deprivation 
Nein Ja 

Armutsgefährdung durch 
geringes Einkommen 
(unter der Armuts­

gefährdungsschwelle) 

Nein Kein Mangel 73,7% Teilhabemangel 13,9% 20% 
Teilhabe­
mangelJa 

Einkommens­
mangel 

6,4% 
Manifeste 

Armut 
6,0% 

12,4% Armutsgefährdung 

Tabelle 5:  Armutsgefährdung und finanzielle Depriv ation 2008 
Quelle: Statistik Austria, EU-SILC 2008 

Für Wien betrug der Median des Äquivalenz einkommens26 2008 18.683 Euro/ 
Jahr (siehe Abb. 37). Im Vergleich der Jahresäquivalenzeinkommen von Wien 
und Österreich zeigen sich Unterschiede analog zur Entwicklung der Reallohn­
einkommen. Während Personen in Wien im obersten Einkommensviertel mehr 
Geld zur Verfügung steht als österreichweit, liegen die Jahres äquivalenz­
einkommen der untersten Hälfte unter dem Bundesniveau. Dem obersten Ein­
kommens zehntel steht in Wien ein Betrag von mehr als 35.151 Euro zur Ver­
fügung, dem untersten jedoch weniger als 9.835 Euro. Somit erhält das oberste 
Dezil mehr als 3,5-mal so viel wie das unterste. 

Armutsgefährdung in Österreich 

Armutsgefährdet ist,  wer weniger als 60% 
des Medians24  des Äquivalenzeinkommens 
zur Verfügung hat. Laut EU-SILC 2008 lag 
der Median des Äquivalenzeinkommens für 
Österreich bei 19.011 Euro/Jahr. Die bundes­
weite Armutsgefährdungsschwelle für 2008  
liegt demnach für einen Einpersonenhaus­
halt bei 951 Euro/Monat25. Für jede weitere 
im Haushalt lebende erwachsene Person  
wird dieser Betrag um 475 Euro/Monat und 
für jedes Kind um 285 Euro/Monat erhöht.  
Für ein Ehepaar lässt sich daher ein Betrag 
von 1.426 Euro/Monat errechnen und für  
eine Familie mit zwei Kindern ein Betrag von  
1.996 Euro/Monat.  

23 Diese Befragung zu Einkommen, Armut und Lebens bedingungen wird für Österreich 
von der Statistik Austria durchgeführt. 

24 Siehe Fußnote 6. 
25 Jahreswert auf 12 Monate umgelegt. 
26 Das Äquivalenzeinkommen errechnet sich aus dem verfügbaren Haushaltseinkommen 

dividiert durch die Summe der Personengewichte im Haushalt. 
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Soziale Lage in Wien
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Abb. 37: Jahresäquivalenzeinkommen 2008 (Österreich – Wien)
Quelle: Statistik Austria-EU-SILC 2008

▷
Die Stadt Wien bietet neben der 

Sozialhilfe bzw. der Bedarfsorientierten 
Mindestsicherung viele Ermäßigungen 

und Vergünstigungen (z.B. Wiener 
Mobilpass) sowie ein breites Angebot 
an Sachleistungen für (armutsgefähr-
dete) WienerInnen an und unterstützt 
sie durch entsprechende Maßnahmen 

(z.B. durch Beratung oder/und 
arbeitsintegrative Maßnahmen).

▷

Laut EU-SILC 2008 können in einer Längs-
schnittaus wertung von 2004 bis 2007 rund 5% 
der österreichischen Bevölkerung als dauerhaft 
armutsgefährdet bezeichnet werden, 27% lagen 
in dieser Periode mit ihrem Einkommen zu-
mindest einmal unter der Armutsschwelle. Be-
stimmte Gruppen sind zudem stärker von 
Armuts gefährdung betroffen (siehe Abb. 38). 
Bundesweit27 sind neben ausländi schen Staats-
bürgerInnen aus Nicht-EU/EFTA-Ländern (30%) 
vor allem Ein-Eltern-Haushalte (29%) und 
allein lebende Frauen (mit Pension 24%, ohne 
Pension 20%) überdurchschnittlich armuts-
gefährdet, ebenso wie Personen mit maximal 
Pfl ichtschulabschluss (22%), eingebürgerte 
Öster reicherInnen (21%) sowie Mehrperso nen-
haushalte mit drei oder mehr Kindern (20%). Am 
wenigsten armutsgefährdet sind Mehr per-
sonen haushalte ohne Kinder und Universitäts-
absolventInnen (je 6%). Einem besonderen 
Armuts risiko sind weiters Kinder, Jugendliche 
und fi nan ziell abhängige junge Erwachsene28 
ausgesetzt. 

In der Wiener Lebensqualitätsstudie 200929 wurde nach den fi nanziellen 
Möglich keiten zur Befriedigung grundlegender Lebensbedürfnisse von Wiene-
rInnen gefragt. Der daraus ermittelte Wohlstandsindex30 weist für Wien ein 
relativ hohes Niveau mit 88 von 100 möglichen Punkten aus. 

Abb. 38: Armutsgefährdung in Österreich nach betroffenen Personen-
gruppen 2008 in Prozent
Quelle: Statistik Austria-EU-SILC 2008

Ausländ. Staatsbürgerschaft (nicht EU-EFTA)

Ein-Eltern-Haushalt*

Alleinlebende Frauen mit Pension

Maximal Pflichtschule

Eingebürgert

Alleinlebende Frauen ohne Pension

Mehrpersonenhaushalt + mind. 3 Kinder*

Alleinlebende Männer ohne Pension

Mehrpersonenhaushalt mit Pension*

insgesamt

30

29

24

22

21

20

20

16

13

12

Österreicher

Mehrpersonenhaushalt + 2 Kinder*

Lehre/mittlere Schule

Mehrpersonenhaushalt + 1 Kind*

Matura

Mehrpersonenhaushalt ohne Kinder

Universität

11

10

9

9

8

6

6 * Personen in Haushalten

unterdurchschnittliche 
Armutsgefährdung

überdurchschnittliche
Armutsgefährdung

Laut der Wiener Lebensqualitätsstudie 
2009 weist der Wiener Wohlstands-

index mit 88 von 100 möglichen 
Punkten ein relativ hohes Niveau auf.

27 Entsprechende Daten für Wien liegen in dieser Befragung aufgrund der geringen Stich-
probengröße nicht vor.

28 Junge Erwachsene unter 27 Jahren, die aufgrund einer Ausbildung fi nanziell noch vom 
elterlichen Haushalt abhängig sind.

29 http://www.wien.gv.at/stadtentwicklung/studien/b008123.html (24. 11. 2010).
30 Zur Berechnung des Wohlstandsindex wurden Antworten auf Fragen nach der Leist-

barkeit grundlegender Konsum- und Versorgungsgüter sowie die persönlich wahr-
genommene fi nanzielle Belastung aus Krediten und Schulden zusammengefasst.
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 Systeme 
der sozialen 

Sicherheit: 
Versicherungs- und 

Bundesleistungen 
Soziale Sicherungssysteme haben die Aufgabe, Menschen in schwierigen Lebens­

situationen oder Notlagen zu unterstützen. Österreich hat einen starken und um­

fassenden Sozialstaat, dessen Wurzeln in das 19. Jahrhundert zurückreichen.  

Viele Reformen im Laufe der vergangenen Jahrzehnte haben zu Ausbau,  Ver besserung  

und Modernisierung des Leistungsangebotes beigetragen.  Die zugrunde liegende  

Struktur des Sozialstaats ist aber gleich geblieben, obwohl die Gesellschaftsstruktur,  

die Wirtschaft und vor allem der Arbeitsmarkt starken Veränderungen ausgesetzt  

waren und nach wie vor sind. Eine Folge davon ist, dass sich das Zusammenspiel 

der Systeme verändert hat und das erste soziale Sicherungsnetz, fi nanziert und ge­

staltet durch Bundes- bzw. Sozialversicherungsleistungen, durchlässiger geworden 

ist.  Die Leistungen der Länder sind zumeist nachgeordnet (subsidiär und bedarfs­

geprüft) und bilden das zweite soziale Sicherheitsnetz. 

Dieses Kapitel gibt einen Überblick über die Leistungen des Bundes und der Sozial­

versicherungen. Wie das Land Wien die Herausforderung annimmt, die mittler weile 

aufgetretenen Lücken im sozialen Netz zu schließen, wird in den nachfolgenden  

Kapiteln erläutert.



        
 

 

 
 

 

 

  

 
 
 
 
 
 

 

 
  

 
   

 

  

 
 

 

  

Systeme der sozialen Sicherheit 

2.1 Einführung
 

POLITISCHE STABILITÄT UND SOZIALE SICHERHEIT haben in Österreich weitreichende 
wirtschaftliche und gesellschaftliche Entwicklungen sowie wissenschaftlichen 
Fortschritt ermöglicht. Österreich zählt mittlerweile zu den reichsten Ländern 
der Welt und verfügt über ein engmaschiges soziales Netz. 

Die Sozialschutzsysteme von Bund und Ländern gewährleisten umfassende 
soziale Absicherung in allen Risiko- und Bedürfnislagen. Dabei sind die Ver­
sicherungsleistungen der Sozial- und Arbeitslosenversicherung und die Leis­
tungen des Bundes für Kinder und Familien vorrangig zu nennen. Die Länder 
decken den kleineren Teil der gesamtösterreichischen Sozialleistungen ab: 
Geldleistung in sozialen Notlagen, Maßnahmen zur sozialen Eingliederung oder 
Sachleistungen im Rahmen der Pflege und Betreuung. 

Geänderte gesellschaftliche Rahmenbedingungen und aktuelle Entwicklungen 
stellen den österreichischen Wohlfahrtsstaat mit seinen Leistungssystemen 
dabei vor allem vor folgende große Herausforderungen: 

Älter werdende Gesellschaft 
Während die Geburtenzahlen sinken, wird die Gruppe der Älteren und Hoch­
betagten überproportional größer. Weniger Berufstätige müssen für mehr 
Pensio nist Innen aufkommen. 

Working Poor 
Am Arbeitsmarkt hat sich die Zahl der Vollzeitbeschäftigungsverhältnisse zu 
Gunsten von Teilzeitarbeit und prekärer Beschäftigung reduziert. Dies bedeutet 
weniger Absicherung für die Betroffenen und sinkende Lohnsteuereinnahmen 
und Sozialversicherungsbeiträge für die öffentliche Hand. Gesunkene Einkommen 
und entsprechend niedrige Einkommensersatzleistungen führen darüber hinaus 
zu höherer Inanspruchnahme von Sozialhilfe. Dies gilt auch für die zunehmende 
Zahl an AlleinerzieherInnen, die finanziell oft weniger gut abgesichert sind. 

Migration 
Verstärkte Zuwanderung wirkt dem Geburtenrückgang entgegen und verringert 
die Effekte der demografischen Entwicklung (Überalterung der Gesellschaft). 
Personen mit Migrationshintergrund sind jedoch auch einem erhöhten sozialen 
Risiko ausgesetzt. Daher bedarf es besonderer Maßnahmen, sie zu integrieren, 
einzubinden und ihre Potenziale und Ressourcen zu fördern. 

Das vorliegende Kapitel soll eine kurze Information über die Sicherungssysteme 
und Leistungen von Sozial- und Arbeitslosenversicherung sowie über die steu­
erfinanzierten Leistungen des Bundes geben. Die Beschreibung der Wiener 
Sozialleistungen erfolgt in den entsprechenden Kapiteln des Berichts. 

Die Gesundheitsdienstleistungen – Versicherungsleistungen und steuer­
finanzierte Landesleistungen – sind der Vollständigkeit halber ebenfalls be­
schrieben, werden aber nicht weiter ausgeführt. 

Bei den Leistungen für Familien und Kinder machen den größten Teil die mone­
tären Bundesleistungen aus. Die Länder stellen hauptsächlich Sachleistungen 
in Form von Kinderbetreuungseinrichtungen zur Verfügung. Diese stellen eine 
zentrale Rahmenbedingung im sozialstaatlichen Gefüge dar. Eine detaillierte 
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Systeme der sozialen Sicherheit 

Beschreibung der Wiener Angebote findet sich auf den Internet-Serviceseiten 
der Stadt Wien31. 

Weiters werden die Leistungen im Fall von Arbeitslosigkeit beschrieben.Trotz 
alleiniger Zuständigkeit des Bundes bietet die Stadt Wien zusätzliche Angebote 
zur Qualifikation und beruflichen Integration an. 

Anschließend erfolgt die Beschreibung von Alters- und Invaliditätspension 
als Leistung der Sozialversicherung. 

Für Menschen mit gesteigertem Pflege- und Betreuungsbedarf werden Leis­
tungen von Seiten des Bundes und der Sozialversicherung angeboten, die in 
diesem Kapitel angeführt sind. Die Beschreibung der Landesleistungen erfolgt 
im Kapitel 8. 

In der Gegenüberstellung aller Leistungen wird ersichtlich, dass die Leis­
tungen zur sozialen Absicherung großteils Bundes- und Versicherungsleistungen 
sind. Die Beiträge der Länder sind hauptsächlich subsidiär und bedarfsgeprüft. 
Das heißt, dass das Land Leistungen für Personen zur Verfügung stellt, die 
nicht oder nicht ausreichend durch eigenes Einkommen und Vermögen bzw. 
durch die vorrangigen Bundesleistungen versorgt sind. Auswirkungen, die durch 
Veränderungen am Arbeitsmarkt oder Kürzungen von Versicherungsleistungen 
entstehen, wirken sich sehr oft unmittelbar in den Sozialsystemen der Länder 
aus. Österreichweit ist etwa von 1998 bis 2008 in der offenen Sozialhilfe ein 
Anstieg um mehr als das Doppelte zu verzeichnen. 

Weiters wird deutlich, dass ein Großteil der Bundesleistungen an eine auf­
rechte oder vorangegangene Erwerbstätigkeit gebunden ist. Personen, die nie 
oder nur prekär beschäftigt waren, erfüllen die Kriterien zur Anwartschaft 
oftmals nicht und werden ebenfalls durch die subsidiären Systeme der Länder 
versorgt. 

Angesichts der unterschiedlichen Zuständigkeiten sowie der Vielfalt und 
Breite des Angebots ergibt sich ein hoher Informationsbedarf bei den (poten­
ziellen) NutzerInnen. 

Die Verzahnung und Zusammenführung von Systemen wie bei der Bedarfs­
orientierten Mindestsicherung ist deshalb ein wichtiger Schritt im Sinne eines 
serviceorientierten Angebots von Leistungen. 

31 http://www.wien.gv.at/bildung/kindergarten/abteilung (30.08.2010). 
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Systeme der sozialen Sicherheit 

2.2 Soziale Sicherheit in Österreich
 

ÖSTERREICHS SOZIALSYSTEM geht auf das 19. Jahrhundert zurück und 
entspricht dem konservativen Sozialstaatsmodell, das vorrangig auf finanzi­
ellen Leistungen und Versicherungsleistungen beruht. Das Modell fördert – im 
Vergleich zum skandinavischen Modell – traditionelle Familienformen und 
führt dadurch zu einer geringen Frauenbeschäftigung. Der österreichische 
Sozialstaat kann trotzdem als sehr effizient eingestuft werden, denn ohne 
die Sozialtransfers wäre die Hälfte der Bevölkerung armutsgefährdet. Die 
hohe soziale Sicherheit für die ÖsterreicherInnen wird auch in den Ausgaben 
sichtbar. Österreich zählt in der EU zu den Mitgliedsstaaten mit einem sehr 
hohen Sozialschutzniveau, obwohl in der österreichischen Verfassung – im 
Vergleich zu anderen Mitgliedsstaaten – keine sozialen Grundrechte verankert 
sind32. Es besteht allerdings ein grundsätzlicher politischer Konsens zur 
Relevanz sozialstaatlicher Absicherung, wenngleich deren Umsetzung und 
konkrete Ausgestaltung immer wieder Anlass zu Diskussionen gibt. 

Sozialleistungen haben die Aufgabe, Menschen in speziellen Bedarfslagen 
(Kinder betreuung, Alter, Erkrankung) zu unterstützen, Notlagen und Armut zu 
verhindern und Teilhabe am gesellschaftlichen Leben zu ermöglichen. Dadurch 
soll die Chancengleichheit verbessert, der soziale Friede gestärkt sowie Wohl­
stand und Entwicklung gefördert werden. Der Sozialstaat ist aber auch ein 
wichtiger Wirtschaftsfaktor. Er ermöglicht Konsum für die Leistungsbeziehe­
rInnen, bietet Arbeitsplätze, Stabilität in Krisenzeiten und erhöht durch die 
Übernahme der Betreuung von Kindern und Pflegebedürftigen das verfügbare 
Arbeitskräftepotential. 

2.2.1 Die Anfänge des österreichischen Sozialstaats 

Der österreichische Sozialstaat findet seine Wurzeln im 19. Jahrhundert mit 
dem Reichsheimatgesetz (1860) sowie der Einführung der Sozialversicherung 
als Kranken- und Unfallversicherung für ArbeitnehmerInnen und Betriebsbeam­
t Innen. Mit Schaffung zweier Netze33, einer an Erwerbstätigkeit gebundenen 
Sozialversicherung und einer subsidiären, steuerfinanzierten Armenfürsorge 
in Gemeindekompetenz wurde der Grundstein der auch heute noch aktuellen, 
dualen Sicherungssysteme gelegt. Da die weitere Regelung der Wohlfahrtspflege 
den Landesgesetzen oblag, entwickelten sich diese sehr unterschiedlich. Teil­
weise durch Spezialgesetze geregelt, verblieb die Umsetzung weiterhin oftmals 
bei den Pfarren und Orden. Während sich die sozialen Rahmenbedingungen 
für Erwerbstätige durch den Ausbau der Sozialversicherungsleistungen und 
die Regelungen des Arbeitsrechts sukzessive verbesserten, erfolgte die Versor­
gung durch die kommunale Armenfürsorge nach den gleichbleibenden Kriterien 
von Einzelfallprüfung und Subsidiaritätsprinzip34. 

Eine einzigartige Bündelung sozialer Verantwortung im öffentlichen Sektor 
fand sich im sozialdemokratischen Wien der 1920er Jahre (Rotes Wien). Der 
Ausbau des kommunalen Wohnbaus, der Angebote der Kinder- und Jugend­

32 Soziale Grundrechte in Europa, Reihe Soziale Angelegenheiten, SOCI 104 DE - 02/2000. 
33 Talos, Emmerich (2005): Vom Siegeszug zum Rückzug/Sozialstaat Österreich 1945 –2005, 

Wien. 
34 Heitzmann, Karin (2004): Funktionen und Leistungen von NPOs im Wandel, in: Witt/ 

Purtschert/Schauer (Hrsg.): Funktionen und Leistungen von Nonprofit Organisationen, 
Wiesbaden. 
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fürsorge und des Gesundheits- und Sozialwesens sowie die Schaffung von 
allgemein zugänglichen Bildungs- und Freizeitangeboten zielten nicht nur 
versorgend auf die sozial schwächsten Bevölkerungsschichten ab, sondern 
wirkten auch vorsorgend und entstigmatisierend. 1933 verwaltete die Stadt 
Wien beispielsweise mehr als 60.000 Sozialwohnungen, in denen 10% der Be-
völkerung lebten. 

Unterbrochen durch die sozialpolitischen Einschnitte während der Diktaturen 
des Austrofaschismus und Nationalsozialismus wurde nach Kriegsende der 
Status quo der Ersten Republik wieder hergestellt.

In der Phase des wirtschaftlichen Aufschwungs der Nachkriegszeit stiegen 
Produktivkraft und Wohlstand deutlich an. Parallel dazu nahm die Beschäfti-
gung deutlich zu. Das politische Bekenntnis der dominierenden Parteien SPÖ 
und ÖVP zum Sozialstaat und zu seiner Bedeutung ermöglichte in Kooperation 
mit den Sozialpartnern einen starken Ausbau von Leistungen der sozialen 
Sicherheit. 

Sozialpartnerschaft

Als Sozialpartner verhandeln die vier großen 
Interessenverbände – Österreichischer 
Gewerk schaftsbund, Wirtschaftskammer
Österreich, Bundesarbeitskammer und 
Landwirtschaftskammer Österreich – so-
wohl untereinander (Kollektivverträge) als 
auch mit der Regierung wirtschafts- und 
sozialpolitische Fragen aus. Durch die kon-
sensuale Ausverhandlung arbeitsrechtlicher 
Konfl ikte trägt die Sozialpartnerschaft zum 
sozialen Frieden in Österreich bei. 

  

▷

2.2.2 Aufbau des österreichischen Sozialsystems

Die soziale Absicherung erfolgt sowohl durch den Bund als auch durch die 
Länder und die Gemeinden. Nach Ausgaben gemessen werden rund zwei Drittel 
der Leistungen als monetäre und ein Drittel als Sachleistungen erbracht.

Die monetären Leistungen lassen sich nach Finanzierungs- und Anspruchs-
system in vier Gruppen einteilen:
▷ Versicherungsleistungen (55%, bestehender Versicherungsschutz bzw. die 

entsprechende Beitragsleistung ist ausschlaggebend; z.B. Arbeitslosengeld, 
Pensionen),

▷ universelle Leistungen (14%, unabhängig von Einkommen oder Erwerbs-
status, z.B. Familienbeihilfe, Kinderbetreuungsgeld, Pfl egegeld),

▷ bedarfsgeprüfte Leistungen (5%, individuelle Bedarfsprüfung, z.B. Sozial-
hilfe bzw. Bedarfsorientierte Mindestsicherung, Notstandshilfe, Ausgleichs-
zulage),

▷ diverse andere Sozialleistungen (26%, z.B. BeamtInnenpensionen, Betriebs-
pensionen, Sozialentschädigungssysteme). 

Die Bundesleistungen umfassen sämtliche versicherungsrechtlichen Leistungen 
(Sozialversicherung und Arbeitslosenversicherung) sowie steuerfi nanzierte, 
universelle Leistungen wie Kinderbetreuungsgeld, Familienbeihilfe und das 
Bundespfl egegeld. 

Es ist davon auszugehen, dass jede 
Person in Österreich im Laufe des 

Lebens Sozialleistungen konsumiert. 
Von der Kinderbetreuung, Pfl ege-

dienstleistung, Krankenversorgung bis 
hin zur Pension: Wir alle sind auf die 

Solidargemeinschaft angewiesen.

Aufgabe
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Abb. 39: Anteil von Bund, Ländern und Gemeinden an den Ausgaben für Sozial-
schutz, Bildung und Gesundheit 2006 
Quelle: OECD
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Die Sozialversicherung

Die Sozialversicherung umfasst Unfall-, Kranken- und Pensionsversiche-  versicherung für Arbeiter und Angestellte in Industrie, Bergbau, Gewerbe, 
rung. Sie beruht auf dem Solida ritätsprinzip (Beiträge sind einkommensab- Handel, Verkehr sowie Land- und Forstwirtschaft zusammen und regelt 
hängig, das Leistungsangebot richtet sich nach Bedarf und Bedürfnissen) außer dem die Krankenversicherung der PensionistInnen.
sowie der Selbstverwaltung. In Österreich besteht für selbständig und 2008 betrugen die Einnahmen der Sozialversicherung 45,3 Milliarden 
unselbständig Erwerbstätige Pfl ichtversicherung. Die Beiträge werden durch Euro, das sind 16,1% des Bruttoinlandsproduktes (BIP). 81% der Einnahmen 
Arbeit geberInnen und ArbeitnehmerInnen geleistet. stammten aus Beiträgen der Versicherten, die Mittel aus der Ausfallhaftung 

22 Sozialversicherungsträger sind für die Kranken-, Pensions- und Unfall- des Bundes deckten rund 11% ab. Der Rest stammte aus Transfer leistungen 
versicherung zuständig. Der Hauptverband der österreichischen Sozialver- anderer Systeme, wie zum Beispiel die Krankenversicherungsbeiträge für 
sicherungsträger hat dabei eine koordinierende Funktion. Arbeitslose aus der Arbeitslosenversicherung. Die Mittel der Sozialver-

Die gesetzliche Grundlage bildet das seit 1. 1. 1956 geltende Allgemeine sicherung fl ießen zu rund 30% in Leistungen der Krankenversicherung, zu 
Sozialversicherungsgesetz (ASVG). Es fasst die Kranken-, Unfall- und Pen sions- 67% in Pensionen und zu 3% in Leistungen der Unfallversicherung.

Versicherungsprinzip

Sozialversicherungsbeiträge

Unfallversicherung
Opferfürsorge

Kinderbetreuungsgeld

Familienbeihilfe

Pfl egegeld

Entschäd. nach Arbeitsunfällen

Entschäd. bei Berufsunfähigk.

Heilmittel

Unfallheilbehandlung

Sozialhilfe

Finanzielle Hilfe

Krankenhilfe

Pfl ege & Betreuung

Wohnungslosenhilfe
Krankenversicherung

Leistungen  für Behinderte

Grundversorgung

Jugendwohlfahrt

Schuldnerberatung, …

Kindergärten

Soziale Dienste

Wohnbeihilfe

Krankengeld

Wochengeld

ärztliche Hilfe

Heilmittel

Pensionsversicherung

Alterspension

Witwer-/Witwenpension

Pension bei gemind. Erwerbsf.

Rehabilitation

Ausgleichszulage (Mindestpension)

Gesundheitsvorsorge

Arbeitslosenversicherung

Arbeitslosengeld

Notstandshilfe

Transferarbeitsplätze

Berufsberatung

Steuern aus der Öffentlichen Hand

Bedarfsprinzip Versorgungsprinzip

Leistungen des Landes

Leistungen des BundesLegende:

Abb. 40: Das österreichische Sozialsystem 
Quelle: MA 24

Bei Ländern und Gemeinden liegt die Verantwortung für stationäre Gesund-
heitseinrichtungen, Kinderbetreuung, Kinder- und Jugendwohlfahrt, Landes-
pfl egegeld, Behindertenhilfe, Wohnversorgung und Wohnungslosenhilfe, am-
bulante bzw. mobile und stationäre Pfl ege und Betreuung sowie für die Sozial-
hilfe. Die Sozialleistungen der Länder sind subsidiär (nachrangig) gegenüber 
den Bundesleistungen. Die Leistungen der Länder sind – in zum Teil sehr unter-
schiedlichen – Landesgesetzen geregelt.
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So war zum Beispiel die offene Sozialhilfe in neun verschiedenen Gesetzen 
geregelt. Dies führte zu unterschiedlichen Bezugshöhen, Zugangsbestimmungen 
und Auszahlungsmodalitäten. Durch die Einführung der Bedarfsorientierten 
Mindestsicherung wurden erste Schritte zur Vereinheitlichung dieser Rege­
lungen gesetzt. 

2.2.3 Charakteristika des österreichischen Sozialstaats 

Nach einer in der Literatur häufi g herangezogenen Unterscheidung verschiedener  
Wohlfahrtsstaatentypen35 lässt sich Österreich dem konservativen (korporatis­
tischen) Modell eines Wohlfahrtsstaats zuordnen, in dem ein großer Teil der 
sozialen Leistungen an bestehende oder vorherige Erwerbstätigkeit gebunden 
ist und auf versicherungsrechtlich begründeten Ansprüchen beruht. Die  
Transfer leistungen sind vorwiegend fi nanzielle Leistungen, in einem geringeren  
Ausmaß Sachleistungen. Dementsprechend wird der größte Teil der Sozialaus­
gaben für Leistungen aus der Pensions-, Kranken-, Unfall- und Arbeitslosen­
versicherung aufgewendet. 

Ein weiterer wichtiger Anteil umfasst die Leistungen für Familien. Für die 
subsidiären Landesleistungen zur Verhinderung sozialer Ausgrenzung werden 
hingegen nur 0,4% des BIP aufgewendet. 

Als wesentliche Gestaltungsprinzipien des österreichischen Wohlfahrtsstaats  
gelten daher: 
▷  Anbindung sozialer Sicherung an Erwerbsarbeit, 
▷  Dominanz der Versicherungsleistungen und der Lebensstandardsicherung  

(höhere Einkommen bedeuten höhere Pensionen und höheres Arbeitslosen­
geld) – mindestsichernde Elemente haben weniger Gewicht, 

▷  Subsidiarität staatlicher Hilfe. 

Konservatives (korporatistisches) Modell Skandinavisches Modell Liberales (angelsächsisches) Modell 

Vertreter Deutschland, Österreich, Italien, Belgien Schweden, Finnland, Norwegen, Dänemark Großbritannien, USA, Kanada, Australien 

Leistungen vorwiegend finanzielle Leistungen, 
Versicherungsleistungen 

breites Angebot an hochwertigen 
öffentlichen Dienstleistungen in der 
Betreuung 

bedarfsgeprüfte Leistungen zur Armuts­
bekämpfung auf minimalem Niveau 

Zugang großer Teil der sozialen Leistungen an 
bestehende oder vorherige Erwerbstätigkeit 
gebunden 

soziale Sicherungssysteme sind eher 
erwerbsunabhängig 

Bedarfsprüfung, Zugangsregeln sind streng 
und oftmals stigmatisierend 

Effekte traditionelle Familienmodelle, geringe 
Erwerbsbeteiligung von Frauen, hohe 
Bedeutung von gesellschaftlicher Klasse 
und Status, Statuserhalt 

hohe Erwerbsbeteiligung beider Geschlech­
ter, geringe Lohnunterschiede, hohe 
Umverteilung 

hohe Bedeutung privater sozialer Vorsorge, 
wenig öffentliche Versorgungsangebote, 
geringer Staatseinfluss, kaum regulierter 
Arbeitsmarkt, starke Lohnunterschiede, 
schwache Umverteilung 

Diese Typologie, in Anlehnung an Esping-Andersen, beschreibt die Hauptelemente der wohlfahrtsstaatlichen Modelle, die konkreten nationalstaatlichen 
Regelungen stellen immer Mischformen dar. 

Tabelle 6:  Wohlfahrtsstaatliche Modelle 

35 Esping-Andersen, Gøsta (1990): The three Worlds of Welfare Capitalism, Cambridge. 
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2.2.4 Sozialausgaben in Österreich

Nach dem Europäischen System der integrierten Sozialschutzstatistik (ESSOSS) 
betrugen die Sozialausgaben in Österreich 2008 79,8 Mrd. Euro, wobei 77,3 Mrd. 
Euro auf Sozialleistungen und 2,5 Mrd. Euro auf Verwaltungskosten und son-
stige nicht direkt zuordenbare Ausgaben entfi elen.

Ein wichtiger Indikator zur vergleichenden Darstellung der Sozialausgaben 
ist die sogenannte Sozialquote. Nach einem starken Anstieg Anfang der 1990er 
Jahre (zwischen 1990 und 1994 stieg die Quote von 26,1% auf 29,1%) liegt die 
Sozialquote in den letzten Jahren zwischen 28% und 30%. Im Jahr 2008 betrug 
sie 28,3%.

Sozialquote

Als Sozialquote wird der Anteil der Sozial-
ausgaben (inklusive Gesundheitsausgaben) 
am BIP bezeichnet. Die Entwicklung der
Sozialquote wird sowohl von den Sozialaus-
gaben als auch von der wirtschaftlichen
Entwicklung beeinfl usst.
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Abb. 41: Entwicklung der Sozialquote 1990 – 2008
Quelle: Statistik Austria 

Im europäischen Vergleich liegt Österreich 2007 bei den Sozialausgaben in 
Prozent des BIP auf Platz sechs.
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Das Europäische System der integrierten Sozialschutzstatistik schlüsselt die 
Aus gaben nach sogenannten Funktionen auf, die acht Risken oder spezielle 
Bedürfnisse umfassen: Krankheit/Gesundheit, Invalidität, Alter, Hinterbliebene, 
Familie/Kinder, Arbeitslosigkeit sowie Wohnen und soziale Ausgrenzung. 

Abb. 42: Sozialquoten europäischer Staaten 2007 
Quelle: Eurostat 



Die Verteilung (siehe Abb. 43) entsprechend dieser Kategorien zeigt für das 
Jahr 2008, dass die Hälfte des Sozialbudgets in Ausgaben für die Altersversor­
gung (Pensionen, Pflegeleistungen für über 60-Jährige) und Leistungen bei 
Invalidität und Gebrechen (zwei Drittel Pensionsleistungen, Pflegegeld und 
Behindertenhilfe) fließen. Ein Viertel des Sozialbudgets wird für die medizi­
nische Versorgung, ein Zehntel für Familien- bzw. Kinderleistungen und ledig­
lich 2% für Leistungen zur Bekämpfung von sozialer Ausgrenzung ausgegeben. 

Die Höhe der Sozialausgaben ist abhängig von den Kosten und dem Umfang 
der Angebote und der Zahl der Anspruchsberechtigten. So bilden sich auch 
demografische Veränderungen in den Sozialausgaben ab, da die durchschnitt­
lichen Pro-Kopf-Ausgaben pro Lebensabschnitt unterschiedlich sind. Für eine 
Person über 65 Jahren wird fast sechsmal so viel aufgewendet wie für eine 
Person unter 65 Jahren. Der Bedarf an Pensionen, Pflege- und Betreuungsdienst­
leistungen schlägt pro Person jährlich mit rund 29.000 Euro zu Buche. Infolge­
dessen müsste die Sozialquote allein durch die Zunahme der älteren Bevölke­
rungsgruppe stark angestiegen sein. Dies ist jedoch nicht der Fall. Der geringe 
Anstieg der Sozialquote ist mit einer Reihe von kostendämpfenden Maßnahmen 
zu erklären, die besonders im Bereich der monetären Leistungen in den letzten 
Jahren gesetzt wurden. Mit Ausnahme der Ausgleichszulagen wurden die Pensi­
onen und das Arbeitslosengeld im Vergleich zur Inflationsrate weniger erhöht. 
Ausgebaut wurden hingegen Sachleistungen im Bereich der ambulanten bzw. 
mobilen und stationären Pflege und Betreuung sowie für Kinderbetreuungs­
einrichtungen. Durch diesen Konsolidierungsprozess, speziell bei altersbezo­
genen Leistungen, soll den sozialstaatlichen Herausforderungen der demogra­
fischen Entwicklung Rechnung getragen und eine zukünftige und nachhaltige 
Finanzierbarkeit ermöglicht werden37. 

Trotzdem zeigt sich bei der funktionsspezifischen Betrachtung der Ausgaben­
entwicklung anteilsmäßig zum BIP bei den Altersleistungen der höchste Anstieg 
seit 1990. 
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Abb. 43:  Sozialausgaben nach 
Funktionen 2008 
(Basis: 77.300 Mio. Euro) 
Quelle: Statistik Austria-ESSOSS  
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▷ 
Während die Gruppe der unter 

65-Jährigen kleiner werden 
wird, ist bis 2030 ein Anstieg der 

über 65-Jährigen um sieben 
Prozentpunkte zu erwarten36 . 

Funktionen 

2008 1990 – 2008 

Mio. Euro Anteil BIP 
Veränderung Anteil BIP in 

Prozentpunkten 

Alter 32.557 11,6% + 2,2 

Krankheit/Gesundheitsversorgung 20.214 7,2% + 0,6 

Familie/Kinder 7.993 2,8% + 0,2 

Invalidität/Gebrechen 5.998 2,1% – 0,4 

Hinterbliebene 5.463 1,9% – 0,7 

Arbeitslosigkeit 3.884 1,4% + 0,2 

Wohnen und Soziale Ausgrenzung 1.205 0,4% 0,0 

Sonstige Ausgaben 2.462 0,9% +0,1 

Gesamt 79.776 28,3% +2,2 

Tabelle 7:  Sozialausgaben nach ESSOSS 2008, ohne Transferleistungen zwischen 
den Sozialschutzsystemen 
Quelle: Statistik Austria-ESSOSS 

36 Statistik Austria: Mittlere Bevölkerungsvorausschätzung 2009. 
37 Steiner, Hans (2010): Sozialausgaben in Österreich,Wien: Bundesministerium für Arbeit, 

Soziales und Konsumentenschutz (BMASK); http://www.bmsk.gv.at/cms/site/attachments 
/4/5/4/CH0182/CMS1218540993180/002steiner%5B1%5D.pdf (Seminar, 13. 1. 2010). 
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▷ 

2.2.5 Wirkungen der Sozialtransfers 

Ohne die sozialen Transfers wären in Österreich 43 von 100 Personen, also fast 
die Hälfte, armutsgefährdet. Durch die Pensionszahlungen wird die Armutsge­
fährdungsquote auf 23% und durch die Auszahlung der übrigen Sozialleistungen 
auf 12% reduziert. 

Die Auszahlung von Sozialleistungen bewirkt in Österreich überwiegend eine 
horizontale Einkommensumverteilung – zum Beispiel von Gesunden zu Kranken, 
von Erwerbstätigen zu Nichterwerbstätigen und von Personen ohne Kinder zu 
Personen mit Kindern. Durch den hohen Anteil an Versicherungs- und univer­
sellen Leistungen haben die Sozialleistungen auf die vertikale Umverteilung 
von einkommensstarken zu einkommensschwachen Bevölkerungsgruppen einen 
kleineren Effekt, wenngleich die Leistungen natürlich auch sozial Schwächeren 
zugutekommen und für diese auch von wesentlicher Bedeutung sind. 

In der Diskussion um die Finanzierbarkeit und den möglichen Reformbedarf 
des Sozialstaates stehen Wirkung, Treffsicherheit und Effizienz von Transfer­
leistungen im Fokus der Öffentlichkeit. Laut aktuellen Ergebnissen des WIFO38 

hat der Staat in Österreich mit einer Abgabenquote (Steuer- und Abgabenanteil 
des BIP) von gut 42% und einer Staatsausgabenquote von 48,5% ein hohes Um­
verteilungspotential. 

Auch nach Auszahlung der 
Pensionen wäre eine von vier 
Personen in Österreich ohne Sozial­
transfers armutsgefährdet. Die 
Armuts gefährdungsgrenze liegt laut 
internationaler Definition bei  
60% des Medianeinkommens. 

Treffsicherheit 

Die in den letzten Jahren immer häufi ger gestellte Frage nach der Treffsicherheit der Ausgaben von  
Transferleistungen muss gemeinsam mit der Frage nach der Treff sicherheit staatlicher Einnahmequellen  
gestellt werden und damit eine grundsätzliche Verteilungsdebatte einleiten.  

Der Faktor Arbeit ist am stärksten durch Steuern und Sozialversicherungs­
beiträge belastet. Diese Abgaben sind nicht nur deutlich höher als jene auf 
Gewinn- und Besitzeinkommen, sondern sind auch stärker gestiegen. Niedere 
und mittlere Einkommen sind besonders belastet, höhere Einkommen und 
Vermögensgewinne weniger. Eine sinkende Lohnquote wirkt sich demnach nicht 
nur auf die Einkommen, sondern auch auf die Staatseinnahmen aus. 

Ausgabenseitig können die Aktivitäten der öffentlichen Haushalte die Un­
gleichheit der Markteinkommen jedoch deutlich verringern. Sie wirken sowohl 
horizontal als auch vertikal umverteilend. So hat das untere Drittel der Nicht-
Selbständigenhaushalte einen Anteil von 14% am Markteinkommen und bezieht 
43,5% der Transferleistungen. Dem mittleren Drittel mit einem Anteil am 
Markteinkommen von 29% kommen 31,5% und dem obersten Einkommensdrit­
tel mit 57% der Markteinkommen immer noch 25% der Leistungen zugute. Leis­
tungen der Arbeitslosenversicherung und bedarfsgeprüfte Leistungen unter­
stützen vermehrt Einkommensschwache, universelle Leistungen werden von 
allen in Anspruch genommen. 

38 Guger, Alois et al. (2009): Umverteilung durch den Staat in Österreich, Wien: Öster­
reichisches Institut für Wirtschaftsforschung (WIFO). 
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Verteilungsgerechtigkeit in Österreich 
Mag. Alois Guger,  WIFO 

Die Ungleichheit der Markteinkommen wird durch die Aktivitäten des Teilzeit- und prekär Beschäftigten auf der einen Seite und die starke 
Staates deutlich verringert. Die staatliche Umverteilung erfolgt in Öster­ Zunahme der Vermögenserträge und Spitzenverdienste auf der anderen  
reich aber nur über die Staatsausgaben.  Die Staatseinnahmen – Steuern  Seite die Streuung der Primär- oder Markteinkommen deutlich gestiegen  
und Sozialversicherungsbeiträge – wirken kaum umverteilend. Sie  ist, blieb die Sekundärverteilung – also die Verteilung der Nettoein­
belasten alle Einkommensschichten in Relation zum Einkommen fast kommen unter Berücksichtigung der staatlichen Umverteilung über  
gleich: Die progressive Wirkung der Einkommensteuern wird durch die  Steuern und monetärer und realer Transfers – weitgehend stabil. 
regressive Wirkung der Sozialversicherungsabgaben und der Steuern Angesichts der Wirtschaftskrise steht die staatliche Umverteilungs­
auf Güter und Dienstleistungen, die niedrige Einkommen stärker be­ politik vor großen Herausforderungen: Zum einen verstärkt die Krise 
lasten, weitgehend kompensiert. die Ungleichheit der Markteinkommen und den Bedarf an sozialem  

In den österreichischen Sozialsystemen dominieren das Versiche­ Ausgleich,  zum anderen stehen die öffentlichen Haushalte in den  
rungsprinzip und horizontale Verteilungselemente.  Diese zielen vorrangig  nächsten Jahren vor einem beträchtlichen Konsolidierungsbedarf.  In 
auf eine Umverteilung über den Lebenszyklus ab und kommen lang­ den notwendigen Reformschritten wird zu berücksichtigen sein, dass 
fristig allen Einkommensschichten  in gleichem Maße zugute; trotzdem Einschränkungen im staatlichen Leistungsangebot – insbesondere im 
wirken die Sozialausgaben kurzfristig auch vertikal – von hohen zu  Sozialbereich – die niedrigen Einkommensgruppen überproportional  
niedrigen Einkommen – stark umverteilend und reduzieren die Armuts­ treffen, während die Finanzierung des Staates derzeit nicht nach der 
gefährdung substanziell. Leistungsfähigkeit der BürgerInnen,  sondern äußerst vermögens­

Obwohl in den letzten Jahrzehnten durch die steigende Anzahl an schonend erfolgt.   
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2.3 Leistungen des Bundes und der 
Sozialversicherungen 

DER GROSSTEIL DER SOZIALLEISTUNGEN in Österreich ist in Bundesgesetzen 
geregelt. Dazu zählen die Leistungen bei Krankheit, finanzielle Förderungen 
für Familien mit Kindern, die Leistungen bei Arbeitslosigkeit sowie im 
Alter und bei Erwerbsunfähigkeit. Die Leistungen für Menschen mit 
Behinderung und für pflegebedürftige Menschen sind zwischen Bund 
und Ländern aufgeteilt. Die Leistungen der Länder werden subsidiär er­
bracht. 

2.3.1 Leistungen bei Krankheit 

Gesundheitsdienstleistungen werden in Österreich zu rund drei Viertel aus  
Mitteln der Sozialversicherung und der Gebietskörperschaften und zu rund  
einem Viertel privat finanziert.  Die Leistungen der niedergelassenen Allgemein­
medizinerInnen und FachärztInnen werden aus den Mitteln der gesetzlichen 
Krankenversicherung bestritten. 

Die Spitalskosten werden in den Ländern vor allem durch die jeweiligen  
Landesfonds aus Mitteln der Krankenversicherung sowie aus Steuermitteln des  
Bundes und der Länder fi nanziert. In Wien trägt der Wiener Gesundheitsfonds 
den überwiegenden Anteil (mehr als 50%) der Spitalskosten.  Den Rest finanziert   
zum größten Teil das Land Wien, der kleinere Teil verbleibt bei den jeweiligen 
Spitalsträgern.  

In Österreich ist durch die gesetzliche Krankenversicherung ein umfassender  
Schutz im Krankheitsfall gegeben. Dieser Schutz gilt sowohl für die Versicher
ten als auch für die nicht beitragspfl ichtigen Mitversicherten wie Kinder und 
EhepartnerInnen.  

Im Jahr 2008 waren rund 8,2 Millionen Personen vom Versicherungsschutz 
der österreichischen Krankenversicherung umfasst.  Das entspricht 98,8% der 
österreichischen Bevölkerung. Personen, die Sozialhilfe beziehen, waren bisher  
nicht von der gesetzlichen Krankenversicherung erfasst. Sie erhielten dennoch 
dieselben Leistungen, die jedoch von der Sozialhilfe direkt abgegolten wurden.  
Durch die Einführung der Bedarfsorientierten Mindestsicherung steht seit  
1.  September 2010 auch dieser Gruppe der Versicherungsschutz zu und sie  
erhält die e-card. 

­

Erwerbstätige und freiwillig Versicherte 

46%3% 

25% 

26% 

Angehörige 

PensionistInnen Sonstige 

Abb. 44:  Geschützte Personen in der österreichischen 
Krankenversicherung 2008 (Basis: 8,2 Mio. Personen) 
Quelle: Hauptverband der österreichischen Sozialversicherungsträger 

28%6% 
4% 3% 3% 
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Spitäler (ohne Mittel der Gebietskörperschaften) ÄrztInnen 

Medikamente ZahnärztInnen Krankengeld 

Sonstiges Mutterschaftsleistungen Verwaltungsaufwand 

Abb. 45:  Ausgaben der sozialen Krankenversicherung 2008 
(Basis: 13.765 Mio. Euro) 
Quelle: Hauptverband der österreichischen Sozialversicherungsträger 
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Der Versicherungsschutz ermöglicht den Zugang zu medizinischen Leistungen 
der niedergelassenen AllgemeinmedizinerInnen und FachärztInnen sowie zu 
ambulanten und stationären Leistungen von Krankenanstalten. 

Im Jahr 2008 betrugen die Einnahmen der Krankenversicherung 13,7 Milli­
arden Euro, davon 11,3 Milliarden Euro aus Versicherungsbeiträgen und 385 
Millionen Euro aus Rezeptgebühren, der Rest stammte aus Leistungserträgen 
und Mitteln des Ausgleichsfonds der Krankenversicherung. 

Die Ausgaben betrugen 13,8 Milliarden Euro (siehe Abb. 45). Davon betrug 
der Verwaltungsaufwand mit 387 Millionen Euro lediglich 3% der Gesamtaus­
gaben.Von den rund 13 Milliarden Euro, die in direkte Versicherungsleistungen 
investiert wurden, fiel knapp ein Viertel auf Medikamente und ein Drittel auf 
Leistungen niedergelassener ÄrztInnen. Die Mittel für Spitalsleistungen fließen 
in die neun Landesgesundheitsfonds, aus denen die Leistungen der Kranken­
anstalten teilfinanziert werden. 

Befreiung von der Rezeptgebühr 
Von der Rezeptgebühr befreit sind  
Personen 
▶  mit anzeigepfl ichtigen Krankheiten, 
▶   mit einem Einkommen unter dem Aus­

gleichszulagenrichtsatz und 
▶   wenn die Ausgaben für Rezeptgebühren  

2% des Nettoeinkommens übersteigen  
(seit 2008). 

2.3.2 Leistungen für Familien mit Kindern 

Leistungen für Familien mit Kindern reduzieren den durch die Kinder bedingten 
finanziellen Mehraufwand und den betreuungsbedingten Einkommensausfall. 

Österreich gibt einen im internationalen Vergleich überdurchschnittlichen 
Anteil der Wirtschaftsleistung für Familienleistungen aus. 2008 wurden 7,99 
Milliarden Euro in Leistungen für Familien mit Kindern investiert, das ent­
spricht rund 2,8% des BIP. 11% davon wurden für Sachleistungen aufgewendet, 
das sind primär die Kosten für Kinderbetreuungseinrichtungen. 

Treffsicherheit von  
Familienleistungen 
Dr.in Margit Schratzenstaller,  WIFO 

Die österreichischen Familienleistungen sind zwar im internationalen Vergleich überdurchschnitt­
lich hoch, jedoch werden wichtige familienpolitische Ziele – etwa die Verringerung der Kinderarmut,  
die Erhöhung der Frauenerwerbstätigkeit oder eine gleichmäßigere Verteilung von Erwerbs- und 
Betreuungsarbeit zwischen Männern und Frauen – nur unzureichend erreicht.  Wichtige Ansatzpunkte  
für Reformen sind: Erstens die Zusammenfassung der monetären Transfers, die primär im Dienst 
des horizontalen Familienleistungsausgleichs stehen (Familienbeihilfe, Kinderabsetzbetrag und  
Kinderfreibetrag) zu einer einzigen einkommensunabhängigen Transferleistung, auch um die Kom­
plexität des derzeitigen Systems zu reduzieren. Beim Alleinverdienerabsetzbetrag sollte zweitens 
die Treffsicherheit dadurch erhöht werden, dass er – zumindest für die jüngeren Geburtsjahrgänge  
der Eltern – nur Familien mit Kindern gewährt wird. Drittens ist der allmähliche Abbau der Kinder
betreuungsgeldvarianten, die eine relativ geringe Pauschalzahlung mit langen Bezugszeiten  ver
knüpfen, zu erwägen.  Viertens sind über die geplanten Investitionen hinaus weitere Ressourcen  in  
die Bereitstellung einer quantitativ und qualitativ ausreichenden Betreuungs infrastruktur zu lenken,  
insbesondere im Bereich der unter 3-Jährigen sowie bei der Nachmittags- und Ferienbetreuung 
von Schulkindern.   

­
­
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Familienbeihilfe
Die fi nanziell bedeutendste Leistung für Familien mit Kindern ist die Familien-
beihilfe. Mit 3,36 Milliarden Euro wurden 2008 1,82 Millionen Kinder unter-
stützt. Der Kostenanstieg 2008 ist auf die Einführung der 13. Auszahlung zu-
rückzuführen. 
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Abb. 46: Durchschnittliche jährliche Ausgaben der Familienbeihilfe pro Kind 
2000 – 2008
Quelle: Statistik Austria

Kinderbetreuungsgeld
Das Kinderbetreuungsgeld dient seit 2002 als universelle Leistung zur (teil-
weisen) Abgeltung des Betreuungsaufwandes für Kleinkinder. Es umfasst einen 
erheblich größeren Personenkreis als das vorher gültige Karenzgeld. 

Jede Person, die mit einem Kind im gemeinsamen Haushalt lebt, für das Kind 
Familienbeihilfe bezieht, den Mittelpunkt der Lebensinteressen und den recht-
mäßigen Aufenthalt in Österreich hat, hat Anspruch auf Kinderbetreuungsgeld, 
wenn die erforderlichen Untersuchungen laut Mutter-Kind-Pass durchgeführt 
wurden.

Das Kinderbetreuungsgeld wird in verschiedenen Varianten in unterschied-
licher Dauer und Höhe angeboten. Zur gänzlichen Ausschöpfung ist eine geteilte 
Inanspruchnahme (Mutter und Vater) erforderlich. Seit 2010 besteht zusätzlich 
zu den pauschalierten Varianten die Möglichkeit einer einkommensabhängigen 
Leistung. 2008 betrugen die Ausgaben aus dem Familienlastenausgleichsfonds 
(FLAF) mehr als eine Milliarde Euro.

Die Finanzierung von Familienbeihilfe und Kinderbetreuungsgeld erfolgt aus 
Mitteln des FLAF. Dieser wurde 1968 zur Unter stützung von Familien mit 
Kindern gegründet. Die Dotierung erfolgt zu 71% über ArbeitgeberInnenbei - 
träge – pro ArbeitnehmerIn werden 4,5% der Bruttolohnsumme eingezahlt – 
sowie allgemeine Steuermittel. 2008 wurden aus FLAF-Mitteln rund 6 Milliar-
den Euro für Familienbeihilfe, Kinderbetreuungsgeld, Freifahrten und Fahrbei-
hilfe für SchülerInnen und Lehrlinge, Schulbücher sowie für den Unterhalts-
vorschuss aufgewendet.

Mutter-Kind-Pass

Der Mutter-Kind-Pass wurde 1974 zur Re-
duktion der Säuglingssterblichkeit einge-
führt, die damals 2,4% betrug. Die Säug-
lingssterblichkeit konnte auf 0,4% (2008) 
reduziert werden. Mittlerweile dient die Maß-
nahme als wichtiger Beitrag zu Früher-
kennung von Komplikationen und Entwick-
lungsstörungen. Wurde 1997 noch versucht, 
die Teilnahme an den Untersuchungen durch 
den Mutter-Kind-Pass-Bonus zu fördern, 
wird seit 2002 der Erhalt des Kinderbe-
treuungsgelds daran gekoppelt.

Wochengeld
Acht Wochen vor und acht Wochen nach dem Geburtstermin können unselb-
ständige Erwerbstätige und seit 1.1.2008 auch freie DienstnehmerInnen Wochen-
geld beziehen Das Wochengeld ist eine Leistung der gesetzlichen Krankenver-
sicherung, dessen Höhe vom bisherigen Einkommen abhängig ist.
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Steuerliche Vergünstigungen 
Kinderabsetzbetrag, Alleinerzieherabsetzbetrag, Alleinverdienerabsetzbetrag 
oder Kinderfreibetrag sind steuerliche Vergünstigungen, die bei Unterhaltsver­
pflichtungen gegenüber Kindern und nicht erwerbstätigen EhepartnerInnen 
geltend gemacht werden können. 

Das Familienpaket im  
Rahmen der Steuerreform 2009 

▶   Erhöhung des Kinderabsetzbetrages,  
Erhöhung des Unterhaltsabsetzbe­
trages,  

▶   Kinderfreibetrag,  Arbeitgeberzuschuss  
zur Kinderbetreuung, 

▶   Absetzbarkeit der außerfamiliären
Kinder betreuungskosten. 

Herausforderungen 
Die bestehende Form der Familienförderung in Österreich erweist sich im inter­
nationalen Vergleich zwar als relativ leistungsfähig, einer aktuellen Studie des 
WIFO39 zufolge besteht hinsichtlich der Effizienz und Effektivität aber durchaus 
Verbesserungspotential. 

Trotz der hohen Gesamtleistungen für Familien mit Kindern ist in Österreich 
die Geburtenrate rückläufig. Die Armutsgefährdungsquote bei Kindern lag laut 
EU-SILC-Erhebung mit 15% um 3 Prozentpunkte über der allgemeinen Armuts­
gefährdungsquote von 12%. AlleinerzieherInnen und Mehrkindfamilien zählen 
zu den besonders armutsgefährdeten Bevölkerungsgruppen. Frauen mit betreu­
ungspflichtigen Kindern sind überdurchschnittlich oft nicht erwerbstätig. 

Nach wie vor ist die österreichische Familienpolitik, wie auch das öster­
reichische Steuer- und Transfersystem in seiner Gesamtheit am Modell des 
männlichen Hauptversorgers ausgerichtet. Exemplarisch sei dabei der Allein­
verdienerabsetzbetrag erwähnt, der auch ohne Kinderbetreuungspflichten die 
Nichterwerbstätigkeit des Partners/der Partnerin belohnt. Geänderte Familien­
strukturen, wie zum Beispiel die zunehmende Zahl an Alleinerziehenden, weisen 
dieses Modell als nicht mehr zeitgemäß aus. 

Außerdem ist in Österreich eine anhaltende ökonomische Schlechterstellung 
der Frauen zu beobachten. Sie sind weniger in den Arbeitsmarkt integriert, 
arbeiten mehr in Teilzeit, verfügen über geringere Einkommen und sind damit 
stärkerer Armutsgefährdung ausgesetzt (siehe Kapitel 1). 

Im Sinne einer nachhaltig wirksamen und sozial ausgewogenen Familien­
politik zur Reduktion von Kinderarmut, zur Förderung eines sozialen Ausgleichs 
und der Chancengleichheit von Kindern kommt der eigenständigen finanziellen 
Absicherung von Frauen durch existenzsichernde Einkommen eine wichtige 
Schlüsselrolle zu. Der Ausbau der Kinderbetreuungsangebote, entsprechende 
steuerliche Maßnahmen sowie die Einführung des einkommensabhängigen 
Kinderbetreuungsgeldes sind erforderliche Schritte zur Förderung der Chancen­
gleichheit von Frauen. 

Die Steuerungskompetenz der Bundesländer ist allerdings – angesichts der 
Aufgabenverteilung – beschränkt. Mit dem Aufbau und der Ausweitung von 
leistbaren und qualitativ hochwertigen Kinderbetreuungseinrichtungen, der 
Absicherung armutsgefährdeter Familien durch die Sozialhilfe und mit Maß­
nahmen zur Arbeitsintegration insbesondere für Frauen setzt Wien seinen Weg 
einer nachhaltigen Sozial-, Frauen- und Familienpolitik wirksam fort. 

Kinderbetreuungsangebote 

Frauenförderung hängt mit dem verfügbaren Kinderbetreuungsangebot zusammen. Laut Statistik Austria  
könnten 60% mehr Frauen Vollzeit arbeiten, wenn die Betreuungseinrichtungen dem Vereinbarkeitsindi­
kator entsprächen.40 

39 Festl, Eva/Lutz, Hedwig/Schratzenstaller, Margit (2010): Mögliche Ansätze zur Unter­
stützung von Familien,Wien: Österreichisches Institut für Wirtschaftsforschung (WIFO). 

40 Untersuchung der Statistik Austria (2006), Wien. 
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2.3.3 Leistungen bei Arbeitslosigkeit 

Der Zugang zu Leistungen im Fall von Arbeitslosigkeit ist durch das Arbeits­
losenversicherungsgesetz geregelt. Im Jahr 2008 lag die Registerarbeitslosen­
quote bei 5,8%, die Arbeitslosenquote nach Eurostat bei 3,8%. Im internationa­
len Vergleich weist Österreich damit eine niedrige Arbeitslosenzahl auf. 

Registerarbeitslosenquote 

Die Registerarbeitslosenquote oder nationale Arbeitslosenquote bezeichnet den Anteil jener Personen 
am Arbeitskräftepotential (Arbeitslose und unselbständig Erwerbstätige), die zum Monatsende beim 
Arbeitsmarktservice (AMS) als arbeitssuchend registriert sind. 

Internationale Arbeitslosenquoten hingegen beruhen auf individuellen Befragungen. In Österreich 
werden im Rahmen des Mikrozensus pro Quartal ca. 23.000 Haushalte befragt. Dabei gelten Personen,  
die mindestens eine Stunde in der Bezugswoche gearbeitet haben, als erwerbstätig.  Auch selbständig 
Beschäftigte bzw. ihre mithelfenden Familienangehörigen sowie geringfügig Erwerbstätige gehören 
dazu.  

Als arbeitslos gilt, wer in diesem Sinne nicht erwerbstätig ist, aber kurzfristig zu arbeiten beginnen 
könnte und aktive Schritte zur Arbeitssuche tätigt. Die Teilnahme an Schulungsmaßnahmen und  
Ausbildungen gilt nicht als Form der Arbeitssuche. 

Arbeitslosengeld 
Anspruch auf Arbeitslosengeld hat, wer ein bestimmtes Maß an vorherge­
henden Versicherungszeiten vorweisen kann sowie arbeitsfähig und arbeits­
willig im Hinblick auf eine zumutbare Beschäftigung ist. Arbeitslosengeld 
wird grundsätzlich für 20 Wochen zuerkannt, bei langer Versicherungsdauer 
oder höherem Alter der AntragstellerInnen kann diese Auszahlungszeit ver­
längert werden. Die Höhe des Arbeitslosengeldes ist abhängig vom bisherigen 
Erwerbseinkommen. 

Höhe des Arbeitslosengeldes 

Die Höhe des Arbeitslosengeldes (ALG) liegt derzeit bei 55% des Nettodurchschnittslohnes des Vor
jahres. Mit dieser Nettoersatzrate liegt Österreich unter dem EU-Durchschnitt von rund 70%. Ein  
Vergleich ist insofern schwierig, da in Österreich noch Familienzuschläge gewährt werden, während 
in anderen EU-Staaten Sozialbeiträge abgezogen werden. 

Der durchschnittliche ALG-Tagsatz lag 2009 bei Frauen mit 23,64 Euro knapp unter dem Aus­
gleichszulagenrichtsatz, bei Männern mit 28,98 Euro darüber. 

­

Notstandshilfe 
Nach dem Ende des Arbeitslosengeldbezuges kann Notstandshilfe bezogen 
werden. Diese wird nicht als Versicherungsleistung, sondern bedarfsgeprüft 
zuerkannt. Das heißt, dass das Einkommen des Partners/der Partnerin mitein­
gerechnet wird. Die Notstandshilfe beträgt 92% – 95% des vorhergehenden 
Arbeits losengeldes und ist, bei aufrechten Bezugsvoraussetzungen zeitlich 
unbeschränkt beziehbar. 

Sowohl beim Arbeitslosengeld als auch bei der Notstandshilfe können 
Familien zuschläge zuerkannt werden. Darüber hinaus besteht während der 
Bezugszeit beitragsfreier Krankenversicherungsschutz. Auf beide Leistungen 
besteht ein Rechtsanspruch; beide Leistungen werden durch das Arbeitsmarkt­
service zuerkannt. 
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Pensionsvorschuss 
Darüber hinaus kann im Falle eines vermuteten Pensionsanspruches während 
eines Arbeitslosengeld- oder Notstandshilfebezuges ein Pensionsantrag gestellt 
werden. Die Leistung des Arbeitsmarktservice wird während des Verfahrens 
als Pensionsvorschuss ausgezahlt. Die Höhe orientiert sich an dem errechneten 
Arbeitslosengeld bzw. der Notstandshilfe, darf aber die zu erwartende Pension 
nicht überschreiten.Wird dem Pensionsantrag stattgegeben, erhält das Arbeits­
marktservice die ausgezahlte Summe von der Pensionsversicherung rücker­
stattet. Bei Ablehnung gilt das gebührende Arbeitslosengeld oder die Notstands­
hilfe. 2008 haben in Österreich 19.012 Personen einen Pensionsvorschuss be­
zogen. 

Feststellen der Arbeitsfähigkeit 

Sowohl für die Leistungen des Arbeitsmarktservice, der Pensionsversicherung als auch für das Sozial­
amt als Landesbehörde ist die Feststellung der Arbeitsfähigkeit für den Leistungsbezug entscheidend.  
Aufgrund nicht abgestimmter Gesetzeslagen und Kriterien kann die Arbeitsfähigkeit unterschiedlich 
beurteilt werden. Die Stadt Wien hat bereits vor ein paar Jahren die Begutachtung mit dem Arbeits­
marktservice Wien abgestimmt und lässt seitdem den Großteil der Gutachten über das Projekt Be­
rufsdiagnose und Integrationsberatung für SozialhilfebezieherInnen des Beruflichen Bildu ngs- und  
Rehabilitationszentrums (BBRZ) erstellen. Im Zuge der Einführung der Bedarfsorientierten Mindest­
sicherung werden beim Arbeitsmarktservice gemeldete MindestsicherungsbezieherInnen hinkünftig 
durch die Pensionsversicherungsanstalt begutachtet. 

Finanziert werden diese Leistungen vor allem aus der Arbeitslosenversicherung, 
in der unselbständig Beschäftigte und freie DienstnehmerInnen pflichtver­
sichert sind. Die Beiträge werden sowohl von ArbeitnehmerInnen als auch von 
den ArbeitgeberInnen entrichtet und betragen jeweils 3% des Bruttogehalts, 
wobei die Beiträge für Einkommen über 4.110 Euro gedeckelt sind. Für geringe 
Einkommen sind keine oder geringere DienstnehmerInnenbeiträge zu entrich­
ten. Die Leistungen aus der Arbeitslosenversicherung sind primär monetäre 
Transferleistungen. Im Jahr 2008 wurden aus Mitteln der Arbeitslosenver­
sicherung 4,6 Milliarden Euro ausgegeben, davon 1,2 Milliarden Euro direkte 
Transferleistungen für Arbeitslosengeld und 710 Millionen Euro für Notstands­
hilfe. 

Neben der Auszahlung dieser monetären Leistungen aus der Arbeitslosen­
versicherung zählt die Vermittlung von arbeitslosen Personen zu den Haupt­
aufgaben des Arbeitsmarktservice. Das Arbeitsmarktservice unterstützt die 
Arbeitssuchenden sowohl mit einem umfangreichen Stellenangebot als auch 
bei der (Wieder-)Erlangung eines Arbeitsplatzes. Weiters soll eine aktive und 
aktivierende Arbeitsmarktpolitik durch gezielte Maßnahmen die Dynamik auf 
dem Arbeitsmarkt beeinflussen. Dabei geht es um Fördermaßnahmen für Aus- 
und Weiterbildung, berufliche Qualifikation, Förderung der Mobilität, Hilfe bei 
der Bewältigung persönlicher Probleme sowie Einstellungsbeihilfen. 

Zielgruppe für diese Förderungen sind vor allem Personen, die Schwierig­
keiten haben, sich am Arbeitsmarkt zu integrieren, wie zum Beispiel bei Lang­
zeitarbeitslosigkeit, mangelnden Sprachkenntnissen, fehlenden Qualifikationen, 
höherem Alter, geistigen oder körperlichen Behinderungen,Wiedereinstieg nach 
der Kindererziehung oder bei Suchterkrankungen. 

Für aktive und aktivierende Maßnahmen wurden 2008 aus Mitteln des 
Arbeits marktservice und des BMASK insgesamt rund 1,8 Milliarden Euro in­
vestiert. 

Monitoring 

Seit Dezember 2008 werden die sozialen 
Auswirkungen der  Wirtschafts- und Finanz­
krise auf europäischer Ebene beobachtet.  
Die Mitgliedstaaten stellen regelmäßig  
aktuelle Zahlen zu den Bereichen Arbeits­
markt, Arbeitslosigkeit, Insolvenzentgelt­ 
sicherung, Sozialhilfe, Zahlungsstörungen  
bei Privatkrediten und Einnahmen des  
Staates und der Sozialversicherung zur  
Verfügung: So ist das Wachstum des BIP 
von 2,9% (1. Quartal 2008) auf minus  
4,7% (1. Quartal 2009) gefallen. Die Zahl 
der registrierten Arbeitslosen hat sich von 
Jänner 2008 auf Jänner 2010 um 20,4% 
erhöht. Die Zahl der Sozialhilfebeziehe­
rInnen ist österreichweit um 8,7% gestie­
gen. Um diesen Entwicklungen so weit wie  
möglich entgegenzusteuern,  wurden die  
Angebote des Arbeitsmarktservice ausge­
baut. Es wurden im Vergleichszeitraum  um  
25,5% mehr Personen gefördert. 
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2.3.4 Leistungen im Alter und bei Erwerbsunfähigkeit 

Zur Absicherung im Alter und bei Erwerbsunfähigkeit steht grundsätzlich das 
gesetzliche Pensionsvorsorgesystem zur  Verfügung, das  Alters-, Invaliditäts­  
und Hinterbliebenenpensionen umfasst.  Es beruht auf dem Umlageprinzip,  das  
heißt, die Erwerbstätigen finanzieren mit ihren Beiträgen die P ensionsleistungen,  
die aktuell ausbezahlt werden. Für die Alterssicherung der BeamtInnen, die  
nicht von der Pensionsversicherung umfasst werden, kommen Bund, Länder  

und Gemeinden im Rahmen eigener Systeme auf. Darüber  
hinaus bestehen die in der letzten Zeit aufgewertete zweite 
und dritte Säule des Pensionssystems: Betriebspensionen  
sowie private Vorsorgemaßnahmen. 

Insgesamt wurden 2008 in Österreich 2.745.000 Pensions­
bezüge an 2.330.634 Personen41  ausbezahlt. Alterspensionen  
stellen den überwiegenden Teil der Pensionsbezüge dar.  
Knapp ein Viertel waren Hinterbliebenenpensionen und bei 
10,6% der Fälle handelte es sich um Invaliditätspensionen 
(siehe Abb. 47). Das Geschlechterverhältnis ist bei den Bezie­
herInnen von Alterspensionen ausgeglichen, Hinterbliebe nen­
pensionen werden vorrangig von Frauen, Invali di täts­
pensionen überwiegend von Männern bezogen.  

Mehr als 80% der Pensionen werden durch die gesetzliche  
Pensionsversicherung abgedeckt, 13% durch öffentliche  
Rechtsträger und nur 5% stammen aus der betrieblichen  
Pensionsvorsorge. 

Alter 

0,3% 

23,7% 

10,6% 

65,4% 
Hinterbliebene 

Invalidität 

Arbeitslosigkeit 

Abb. 47:  Pensionsbezüge – Prozentueller Anteil nach 
Funktionen 2008 (Basis: 2.745.000 Pensionsbezüge) 
Quelle: Statistik Austria-ESSOSS  
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Abb. 48:  Durchschnittliches Pensionsantrittsalter 1970 – 2008 
Quelle: Hauptverband der österreichischen Sozialversicherungsträger 

Im Jahr 2008 betrug das durch­
schnittliche Pensionsantrittsalter 
(Alters- und Invaliditätspension) bei 
Eigenpensionen in der gesetzlichen 
Pensionsversicherung 58,9 Jahre bei 
Männern und 57,1 Jahre bei Frauen.  

  

Alterspension 
Die österreichischen Pensionsregelungen wurden in den letzten Jahren mehr­
mals reformiert, um eine Kostenreduzierung zu erreichen (z.B. Hebung des 
effektiven Pensionsantrittsalters, Senkung der Bemessungsgrundlage, Verlän­
gerung des Durchrechnungszeitraumes). 

41 BezieherInnen mehrerer Pensionsleistungen (Mehrfachbezieher Innen) wurden nur 
einmal gezählt. 
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Die Höhe der Pension hängt vor allem von vier Faktoren ab: 
▷  Anzahl der erworbenen Versicherungsmonate, 
▷  Pensionsantrittsalter, 
▷  Höhe der Bemessungsgrundlage, 
▷  etwaige Ansprüche auf soziale Ausgleichszahlungen. 

Die durchschnittliche Alterspension pro Monat betrug in der gesetzlichen 
Pensionsversicherung im Jahr 2008 1.078 Euro. Die höchsten durchschnittlichen 
Alterspensionen sind bei den Notaren mit 5.151 Euro, die niedrigsten bei den 
Bäuerinnen mit 527 Euro pro Monat zu verzeichnen. Die ge­
schlechtsspezifischen Einkommensungerechtigkeiten setzen 
sich beim Pensionsbezug fort. So lag das Nettojahresein­
kommen von Pensionistinnen österreichweit bei rund 69% des 
Einkommens der Männer. Am geringsten ist die Differenz in 
Wien mit 74%, am größten in Vorarlberg, wo Frauenpensionen 
nur 63% der Männerpensionen ausmachen. 

Die Ausgleichszulage (AZ) ergänzt sehr niedrige Pensionen 
auf den Ausgleichszulagenrichtsatz42. Dadurch wird ein Mindest­
einkommen für Personen, die einen Pensionsanspruch haben, 
gewährleistet. Andere Einkommen sowie das Einkommen des 
Partners/der Partnerin werden in die Berechnung mit ein­
bezogen. Wie aus Tabelle 8 ersichtlich ist der höchste Anteil 
an Ausgleichs zulagenbezieherInnen in Kärnten, der Steiermark 
und Tirol zu verzeichnen, also in Bunde
hohen Anteil an in der Landwirtschaft B
der BezieherInnen von Ausgleichszulage
die SVA der Bauern versichert. 

sländern mit einem 
eschäftigten. 26,8% 

n waren 2008 durch 

Gebiet Alle PV-Träger 
in % des 
Pensions 
standes 

Durchschnittl. 
Höhe in Euro 

Österreich 243.246 11,3% 277 

Wien 37.665 9,9% 275 

Niederösterreich 41.878 10,9% 271 

Burgenland 10.255 13,8% 270 

Oberösterreich 37.152 11,4% 264 

Steiermark 50.643 17,6% 285 

Kärnten 24.303 18,7% 277 

Salzburg 12.527 11,3% 274 

Tirol 21.353 15,7% 305 

Vorarlberg 7.470 9,7% 281 

Tabelle 8:  AusgleichszulagenbezieherInnen 2008 
Quelle: Hauptverband der österreichischen Sozialversicherungsträger 

Invaliditätspensionen 
Bei dauernder Erwerbsminderung oder Arbeitsunfähigkeit 
stehen vor allem die Leistungen der Pensionsversicherung 
(Invaliditätspension), der Unfallversicherung nach Arbeitsun­
fällen und bei Berufskrankheiten (Versehrtenrenten) sowie die 
entsprechenden Leistungen für BeamtInnen (Ruhegenuss) in den 
zuständigen Systemen zur Verfügung. In Summe wurden im 
Jahr 2008 4,3 Mrd. Euro für Erwerbsunfähigkeitspensionen 
ausgegeben. 

2008 bezogen 364.626 Personen eine Invaliditätspension, 
der Anteil der Männer betrug 62%. Die durchschnittliche 
Pensionshöhe betrug 994 Euro (Männer: 1.173 Euro; Frauen: 
670 Euro) und lag damit deutlich unter der durchschnittlichen 
Alterspension. Das durchschnittliche Antrittsalter bei Invali­
ditätspensionen war 2008 mit 53,7 Jahren (Männer) und 50,3 
Jahren (Frauen) der tiefste Wert seit 1996. 

Insgesamt wurden 2008 für sämtliche Pensionsleistungen 
39,3 Milliarden Euro ausgegeben, das entspricht 13,9% des 
BIP. Die Ausgaben für die Alterspensionen machen davon 29,5 
Milliarden Euro aus. 

Die Finanzierung erfolgt über die Beiträge der Versicherten sowie über Trans­
fers aus anderen Systemen (Arbeitslosenversicherung, Familienlastenaus­
gleichsfonds). Allfällige Restbeträge werden im Rahmen der Ausfallhaftung 
des Bundes durch Steuermittel abgedeckt. 

42 2010: Alleinstehende 783,89 Euro, Verheiratete 1.175,45 Euro. 
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Abb. 49: Ausgaben für Erwerbsunfähigkeits­
pensionen 2008 (Basis: 4.250 Mio. Euro) 
Quelle: Statistik Austria-ESSOS 
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Abb. 50: Pensionsbelastungsquote 1989 – 2008
Quelle: Hauptverband der österreichischen Sozialversicherungsträger 

Pensionsbelastungsquote

Die Pensionsbelastungsquote sagt aus, wie 
viele Pensionen auf 1.000 Versicherte fallen. 
Seit 1989 hat sich die Quote mit kleinen 
Schwankungen kontinuierlich von 598 auf 
607 erhöht. Hauptursachen dafür sind die 
demografi schen Entwicklungen und das 
Sinken des tatsächlichen Pensionsantritts-
alters. Studien lassen eine weitere Steige-
rung der Pensionsbelastungsquote ver-
muten. Für das Jahr 2050 werden bis zu 
750 Personen prognostiziert. 

2.3.5 Leistungen für Menschen mit gesteigertem  
Betreuungs- und/oder Pfl egebedarf

Leistungen für Personen mit gesteigertem Pfl ege- und Betreuungsbedarf werden 
grundsätzlich auf Basis der individuellen Bedarfslage zuerkannt. Dabei ist 
zwischen Versicherungsleistungen (Unfall-, Pensions- oder Krankenversicherung) 
und den steuerfi nanzierten Bundes- und Landesleistungen zu unterscheiden. 
Zu letzteren zählen vor allem Bundes- und Landespfl egegeld sowie die Sach-
leistungen der Länder. Die Zielgruppen für diese Leistungen sind Menschen 
mit Behinderung und Menschen mit altersbedingtem Pfl egeaufwand.

Die Bundeskompetenzen für Menschen mit Behinderung umfassen haupt-
sächlich die Bereiche der Arbeitsintegration und der Beratung. Die gesetzliche 
Basis bilden das Bundesbehindertengesetz, das Bundesbehindertengleich-
stellungsgesetz und das Behinderteneinstellungsgesetz. Zentrale Anlaufstelle 
ist das Bundessozialamt als Kompetenzzentrum des Bundes für Menschen mit 
Behinderung. Zur Förderung der Integration und gesellschaftlichen Teilhabe 
von Menschen mit Behinderung in allen übrigen Belangen sind die Länder 
zuständig, die diese Aufgaben durch die jeweiligen Landesgesetze regeln. Die 
Regelungen sind sehr unterschiedlich und betreffen zumeist Maßnahmen für 
die Bereiche Bildung, Erziehung, Wohnen, Freizeit, Arbeit, Beschäftigungs-
therapie, Hilfsmittel oder Mobilität.

Die Ansprüche an eine moderne Politik für Menschen mit Behinderung haben 
sich von der Versorgung hin zu einer chancengleichen Teilhabe und Inte gration 
entwickelt. Demzufolge sind alle Politikbereiche gefordert, in ihren Handlungs-
feldern Barrierefreiheit und Zugangsgerechtigkeit herzustellen. 

Pfl egegeld
Seit 1993 durch das Bundes- und die Landespfl egegeldgesetze geregelt, stellt 
das Pfl egegeld die umfassendste fi nanzielle Transferleistung für Menschen mit 
behinderungs- oder pfl egebedingtem Mehraufwand dar. 2008 wurden pfl ege-
bedürftige Menschen mit rund 2 Milliarden Euro durch das Bundes- und 
Landes pflegegeld unterstützt. 



Die Höhe des Pflegegeldes richtet sich ausschließlich nach dem aktuellen 
Pflegebedarf, der durch ärztliche Sachverständige festgestellt wird. Einkommen 
oder Vermögen werden nicht berücksichtigt. Auf die Leistung besteht ein Rechts­
anspruch. 

Personen mit Pension beziehen Bundespflegegeld; Mitversicherte (z.B. Kinder), 
Berufstätige, SozialhilfebezieherInnen und LandesbeamtInnen beziehen Landes­
pflegegeld des jeweils zuständigen Bundeslandes, wobei die gesetzlichen Rege­
lungen korrespondieren. 
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Pfl egegeld 

Seit der Novelle des Bundespfl egegeld­
gesetzes im Jänner 2009 kann für schwerst­
behinderte Kinder und Jugendliche bis zum  
7. bzw. 15. Lebensjahr eine zusätzliche  
Pauschale von 50 – 75 Stunden angerechnet  
werden. 

Bei Personen mit schweren psychischen  
oder geistigen Behinderungen, insbesondere  
bei Demenz-Erkrankungen, kann eine Pau­
schale von 25 Stunden zuerkannt werden.  
Damit wurde der besonders schwierigen  
Betreuungssituation von schwerstbehin­
derten Kindern und Jugendlichen sowie von  
Demenzerkrankten Rechnung getragen.  
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BPG Männer 22.102 41.655 19.892 18.774 9.191 3.669 1.984 

BPG Frauen 55.902 79.932 39.199 36.107 19.351 6.541 4.246 

LPG Männer 4.289 6.527 4.159 2.781 1.582 1.622 831 

LPG Frauen 9.206 13.804 7.498 5.158 3.119 1.861 1.242 

Pflegegeldstufe 

Abb. 51:  Bundes- und Landespflegegeldbezie herInnen gesamt nach Geschlecht und 
Pflegegeldstufe Dezember 2008  
Quelle: BMASK – Pflegevorsorgebericht 2008  

Mit Stichtag 31.12.2008 haben laut Österreichischem Pflegevorsorge­
bericht 2008 358.545 Personen Bundespflegegeld und 63.679 Personen 
Landespflegegeld bezogen. Das entspricht einem Bevölkerungsanteil 
von rund 5%. Bedingt durch die demografische Entwicklung ist der 
Anteil der Frauen in allen Pflegegeldstufen höher. 

Die Leistungshöhe richtet sich nach dem monatlichen Pflegebedarf, 
wobei sieben Pflegegeldstufen unterschieden werden. 

Unterstützung für pfl egende Angehörige 
Für pfl egende Angehörige besteht die Möglichkeit einer vergünstigten  
Pensions- und Krankenversicherung. Weiters kann eine Unterstützung  
beantragt werden,  wenn Angehörige durch Urlaub,  Erkrankung oder 
sonstige wichtige Gründe an der Erbringung der Pfl ege verhindert  
sind. 

Die Schaffung von ambulanten und stationären Unterstützungsangeboten  
sowohl für Pfl egebedürftige als auch für Menschen mit Behinderung liegt fast 
ausschließlich in der Zuständigkeit der Länder. 

Stufe Bedarf in Stunden pro Monat Leistung in € 

1 mehr als 50 Stunden 154,20 

2 mehr als 75 Stunden 284,30 

3 mehr als 120 Stunden 442,90 

4 mehr als 160 Stunden 664,30 

5 mehr als 180 Stunden bei 902,30 

6 außergewöhnlichem Bedarf und 1.242,00 

7 zusätzlichen Belastungen 1.655,80 

Tabelle 9: Pflegegeldstufen und Leistungs­
höhen 
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Soziales Wien im Rückblick: Von der Armenpfl ege zur  
Bedarfsorientierten Mindestsicherung  
Dr. Norbert Regitnig-Tillian, freier Journalist 

Wien im 19. Jahrhundert 

Wien war im 19. Jahrhundert mit atemberaubender Geschwindigkeit  
gewachsen. Lebten um 1810 noch rund 220.000 Menschen in Wien,  
waren es 100 Jahre später bereits zwei Millionen. Der Industrialisie­
rungsprozess hatte die Residenzstadt der Habsburgermonarchie in eine  
Metropole verwandelt.  Wien zählte zu den größten Städten der Welt.  

Anfang des 19. Jahrhunderts waren es vor allem Handwerker, die 
aus deutschen Regionen nach Wien zogen. Mit der Aufhebung der  
bäuerlichen Leibeigenschaft im Jahre 1848 wurde auch die böhmische  
und mährische Landbevölkerung mobilisiert.  Wiener Manufakturen und  
Fabriken, besonders die Textil-, Bekleidungs- und später die Bauindus­
trie, benötigten ungelernte ArbeiterInnen.  

Soziale Absicherung war zu dieser Zeit noch kein Thema in der  
Politik.  Wohl wurden um 1870 eine Kranken- und Unfallversicherung 
eingeführt, sie kamen aber längst nicht allen zugute. Dienstboten hatten  
bis Anfang des 20. Jahrhunderts keinen Freizeitanspruch, keine Arbeits­
zeitbegrenzung, keinen  Arbeitsschutz und keine Krankenversicherung.  
Die Hausherren hatten gegenüber Minderjährigen ein Züchtigungsrecht,  
hatten aber keine Verpflichtung,  Kranke oder Altersschwache im Haus­
halt zu beschäftigen. Die Arbeitszeiten waren lang, sowohl in der Fabrik  
als auch im Gewerbe. Um 1840 arbeiteten Wiener ArbeiterInnen durch­
schnittlich 97 Stunden pro Woche, frei hatten sie nur an kirchlichen 
Feiertagen. Um 1870 betrug die durchschnittliche Arbeitswoche 71  
Stunden, elf Stunden wochentags und fünf Stunden sonntags. 1906 
arbeiteten 90% aller ArbeiterInnen neun bis elf Stunden täglich.  Wer 
gekündigt wurde, stand häufig vor dem Ruin.  Häufig war der einzige  
Ausweg die Taglöhnerarbeit, Bettelei oder Prostitution.  

Pfarrarmeninstitute 

Josef II. hatte Ende des 18. Jahrhunderts erstmals eine staatliche  
Organisation in der  Armenpfl ege eingeführt.  Ab 1783 entstanden in  
Wien – einschließlich der Vorstädte innerhalb des Gürtels – 29 Pfarr
armeninstitute.  An deren Spitze stand der Pfarrer, dem mehrere  
Bürger als Armenväter beigestellt wurden.  Wer sich nicht selbst ver
sorgen konnte, wurde von Pfarrern und Armenvätern in die Armen­
häuser eingewiesen, die als Versorgungshäuser angelegt waren. Die 
Wohlfahrtsanstalten wurden damals noch als Orte der Verwahrung,  
Disziplinierung und Abschreckung und nicht als Unterstützungsangebot  
in Notlagen betrachtet. 1842 wurde die Armenpflege dem  Wiener  
Magistrat übertragen. Dennoch erfolgte die Finanzierung weiterhin über  
Spenden und karitative Vereine.  

In den 1870er Jahren wurden die Pfarr-Armeninstitute in Bezirks­
armeninstitute umgewandelt.  Versorgt wurden nun beispielsweise  
Mütter mit Wochen-, beziehungsweise Stillgeld, ein Monat vor bis drei 
Monate nach der Geburt. Es gab Verpflegung im Krankheitsfall und bei  
Kindern war auch die vollständige Übernahme in die „Obsorge der  
Gemeinde Wien“ möglich. Gebunden war die Unterstützung an das  

sogenannte Heimatrecht,  das 1863 eingeführt und strikt vollzogen  
wurde.  Weitreichende demokratiepolitische und sozialrechtliche For
derungen der sich organisierenden Arbeiterschaft – 1889 fand der  
Einigungsparteitag der Sozialdemokratie in Hainfeld statt – blieben  
weithin unerfüllt. Das Wahlrecht stand bis 1907 nur Vermögenden  
offen (Fünf-Gulden-Männer).  Frauen blieben bis 1918 vom Wahlrecht 
ausgeschlossen.  

Erdrückende Armut 

Anfang des 20.  Jahrhunderts war die Grenze zwischen der Armen- und  
der Arbeiterbevölkerung in Wien nach wie vor fließend.   Auch unter dem  
christlich-sozialen Bürgermeister Karl Lueger, der die Infrastruktur der 
Stadt stark ausbaute, änderte sich daran wenig. Bis auf hochqualifizierte   
Handwerker und FacharbeiterInnen war beinahe die gesamte arbei­
tende Bevölkerung armutsgefährdet.  Auch niedere Beamte erledigten 
in ihrer Freizeit Schreibarbeiten, um sich einen Zuverdienst zu sichern.  
Um 1910 war die Wohnungsnot in Wien erdrückend. Familien lebten 
auf engstem Raum,  häufig  in Ein-Zimmer-Quartieren ohne Kochgelegen­
heit und zum Teil in katastrophalen hygienischen Verhältnissen. Unter
künfte waren teuer und hoffnungslos überbelegt. Schlafstätten wurden  
stundenweise an rund 80.000 Bettgeher vermietet.  

Für die Ärmsten blieb zum Schlafen oft nur die Kanalisation. Emil  
Klägers Sozialreportage „Durch die Wiener Quartiere des Elends und des  
Verbrechens.“, das im Jahre 1908 erschien, zeichnet davon ein drasti­
sches Bild.  Wer Glück hatte, bekam eine Schlafstelle in einem der we­
nigen Obdachlosenasyle. 1905 wurde, finanziert aus dem Kaiser -Franz­
Joseph-I.-Jubiläumsfonds, das Männerwohnheim in der Meldemann­
straße eröffnet. Es galt als moderne Unterkunft für wenig Geld.  

Im Ersten Weltkrieg wurden erstmals in der Geschichte des Habs­
burgerstaates zwei Ministerien für soziale Aufgabenstellungen geschaf­
fen: 1917 das Ministerium für soziale Fürsorge und im August 1918 
das Ministerium für Volksgesundheit. 
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Wegweisende Reformen (1918 – 1920) 

In den Nachkriegstagen im Herbst 1918 wurden die Weichen neu  
gestellt.  Am 30. Oktober 1918 setzte die Provisorische Nationalver­
sammlung eine eigene Regierung ein, am 12. November wurde die  
Republik ausgerufen. In Österreich regierte eine große Koalition zwischen  
Christlich-Sozialen und Sozialdemokratie (SDAP). Der Sozialdemokrat 
Ferdinand Hanusch war Staatssekretär für Soziales.  Unter seiner Ver
antwortung wurde das wohl bedeutendste soziale Maßnahmenpaket 
der österreichischen Geschichte geschnürt. Langjährige Forderungen 
der Arbeiterschaft wurden erfüllt.  

Eingeführt wurden unter anderem der achtstündige Normalarbeits­
tag, das  Verbot von Kinderarbeit, der bezahlte  Arbeiterurlaub, die staat­
liche Arbeitslosenunterstützung, die Mitsprache von Betriebsräten, das  
Nachtarbeitsverbot von Frauen und Jugendlichen und die Invalidenent­
schädigung.  In der Fürsorgepolitik blieb die soziale Bürgerschaft Vor­
aussetzung, um im Falle von Notlagen um Armenunterstützung ansuchen  
zu können.  

Das Rote Wien 

Der Wiener Bevölkerung setzten kurz nach Kriegsende die Spanische 
Grippe und die Hungersnot zu.  Von 167.600 Wiener Schulkindern war 
der Großteil unterernährt. Mehr als 150.000 Menschen wanderten  
nach dem Ende der Monarchie aus Wien ab. 1919 brachten die ersten 
freien Gemeinderatswahlen eine absolute Mehrheit für die Sozial­
demokratie. Weitreichende Sozialreformen wurden in Angriff genommen.  
Das Rote Wien setzte neue Maßstäbe.  

Am 21. September 1923 beschloss der Gemeinderat erstmals ein 
fünfjähriges Bauprogramm, das die Errichtung von 25.000 Wohnungen  
aus Steuermitteln vorsah, um dem Elend in den überbelegten Quartieren  
entgegenzuwirken. Unter dem Motto Licht in der Wohnung, Sonne im 
Herzen entstanden in Folge hunderte Gemeindebauten mit insgesamt 
mehr als 65.000 Wohnungen – mit Waschküche, Kindergarten und  
großzügigen Grünflächen.  Jede Wohnung verfügte über fließendes   
Wasser und eine eigene Toilette, was zur damaligen Zeit eine Neuheit 
darstellte. Im Bildungsbereich wurde die Schulreform von Otto Glöckel 
vorangetrieben und auf eine nicht-konfessionelle öffentlich-rechtliche 
Basis gestellt. In der Jugendfürsorge und dem Gesundheitswesen setzte  
der – heute wegen seiner sozialdarwinistischen und eugenischen Ten­
denzen durchaus umstrittene – Anatomieprofessor der Universität Wien,  
Julius Tandler, neue Maßstäbe. Er war von 1914 bis 1917 Dekan der 
Medizinischen Fakultät und ab 1919 Leiter des Volksgesundheitsamtes.  
Im November 1920 wechselte er zur Stadt Wien und wurde amtsfüh­
render Stadtrat für das Wohlfahrts- und Gesundheitswesen.  In dieser 
Funktion stand er dem Zentralwohlfahrtsamt der Stadt Wien vor, das 
neun Magistratsabteilungen vereinte, darunter das Jugendamt, das  
Sozialamt und das Amt der Gesundheitsfürsorge. 

Die Fürsorgepolitik erhielt in Wien einen neuen Stellenwert. Im Gegen­
satz zur bislang karitativ und ehrenamtlich ausgeübten Wohltätigkeit 
war soziale Unterstützung nunmehr ein Rechtsanspruch. Die Armen­
räte  wurden 1921 zu Fürsorgeräten  umgewandelt,  die wesentlich  
kleinere Distrikte betreuten. Rund 6.000 Fürsorgeräte hielten ihre  
Sprechstunden in den eigenen Wohnungen ab, berieten Hilfsbedürftige  
und halfen mit Nahrungs- und Heizmittelgutscheinen. 
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Die Jugendfürsorge wurde stark ausgebaut. Die städtische Gesund­
heitsverwaltung setzte Maßnahmen zur Bekämpfung der Säuglings­
sterblichkeit und der Tuberkulose, die auf Grund ihrer Häufigkeit als  
Wiener Krankheit bekannt geworden war. Eingeführt wurden Schul­
ausspeisungen, 15 Schulzahnkliniken, der schulärztliche Dienst, Kinder­
freibäder, Mütterberatungsstellen, die Kinderübernahmestelle, das  
Zentralkinderheim und das Säuglingswäschepaket.  

Finanziert wurde die neue Sozialpolitik unter anderem durch neue 
Landesabgaben, die zusätzlich zu den Bundessteuern eingehoben  
werden konnten.  Durch die Loslösung von Niederösterreich und die  
Doppelstellung als Land und Gemeinde verfügte Wien ab 1922 über 
größere finanzielle  Gestaltungsspielräume als andere Gemeinden.  
Luxus steuern erschlossen neue Einnahmequellen. Die von Kritikern  
nach  Finanzstadtrat  Hugo  Breitner  benannten  Breitner-Steuern  besteuer­
ten Luxus aller Art, von Reitpferden über große Privatautos bis hin zu 
Dienstpersonal in Privathaushalten. Die Wohnbausteuer war stark  
progressiv ausgestaltet. So brachten 519.413 der billigsten Wohnungen  
22,3% der Wohnbausteuer auf, 3.426 Luxuswohnungen jedoch mehr 
als 45%. Ungefähr ein Drittel der städtischen Ausgaben für den Woh­
nungsbau konnten aus der Wohnbausteuer gedeckt werden. Der Rest 
kam aus dem allgemeinen Steuertopf.  

Während in den 1920er Jahren vor allem der Wohnungsbau für  
Entspannung am Arbeitsmarkt sorgte, brachte die Weltwirtschaftskrise  
1929 gravierende Einschnitte mit sich. Durch Einkommensverluste  
breiter Bevölkerungskreise und Massenarbeitslosigkeit sanken die  
Steuereinnahmen.  Für die immens gestiegene Anzahl an Bedürftigen 
standen immer weniger Finanzmittel zur Verfügung.  Auch in Wien spitzte  
sich die Situation dramatisch zu.  1933 waren nur noch 3.000 Arbeits­
plätze am Bau vorhanden. Jahre zuvor waren es mehr als zehnmal so 
viel gewesen.  

Austrofaschismus und Zweiter Weltkrieg 

Durch die Selbstausschaltung des Nationalrates regierte Bundeskanzler  
Dollfuß  unter Berufung auf das kriegswirtschaftliche Ermächtigungs-

­
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gesetz ab 1933 autoritär mit Hilfe von Regierungsverordnungen. 1934  Kilokalorien. Die Fürsorgeverwaltung war zunächst damit beschäftigt,  
kam es zum offenen Bürgerkrieg. Die Sozialdemokratie wurde verboten,  das bloße Überleben der hilfsbedürftigen Menschen in der Stadt zu  
Wiens Bürgermeister Karl Seitz verhaftet. In weiterer Folge rief Dollfuß  sichern – mit Geldleistungen und Bekleidungsspenden. Daneben wurde  
den Christlichen deutschen Bundesstaat Österreich auf berufsstän­ die Kranken- und Altenpflege  neu aufgebaut.  Insgesamt wurden in den  
discher Grundlage  aus und machte die  Vaterländische Front zum  allei ersten Nachkriegsjahren rund 50.000 Menschen dauerhaft unterstützt,  
nigen Träger der politischen Willensbildung.  Freie Gewerkschaften  darunter viele Kleingewerbetreibende, die im Krieg ihr Geschäft verloren  
wurden verboten, Investitionen der öffentlichen Hand zurückgefahren hatten.  
und soziale Leistungen stark eingeschränkt. 1935 wurden die Heimat­ 1946 wurden infolge der Brennstoffknappheit 41 Wärmestuben ein­
gesetze novelliert und das Fürsorgebuch eingeführt, das bei der zu­ gerichtet,  die täglich von 14.00 bis 20.00 Uhr geöffnet waren.  Alle  
ständigen Heimatgemeinde vorzulegen war und auch entzogen werden  BesucherInnen erhielten einen halben Liter Suppe oder ein gesüßtes  
konnte. Ende 1935 waren in Wien etwa 425.000 Menschen mit  Heißgetränk.  Von Jänner bis März 1946 zählte man 688.000 Besuche­
Fürsorgebüchern der Kategorien A, B, C und D ausgestattet.  Wer ein rInnen.  Aus den Wärmestuben entstanden in Folge die ersten Pensio­
D-Fürsorgebuch erhielt, hatte in der Regel nur Anspruch auf Unterstüt­ nistenklubs, die auch Beratungen und gesellige Veranstaltungen anboten.  
zung von privaten, nicht aber von öffentlichen Stellen. Arbeitsmarkt­ Auf gesetzlicher Basis wurde der Übergang von der NS-Ära in die 
politische Maßnahmen – etwa der Bau der Reichsbrücke oder der  Zweite Republik mittels Überleitungsgesetzen durchgeführt. Rassistische  
Wiener Höhenstraße – zeigten keine nachhaltigen Wirkungen.  Am  Gesetzesnormen wurden damit schnell beseitigt.  Gesetze mit natio­
Höhepunkt der Arbeitslosigkeit in den Jahren 1933 und 1934 war  nalsozialistischem Gedankengut wurden damit schnell beseitigt. Die 
jeder Vierte aus der Gruppe der unselbständig Erwerbstätigen arbeits­ österreichischen Sozialversicherungsträger wurden nach früherem  
los, 1937 noch immer jeder Fünfte.  Vorbild aus der Ersten Republik als Selbstverwaltungskörper reorga­

Gravierende Änderungen des Fürsorgesystems wurden in Wien 1938  nisiert. Das Allgemeine Sozialversicherungsgesetz (ASVG) trat am  
nach der Besetzung Österreichs durch Hitler-Deutschland gesetzt. Das  1.  Jänner 1956 in Kraft und löste im ersten sozialen Netz die reichs­
System der Fürsorgeräte wurde zerschlagen und das reichsdeutsche deutschen Vorschriften ab. Kranken-, Unfall- und Pensionsversicherung  
Fürsorgerecht eingeführt. Zum Teil auf Grundlagen fußend, die noch für Arbeiter und Angestellte wurden zusammengeführt und die Sozial­
in den 1920er Jahren der Weimarer Republik entstanden waren,  versicherung schrittweise auf andere Berufsgruppen wie Selbständige,  
brachte  es für ArbeiterInnen erstmals das Pensionsrecht. Die groß  Bauern und Freiberufler ausgedehnt.   
angekündigten NS-Wohnbauprogramme für Wien – jährlich sollten  Im zweiten sozialen Netz der Fürsorge sollte die Neugestaltung der 
25.000 Wohnungen gebaut werden – blieben leere Versprechen der Rechtsgrundlagen länger dauern. Die gesetzliche Basis für die Fürsorge  
Nazipropaganda.  Tatsächlich wurde nur eine größere Anlage mit 110 bildete weiterhin  die aus  dem Jahre 1924 stammende reichsdeutsche 
Wohnungen errichtet. Die nationalsozialistischen Maximen wurden  Fürsorgepfl ichtsverordnung. Diese hatten alle Bundesländer als vor
jedoch flächendeckend und somit auch in der Fürsorgepolitik durch­ läufige Rechtsgrundlage übernommen,  da der Bund ein Grundsatzge­
gesetzt.  setz in Aussicht gestellt hatte. Bund und Länder konnten sich jedoch 

Von den Ortsgruppen der NSDAP im Rahmen der Nationalsozialis­ über Jahrzehnte auf keine Neuregelung einigen. Erst 1967 verzichte­
tischen Wohlfahrt organisiert, wurde von Anfang an der Rassenwahn te der Bund auf ein Grundsatzgesetz, womit der  Weg frei wurde für  
des Nazi-Regimes zur Handlungsgrundlage. Gemäß nationalsozialisti­ neue Sozialgesetze auf Landesebene.  
scher Propaganda hatte ausschließlich der „gute deutsche Volksge­

Wiederaufbau nosse“ belohnt zu werden.  Allen Personen,  die nicht in diese willkürlich  
gezogenen Grenzen fielen,  wurde jegliche Unterstützung verwehrt. Sie Nachdem es in der Wiederaufbauphase 1953 noch einmal zu einem 
wurden als „Asoziale“ „Erbkranke“,  „Juden“,  „Zigeuner“,  „Homosexuelle“  Arbeitslosigkeitsrekord von 8,7% gekommen war, begann nun die  
oder „Prostituierte“ gebrandmarkt und verloren alle Rechte. Der Aus­ Entwicklung in Richtung Vollbeschäftigung. Die Stadt Wien baute von 
grenzung folgte brutale Verfolgung und letztlich die Ermordung in  1945 bis Mitte der 1990er Jahre 150.000 neue Gemeindewohnungen.  
Konzentrationslagern und verdeckten Vernichtungseinrichtungen.  Sinkende  Arbeitslosenzahlen und der  Ausbau des  ersten sozialen  

Sicherungsnetzes ließen in weiten Teilen der Bevölkerung die Meinung  
Nachkriegszeit entstehen, dass die wesentlichen sozialen Probleme gelöst wären. In 
Nach der Befreiung durch die Alliierten stand die fürsorgerische Tätig­ Wien ging die Anzahl der BezieherInnen von Dauer-Unterstützungen 
keit kurz nach Kriegsende noch immer im Zeichen von Zerstörung,  von über 50.000 kurz nach dem Zweiten Weltkrieg auf 6.554 im Jah­
Hunger und Elend, notiert der erste Verwaltungsbericht aus dem Jahre  re 1970 zurück.  Auf die Hilfe angewiesen waren vor allem alte, kranke 
1948. Um die soziale Versorgung sicherzustellen, wurde versucht, das und erwerbsunfähige Personen. 8.032 Personen wurden mit zeitlich 
System der Fürsorgeräte  möglichst schnell  wieder aufzubauen.  Ab  begrenzten Aushilfen unterstützt. Mit dem Ansteigen der Arbeitslosig­
Jänner 1946 gab es in Wien bereits wieder 4.000 Fürsorgeräte. Die keit in den 1980er Jahren erhöhte sich dann auch wieder die Anzahl 
Amtsräume der Magistratsabteilung 12 – Erwachsenen- und Familien­ der SozialhilfebezieherInnen.  
fürsorge  am Schottenring waren während der Kampftage in  Wien  In Wien begann sich bereits in den 1960er Jahren die Meinung  
schwer beschädigt worden. Die WienerInnen arbeiteten in ungeheizten  durchzusetzen, dass das alte Fürsorgesystem nicht mehr den Erforder­
Häusern, die täglichen Lebensmittelrationen beliefen sich auf 970  nissen moderner Sozialhilfe entsprach. 1965 wurde die Warenstelle 

­

­
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der Fürsorge aufgelöst, da es zunehmend als Diskriminierung emp­ vischem Vorbild mit eigenen Wohnungen für alle BewohnerInnen ent­
funden wurde, Kleidung und Hausrat zu verteilen. Im Gegenzug wurde standen. 1963 wurde der Sonnenhof im 22. Bezirk eröffnet, zwei  
die Dauerunterstützung erhöht und an die Ausgleichszulagen von  Jahre später folgte der Föhrenhof im 13. Bezirk. Die kleinen Wohnungen  
PensionistInnen angeglichen.  Ab 1967 mussten die Ansuchen um  konnten von den BewohnerInnen selbst eingerichtet werden. Mit dem 
Fürsorgeleistungen nicht mehr über die ehrenamtlichen Fürsorgeräte  Inkrafttreten des Sozialhilfegesetzes hatten auch pflegebedürftige Per ­
eingebracht werden.  Am 19. November 1969 beschloss der Gemein­ sonen Anspruch auf Aufnahme in ein Pflegeheim.  Da die städtischen 
derat das Ende der Tätigkeit der Fürsorgeräte.  Pflegeheime den Bedarf nicht abdecken konnten,  übernahm daher die 

Sozialhilfe auch die Kosten der Unterbringung in privaten Heimen. 
Das Wiener Sozialhilfegesetz Im Laufe der nächsten Jahrzehnte baute  Wien mehr als 30 neue  
Wien beschloss als eines der ersten Bundesländer in Österreich 1972 PensionistInnenwohnhäuser. Zusammen mit privaten Heimen stehen  
eine neue soziale Rechtsgrundlage: das Wiener Sozialhilfegesetz. Auf heute  mehr als 17.000 Wohn- und Pflegeplätze zur  Verfügung.  
viele Unterstützungsleistungen von Seiten der Gemeinde und anderer Neben den ambulanten pflegerischen Diensten wurde in den 1980er   
Stellen bestand fortan ein Rechtsanspruch. Die Auseinandersetzung Jahren vor allem auch die Behindertenhilfe stark ausgebaut. Ziel war 
mit komplexen Problemlagen und Einzelfällen erforderte zudem die  es, Menschen mit Behinderung durch geeignete und ihren Bedürf nissen  
Anwendung spezieller, wissenschaftlicher Methoden und damit auch angepasste Maßnahmen zu befähigen, ein möglichst selbständiges  
den Einsatz qualifizierten Personals.  Mit den neuen gesetzlichen Grund­ und selbstbestimmtes Leben zu führen, und die Integration zu fördern.  
lagen und der Professionalisierung der Sozialarbeit wurden die Armuts­ Im Sinne dieses Normalisierungsprinzips entstanden 1979 die ersten 
pflege und  Fürsorge so zu einer modernen Kategorie der Sozialhilfe im Wohngemeinschaften für Menschen mit Behinderung und Maßnahmen  
Gesamtsystem der Sozialen Sicherheit.  für die Berufseingliederung – etwa die ersten geschützten Werkstätten  

Im Vergleich zu Restösterreich nahm Wien in vielen Fällen eine Sonder­ und Programme für die Beschäftigungstherapie. Für sie konnten nun 
position ein.  Während andere Bundesländer weitgehend Regress­ in Wien zudem Dauerleistungen aus der Sozialhilfe bezogen werden.  
forderungsmodelle beibehielten – die Sozialhilfe wurde zum Beispiel 
über das Vermögen der (Groß-)Eltern oder Kinder zurückgefordert – New Public Management & Bedarfsorientierte 

wurde der Verwandtenregress in Wien abgeschafft.  Mindestsicherung 

Auch die  Wohnungslosenhilfe wurde in  Wien wesentlich stärker  Das Wiener Sozialhilfegesetz wurde nach der Einführung mehrmals  
ausgebaut als in anderen Bundesländern.  Anfang der 1980er Jahre reformiert und die Leistungen laufend erweitert und modernisiert. Ende  
waren in Wien rund 3.300 Nicht-Sesshafte verzeichnet, von denen  des 20.  Jahrhunderts wurde begonnen,  die Verwaltung  nach neuen  
etwa 750 Personen regelmäßig finanzielle  Aushilfe bezogen. In den  Grundsätzen des New Public Management umzugestalten. Das Sozial­
städtischen Herbergen standen 1.140 Plätze, in 20 privaten Unter­ amt wurde modernisiert und zu einem serviceorientierten Sozialzentrum  
künften rund 1.300 Plätze zur Verfügung.  Dieses Angebot wurde in  weiterentwickelt. 
den folgenden Jahren – etwa durch den Bau neuer Wohnhäuser für Im Dezember 2000 beschloss der Wiener Gemeinderat die Gründung  
spezifische Zielgruppen – laufend erweitert.  Das traditionsreiche  des Fonds Soziales Wien (FSW), dessen Tätigkeitsschwerpunkt zunächst  
Männer wohnheim in der Meldemannstraße wurde hingegen 2003  in der Suchtprävention und Suchtkrankenhilfe lag. Mit der Struktur­
geschlossen, da seine Ausstattung nicht mehr dem aktuellen Standard  reform 2004 kamen neue Agenden aus dem Sozialbereich hinzu,  von 
entsprach. der Altenpflege über das Behindertenwesen bis hin zur  Wohnungs­

Den Grundstein für eine Reihe neuer sozialer Einrichtungen legte  losenhilfe. In allen drei Bereichen erfolgte in den folgenden Jahren eine  
man in Wien zwar bereits in der Nachkriegszeit. Der Aufbau sozialer grundlegende Reform und Weiterentwicklung sowie die Umstellung auf  
Dienste, wie Heimhilfe und Hauskrankenpflege,  wurde dabei – anders Subjektförderungen. Besonders erwähnenswert ist auch die Erstellung  
als in der Ersten Republik – auf kooperativer Basis mit privaten kari­ des Wiener Geriatriekonzeptes, das sich derzeit in Umsetzung befindet.   
tativen Institutionen organisiert. In den 1960er Jahren wurden nach Die Stadt Wien nimmt damit wieder eine Vorreiterrolle in Österreich  
und nach soziale Dienste (wie Essen auf Rädern, Reinigungsdienst,  ein: Umgesetzt wird ein einzigartiges, bereits heute auf den zukünftigen  
Wäschedienst, Besuchsdienst, Reparaturdienst, Hauskrankenhilfe,  Pflege- und Betreuungsbedarf Bedacht nehmendes Neubauprogramm   
Familienhilfe und Kinderbetreuung) aufgebaut. Sie wurden im Rahmen  von modernen Pflegeeinrichtungen.   
des neuen Sozialhilfegesetzes laufend erweitert. Jährlich finden heute  Reformiert wurde auch die Wiener Behindertenhilfe. Sie erhält mit 
mehr als 30.000 Informations- und Beratungsleistungen statt, rund  dem Wiener Chancengleichheitsgesetz  eine neue zeitgemäße rechtliche  
4,5 Millionen Einzelleistungen, von Heimhilfen über Hauskrankenpflege   Grundlage.  
bis hin zu Essen auf Rädern, werden vermittelt. Nach Armenpfle ge, Fürsorge und Sozialhilfe begann in Wien im  

Die Umgestaltung der Altersheime wurde ab den 1960er Jahren in September 2010 auch eine neue Ära in der modernen Ausgestaltung 
Angriff genommen. Die Schlafsäle wurden zunächst zu kleineren Ein­ des zweiten Netzes der Sozialen Sicherheit.  Mit der Einführung der  
heiten umgebaut. Ein neues Heimkonzept wurde entwickelt. Die ehe­ Bedarfsorientierten Mindestsicherung können Menschen nun ihren  
maligen Versorgungsheime in Lainz, Baumgarten mit St. Rochusheim,  rechtlichen Anspruch auf Sozialleistungen noch leichter wahrnehmen 
Liesing, Klosterneuburg und St.  Andrä an der Traisen wurden zu Pfl ege­ und finden zudem verbesserte Möglichkeiten zur (Re-)Integration am  
heimen umgebaut. Neue PensionistInnenwohnhäuser nach skandina­ Arbeitsmarkt vor.   
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Kapitel 3 
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Sozialhilfe stellt heute nicht mehr eine ausschließliche Leistung für  

zeitweise erwerbsferne Personen dar. Für viele wird sie immer mehr 

zu einem längerfristigen bis dauernden Einkommens ersatz – zum  

Großteil zwar für arbeitslose Menschen, zunehmend aber auch für  

Erwerbstätige, sogenannte Working Poor. Ursache dafür sind vor allem  

strukturelle Veränderungen am Arbeits markt, wie beispielsweise ge­

sunkene Entlohnung, prekäre Arbeitsverhältnisse oder fehlende  

Arbeitsplätze für gering qualifizierte P ersonen. Mitverantwortlich für 

diese Entwicklung sind auch Defizite des ersten Sicherungsnetzes:   

Arbeitslosengeld und Notstandshilfe sind so niedrig, dass zusätzliche 

Sozialhilfeleistungen in Anspruch genommen werden müssen. Um  

diese Entwicklung zu stoppen, müssten in den der Sozialhilfe vorge­

lagerten Systemen und anderen Politikbereichen, vor allem in der  

Bildungs- und Familienpolitik sowie Arbeits- und Wirtschaftspolitik,  

weitreichende Gegenmaßnahmen gesetzt werden.   



 
  

 
 
 

  

 
 

 
 

 
 

 

3.1 Die Bedarfsorientierte Mindestsicherung 

  IN  DER  XXIII.  LEGISLATURPERIODE  DES  ÖSTERREICHISCHEN  NATIONALRATES  wurde 
die Bekämpfung von  Armut als zentrale Zielsetzung formuliert und die  
Einführung einer Bedarfsorientierten Mindestsicherung vereinbart. Seit 2007  
verhandelten die Bundesländer gemeinsam mit dem Bund über die Details 
einer Vereinbarung gemäß Artikel 15a Bundsverfassungsgesetz. Im Juni 2010  
unterzeichneten alle Bundesländer die ausverhandelte Vereinbarung. In  
Folge  mussten  die  Bundesländer ihre sozialhilferechtlichen Bestimmungen  
auf Basis der Verein  barung adaptieren.  Wien hat gemeinsam mit Salzburg  
und  Niederösterreich  zum ehestmöglichen Zeitpunkt die Bedarfsorientierte 
Mindestsicherung eingeführt. 

Mit 1. September 2010 ist das neue Wiener Mindestsicherungsgesetz (WMG) in 
Kraft getreten. Die Bedarfsorientierte Mindestsicherung ist ein sozialpolitischer  
Meilenstein, nicht nur, weil es Verbesserungen im Leistungs- und Verfahrens­
recht gibt, sondern auch aufgrund der Verschränkung des ersten mit dem zwei­
ten sozialen Sicherungsnetz.  MindestsicherungsbezieherInnen sind nun kran­
kenversichert und haben Zugang zu allen arbeitsmarktpolitischen Maßnahmen.  
Von der Einführung der Bedarfsorientierten Mindestsicherung profi tieren aber  
auch NotstandshilfebezieherInnen (durch die Anhebung der Notstandshilfe)  
sowie PensionsbezieherInnen mit minderjährigen Kindern (durch die Anhebung  
der Kinderzuschläge auf das Niveau der Mindeststandards für Kinder in der 
Bedarfsorientierten Mindestsicherung). 

Mit der Einführung der Bedarfsorientierten Mindestsicherung wurden auch 
die unterschiedlichen Sozialhilfegesetze der Länder harmonisiert. Viele der 
fortschrittlichen Sozialhilfe-Regelungen, die in Wien schon seit Jahren Gültig­
keit haben, finden sich nun in der Bedarfsorientierten Mindestsicherung als 
österreichweite Vorgabe wieder. Zu diesen zählen die Dazuverdienstmöglichkeit, 
die sechsmonatige Behaltemöglichkeit von Vermögen sowie die Abschaffung 
des Regresses gegenüber Angehörigen. 

3.1.1 	 Überblick über die Bedarfsorientierte 
Mindestsicherung 

Harmonisierung 
Die Sozialhilfe fiel in den Kompetenzbereich der Länder und 
wurde in neun verschiedenen Sozialhilfegesetzen geregelt. 
Vor allem die Richtsatzsystematiken und -höhen sowie die 
Regressregelungen unterschieden sich beträchtlich. Ziel der 
Bedarfsorientierten Mindestsicherung war unter anderem 
die Harmonisierung der neun Landessozialhilfegesetze durch 
eine Vereinbarung gemäß Artikel 15a B-VG. An der Länder­
zuständigkeit ändert sich durch diese Vereinbarung nichts. 
Nach wie vor gibt es neun – nunmehr harmonisierte – Sozial­
hilfe- bzw. Mindestsicherungsgesetze. 

Die Harmonisierung wird vor allem durch ein einheitli­
cheres Leistungs- und Verfahrensrecht erreicht. Es steht je­
doch jedem Land frei, großzügigere Bestimmungen in das 
jeweilige Landesgesetz aufzunehmen. 

Vereinbarung gemäß Artikel 15a B-VG 

Bund und Länder können untereinander Vereinbarungen über  
Angelegenheiten ihres jeweiligen Wirkungsbereiches schließen.  
Die Vereinbarung gemäß Artikel 15a B-VG über die Einführung 
einer Bedarfsorientierten Mindestsicherung wurde zwischen Bund  
und Ländern (bzw. Gemeinden) ausverhandelt und hat sowohl  
Auswirkungen auf Bundes- als auch auf Landesgesetze. Die  
vereinbarten Regelungen stellen Mindeststandards dar, zu deren 
Einhaltung sich sowohl Bund als auch Länder verpflichten.  Länder-
spezifisch können bessere Standards in den jeweiligen Landes- 
gesetzen festgelegt werden. Explizit hat die Vereinbarung Aus-
wirkungen auf die Sozialhilfe- bzw. Mindestsicherungsgesetze  
(im Bereich der offenen Sozialhilfe) der Länder sowie auf Bundes-
ebene auf das  Allgemeine Sozialversicherungsgesetz (ASVG) und  
das Arbeitslosenversicherungsgesetz (AIVG).	 

Sozialhilfe in Wien 
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Verbesserter Leistungszugang 
Weiters ist es durch die Einführung der Bedarfsorientieren Mindestsicherung 
zu Verbesserungen für die AntragstellerInnen bzw. BezieherInnen gekommen.  
Eine häufi g geäußerte Kritik an der Sozialhilfe betraf vor allem den Zugang zur 
Leistung. Die Sozialhilfe weist – im Vergleich zu Leistungen des ersten Sicherungs­
netzes – eine hohe Quote der Nichtinanspruchnahme auf. Zurückzuführen ist 
diese hohe Non-take-up-Rate vor allem auf folgende Gründe: 
Rückzahlbarkeit (Regress) von Sozialhilfe, 
▷  Verwertbarkeit von Vermögen, 
▷  Verwaltungspraxis, 
▷  mangelnde Information, 
▷  Stigmatisierung. 

Vielfach führten diese Zugangshürden zu verschlechterten Lebenssituationen,  
der Ausbreitung von Problemlagen und zu einer dauerhaften gesellschaftlichen  
Ausgrenzung und Ausschließung.  Genauso wie Langzeitarbeitslosigkeit zu  
sozialen Folgeproblemen und zu geringeren Chancen am Arbeitsmarkt führt,  
weist eine auf Dauer unzulängliche finanzielle  Ausstattung ähnliche Folgen  
auf.  

Das Land Wien hat bereits vor einigen Jahren eine Sozialhilfereform einge­
leitet.  Viele dieser Errungenschaften wurden nun in der Bedarfsorientierten  
Mindestsicherung auf ganz Österreich ausgeweitet. 
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Sozialhilfe in Wien 

Die Reform der Wiener Sozialhi
Dr. Norbert Regitnig-Tillian, freier Journalist 

Viele der nunmehr in der bundesweiten Bedarfsorientierten Mindest­
sicherung umgesetzten Regelungen zählen schon seit Jahren zum  
Standard in Wien (z.B. kein Regress gegenüber Angehörigen der direkten  
Linie, sechsmonatige Behaltemöglichkeit von Vermögen etc.).  Auch bei  
der Errichtung von dezentralen Sozialzentren, die neben den finanziellen   
Hilfen auch Beratung und Betreuung unter einem Dach anbieten, sowie  
bei der Arbeitsintegration ist die Stadt Wien Vorreiterin in Österreich. 

Die umfassende Reform der Wiener Sozialhilfe begann bereits im 
Jahr 2000. Ziel der Reform war es, das ehemalige Sozialamt zu einem 
service- und kundenorientierten Dienstleister umzugestalten und Metho­
den des New Public Management auch in der Sozialverwaltung einzu­
führen.  Abläufe wurden gestrafft, die Entscheidungsfristen verkürzt und  
den MitarbeiterInnen eine größere Verantwortung hinsichtlich der  
Ressour cen zugesprochen. Zudem waren qualitätssichernde Maß­
nahmen, ein zentrales Beschwerdemanagement (Servicestelle) sowie 
umfassende Schulungsmaßnahmen für die MitarbeiterInnen Teil der 
Reform 2000. 

Sichtbarstes Zeichen dieses Aufbruchs waren die neuen Sozial­
zentren, die sowohl Sachbearbeitung als auch Sozialarbeit unter einem  
Dach vereinen. Die zehn Sozialzentren lösten die bisherigen Sozial­
referate in den Bezirken und die Außenstellen für Sozialarbeit ab. Damit  
konnte nicht nur die Anzahl der Standorte verringert werden, sondern 
auch Ressourcen gebündelt und personelle Synergieeffekte genutzt  
werden. In den neuen Standorten fanden sowohl die MitarbeiterInnen 
als auch die KlientInnen ein angenehmeres Arbeits- bzw. Gesprächs­
klima vor. Die offene Gestaltung des Warte- und Empfangsbereiches 
(Rezeption) machte die Serviceorientierung der Zentren auch architek­
tonisch sichtbar. 

Im Sinne der Serviceorientierung und zur Vermeidung längerer  
Warte zeiten wurde ein Terminsystem implementiert.  Außerdem wurde,  
wenn möglich, die Sozialhilfe nicht mehr im Sozialzentrum bar ausge­
zahlt, sondern für einen längeren Zeitraum gewährt und monatlich  
angewiesen (Wiederkehrende Leistungen). Dadurch konnten die Vor
sprachen reduziert werden. Ebenfalls neu war die 
Einführung von sozialarbeiterischen Erstgesprä­
chen, die neben einer ersten  Anspruchsprüfung  
auch eine Abklärung der Situation und eine Bera­
tung bein halten. 

Das Individualitätsprinzip in der Sozialhilfe lässt 
viel Entscheidungsspielraum offen und führt daher 
auch zu einer unterschiedlichen Praxis im Geset­
zesvollzug. Die Reform 2000 versuchte mittels  
umfassender, schriftlicher interner Richtlinien und 
Schulungen die Vereinheitlichung unter Beibehal­
tung des Individualitätsprinzips voranzutreiben und 
zugleich den Gesetzesvollzug zeitgemäßer zu ge­
stalten. Dazu zählten beispielsweise die Einführung  
einer sechsmonatigen Behaltemöglichkeit von  
Vermögen, Einkommensfreibeträge, die eine Dazu­
verdienstmöglichkeit gestatteten, sowie eine ein­

lfe 

heitliche Regelung hinsichtlich der Anrechnung von Einkommen und 
Vermögen.  

Im Jahr 2006 erfolgte eine Richtsatzreform, die insbesondere zu  
höheren Leistungen für AlleinerzieherInnen, Mehrkindfamilien und  
Paare ohne Kinder führte.  Außerdem wurde eine einheitliche Heiz beihilfe  
eingeführt.  Aufgehoben wurde die bisherige Unterteilung in Haupt- und  
Mitunterstützten-Richtsätze. EhepartnerInnen bzw. LebensgefährtInnen  
erhielten ab diesem Zeitpunkt den gleichen Richtsatz.  Als Basis für die 
Berechnung der Sozialhilfe für AlleinerzieherInnen wurde an Stelle des 
niedrigeren Hauptunterstützten-Richtsatzes der höhere Alleinunter­
stützten-Richtsatz herangezogen.  Die Richtsatzreform führte nicht nur 
zu höheren Leistungen, sondern setzte auch einen frauenpolitischen 
Akzent.  

Stark beeinflusst wurde die Reform der  Wiener Sozialhilfe vor allem 
durch die starke Zunahme an SozialhilfebezieherInnen. Die Schwer
punkte wurden daher verstärkt auf Effizienz steigernde Maßnahmen  
und neue Strategien zur beruflichen  Reintegration von Sozialhilfe­
bezieherInnen gelegt. 

Obwohl die Zuwachsrate in der Sozialhilfe seit 2008 ein wenig  
abgeflacht ist,  kämpft die Sozialhilfe nach wie vor mit einer hohen  
Anzahl von KlientInnen und längeren Wartezeiten.  Aus diesem Grund 
wurden zusätzliche Personalressourcen im Ausmaß von 84 Dienst­
posten zwischen 2003 und 2009 zur Verfügung gestellt. 

Anfang 2010 wurde daher ein neues Modell für die Antragsstellung 
eingeführt, um die Bearbeitungszeiten zu beschleunigen. Zukünftig  
können (bzw. sollen) Anträge auf Sozialhilfe schriftlich eingebracht  
werden und das sozialarbeiterische Erstgespräch wird erst nach der 
Anspruchsprüfung angeboten. Eine  Antragstellung im Sozialzentrum  
ist weiterhin möglich. Für Notfälle steht ein Journaldienst zur  Verfügung.  
Das neue Modell stellt eine wichtige Weichenstellung für die Einführung  
der Bedarfsorientierten Mindestsicherung dar, bei der – auch vor dem 
Hintergrund der aktuellen Wirtschaftskrise – mit einem weiteren Anstieg  
an AntragstellerInnen zu rechnen ist.   
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Mit Einführung der Bedarfsorientierten Mindestsicherung wurden Zugangs­
hürden in ganz Österreich abgebaut. Je früher den Problemen, die hinter der 
Sozialhilfebedürftigkeit stehen, mit entsprechenden Unterstützungsangeboten  
begegnet wird, umso eher ist deren (nachhaltige) Überwindung möglich. Hervor­
zuheben sind vor allem folgende Änderungen zur bisherigen Sozialhilfe: 
▷  Antragsmöglichkeit beim Arbeitsmarktservice (anonymerer Zugang, Information), 
▷  Streichung des Verwandtenregresses43 sowie des Regresses auf Erwerbsein­

kommen, 
▷  Einführung eines Vermögensfreibetrages sowie einer sechsmonatigen Behalte­

möglichkeit von nicht sofort liquidierbarem Vermögen, 
▷  Verbesserungen bei der Antragstellung. 

Stärkere Erwerbsorientierung 
Mit der Bedarfsorientierten Mindestsicherung ist auch eine engere Verschrän­
kung und Abstimmung mit dem Arbeitsmarktservice (AMS) sowie eine stärkere 
Erwerbs orientierung verbunden. Bisher war der Zugang zu arbeitsmarktpoliti­
schen Maßnahmen für SozialhilfebezieherInnen ohne Arbeitslosengeld- bzw.  
Notstandshilfeanspruch nur sehr beschränkt möglich. Laut einer Studie zum 
Erwerbspotenzial in der Sozialhilfe44 nahmen zwischen 2000 und 2008 nur  
52%  bis 60% der arbeitsfähigen SozialhilfebezieherInnen Fördermaßnahmen  
in Anspruch.  VollsozialhilfebezieherInnen lagen mit 27% weit unter dem Wert 
für RichtsatzergänzungsbezieherInnen (35%). Nicht nur fehlende Vormerkzeiten  
(Terminversäumnisse), sondern auch andere Gründe, die möglicherweise auf 
das Durchsetzungsvermögen und das Kommunikationsverhalten der Zielgruppe  
zurückzuführen sind,  dürften die Hintergründe für diese Benachteiligung von 
SozialhilfebezieherInnen sein.  

Die stärkere Erwerbsorientierung in der Bedarfsorientierten Mindestsicherung  
im Vergleich zur Sozialhilfe zeigt sich vor allem in folgenden Punkten: 
▷  Angleichung der Zumutbarkeitsbestimmungen in der Bedarfsorientierten  

Mindestsicherung an die Bestimmungen im Arbeitslosenversicherungsrecht, 
▷  Einführung eines Einkommensfreibetrages als Arbeitsanreiz, 
▷  gemeinsame Anerkennung von Gutachten zur Arbeitsfähigkeit, 
▷  gleicher Zugang von MindestsicherungsbezieherInnen zu arbeitsmarktpoli­

tischen Fördermaßnahmen (z.B. Qualifi zierungsmaßnahmen) wie Beziehe­
rInnen einer Leistung des Arbeitsmarktservice, 

▷  Ausbau von arbeitsmarktpolitischen Fördermaßnahmen für arbeitsfähige  
MindestsicherungsbezieherInnen. 

In Wien wurde noch vor Einführung der Bedarfsorientierten Mindestsicherung 
mit dem Pilotprojekt Step2Job (siehe Kapitel 3.3) ein wichtiger Schritt gesetzt. 
Step2Job bietet insbesondere für BezieherInnen von Mindestsicherungs­
leistungen, die keinen Anspruch auf eine Leistung des Arbeitsmarktservice 
haben, ein passgerechtes Unterstützungsmanagement zur beruflichen Reintegra­
tion. Die MitarbeiterInnen von Step2Job greifen dabei sowohl auf Angebote des 
Landes als auch auf Angebote des Arbeitsmarktservice zurück. Ziel ist eine 
kontinuierliche und nachgehende Betreuung von Personengruppen, die bisher 
kaum Zugang zu Fördermaßnahmen des Arbeitsmarktservice hatten. Das Arbeits­
marktservice Wien und das Land Wien setzen durch diese Kooperation neue 
Maßstäbe bei der Integration von MindestsicherungsbezieherInnen. 

43 Die Rückzahlung der Sozialhilfe durch Angehörige der direkten Linie (Eltern und Kinder) 
war in einigen Bundesländern noch gesetzlich vorgesehen. In Wien gab es einen solchen 
Regress nie. 

44 Riesenfelder, Andreas u.a. (2010): Erwerbspotenzial in der Sozialhilfe, Wien: L & R 
Sozialforschung/FORBA. 

 Vollsozialhilfe- und Richtsatz­
ergänzungsbezieherInnen 

Zu unterscheiden ist zwischen Vollsozial­
hilfebezieherInnen, die ausschließlich  
Sozialhilfe beziehen und Richtsatzergän­
zungsbezieherInnen, die zusätzlich zu  
einem Einkommen noch auf Sozialhilfe  
angewiesen sind. Dieses wird vom Richt­
satz in Abzug gebracht. 

Sozialhilfe in Wien 

▷ 
Step2Job ist ein arbeitsmarkt­

politisches Pilotprojekt, das vom 
Land Wien gemeinsam mit dem 

AMS Wien noch vor Einführung der 
Bedarfsorientierten Mindestsicherung 

ins Leben gerufen wurde. 
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▷ 

Verbesserung des Verwaltungsverfahrens 
Weitere Verbesserungen konnten auch im Bereich des Verwaltungsverfahrens 
erzielt werden: 
▷  Reduzierung der Entscheidungsfrist auf maximal drei Monate und 
▷  Ausfertigung schriftlicher Bescheide (statt bisher mündlich verkündeter  

Bescheide). 

Krankenversicherung und e-card für alle MindestsicherungsbezieherInnen 
Die Einbeziehung von MindestsicherungsbezieherInnen in die gesetzliche 
Krankenversicherung ist ein entscheidender Schritt zur Entstigmatisierung von 
Sozial hilfebezieherInnen und zu einem verbesserten Zugang zu Gesundheits­
leis tungen. MindestsicherungsbezieherInnen bekommen durch die Einbe ziehung 
in die gesetzliche Krankenversicherung eine e-card und sind damit anderen 
versicherten Personen völlig gleichgestellt. Sie erhalten die gleichen Vergüns­
tigungen wie AusgleichszulagenbezieherInnen (z.B. Rezeptgebührenbefreiung). 
Die Versicherungsbeiträge werden vom jeweiligen Sozialhilfeträger über­
nommen. 

MindestsicherungsbezieherInnen 
werden in die gesetzliche 
Krankenversicherung einbezogen 
und erhalten eine e-card. 

Verschränkung des ersten mit dem zweiten Sicherungsnetz 
Das Ziel (der Länder), eine Mindestsicherung im Arbeitslosenversicherungsrecht 
(ähnlich der Ausgleichszulagen im Pensionsversicherungsrecht) einzuführen, 
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Modelle materieller Grundsicherung 
Dr. Norbert Regitnig-Tillian, freier Journalist 

Materielle Grundsicherung verbunden mit verpflic htender ei der Debatte über die bedarfsorientierte Grundsicherung, die seit 
Arbeitsleistung ut 40 Jahren von SozialwissenschaftlerInnen und politischen Parteien  

eführt wird, stand nicht nur die Armutsfrage im Mittelpunkt. Vorschläge für eine materielle Grundsicherung, verbunden mit ver­
Ausgangspunkt für die Grundsicherungsmodelle waren Diskurse in pflichtender  Arbeitsleistung, gab es bereits Ende des 19. Jahrhunderts,  

en USA in den 1960er Jahren, die die Armutsfrage zum Gegenstand etwa von dem Sozialphilosophen Josef Popper-Lynkeus. Dieser ging 
atten. Die Grundeinkommensdebatte, die daran in den 1980er Jahren  von einer Zweiteilung der Wirtschaft in einen Grundbedarfssektor und 

n vielen europäischen Ländern anschloss, berücksichtigte auch andere  einen Überflusssektor aus.   Ab einer gewissen Anzahl an Arbeitsstunden  
esichtspunkte. Zum einen entwickelten sich breite Debatten über die – Popper-Lynkeus und andere Autoren gingen dabei von 20.000 bis 
ukunft der  Arbeit und das Ende der  Arbeitsgesellschaft. Zum anderen 30.000 Lebensarbeitsstunden aus – hatte man Anspruch auf eine  
urden Neuarrangements von Arbeit und Einkommen diskutiert, die lebenslange Gewährung des Existenzminimums. Einige Vertreter dieses  
inen Wegfall von Arbeitsplätzen nicht nur als Übel, sondern auch als Modells wollten so auch auf den Verlust von Arbeitsplätzen infolge der 
hance sahen.  technischen Entwicklungen reagieren:  Die kleiner werdende Arbeits­
Der arbeitsmarktpolitische Hintergrund der Debatten war, dass nach  menge sollte mit der Grundsicherung sozialverträglich umverteilt wer

en Zeiten der Vollbeschäftigung ab den 1980er Jahren die Zahl erwerbs­ den.  Dabei ging es in erster Linie um die Entkoppelung von Einkommen  
oser Menschen in allen westeuropäischen Ländern stieg. Damit einher  und Arbeitszeit, nicht aber von Einkommen und Arbeit. 
ing ein Anstieg atypischer Beschäftigungsverhältnisse, wie Teilzeit-,  

Grundeinkommen ohne Arbeit ele- und Leiharbeit sowie befristete bzw. geringfügige Beschäftigung.  
bwohl atypische Beschäftigungen auch verbesserte Möglichkeiten  Die Forderung eines Grundeinkommens ohne Einschränkungen geht 

ür die  Vereinbarung von berufli cher und familiärer  Arbeit mit sich  über geläufige wohlfahrtsstaatliche Denkmodelle weit hinaus.  Im Prinzip  
rachten, blieben die damit verbundenen Risken groß.  Wenige Quali­ wird dabei das Grundeinkommen in verschiedenen  Ansätzen immer  
 kations- und Aufstiegschancen sowie unregelmäßiges oder geringes mit dem Recht auf Arbeit verknüpft, es besteht jedoch keine Pflicht zur  
inkommen ließen auch das Risiko der Verarmung und sozialen Aus­ Arbeit. Ziel ist die Eindämmung bzw. die Überwindung der Ausbeutung 
renzung steigen. Die vorgeschlagenen Grundsicherungsmodelle  von Natur und Arbeitskräften. Das Grundeinkommen wird in diesem 
ollen diese Risken abfedern.  Modell als ein Baustein für den Aufbau einer solidarischen und ökolo­
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Sozialhilfe in Wien 

konnte nicht erreicht werden. Mit der Anhebung der Notstandshilfe (höhere 
Nettoersatzrate) wird jedoch eine verbesserte Absicherung im ersten Netz er­
reicht. Von der Erhöhung der Notstandshilfe profitieren auch Personen, die 
keine Bedarfsorientierte Mindestsicherung erhalten. 

Durch die engere Verschränkung mit dem ersten Sicherungsnetz ist die 
Bedarfs orientierte Mindestsicherung ein erster Schritt auf dem Weg zur Neu­
ordnung des österreichischen Sozialsystems. 

▷ 
Die Bedarfsorientierte  

Mindestsicherung ist ein wichtiger 
soziapolitischer Meilenstein. 
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gisch lebensfähigen Gesellschaft verstanden und durch eine um­ liberalen Denktraditionen.  Ausgangspunkt ist die These, dass sich  
fassende Arbeitszeitverkürzung ergänzt. Konkret ist dabei die Einfüh­ beitragsbezogene Alterssicherungen als Illusion herausstellen werden.  
rung einer  20-Stunden-Normalerwerbswoche  für alle Beschäftigten  Die Alternative ist eine umlagefinanzierte,  solidarische Grundsicherung,  
verknüpft, wobei ein überbetrieblich organisierter Lohnausgleich das die jeder nach seinen Möglichkeiten und Präferenzen durch betriebliche  
Grundeinkommen sicherstellen soll.  Wer mehr verdienen will, kann  oder private Vermögensbildung ergänzen kann.  Voraussetzung für den 
mehr arbeiten,  muss aber nicht.  Arbeitslosengeld und Erwerbspension Bezug dieser Volkspension ist eine Steuerpflicht über einen Zeitraum  
bleiben parallel zum Grundeinkommen bestehen.  von 25 Jahren. Die Höhe der Grundsicherung soll knapp über dem  

Existenzminimum liegen und andere Versicherungsleistungen teilweise  
Bürgergeld und negative Einkommensteuer bzw. ganz ersetzen.  
Die Einführung von Grundeinkommensmodellen wird auch aus anderen  

Bedarfsorientierte Grund- bzw. Mindestsicherung gesellschaftspolitischen Motiven als sinnvoll erachtet.  VertreterInnen 
eines wirtschaftsliberalen Ansatzes argumentieren, dass die Einführung  Die in Wien und anderen Bundesländern eingeführte Bedarfsorientierte  
eines Grundeinkommens die Leistungsfähigkeit der Wirtschaft erhöht Mindestsicherung wurde von SozialexpertInnen und Parteien in einem 
und Arbeitskosten senkt. Das Bürgergeld, das allen Menschen ab einem  mehrjährigen Verhandlungsprozess entwickelt. Im Vergleich zu den  
Alter von 14 Jahren gewährt werden soll, sollte dabei möglichst alle anderen Modellen weist das bedarfsorientierte Grund- bzw. Mindest­
anderen Leistungen des ersten sozialen Netzes ersetzen – und somit sicherungsmodell die größte Nähe zu bestehenden Modellen der so­
die Lohnnebenkosten senken und Unternehmern mehr Flexibilität er zialen Sicherheit auf. Zentraler Anknüpfungspunkt ist die Verbesserung  
möglichen. In eine ähnliche Richtung zielt auch die negative Einkommen­ von Teilhabemöglichkeiten, Verringerung des Armutsrisikos und der  
steuer. Unterhalb eines gewissen Freibetrages, der sich meist am  sozialen Ausgrenzung. Das Modell zielt auf die Vermeidung und Ein­
tatsächlichen Existenzminimum orientiert, wird eine negative Einkommen­ schränkung von Armut ab. Im Unterschied zu neoliberalen Ansätzen 
steuer wirksam.  geht es nicht darum,  dass die Grundsicherung bestehende Sozial­

versicherungsleistungen ersetzt. Diese sollen vielmehr durch die Ein­
Materielle Grundsicherung im Fall spezifisc her Risken führung finanzieller Mindeststandards ergänzt und enger verknüpft   
Dieses Modell fokussiert vor allem auf das Problem der  Alterssicherung.  werden. Der Zugang ist nicht an versicherungsrechtliche  Voraus­
Im Unterschied zum umfassenden Grundeinkommen weist dieser An­ setzungen aus Erwerbsarbeit geknüpft, sondern an das Vorliegen eines  
satz eine größere Nähe zu bestehenden Ansätzen sozialer Sicherheit Bedarfs bzw. einer Notlage und – bei erwerbsfähigen Personen – an 
auf. Die Modelle dazu stammen vor allem aus konservativen und neo­ die Bereitschaft, zumutbare Arbeit anzunehmen.  

­
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Sozialhilfe in Wien 

3.1.2 	 Die wichtigsten Veränderungen und Unterschiede 
zur Sozialhilfe 

Die Sozialhilfe war bisher im Wiener Sozialhilfegesetz (WSHG) geregelt und 
umfasste neben der offenen Sozialhilfe (Existenzsicherung) die Pflege und Be­
treuung sowie die Wohnungslosenhilfe. Hinkünftig ist die offene Sozialhilfe in 
einem eigenen Gesetz, dem Wiener Mindestsicherungsgesetz (WMG), geregelt. 
Das WSHG bleibt vorerst für die restlichen Bereiche bestehen. 

Die Bedarfsorientierte Mindestsicherung dient der Beseitigung einer beste­
henden Notlage. Sie erfolgt auch vorbeugend, wenn dadurch einer drohenden 
Notlage entgegengewirkt werden kann. 

Rechtsanspruch 
Auch auf die Bedarfsorientierte Mindestsicherung gibt es einen Rechtsan­
spruch. Zielgruppe sind Personen, die über kein bzw. nur über ein geringes 
Einkommen (Mindeststandards) verfügen. Voraussetzung ist, dass sie zum 
gesetzlich definierten Anspruchskreis gehören. Ausgeschlossen sind Asylwer­
berInnen – diese erhalten ihre Existenzsicherung aus der Grundversorgung – 
und nicht legal in Österreich bzw. Wien lebende Personen. Ausschließlich in 
bestimmten Härtefällen können noch nicht aufenthaltsverfestigte Drittstaats­
angehörige Bedarfsorientierte Mindestsicherung erhalten. Erfolgt die Einreise 
ausschließlich zum Zweck des Bezuges der Bedarfsorientierten Mindestsicherung, 
besteht ebenfalls kein Anspruch. 

Vermögensfreibetrag 
Der Bezug von Bedarfsorientierter Mindestsicherung ist von der Erfüllung 
bestimmter Pflichten abhängig (Anspruchsvoraussetzungen). Mindestsicherungs­
bezieherInnen haben aufgrund des Subsidiaritätsprinzips ihr Einkommen und 
Vermögen einzusetzen. Nicht sofort liquidierbares Vermögen (z.B. Kraftfahrzeug, 
Lebensversicherung etc.) muss allerdings – wie bereits bisher – erst nach sechs 
Monaten verwertet werden. Hingegen bedeutet die Einführung eines Ver­
mögensfreibetrags eine Verbesserung für MindestsicherungsbezieherInnen.

 Anspruchskreis und 
Anspruchsvoraussetzungen 

Anspruchskreis:  Anspruch auf Mindest­
sicherung haben österreichische  Staats­
bürgerInnen, Asylberechtigte, subsidiär 
Schutzberechtigte sowie unter bestimmten 
Voraussetzungen EU/EWR-BürgerInnen und  
DrittstaatsbürgerInnen und deren Ange­
hörige. 

Einsatz der eigenen Mittel: Bei der Be­
rechnung der Mindestsicherung wird das  
eigene Einkommen bzw. das Einkommen  
der  EhepartnerInnen und Lebensgefähr­
tInnen berücksichtigt. Vermögen ist – sofern  
der Vermögensfreibetrag überschritten wird  
– in der Regel nach einer Behaltefrist von  
einem halben Jahr zu veräußern bzw. zu  
verwerten. 

Einsatz der eigenen Arbeitskraft:  Sofern 
arbeitsfähig und auch dem  Arbeitsmarkt  
zur  Verfügung stehend, haben sich alle 
Mindes tsicherungsbezieherInnen um Arbeit 
zu bemühen. Die Stadt Wien unterstützt die 
Reintegration in den Arbeitsmarkt durch  
verschiedene Maßnahmen. Bei Verweige­
rung der Arbeitssuche sind Sanktionen in  
Form einer Kürzung der Mindestsicherung 
vorgesehen. 

Rückzahlung (Regress): Mindestsicherung  
ist nur dann zurückzuzahlen, wenn die Be­
zieherInnen zu Vermögen gelangen. Ein 
Regressanspruch besteht auch auf einen  
etwaigen Nachlass von ehemaligen Mindest­
sicherungsbezieherInnen. 
Mindestsicherung ist auch dann zurück­
zuzahlen, wenn sie zu Unrecht bezogen  
wurde. 

 

 

 

Subsidiaritätsprinzip 

Die Bedarfsorientierte Mindestsicherung ist,  so wie früher die Sozialhilfe,  grundsätzlich subsidiär  
(nachrangig) geregelt. MindestsicherungsbezieherInnen sind verpflichtet,  ihre vorrangigen Ansprüche 
geltend zu machen.  Bedarfsorientierte Mindestsicherung  kann daher nicht an Stelle von anderen  
Ansprüchen (z.B. Notstandshilfe) geleistet werden, sondern nur dann, wenn keine Ansprüche bestehen  
oder diese zu gering sind.  Vor allem in den Bestimmungen zum Einsatz der eigenen Mittel und zum 
Einsatz der eigenen Arbeitskraft wird das Subsidiaritätsprinzip zum Ausdruck gebracht. Im Subsidia­
ritätsprinzip lassen sich auch die Ziele und der Aufbau des österreichischen Sozialstaates erkennen.  
Die  generelle Absicherung erfolgt durch Erwerbsarbeit und die Familie (z.B. Unterhaltsverpflichtungen).   
Bei Eintritt bestimmter Risken erfolgt die Sicherung über das erste Sicherungsnetz (Versicherungs­
system) und erst nachrangig über das zweite Netz (z.B.  Bedarfsorientierte Mindestsicherung). Dabei 
werden das eigene Einkommen und das Einkommen von EhepartnerInnen und LebensgefährtInnen 
bei der Berechnung der Leistung berücksichtigt. Das Einkommen weiterer Familienmitglieder (z.B.  
volljährige Kinder oder Eltern) bleibt in Wien unberücksichtigt. 
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Arbeitssuche 
MindestsicherungsbezieherInnen haben sich – so wie auch bisher die Sozial­
hilfebezieherInnen – dem Arbeitsmarkt zur Verfügung zu stellen.Ausgenommen 
von dieser Regelung sind MindestsicherungsbezieherInnen, die das gesetzliche 
Pensionsalter erreicht haben, die auf Dauer arbeitsunfähig sind bzw. die sich 
noch in Erwerbsausbildung befinden.Von der Arbeitssuche sind ebenso Perso­
nen mit Betreuungspflichten (Kinderbetreuung, Pflege von Angehörigen, 
Sterbe begleitung oder die Begleitung von schwersterkrankten Kindern) be­
freit. Mindest sicherungsbezieherInnen haben bei Verweigerung der Arbeits­
suche nach einer vorangegangenen Information und Ermahnung mit einer 
Kürzung der Leistung zu rechnen (bis zu 100% möglich).Ausgenommen von der 
Kürzung bleiben der Wohnbedarf sowie die Unterstützungsleistung für Ange­
hörige. 

Kein Regress 
Durch die Einführung der Bedarfsorientierten Mindestsicherung ändern sich 
auch die Rückzahlungsmodalitäten. Der sogenannte Regress war in Wien seit 
jeher auf die BezieherInnen beschränkt. Die Streichung des Verwandtenregresses 
hat daher keine Auswirkungen in Wien. Ehemalige BezieherInnen von Sozial­
hilfe mussten jedoch bei einem ausreichenden Einkommen die Leistung wieder 
zurückzahlen. De facto hatte der Rückgriff auf das Erwerbseinkommen in Wien 
nur eine geringe Bedeutung. Mit der Einführung der Bedarfsorientierten 
Mindest sicherung wird nun auch diese Form des Regresses ausgeschlossen. 

Beibehaltung wienspezifischer Leistungen 
Die Wiener Sozialhilfe sah bei bestimmten BezieherInnengruppen schon 
in der Vergangenheit höhere Leistungen vor. Arbeitsunfähige Personen 
sowie Bezieher Innen, die das gesetzliche Pensionsalter erreicht und 
keinen Anspruch auf eine Pension hatten, erhielten in Wien eine Dauer­
leistung, die von der Höhe her einer Pension mit Ausgleichszulage ent­
sprach und auch vierzehn Mal ausgezahlt wurde. Dazu wurde noch eine 
Mietbeihilfe gewährt, die auch Ausgleichszulagen bezieherInnen erhalten 
konnten. Diese in Wien einzigartigen Leistungen werden beibehalten. 
Sie kommen vor allem Menschen mit Behinderungen, Ausgleichszu­
lagenbezieherInnen sowie Menschen zugute, die aufgrund ihres Alters 
bzw. ihres Gesundheitszustandes keine Chance mehr haben, ein eigenes 
bzw. höheres Einkommen zu erwirtschaften und die auf Dauer auf 
Mindestsicherung angewiesen sind. 

▷ 
Dauerleistungen und Mietbeihilfen gibt es 

nur in Wien und sie kommen vor allem 
älteren Menschen sowie Menschen mit 

Behinderungen zugute. Sie werden auch in 
der Bedarfsorientierten Mindestsicherung 
weiterhin zum Leistungsspektrum zählen. 

Valorisierter Mindeststandard 
Der Mindeststandard in der Bedarfsorientierten Mindestsicherung entspricht 
dem Ausgleichszulagenrichtsatz. Dieser wird jährlich – entsprechend der Er­
höhung der Ausgleichszulagenrichtsätze – valorisiert. Die ursprünglich verein­
barte vierzehnmalige Auszahlung der Bedarfsorientierten Mindestsicherung 
(analog zur Ausgleichszulage) wurde durch Intervention des Finanzministers 
auf eine zwölfmalige Auszahlung reduziert.Wiener Mindes tsiche rungs beziehe­
r Innen erhalten trotzdem mehr als bisher. 

Die neuen Mindeststandards bringen eine andere Systematik mit sich. 
Ziel war eine stärkere Pauschalierung, um eine Vereinfachung zu erzielen. 
Nun sind im Mindeststandard der Bekleidungsbedarf, der Heizbedarf 
sowie ein pauschalierter Wohnbedarf enthalten. Bei höheren Mieten 
besteht darüber hinaus Anspruch auf eine zusätzliche Mietbeihilfe. 
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▷ 
Das Land Wien gewährt zusätzlich zum 

Mindeststandard noch eine Mietbeihilfe, auf 
die es einen Rechtsanspruch gibt. 
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Die neuen Mindeststandards 
Die konkrete Höhe der Mindestsicherung ist abhängig von der Größe der Be­
darfsgemeinschaft, der Höhe der Miete sowie des verfügbaren Familienein­
kommens. 

Der Ausgleichszulagenrichtsatz ist die Bezugsbasis für die Berechnung der 
Bedarfsorientierten Mindestsicherung. Alleinstehende Personen und Alleiner­
zieherInnen erhalten 100% des Ausgleichszulagenrichtsatzes. Der Mindeststan­
dard für Personen in Paargemeinschaften (Ehepaare und Lebensgemeinschaften) 
beträgt 75% des Ausgleichszulagenrichtsatzes. Kinder mit Familienbeihilfen­
anspruch erhalten 18% des Ausgleichszulagenrichtsatzes (ab 01.03.2011 27%). 
Für weitere volljährige Personen im Haushalt gibt es ebenfalls Regelungen. 

In den Mindeststandards für alleinstehende Personen, AlleinerzieherInnen 
und Paargemeinschaften ist ein Mietenselbstbehalt in Höhe von 25% enthalten, 
der zur Bezahlung der Miete aufzuwenden ist. Ist die Miete (nach Abzug einer 
allfälligen Wohnbeihilfe) höher als der Selbstbehalt, besteht ein Rechtsanspruch 
auf eine zusätzliche Mietbeihilfe. Diese wird individuell bemessen, darf aber 
die Mietbeihilfenobergrenze (Mietenselbstbehalt + maximal zusätzliche Miet­
beihilfe) nicht überschreiten. Personen ohne bzw. mit einem geringeren Miet­
bedarf erhalten in Wien trotzdem den vollen Mindeststandard. 

Sozialhilfe in Wien 

▷ 
In Wien können auch Mindest­
sicherungsbezieherInnen unter 
bestimmten Voraussetzungen eine 
Wohnbeihilfe der MA 50 erhalten.  
Miet- und Wohnbeihilfe machen 
das Wohnen in Wien für Mindest­
sicherungsbezieherInnen leistbar.  

▷ 
Mindeststandards in der Mindestsicherung Prozent Euro 

Ausgleichszulagenrichtsatz 2010  744,01 

Mindeststandard für eine alleinstehende bzw. alleinerziehende Person 100% 744,01 

Mindeststandard pro Person in Paargemeinschaften 75% 558,01 

Mindeststandard pro Kind mit Familienbeihilfe 18% 133,92 

 Mietenselbstbehalt/Pauschalbetrag für eine alleinstehende bzw. 
alleinerziehende Person 25% 186,00 

Maximal zusätzliche Mietbeihilfe   

Mietbeihilfe 1 und 2 Personen  93,00 

Mietbeihilfe 3 und 4 Personen  106,00 

Mietbeihilfe 5 und 6 Personen  124,00 

Mietbeihilfe ab 7 Personen  141,00 

Tabelle 10:  Mindeststandards in der Bedarfsorientierten Mindestsicherung 

MindestsicherungsbezieherInnen 
erhalten in Wien genauso viel Miet­
beihilfe wie bisher. Das Gesamtniveau 
der Unterstützungsleistung steigt in 
Wien für Einzelpersonen um 53 Euro 
pro Monat bzw. 636 Euro pro Jahr.  
Ehepaare bzw. Lebensgemeinschaften 
erhalten 79 Euro pro Monat bzw. 948 
Euro pro Jahr mehr. 

Sozialhilfe  
Einzelperson 
Lebensbedarf 

Mietbeihilfe 

Heizbeihilfe 

Sozialhilfebedarf 

Sozialhilfe Ehepaar 

Lebensbedarf 

Mietbeihilfe 

Heizbeihilfe 

Sozialhilfebedarf 

Euro BMS Euro Erläuterungen Euro 

461,00 Mindeststandard 744,01  inkl. 25% Wohnbedarf 186,00 

279,00 zusätzliche Mietbeihilfe 93,00 gesamte Mietbeihilfe 279,00 

44,00     

784,00  837,01 höhere BMS 53,01 

Euro BMS Euro Erläuterungen Euro 

714,00 Mindeststandard 1.116,02  inkl. 25% Wohnbedarf 279,00 

279,00 zusätzliche Mietbeihilfe 0,00 gesamte Mietbeihilfe 279,00 

44,00     

1.037,00  1.116,01 höhere BMS 79,01 

Tabelle 11:  Berechnungsbeispiele zur Bedarfsorientierten Mindestsicherung 

Für Dauerleistungs- und MietbeihilfenbezieherInnen wurden die Mindeststan­
dards ebenfalls angepasst, sodass diese keine Verluste erleiden. Die Dauerlei­
stung wird weiterhin 14-mal ausgezahlt. 
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Sozialhilfe in Wien 

3.1.3 Zusätzliche (finanzielle) Leistungen 

Individuelle Problemlagen erfordern nicht nur standardisierte bzw. pauscha­
lierte Leistungen, sondern auch die Möglichkeit, im Einzelfall entsprechende 
Hilfe anbieten zu können.  Aus diesem Grund wurde die Hilfe in besonderen  
Lebenslagen neu geregelt und ins neue Wiener Mindestsicherungsgesetz auf­
genommen. Die bisherige Zielgruppe – Personen mit einem Einkommen über 
den Sozialhilferichtsätzen – wurde um die Gruppe der Mindestsicherungsbe­
zieherInnen erweitert.  

Die Hilfe in besonderen Lebenslagen erbringt das Land Wien im Rahmen der  
Privatwirtschaftsverwaltung. Sie ist eine fi nanzielle Förderung für Menschen,  
die zur Überwindung einer Notlage eine einmalige Unterstützung benötigen.  
Es handelt sich vor allem um unerwartete oder außerordentliche Aufwendungen  
(z.B. Reparaturkosten) sowie um Rückstände. Sie kann von Bedingungen und 
Eigenleistungen abhängig gemacht werden. Rund 5.000 Personen pro Jahr  
nehmen diese Leistung in Anspruch. Diese Zahl wird sich aufgrund der Erwei­
terung des Personenkreises erhöhen.  

Hilfe in besonderen Lebenslagen 

Menschen, die ein Einkommen über dem Mindeststandard der Bedarfsorientierten Mindestsicherung 
haben, sowie MindestsicherungsbezieherInnen können – wenn sie sich in einer Notlage befinden –  Hilfe  
in besonderen Lebenslagen erhalten.  

Zu dem bisherigen BezieherInnenkreis zählten vorwiegend  Ausgleichszulagen-, Arbeitslosengeld- bzw.  
NotstandshilfebezieherInnen sowie Personen mit anderen geringen Einkommen. 

Die Schwerpunkte der Leistungen liegen bei der Übernahme von Mietzins- und Energierückständen,  
Integrationskosten (z.B. für ehemals wohnungslose Menschen) sowie sonstigen einmaligen Anschaf­
fungs- und Reparaturkosten für zwingend notwendige Gebrauchsgegenstände (z.B. Heizung). 

Die Stadt Wien zahlt an einkommensschwache WienerInnen in jeder Heiz­
saison einen einmaligen Wiener Heizkostenzuschuss aus. Der Heizkosten­
zuschuss ist als Unterstützung gedacht, um die Belastungen infolge der ge­
stiegenen Heizkosten abzufedern. In der Heizsaison 2009/2010 haben rund  
79.200 Personen einen Antrag auf einen einmaligen Heizkostenzuschuss ge­
stellt.  Im Vergleich zum Vorjahr hat sich die Anzahl der AntragstellerInnen  
um 8% erhöht. 

Der Wiener Heizkostenzuschuss 

nspruchsberechtigt sind einkommensschwache Wiener Haushalte: 
  PensionistInnen mit Ausgleichszulagen, 
   Arbeitslosengeld- und NotstandshilfebezieherInnen, deren Einkommen den maßgeblichen Ausgleichs­
zulagenrichtsatz nicht überschreitet, 
  Sozialhilfe- bzw. MindestsicherungsbezieherInnen (Geldaushilfen, Dauerleistungen, Mietbeihilfen), 
   BezieherInnen von Kinderbetreuungsgeld, deren Einkommen den maßgeblichen Ausgleichszulagen­
richtsatz nicht überschreitet. 

llfällig gewährte Heizbeihilfen (z.B. des Bundes oder im Zuge der Sozialhilfegewährung) bleiben unbe­
ücksichtigt. Der Heizkostenzuschuss ist bei der Magistratsabteilung 40 (MA 40 – Soziales, Sozial- und 
esundheits recht) zu beantragen.  Mindest sicherungs- und MietbeihilfenbezieherInnen erhalten den  
eizkostenzuschuss völlig unbürokratisch automatisch angewiesen. In der Heizsaison 2009/2010  
etrug  der Heizkostenzuschuss 200 Euro pro Haushalt. 

A
▶
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▶
▶
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Soziale Angebote der Stadt Wien 

Kultur, Sport, Bildung, Integration, Gesundheit, Arbeit, … 

Sachleistungen 

Wiener Mobilpass, 
Betreuung zu Hause, 

Pflege, Wohnungslosen­
einrichtungen etc. 

Beratung & 
Betreuung 

Sozialarbeit, 
Arbeitsintegration, 

div. Beratungsstellen etc. 

Finanzielle 
Leistungen 

Mindestsicherung, 
Pflegegeld, Wiener 

Familienzuschuss etc. 

  
 

  
  

 
 

   
 

  

Sozialhilfe in Wien 

Gut ausgebaute Infrastruktur und Sachleistungen 
Nicht nur finanzielle Hilfen, sondern auch eine gut ausgebaute und für die 
Zielgruppe zugängliche Infrastruktur sowie einzelne Sachleistungen stellen 
wichtige Instrumente zur Armutsbekämpfung dar. 

Vor allem der Wiener Mobilpass, der auch mit Einführung der Bedarfsorien­
tierten Mindestsicherung als ergänzende Leistung bestehen bleibt, ist als zu­
sätzliche Ressource für MindestsicherungsbezieherInnen zu sehen. Den Mobil­
pass erhalten aber auch andere einkommensschwache WienerInnen. Zentrales 
Anliegen ist eine erweiterte Mobilitätslösung für sozial Schwächere, die einfach, 
unbürokratisch und leistbar ist. Der Wiener Mobilpass soll nicht nur die Mobi­
lität von Menschen mit geringem Einkommen fördern, sondern auch den Zugang 
zu den umfangreichen Angeboten der Stadt Wien (z.B. zu den Bildungsangeboten 
der Volkshochschulen) ermöglichen. In diesem Sinne trägt er zu einer Verbesse­
rung der gesellschaftlichen Teilhabemöglichkeiten und zu sozialer Inklusion 
bei. Gleichzeitig entlastet der Wiener Mobilpass die Haushaltsbudgets von 
Personen, die von Armut betroffen sind. Derzeit verfügen rund 62.000 Wiene­
rInnen (Stand 1.4.2010) über einen gültigen Mobilpass. 

Der Wiener Mobilpass 

AusgleichszulagenbezieherInnen sowie erwachsene MindestsicherungsbezieherInnen mit zumindest  
einmonatigem Bezug haben seit dem zweiten Quartal 2008 Anspruch auf den Mobilpass. Der Mobilpass  
wird allen Anspruchsberechtigten über die MA 40 automatisch zugeschickt. PensionsbezieherInnen, die 
keine Mietbeihilfe beziehen, können einen Antrag auf einen Mobilpass stellen. 

Mit dem Mobilpass können folgende Ermäßigungen in Anspruch genommen werden: 
▶  ermäßigte Monatskarte und Halbpreisfahrschein bei den Wiener Linien, 
▶  Bezuschussung der Hundeabgabe von 50% für maximal einen Hund, 
▶  ermäßigte Jahreskarte bei den Büchereien der Stadt Wien (MA 13), 
▶  ermäßigter Eintritt bei den städtischen Bädern (MA 44), 
▶  ermäßigte Bildungsangebote bei den Wiener Volkshochschulen. 

Abb. 52:  Soziale Angebote der Stadt Wien 
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3.2 Organisation der Sozialhilfe in Wien 

  DIE  SOZIALZENTREN  DER  MA  40  bieten im Sinne einer Hilfe unter  einem  
Dach neben finanziellen Unter stützungen auch Beratung und Betreuung 
durch diplomierte SozialarbeiterInnen. Über 300 Mitarbeiter Innen arbeiten  
derzeit im Bereich der offenen Sozialhilfe. Das

ro. Durch den große
 Budget der MA 40 beläuft sich  

auf mehr als 300 Mio. Eu n Ressourcen einsatz  gelingt  es 
der Stadt Wien,  Armut und soziale Ausgrenzung weitgehend zu  verhindern  
und die gesellschaftliche Teilhabe der betroffenen Menschen gezielt zu  
fördern. 

 

 

 

 

 
  

 

 

Sozialhilfe in Wien 

Zuständigkeit 
In Wien ist das Land Träger der offenen Sozialhilfe bzw. der Bedarfsorientierten 
Mindestsicherung. 

Die Abwicklung der Sozialhilfe erfolgt in zehn dezentralen Sozialzentren der 
Magistratsabteilung 40, Soziales, Sozial- und Gesundheitsrecht (MA 40). Die 
Sozialzentren sind jeweils zuständig für eine bestimmte Region. 

▷ 
In Wien ist die MA 40 zuständig für 
die Abwicklung der Sozialhilfe bzw.  

Bedarfsorientierten Mindestsicherung. 

Bezirke Adresse 

1, 2, 8 und 9 Sozialzentrum 2., Mexikoplatz 13-14 

3 und 11 Sozialzentrum 3., Schlachthausgasse 41 a 

4, 5, 6 und 7 Sozialzentrum 5., Ramperstorffergasse 67-69 

10 Sozialzentrum 10., Favoritenstraße 211 

12, 13 und 23  Sozialzentrum 12., Arndtstraße 65 

14 und 15 Sozialzentrum 15., Schanzstraße 18 

16, 17 und 18 Sozialzentrum 16., Spetterbrücke 4 

19 und 20  Sozialzentrum 20., Winarskystraße 12 

21 Sozialzentrum 21., Morsegasse 1c 

22 Sozialzentrum 22., Puchgasse 1 

Tabelle 12: Sozialzentren der MA 40 
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Antragstellung 
Sozialhilfe ist grundsätzlich zu beantragen, kann aber auch ohne Antrag von 
Amts wegen gewährt werden, wenn Tatsachen bekannt werden, die eine Hilfe­
leistung erfordern. Seit Anfang 2010 können Anträge schriftlich gestellt werden, 
alternativ besteht auch die Möglichkeit, einen Antrag direkt im jeweiligen Sozial­
zentrum zu stellen. 

Im Zuge der Einführung der Bedarfsorientierten Mindestsicherung ist die 
Erstantragstellung auf eine Bedarfsorientierte Mindestsicherung für Beziehe­
r Innen von Arbeitslosengeld oder Notstandshilfe auch bei den zuständigen 
regionalen Geschäftsstellen des Arbeitsmarktservice Wien möglich. Der Antrag 
auf Bedarfsorientierte Mindestsicherung kann gemeinsam mit dem Antrag auf 
Arbeitslosengeld bzw. Notstandshilfe abgegeben werden und wird vom Arbeits­
marktservice an die MA 40 weitergeleitet. Die Prüfung des Antrags auf Bedarfs­
orientierte Mindestsicherung erfolgt weiterhin durch die MA 40. 
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Sozialhilfe in Wien 

▷ 

Sozialhilferechtliches Prüfverfahren 
Geprüft werden die Einkommens- und Vermögenssituation, die persönlichen 
Verhältnisse sowie die Bereitschaft zur Arbeitssuche. Den SachbearbeiterInnen 
in der Sozialhilfe bzw. Bedarfsorientierten Mindestsicherung stehen hierzu 
verschiedene Abfragemöglichkeiten zur Prüfung der Angaben der Antragstelle­
r Innen zur Verfügung. Erst nach genauer Prüfung und Gegenüberstellung von 
Sozialhilferichtsatz bzw. Mindeststandard und verfügbarem Einkommen wird 
die Höhe der Sozialhilfe ermittelt und ein schriftlicher Bescheid erstellt. Mit 
Einführung der Bedarfsorientierten Mindestsicherung werden verstärkt auto­
matisierte Prüfungsroutinen eingesetzt. 

Um dem Anfangsaufkommen in der Bedarfsorientierten Mindestsicherung 
rasch gerecht zu werden, erfolgt die Erstbearbeitung vorerst in einer neuen 
zentralen Stelle. Die Folgeanträge werden im zuständigen Sozialzentrum bear­
beitet. 

Das Charakteristikum der bedarfs­
geprüften Leistungen ist die genaue 
Einkommens- und Vermögensprüfung. 
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Auszahlung der Leistung 
In den meisten Fällen erfolgt nach Prüfung der Anspruchsvoraussetzungen die 
Anweisung der Sozialhilfe auf ein Konto bzw. per Post. In Ausnahmefällen kann 
die Sozialhilfe auch direkt im Sozialzentrum ausbezahlt werden (z.B. bei Obdach­
losigkeit). Sozialhilfe wird im Falle eines voraussichtlich längeren Bezugs für 
mehrere Monate gewährt und monatlich angewiesen. Die Bedarfsorientierte 
Mindestsicherung bringt keine Veränderungen zu dieser Praxis. 

Persönliche Hilfe (Beratung und Betreuung) 
Die Wiener Sozialhilfe bietet zusätzlich zur Gewährung von finanziellen Hilfen 
auch Beratung und Betreuung durch SozialarbeiterInnen an. Die Sozial­
arbeiterInnen der MA 40 beraten nicht nur in finanziellen Angelegenheiten 
(Beratung hinsichtlich bestehender Ansprüche, bei Schulden sowie bei Finan­
zierungsproblemen), sondern unterstützen auch bei sozialen Problemen und 
im Rahmen der beruflichen Reintegration. Darüber hinaus arbeitet die MA 40 
mit verschiedenen Einrichtungen wie der Jugendwohlfahrt, der Schuldner­
beratung Wien sowie anderen Beratungsstellen eng zusammen. Ein spezielles 
Angebot stellt die Wohnungssicherung im Rahmen der Sozialhilfe dar (siehe 
Kapitel 6.4). 
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Sozialhilfe in Wien 

In der Vereinbarung gemäß Artikel 15a B-VG 
über die Einführung einer bundesweiten Bedarfs­
orientierten Mindestsicherung ist die Bereit­
stellung von Beratung und Betreuung und die 
Einrichtung von niederschwelligen Sozialzentren 
verankert. In Wien ist – im Vergleich zu anderen 
Bundesländern – diese Forderung bereits seit lan­
gem umgesetzt. 

Personal 
Derzeit verfügt die zuständige Organisations­
einheit in der MA 40 (Fachbereich Sozialarbeit und 
Sozialhilfe) über rund 300 Vollzeitäquivalente 
(Dienstposten). Die MitarbeiterInnen im Fach­
bereich Sozialarbeit und Sozialhilfe setzen sich 
aus Verwaltungspersonal und SozialarbeiterInnen 
zusammen.Während die SachbearbeiterInnen für 
die Abwicklung des sozialhilferechtlichen Prüf­
verfahrens zuständig sind,bieten die Sozialarbeite­
rInnen Beratung und Betreuung an. 

Die SachbearbeiterInnen und SozialarbeiterInnen müssen nicht nur die um­
fassenden rechtlichen Bestimmungen des Wiener Sozialhilfegesetzes anwenden, 
sondern auch über angrenzende Rechtsbereiche genau Bescheid wissen, um 
vorrangige Leistungsansprüche zu erkennen und entsprechend beraten zu 
können. Die Arbeit in einem Sozialzentrum stellt demnach eine große Heraus­
forderung und Verantwortung für die MitarbeiterInnen dar. Sie sind mit 
unterschiedlich sten Schicksalen, Krisen und Problemstellungen konfrontiert. 
Im Zuge von internen Schulungen wird den besonderen Anforderungen der 
Arbeit in einem Sozialzentrum Rechnung getragen. 
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▷ 
Die MitarbeiterInnen der Sozialzentren 
verfügen über ein breites Fachwissen,  

viel Einfühlungsvermögen und 
methodisches Wissen im Umgang 

mit der Zielgruppe. In der Sozialhilfe 
stehen dafür rund 300 Vollzeit­

äquivalente zur Verfügung.  
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Sozialhilfe in Wien 

Lösungsorientiert 
Dr. Norbert Regitnig-Tillian, freier Journalist 

In den Sozialzentren arbeiten hochprofessionelle MitarbeiterInnen, die Menschen in unterschiedlichsten 
Problemlagen helfen. 

Andrea Schuh-Loidolt arbeitet schon seit ihrer Ausbildung als Sozial­ helfen die ReferentInnen in der Servicezone weiter.“ 
arbeiterin bei der Stadt Wien. Und sie hat sich vor allem eines vor­ Man hilft beim Ausfüllen des Antrags, berät über die weitere Vor
genommen:  „Ich weiß,  dass es vielen Menschen schwer fällt,  auf ein gangsweise und weist KlientInnen bei Bedarf auch gleich an den  
Amt zu gehen. Da habe ich mir gesagt:  Vor mir braucht sich niemand Journal dienst weiter, der aus einem Team von SozialarbeiterInnen  
zu fürchten.“ Ihr Büro im Sozialzentrum auf der Spetterbrücke im  besteht. „Der Journaldienst ist Teil der Servicezone und bietet allen  
16.  Bezirk hat sie daher besonders gemütlich eingerichtet.  Topf­ KlientInnen in Krisensituationen und bei komplexeren Problemen Be­
pflanzen,  angenehme Beleuchtung. „Ich arbeite mit Menschen von  ratung – und wenn notwendig – auch finanzielle Soforthilfe an.“  
18  bis 95. Da muss man sich immer wieder neu einstellen.“ Die Leistung von SozialarbeiterInnen lasse sich allerdings schwer 

Als Sozialarbeiterin geht sie mit ihren KlientInnen ein Stück des  messen und in Zahlen ausdrücken, sagt Schuh-Loidolt. Wie könnte  
Weges gemeinsam. Da gibt es diejenigen, die so schnell wie möglich man auch eine Verbesserung der Lebensqualität in Zahlen bewerten? 
wieder aus der Sozialhilfe herauswollen. „Das ist die größte Gruppe.“ Wie ein erfolgreiches Motivationsgespräch? 
Die Jungen sind mitunter desorientiert und unmotiviert. „Viele haben „Manche meinen, meine Arbeit bestehe ja nur aus gemütlichem  
wohl den Wunsch, viel zu verdienen, wissen aber nicht, was sie dafür Plaudern“,  sagt Diplomsozialarbeiterin Schuh-Loidolt.  „Da wird aber  
tun müssen“, sagt Schuh-Loidolt. „Da muss man dann versuchen, mit übersehen, dass schon ein professionell geführtes Gespräch, bei dem 
ihnen einen Anschluss an die Arbeitswelt zu erarbeiten. Manchmal  man sich Zeit nimmt und aktiv zuhört, schon viel bewegen kann.“ 
helfen dabei auch Glück und Zufall.“ Einen Job für die KlientInnen zu Im Gespräch werden Lösungen erarbeitet. Etappenziele gesteckt,  
finden,  stellt jedenfalls die Krönung dar. „Oft sind die Menschen aber Arbeitsaufträge vergeben – und Lebenskrisen gemanagt.  Vor Kurzem 
nicht voll belastbar, gering qualifiziert und am Jobmarkt schwer bis gar   kam ein Ein-Mann-Unternehmer zu ihr, der im 58. Lebensjahr krank 
nicht vermittelbar.“ wurde.  Seine Firma war konkursreif, sein Pensionsantrag war wegen 

Vera Zawodnik hat ähnliche Erfahrungen gemacht. Die stellver­ fehlender Versicherungszeiten abgewiesen worden. Dann musste er 
tretende Leiterin im Sozialzentrum für den 12., 13. und 23. Bezirk ist auch noch aus seiner Wohnung ausziehen, weil der Vermieter Eigen­
seit 26 Jahren bei der Stadt Wien tätig, seit mehr als 16 Jahren im bedarf angemeldet hatte.  „Keine Wohnung,  keine Pension und der  
Sozialbereich. Zuletzt war sie mehrere Jahre im Sozialzentrum im  Arbeitsmarkt sagt: du bist viel zu alt. Eine schlimme Situation.“ Zum 
22.  Bezirk. „Die Arbeit der ReferentInnen erfordert sehr viel Feingefühl Glück gibt es Möglichkeiten zu helfen. In diesem Fall hieß das:  Antrag 
im Umgang mit Menschen, die sich in Ausnahmesituationen befinden“,   auf Dauerleistung,  Vermittlung einer Wohnung und eine kleine Geld­
sagt Zawodnik. „Das fordert täglich neu heraus.“ aushilfe für die notwendigsten Möbel. 

KlientInnen haben heute die Wahlfreiheit: Man kann seinen Antrag Einer 66-jährigen Sozialhilfebezieherin konnte sie nach einem Haus­
schriftlich einbringen, persönlich vorsprechen oder sich im Sozialzentrum  besuch auf andere Art zu einer besseren Lebensqualität verhelfen.  
umfassend beraten lassen. ReferentInnen pendeln daher im Sozial­ „Eine kleine Wohnung, die Tapeten 30 Jahre alt, ein schiefer Boden 
zentrum zwischen Servicezone und Back-Office,  wo Anträge geprüft und die Frau kann sich nur mithilfe von zwei Krücken fortbewegen. Da 
und letztendlich die Entscheidung über die Zuerkennung der Sozialhilfe  hab’ ich die Initiative ergriffen.“ Sie vereinbarte mit dem sozialöko­
erfolgt. „Wer informiert ist und weiß, was er will, hat es jetzt wesentlich  nomischen Beschäftigungsprojekt Würfel  eine Wohnungsrenovierung.  
einfacher“, sagt Vera Zawodnik. „Wer nicht so informiert ist, dem  „Eine Win-win-Situation.  Langzeitarbeitslose bekommen einen Arbeits­

auftrag und meine Klientin einen ebenen Boden.“ Der Kostenvoran­
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schlag ist mittlerweile schon bewilligt und ihre Klientin überglücklich.  
„Da freut man sich, wenn man helfen kann.“ 

Ähnlich sieht das auch  Vera Zawodnik. „Normalerweise ist die  Arbeit  
als Sachbearbeiterin sachlich und problemlösungsorientiert.“ Mitunter 
sind SozialarbeiterInnen jedoch auch mit sehr dramatischen Situationen  
konfrontiert. Bei Vera Zawodnik war das etwa der Fall, als ein Mann 
zusammen mit dem Antrag ein Messer auf ihren Tisch legte. „Da hieß 
es dann die Nerven zu bewahren und zu erkennen, dass Unsicherheit 
mit im Spiel ist.“ 

Mit der Erfahrung wisse man, wie man mit verschiedenen Menschen  
umzugehen hat. „Bei manchen muss man vor allem zuhören, bei man­
chen mitunter lauter sprechen, weil die Information ansonsten bei  
einem Ohr hineingeht und beim anderen wieder hinaus.“ 

­



  
 

  
 

 

   
 

 

 
 

 

Sozialhilfe in Wien 

Budget 
Im Jahr 2008 belief sich das Gesamtbudget der offenen Sozialhilfe auf über 
320 Mio. Euro. Der Großteil entfiel dabei auf Geldleistungen und die Kranken­
hilfe. Zusätzlich finanziert die Sozialhilfe Projekte im Bereich der Arbeitsintegra­
tion sowie die Fachstelle für Wohnungssicherung. Insgesamt haben sich die 
Mittel für die Sozialhilfe zwischen 2000 und 2008 fast verdoppelt. Aufgrund 
einiger organisatorischer und budgetärer Änderungen (Neuaufteilung von Auf­
gaben, neue Budgetierungsrichtlinien, Änderungen bei der Krankenhilfe etc.), 
ist ein Vergleich der Gesamtausgaben nur bedingt möglich. Besser vergleichbar 
sind die Geldleistungen. Diese haben sich um ca. 150% erhöht. Das Budget ist 
damit – aufgrund der jährlichen Richtsatzanhebungen und geringerer anrechen­
barer Einkommen von RichtsatzergänzungsbezieherInnen – stärker gestiegen 
als die Anzahl der SozialhilfebezieherInnen (120%). 

▷ 
Im Jahr 2008 beliefen sich die 

Ausgaben für die offene Sozialhilfe 
auf rund 320 Mio. Euro.  

Damit konnte mehr als 93.000 
WienerInnen geholfen werden. 

Ausgaben offene Sozialhilfe Ausgaben 2008 Ausgaben 2000 

Ausgaben Sozialhilfe gesamt 
(inkl. Personal- und Sachkosten sowie 
Krankenhilfe) 

€ 320.369.409,21 € 171.440.142,66 

 davon Ausgaben Sozialhilfe Geldleistungen € 219.467.083,77 € 87.521.637,86 

   Ausgaben Geldaushilfen (Richtsatzergänzung 
und Vollsozialhilfe) 

€ 148.686.646,64 € 48.822.918,95 

  Ausgaben Dauerleistungen € 46.273.746,00 € 25.195.863,52 

  Ausgaben Mietbeihilfe € 8.872.794,31 € 7.337.743,54 

  Ausgaben Hilfe in besonderen Lebenslagen € 5.602.730,02 € 6.165.111,86 

  Ausgaben Wiener Heizkostenzuschuss € 10.031.166,80 € 0,00 

Tabelle 13: Sozialhilfeausgaben 

Durch die Einführung der Bedarfsorientierten Mindestsicherung werden sich 
die Ausgaben des Landes Wien um voraussichtlich mehr als 20 Mio. Euro (nach 
Abzug der Einsparungseffekte, die durch die Anhebung der Nettoersatzrate und 
die Einbeziehung in die gesetzliche Krankenversicherung entstehen) erhöhen. 
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  BEREITS  IM  JAHR  1998  wurde mit dem Projekt Jobchance der berufl ichen  
Integration von SozialhilfebezieherInnen ein größerer Stellenwert in der 
Sozialhilfe eingeräumt.  Jobchance war ein erfolgreiches Modell zur Reinte­
gration von SozialhilfebezieherInnen und stand auch Pate für das bereits 
im Vorfeld der Bedarfsorientierten Mindestsicherung gemeinsam mit dem  
Arbeitsmarktservice Wien entwickelte Pilotprojekt Step2Job. Im Gegensatz 
zum Projekt Jobchance, das ausschließlich auf die Vermittlung von Sozial­
hilfebezieherInnen in den Arbeitsmarkt orientiert war, kann Step2Job  auch  
auf die gesamten arbeitsmarktpolitischen Maßnahmen des Arbeitsmarkt­
service Wien (Qualifizier ungsmaßnahmen, Beschäftigungsprojekte etc.)  
zurückg reifen. In diesem Sinne ist  Step2Job die konsequente  Weiterent­
wicklung von Jobchance. Das Pilotprojekt wurde im Zuge der Einführung 
der Bedarfsorientierten Mindestsicherung auf ganz Wien ausgeweitet und  
hat Jobchance abgelöst. 

 
 

 
 
 
 

 

 

Sozialhilfe in Wien 

3.3 Arbeitsintegration als Steuerungs­
instrument 

Um der Heterogenität der Zielgruppe gerecht zu werden, wurden in den letzten 
Jahren auch neue Fördermaßnahmen entwickelt. Mittlerweile gibt es für Sozial­
hilfebezieherInnen vier Beschäftigungsprojekte. Zwei dieser Projekte zielen 
direkt auf eine Integration in den ersten Arbeitsmarkt ab, zwei haben eine 
Clearingfunktion und dienen als Vorstufe zu geförderter Beschäftigung. 

Wien setzte mit der Sozialhilfereform schon im Jahr 2000 einen wichtigen 
Schritt in Richtung einer neuen Steuerung der Sozialhilfe. Die Bedarfsorien­
tierte Mindestsicherung ist nun die konsequente Weiterverfolgung dieses An­
satzes. Auf Basis einer integrierten Strategie (Active Inclusion45) wurden Sach­
bearbeitung und Sozialarbeit zu einer Hilfe unter einem Dach zusammengeführt 
und Bedingungen für eine verbesserte Beratung beim Einstieg in die Sozialhilfe 
geschaffen. Die materielle Absicherung der SozialhilfebezieherInnen wurde 
durch neue Richtsätze und Änderungen im Gesetzesvollzug verbessert. Gleich­
zeitig wurden Maßnahmen zur beruflichen Reintegration forciert (Ausstiegs­
steuerung). 

Active Inclusion 

Die EU setzt in ihrem Konzept Active Inclusion ebenfalls auf eine integrierte Strategie: 

▶  angemessene Einkommensunterstützung (Existenzsicherung), 
▶   integrative Arbeitsmärkte (Maßnahmen zur Unterstützung von arbeitsfähigen Personen bei der  

Aufnahme bzw.  Wiederaufnahme einer Beschäftigung), 
▶   Zugang zu hochwertigen und befähigenden (sozialen) Dienstleistungen (Zugang zur sozialen Infra­

struktur wie z.B. Kinderbetreuung, sozialer Wohnbau, aber auch zu Beratung und Betreuung). 

Hintergrund für diesen Paradigmenwechsel war die Tatsache, dass die mate­
riellen Notlagen zunehmend komplexer werden. Sie erfordern einen ganzheit­
lichen Ansatz, eine stärkere Einbeziehung der Betroffenen und ein umfassendes 
Angebot an Beratungs- und Unterstützungsleistungen. Ein weiterer Grund für 

45 http://eur-lex.europa.eu/LexUriServ/LexUriServ.do?uri=CELEX:32008H0867:DE:NOT  
(22. 04. 2010). 

88 Sozialbericht 2010 



 
 

 

 
 
 

  

 

 
 

 
 

 
 

  
 

 
 

  
 

  

 
 

 

Sozialhilfe in Wien 

diese Maßnahmen war auch, dass sich durch prekäre Beschäftigungsverhält­
nisse und andere Veränderungen am Arbeitsmarkt der Anteil an arbeitsfähigen 
Personen in der Sozialhilfe erhöhte. 

Berufliche Reintegration 
Das Land Wien nimmt mit seiner Sozialhilfepolitik und den arbeitsmarktpoli­
tischen Maßnahmen seit jeher eine Vorreiterrolle in Österreich ein. Im Vergleich 
zu anderen arbeitsmarktpolitischen Projekten in Österreich sind die Wiener 
Projekte vorwiegend auf die Integration in den ersten Arbeitsmarkt und auf 
Nachhaltigkeit ausgerichtet. Es geht daher in erster Linie nicht um eine Über­
brückung oder um den Erwerb von Versicherungszeiten oder ein Upgrading in 
das erste soziale Sicherungsnetz, sondern um eine gezielte Unterstützung bei 
der Wiedereingliederung in den Arbeitsmarkt. Nach wie vor stellt Arbeit eine 
wichtige Voraussetzung dar, Armut und Sozialhilfebedürftigkeit zu überwinden, 
und sie trägt zur sozialen Integration bei. Ziel der Wiener Sozialhilfepolitik ist 
es daher, arbeitsfähige SozialhilfebezieherInnen bei der (Re-)Integration in den 
Arbeitsmarkt gemeinsam mit dem Arbeitsmarktservice Wien bestmöglich zu 
unterstützen. 

▷ 
Ziel der Wiener Sozialhilfepolitik 

ist die bestmögliche Unterstützung 
von SozialhilfebezieherInnen 

bei der nachhaltigen (Re-) 
Integration in den Arbeitsmarkt.  

Sozialbericht 2010 89 

Jobchance 
Im Bereich der Arbeitsintegration wurde durch den Wiener ArbeitnehmerInnen 
Förderungsfonds (waff) bereits im Jahr 1998 das Projekt Jobchance geschaffen. 
Jobchance unterstützte vor allem VollsozialhilfebezieherInnen durch eine inten­
sive, auf die individuellen Problemlagen der Betroffenen abgestimmte Beratung 
bei der Suche nach einem (neuen) Arbeitsplatz. Jobchance konnte auf ein um­
fangreiches Netzwerk von Firmenkontakten zurückgreifen und dadurch eine 
passgenaue Vermittlung (Matching) erzielen. Jobchance bot darüber hinaus 
bei Arbeitsaufnahme eine bis zu zwölf Monate dauernde Nachbetreuung an. 
Seit 2005 wurde auch für RichtsatzergänzungsbezieherInnen der Zugang zu 
Jobchance (beschränkt) geöffnet. Die Teilnahme am Projekt beruhte auf Frei­
willigkeit. 

Im Vergleich zu anderen Projekten, die von der Stadt Wien gefördert wurden, 
war Jobchance höherschwelliger angesetzt und setzte Arbeitsfähigkeit und 
keine bzw. nur geringe Vermittlungsdefizite voraus. 

Jobchance erhöhte nicht nur die Chancen von SozialhilfebezieherInnen, wieder 
aus der Sozialhilfe aussteigen zu können, sondern führte auch zu nachweisbaren 
Ausgabensenkungen in der Sozialhilfe. 

Mit der Implementierung von Step2Job wurden die Methoden von Jobchance 
übernommen und weiterentwickelt. Jobchance wird mit Ende des Jahres 2010 
eingestellt, da die Aufgabe nun von dem durch das Arbeitsmarktservice Wien 
finanzierte Projekt übernommen wird. 



 
 

  
  

 

   
 

Sozialhilfe in Wien 

Jobchance vermittelt Arbeitsplätze für SozialhilfebezieherInnen 
Dr. Norbert Regitnig-Tillian, freier Journalist 

Für Nuray A. war das Leben in den letzten Jahren turbulent verlaufen.  setzte, dachte ich: ja, warum nicht?“ Als ihre Betreuerin ihr auch noch 
Zuerst scheiterte ihre Ehe und die Mutter zweier Kinder war plötzlich einen Job in einer Volksschule in der Nähe ihrer Wohnung in Aussicht 
Alleinerzieherin.  War es schon schwierig genug, das Leben neu zu  stellte, war sie überzeugt. 
organisieren, kam dann noch die Diagnose „Schilddrüsenkrebs“ hinzu.  Zwei von fünf Menschen, die sich an  Jobchance wenden, fin den  
„Es war wie ein Schock“, sagt Frau  Nuray A. Es folgte ein ambulanter innerhalb eines Jahres einen Job. Die Hälfte davon wird dauerhaft in 
und stationärer Behandlungsmarathon, Bestrahlungen und Chemo­ das Arbeitsleben integriert. Für viele stellt freilich die Einarbeitungs­
therapie. Nach gut einem Jahr kam dann das erfreuliche Ergebnis. „Die  phase und die Umstellung auf den Arbeitsrhythmus ein großes Problem  
Ärzte bescheinigten mir, die Krankheit überstanden zu haben.“ Der  dar. Auch Frau Nuray A. dachte anfangs mehrmals daran aufzu hören.  
Wermutstropfen: Den Job in einer Kantine hatte sie verloren und der („Die erste Woche allein mit 20 Kindern im Hort war die schlimmste.“) 
Wiedereinstieg gestaltete sich schwierig. Die Einzelhandelskauffrau  In der Nachbetreuungsphase,  die bis zu einem Jahr dauern kann,  
benötigte kinderfreundliche Arbeitszeiten, für einen Bürojob fehlte ihr arbei tete sie mit ihrer Jobchance-Beraterin an ihrer Motivation und an 
aber die Praxis. „Schwer vermittelbar“, hieß es im Arbeitsmarktservice. der Überbrückung der Eingewöhnungszeit. Jetzt ist sie fix ins  Arbeits­
Frau Nuray A. wurde immer verzweifelter. Im Sozialzentrum riet man leben integriert. Und: Ihre Kinder besuchen auch den Hort in „ihrer“ 
der in der Zwischenzeit von der Sozialhilfe lebenden Alleinerzieherin,  Volksschule. „Aber nicht in meiner Gruppe. Das würde meine Autorität 
sich an Jobchance zu wenden.  Frau Nuray A. nahm den Vorschlag an.  untergraben“, sagt Frau Nuray A. lächelnd. 
Heute arbeitet sie als Horterzieherin in einer Volksschule in Wien – und  Um SozialhilfebezieherInnen adäquate  Arbeitsplätze vermitteln zu  
freut sich: „Bei Jobchance hat man sich sehr genau mit meiner Lage können, arbeitet Jobchance auch mit Angeboten aus dem „verdeckten“  
auseinandergesetzt und mir auch in der schwierigen Einarbeitungszeit Arbeitsmarkt.  Alle BeraterInnen führen eine Kartei mit ArbeitgeberInnen,  
geholfen.“ die Jobs zu vergeben haben, diese aber nicht ausschreiben.  Auch  

Vielen Menschen,  die sich an Jobchance  wenden,  geht es wie Frau Stefan V.  bekam so seine Stelle über Jobchance. Der Sozialhilfebe­
Nuray A. Jobchance ist darauf spezialisiert,  mit oft entmutigten Men­ zieher  hatte in seinem Leben schon viel versucht. Er war Webdesigner,  
schen neue Ziele zu erarbeiten und sie ein Stück des Weges in die  Programmierer,  Schriftsteller.  Drei Fantasy-Romane hat er geschrieben.  
Arbeitswelt zu begleiten. Für viele SozialhilfebezieherInnen ergeben  Sein Problem: keine formale Schulbildung. „Die Schule hat mich nie 
sich wieder neue Möglichkeiten. „Wir arbeiten nach dem Prinzip der interessiert“, sagt Herr Stefan. „Und der Kontakt zu Menschen fällt mir 
Freiwilligkeit“, sagt der Leiter der Jobchance, Ernst Mayerl. „Und wir schwer.“ Bei Jobchance fand man für Herrn Stefan dennoch das Rich­
fördern die Motivation, damit die Menschen wieder den Glauben an tige. Der vielseitig Interessierte zeigte sich nämlich als sehr verlässlich.  
sich selbst bekommen.“ Jeder Termin wurde pünktlich eingehalten. Eine wichtige Voraussetzung  

Zeit nehmen, Reden über eigene Stärken, Entwerfen realistischer für eine Arbeit in der Sicherheitsbranche. Ein Anruf über die „Kunden­
Ziele. Durch die Auseinandersetzung mit der eigenen Person ändert sich  datei“ potenzieller Arbeitgeber ergab: Ein Sicherheitsdienst benötigte 
die Sichtweise. Die Arbeitswelt erscheint plötzlich nicht mehr so fern.  Personal für den Nachtdienst. Das könnte etwas sein, meinte damals 

So auch bei Frau Nuray A. Dass sie sich zur Horterzieherin umschulen  Herr Stefan. Er absolvierte einen Kurs als Brandschutzbeauftragter,  
ließ, geschah nicht zufällig. Die Jobchance-BeraterInnen haben einen machte einen Erste-Hilfe-Kurs. Heute ist er zufrieden: „Mit der kleinen 
guten Blick. Die Alleinerzieherin brachte zum Termin ihre Kinder mit Nachtdienst-Gruppe versteh’ ich mich gut und mit mehr Menschen  
und ihrer Betreuerin,  Michaela Schertler, war sofort aufgefallen:  „Sie brauch’ ich nicht in Kontakt zu treten.“ 
kann gut mit Kindern. Und an der  Volkshochschule begann gerade eine  2004 wurde Jobchance vom United Nations Human Settlements  
Ausbildung für Kinderbetreuung.“ Frau Nuray A. war zunächst über Programme „UN-HABITAT“ als Best-Practice-Beispiel ausge zeichnet.  
rascht von dieser Idee. „Je länger ich mich damit aber auseinander  

­
­

Laut der zuletzt erfolgten Evaluierung des Projektes46 sind 83% der KlientInnen 
von Jobchance mit den Beratungs- und Betreuungsangeboten sehr zufrieden. 
Rund 41% der Vollsozialhilfe- und 55% der RichtsatzergänzungsbezieherInnen 
fanden innerhalb eines Jahres eine Arbeitsstelle. Weiters wurde festgestellt, 
dass die Begleitung von Jobchance vor allem zur Stabilisierung der Teilnehme­
r Innen führte und dadurch auch längerfristige Effekte erzielt wurden. In der 
letzten Leistungsperiode (2009) wurden 628 Arbeitsplätze vermittelt, seit Beginn 
von Jobchance gab es ca. 5.000 Vermittlungen. 

46 Hausegger, Trude/Reiter, Andrea (2009): Evaluierung von Jobchance in vergleichender 
Perspektive 2008/2009, Wien: Prospect Unternehmensberatung GmbH. 
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Tabelle 14:  Projekt Jobchance 

Projektname Zielgruppe Angebot Laufzeit Kosten/ 
Finanzierung 
2010 

Zuweisungen 

Jobchance 
(waff) 

arbeitsfähige 
Sozialhilfebe­
zieherInnen 

Vermittlungsunterstützung:  
Beratung und Coaching; 
Qualifi zierungsmöglichkeit 
im geringen Ausmaß 
möglich 

laufend 
seit 1998 
bis 2010 

das Projekt 
wurde aus ­
schließlich 
durch die Stadt 
Wien fi nanziert 
(820.000 Euro) 

1.000 

2009: 628 Vermittlungen in den Arbeitsmarkt (seit 1998 insgesamt 5.000 Vermittlungen) 

Sozialhilfe in Wien 

Wiener ArbeitnehmerInnen  
Förderungsfonds (waff) 

Das Arbeitslosenversicherungsrecht fällt in den Kompetenzbereich des Bundes.  Auch für die  
Arbeitsvermittlung ist das Arbeitsmarktservice  zuständig.  Arbeitsmarktpolitische Aktivitäten des  
Landes sind daher immer nur als ergänzende Maßnahmen zu sehen. Sie können aber Akzente 
setzen und sich speziellen Problemstellungen des Wiener Arbeitsmarktes widmen. 

Auf Initiative der Interessenvertretungen der ArbeitnehmerInnen hat die Wiener Landesregierung  
1995 als erstes Bundesland in Österreich mit dem waff eine eigene Einrichtung für aktive Arbeits­
marktpolitik und damit für die Umsetzung entsprechender Maßnahmen und Programme geschaffen.  
Für den waff ist die Zusammenarbeit aller wichtigen Institutionen in den Bereichen Arbeitsmarkt-,  
Sozial- und Wirtschaftspolitik eine wesentliche Voraussetzung für mehr Beschäftigungschancen 
und einen attraktiven Wirtschaftsstandort.  In diesem Sinn versteht sich der waff  als verlässlicher 
Partner in der Gestaltung der Wiener Arbeitsmarktpolitik. 

Der waff steht vor allem für: 
▶   bessere berufliche Entwicklungschancen von  Wiener Arbeitnehmer Innen, 
▶   Abbau bestehender Benachteiligungen am  Arbeitsmarkt und  Verhinderung drohender  Ausgrenzung  

aus dem Beschäftigungssystem, 
▶   Förderung der Chancengleichheit von Frauen und Männern am Arbeitsmarkt, 
▶  weitere Erhöhung der Attraktivität des Wirtschaftsstandorts Wien. 

Die Zusammenarbeit zwischen dem Sozialressort (MA 24, MA 40, Fonds Soziales Wien) wurde in 
den letzten Jahren sukzessive ausgebaut. Der waff koordiniert auch auf Landes- und regionaler 
Ebene den Territorialen Beschäftigungspakt (TEP). Der TEP Wien ist eine Partnerschaft, die aus 
der Stadt Wien, dem waff, dem Arbeitsmarktservice Wien, dem Bundessozialamt – Landesstelle Wien  
und Interessenvertretungen der ArbeitnehmerInnen und ArbeitgeberInnen besteht. Ziel ist es, die 
wirtschaftliche und beschäftigungspolitische Entwicklung des Großraumes Wien mit zukunftsre­
levanten aufeinander abgestimmten arbeitsmarktpolitischen Interventionen zu unterstützen.  Arbeits­
markt- und Beschäftigungspolitik werden mit anderen Politikbereichen verknüpft (Soziales,  Wirt­
schaft, Bildung). Der TEP Wien unterstützt insbesondere Jugendliche, die nach Abschluss der  
Schule vor einer Ausbildung stehen, sowie Personen, die von einer Langzeit arbeitslosigkeit bedroht  
sind. Dabei werden auch zusätzliche Mittel aus dem Europäischen Sozial fonds eingesetzt.     
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Sozialhilfe in Wien 

Beschäftigungsprojekte 
Jobchance eignet sich vor allem für SozialhilfebezieherInnen, die dem Arbeits­
markt nahe stehen. Für SozialhilfebezieherInnen mit größerer Arbeitsmarkt­
ferne, die entweder noch nie oder schon lange nicht mehr gearbeitet haben, 
sind andere Unterstützungsformen besser geeignet. 

Im Zuge der EU-Gemeinschaftsinitiative EQUAL wurden neue Projekte zur 
Arbeitsintegration in Wien erprobt (ways to work, ida, Generation 19+ und 
Spur wechsel). Vor allem das Zusammenwirken zwischen Arbeitsmarktver­
waltung, Sozialhilfebehörde und NGOs führte zu neuen Erkenntnissen und zur 
Entwicklung neuer Instrumente (z.B.Ausbau der Dazuverdienstmöglichkeit für 
SozialhilfebezieherInnen). Im Anschluss an zwei EQUAL-Phasen (2000 – 2007) 
entstanden in Wien, aufbauend auf den EQUAL-Erfahrungen, zwei neue Be­
schäftigungsprojekte speziell für SozialhilfebezieherInnen. 

Die beiden neuen Projekte Je_tzt (Träger: Caritas Wien/Volkshilfe Beschäf­
tigung) und Job-TransFair Train (Träger: BFI) richteten sich anfangs an junge 
SozialhilfebezieherInnen zwischen 18 und 30 Jahren. Die TeilnehmerInnen 
waren angestellt und hatten die Möglichkeit, Qualifizierungsmaßnahmen und 
Jobcoaching in Anspruch zu nehmen bzw. ein Praktikum in einer Firma oder 
direkt beim Projektträger zu absolvieren. Das Praktikum diente zum Kennen­
lernen des Arbeitslebens sowie zur Arbeitserprobung. Sowohl die Firmen als 
auch die PraktikantInnen sollten einen Eindruck voneinander gewinnen; Ziel 
ist die Übernahme der PraktikantInnen auf einen fixen Arbeitsplatz. Die beiden 
Projekte wurden durch das Arbeitsmarktservice Wien, die Stadt Wien und aus 
Mitteln des Europäischen Sozialfonds (ESF) finanziert. 

Haben sich Barrieren bereits über  
eine längere Zeit verfestigt, dann gilt es,  
die gesundheitlichen, sozialen, materiellen  
und arbeitsmarktpolitischen Fragen stets 
gleichzeitig zu adressieren. Dies erfordert 
einen spezifischen Zuschnitt von Maß­ 
nahmen  und Projekten, die sich nicht auf 
die  Verm ittlung von Berufskenntnissen  
oder Bewerbungstechniken beschränken 
können.47 

▷ 
Das Praktikum ist das Herzstück 
der beiden Beschäftigungsprojekte 
Je_tzt und Job-TransFair Train. 

Europäischer Sozialfonds (ESF) 

Der ESF  ist einer der beiden Strukturfonds,  mit dem die Europäische Union bestehende Unterschiede 
in den Mitgliedstaaten ausgleichen will, um so den wirtschaftlichen und sozialen Zusammenhalt zu  
fördern. Der ESF ist dabei das wichtigste beschäftigungspolitische Finanzierungsinstrument und ein  
Kernstück der EU-Strategie für Wachstum und Beschäftigung zur Verbesserung der Lebensbedingungen  
und Berufsaussichten der EU-BürgerInnen. 

Mit einigen Adaptierungen wurden die beiden Projekte aufgrund des nachweis­
baren Erfolges nach einem Jahr in die Regelfinanzierung übernommen. Die 
Altersgruppe der TeilnehmerInnen wurde bis 35, im Einzelfall sogar bis 49 
Jahre, ausgeweitet und die Ausrichtung der beiden Projekte stärker differenziert. 
Je_tzt richtet sich nunmehr an SozialhilfebezieherInnen, die nur über geringe 
Vermittlungsdefizite verfügen. Job-TransFair Train wendet sich an Sozialhilfe­
bezieherInnen mit größeren Vermittlungsdefiziten. Nach wie vor zielen beide 
Projekte auf die Integration in den ersten Arbeitsmarkt ab. Die Finanzierung 
erfolgt weiterhin über Mittel des ESF, des Arbeitsmarktservice Wien und der 
MA 40. Während der Projektteilnahme erhalten die SozialhilfebezieherInnen 
eine entsprechende Entlohnung, sodass Sozialhilfe nur im eingeschränkten 
Ausmaß erforderlich ist. 

47 Wagner-Pinter, Michael u.a. (2009): Soziale Integration durch Arbeitsmarktintegration, 
Wien: Synthesis. 
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Projektname Zielgruppe Angebot Laufzeit Kosten/Finanzierung 2010/11 Plätze 

Je_tzt (ARGE 
Caritas und 
Volkshilfe) 

arbeitsfähige Sozialhilfebeziehe­
rInnen zwischen 18 und 35 (49) 
Jahren mit geringen Einschrän­
kungen 

Beschäftigungsprojekt (30 
Stunden): Berufsorientierung, 
begleitende Betreuung, Coaching, 
Qualifi kationen, Praktikum 

2006 bis 2011 Gesamtkosten ca. 2.100.000 Euro 
(ESF, AMS, MA 40); die Stadt Wien 
finanziert im Wege der MA 40 das 
Projekt mit ca. 560.000 Euro 
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2009: Vermittlung von 53 Personen in den ersten Arbeitsmarkt 

Tabelle 15:  Projekt Je_tzt 

Projektname Zielgruppe Angebot Laufzeit Kosten/Finanzierung 2010/11 Plätze 

Job-Transfer Train arbeitsfähige Sozialhilfebeziehe­ Beschäftigungsprojekt (30 2006 bis 2011 Gesamtkosten ca. 2.100.000 Euro 40 
(bfi ) rInnen zwischen 18 und 35 (49)  Stunden): Berufsorientierung,  (ESF, AMS, MA 40); die Stadt Wien 

Jahren mit Einschränkungen  begleitende Betreuung, Coaching,  finanziert im Wege der MA 40 das 
 Qualifi kationen, Praktikum Projekt mit ca. 570.000 Euro 

  2009: Vermittlung von 28 Personen in den ersten Arbeitsmarkt sowie 6 Personen in Qualifizierungen 

Tabelle 16:  Projekt Job-Transfer Train 

Um den Bedarf an niederschwelligen Einstiegsmöglichkeiten für besonders 
arbeitsmarktferne Personen mit multiplen Problemen zu decken, startete 2007 
das Projekt handwerk|kunst|entwicklung (Träger: Caritas). Es ist als Vorstufe 
zu den beiden anderen Projekten zu sehen und zielt weniger auf eine unmittel­
bare Reintegration ab. Das Stundenausmaß beträgt bis zu 12 Stunden (Dazu­
verdienstmöglichkeit in der Sozialhilfe), ab 2010 ist auch Teilzeitbeschäftigung 
möglich. Im Projekt h|k|e werden vor allem die persönlichen Ressourcen und 
Fähigkeiten der TeilnehmerInnen gefördert. Das Projekt wird durch die Stadt 
Wien und aus Mitteln des ESF finanziert. 

Projektname Zielgruppe Angebot Laufzeit Kosten/Finanzierung 2010/11 Plätze 

h|k|e (Caritas) SozialhilfebezieherInnen zwischen niederschwelliges Beschäftigungs­ 2007 bis 2011 Gesamtkosten 680.000 Euro 34 
18 und 35 (49) Jahren mit projekt (fallweise/geringfügige (ESF, MA 40); die Stadt Wien 
multiplen Problemlagen  Beschäftigung oder Teilzeit):  finanziert im Wege der MA 40 

langsames Hineinführen in den das Projekt mit ca. 270.000 Euro 
Arbeitsmarkt, Betreuung, Erlernen 
von Arbeitstugenden 

 2009: Vermittlung von 17 Personen in weiterführende Maßnahmen 

Sozialhilfe in Wien 

Tabelle 17:  Projekt h|k|e 

Alle drei Projekte bilden gemeinsam den Projektverbund Lernen Erfahren 
Arbeiten (LEA-Verbund). Dieser dient dem gemeinsamen Austausch der Projekt­
träger mit den AuftraggeberInnen über Projektabläufe und der gemeinsamen 
Nutzung von Ressourcen. Die TeilnehmerInnen-Rekrutierung erfolgt mittels 
Zuweisung von arbeitsfähigen SozialhilfebezieherInnen durch die Sozialzentren 
und teilweise auch durch die Regionalstellen des Arbeitsmarktservice. In einer 
gemeinsamen Veranstaltung werden die TeilnehmerInnen über die Angebote 
der drei Projekte informiert und bei Bereitschaft zur Teilnahme den passenden 
Projekten zugeteilt. 

Mit Jänner 2010 wurde der LEA-Verbund um ein weiteres niederschwelliges 
Projekt für vorwiegend junge SozialhilfebezieherInnen erweitert. Das Projekt 
markt_platz (Träger: Caritas) bietet insbesondere für SozialhilfebezieherInnen 
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Sozialhilfe in Wien 

▷ 
mit Migrationshintergrund und multiplen sozialen Problemlagen eine Beschäfti­
gungsmöglichkeit an (fallweise/geringfügige Beschäftigung oder Teilzeit­
beschäftigung). Ziel des Projektes ist die Befähigung der TeilnehmerInnen, im 
Anschluss an das Projekt an weiterführenden arbeitsmarktpolitischen Maß­
nahmen teilzunehmen, oder Aus- und Weiterbildungen zu beginnen. Die Ver­
mittlung in den ersten Arbeitsmarkt ist nicht primäres Ziel. Die Finanzierung 
der vier Projekte ist vorerst bis 31.12.2011 sichergestellt. 

Das Projekt markt_platz richtet sich 
an SozialhilfebezieherInnen mit 
Migrationshintergrund.  

Projektname Zielgruppe Angebot Laufzeit Kosten/Finanzierung 2010/11 Plätze 

markt_platz 
(Caritas) 

SozialhilfebezieherInnen zwischen 
18 und 35 (49) Jahren, 
vorwiegend mit Migrations­
hintergrund und mit multiplen 
Problemlagen 

niederschwelliges Beschäftigungs­
projekt (fallweise/geringfügige 
Beschäftigung oder Teilzeit): 
langsames Hineinführen in den 
Arbeitsmarkt, Betreuung, Erlernen 
von Arbeitstugenden 

2010 bis 2011 Gesamtkosten 790.000 Euro 
(ESF, MA 40); die Stadt Wien 
finanziert im Wege der MA 40 
das Projekt mit ca. 160.000 Euro 
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Tabelle 18:  Projekt markt_platz 

Im
(
w
d
▶
▶

▶
▶

H

Zwischenevaluierung Beschäftigungsprojekte der MA 4048 49 

 Jahr 2009 wurde eine Evaluierung der drei Beschäftigungsprojekte  keit und die Clearingfunktion der Projekte, die Netzwerkkontakte zu den 
h|k|e, Je_tzt und Train), die unter anderem durch die MA 40 fi nanziert Unter nehmen sowie der  Austausch im  LEA-Verbund. Die Projekte wenden 
erden, in Auftrag gegeben. Die Ergebnisse der Evaluierung bestätigten sich an Menschen, die den Kontakt zum Arbeitsmarkt weitgehend bzw.  
en Wiener Weg: sogar gänzlich verloren haben und deren Integration nur durch individuelle  
   es werden die richtigen Zielgruppen in den einzelnen Projekten erreicht, Unterstützung und in mehreren Teilschritten erfolgen kann. Da die Ziel­
   die Maßnahmen entsprechen den Anforderungen der Zielgruppe und gruppe zum Teil keinen Zugang zu bestehenden arbeitsmarktpolitischen 
den Projektzielsetzungen, Programmen hat, ist ein hohes Risiko für eine weitere Verschlechterung 

  die Erfolge entsprechen den Zielvorgaben, der sozialen, gesundheitlichen und psychischen Situation gegeben (Abwärts­
   das Verhältnis der eingesetzten Ressourcen zu den erzielten Wirkungen  spirale). Mit der Teilnahme an den Beschäftigungsprojekten, so der Evalu­
ist trotz der geringen Ausgangschancen der Zielgruppe und einer  ierungsbericht,  werde die bestehende Lücke geschlossen und die Chancen,  
konservativen Einschätzung positiv. wieder am Arbeitsmarkt Fuß zu fassen, erhöhen sich für die Zielgruppe.  

ervorgehoben wird in der Evaluierung vor allem die relative Niederschwellig­

Neue Weichenstellung bei der berufl ichen Reintegration von Sozialhilfe­
bezieherInnen  
Bereits im Zusammenhang mit den EQUAL-Projekten und den Folgeprojekten 
waren folgende kritische Punkte zu erkennen: 
▷  hoher zeitlicher und administrativer Abstimmungsaufwand, 
▷  fehlendes Assessment bei der Zuweisung, 
▷  Unterschiede in den Zielsystemen und den Organisationslogiken von Arbeits­

marktservice und Sozialhilfebehörde, 
▷  geringe Kontinuität der Maßnahmen. 

48 Fleischer,Viktor/Hefler, Günter (2009): Evaluierung der Beschäftigungs projekte aus den 
Bereichen Sozialhilfe sowie Sucht und Drogen im Rahmen des Territorialen Beschäfti­
gungspakts 2008�2009, Wien: 3s. 

49 Wagner-Pinter, Michael u.a. (2009): Soziale Integration durch Arbeitsmarktintegration, 
Wien: Synthesis. 
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Im Zuge der Verhandlungen zur Bedarfsorientierten Mindestsicherung wurden 
die Weichen für eine Verbesserung der Zusammenarbeit zwischen Arbeitsmarkt­
service und Sozialhilfebehörde sowie eine stärkere Erwerbsorientierung in der 
Mindestsicherung gestellt. MindestsicherungsbezieherInnen haben nunmehr 
den gleichen Zugang zu arbeitsmarktpolitischen Maßnahmen wie BezieherInnen 
von Arbeitslosengeld und Notstandshilfe. Zugleich hat sich der Bund verpflichtet, 
zusätzliche Maßnahmen zu finanzieren und mit den Ländern abzustimmen. 

Das Land Wien hatte – im Vorfeld der Einführung der Bedarfsorientierten 
Mindestsicherung – ein Konzept für ein Case Management-Projekt (Step2Job) 
entwickelt. Das Projekt soll vor allem den Zugang zu arbeitsmarktpolitischen 
Maßnahmen (des Arbeitsmarktservice Wien und der Stadt Wien) verbessern 
und für eine kontinuierliche und ganzheitliche Betreuung der Sozialhilfebeziehe­
r Innen sorgen. Mit Unterstützung des Arbeitsmarktservice Wien gelang es 
inner halb kurzer Zeit einen passenden Träger (Context) sowie einen Standort 
zu finden. 

Step2Job fungiert dabei als Bindeglied zwischen dem 
Arbeitsmarktservice und den Sozialzentren der Stadt  
Wien.  Arbeitsfähige SozialhilfebezieherInnen, die keine 
Leistung des Arbeitsmarktservice erhalten (z.B.  Voll­
sozialhilfebezieher Innen und Angehörige von Richtsatz­
ergänzungsbezieherInnen), bekommen intensive Beratung  
und Betreuung und werden an den Arbeitsmarkt heran­
geführt und beim Wiedereinstieg begleitet. Ziel der Maß­

nahme ist die (Re-)Integration von Sozialhilfe- bzw. Mindestsicherungsbeziehe­
r Innen in den Arbeitsmarkt. Folgende Unterschiede bestehen zu anderen Be­
schäftigungsmaßnahmen: 
▷  Kontinuierliches Case Management:  Step2Job übernimmt Profi ling und  

zielgerichtete Zuweisung, sowohl bei Maßnahmen des Arbeitsmarktservice  
als auch bei Maßnahmen des Landes (Qualifi zierung, Kurse etc.) und begleitet  
die TeilnehmerInnen auch in der Jobeinstiegsphase. 

▷  Dauer, Intensität und Kontinuität in der Betreuung: Die meisten geförder­
ten Maßnahmen des Arbeitsmarktservice sind kurz und wenig auf Kontinuität  
ausgerichtet.  Step2Job begleitet hingegen die TeilnehmerInnen bis zu einem 
Jahr, auch während einer externen Kursmaßnahme. Die Case ManagerInnen 
halten Kontakt zu den TeilnehmerInnen bzw. zur jeweiligen Kursleitung. Sie 
unterstützen und begleiten die TeilnehmerInnen, um ein vorzeitiges Abbrechen  
der Maßnahme zu vermeiden.  Dies kann auch durch nachgehende oder auf­
suchende Aktivitäten erfolgen (brieflic he, telefonische oder auch persönliche  
Kontaktaufnahme). Ziel ist jedenfalls, Kontinuität in der Betreuung zu erreichen  
und ein Herausfallen aus der Maßnahme bzw. dem Zielsystem des Arbeits­
marktservice zu vermeiden. 

▷  Zugang zu arbeitsmarktpolitischen Maßnahmen: Das größte Problem für 
SozialhilfebezieherInnen war bisher die fehlende Zugangsmöglichkeit zu  
arbeitsmarktpolitischen Maßnahmen, Kursen oder Qualifizierungen des   
Arbeits marktservice. Sehr oft wären im Zusammenhang mit sowie im An­
schluss an Maßnahmen, die durch die Stadt Wien finanziert wurden,  weitere  
Fördermaßnahmen sinnvoll, die aber selten realisiert werden konnten.  Step2Job  
ermöglicht SozialhilfebezieherInnen nunmehr den Zugang zu geeigneten  
Maßnahmen. 

▷  Betreuungsangebot: SozialhilfebezieherInnen weisen oft Mehrfachein­
schränkungen (Schulden, gesundheitliche Probleme, fehlende Qualifi zierungen  
etc.) auf, für die das Projekt Step2Job geeignete Unterstützung anbietet  
(Schuldnerberatung,  psychologische Beratung,  Qualifizierung  etc.).  Probleme  
können daher bereits im  Vorfeld geklärt werden. Eine erfolgreiche und nach
haltige Rückkehr auf den Arbeitsmarkt wird dadurch ermöglicht.  

­

▷ 
Durch die Einführung der Bedarfs­

orientierten Mindestsicherung erhalten 
SozialhilfebezieherInnen nun den 

gleichen Zugang zu arbeitsmarkt­
politischen Maßnahmen wie 

BezieherInnen von Arbeitslosen ­
geld und Notstandshilfe.  

▷ 
Step2Job unterscheidet sich von 

anderen arbeitsmarktpolitischen Pro­
jekten vor allem aufgrund der Dauer,  

der Intensität und der Kontinuität 
und entspricht daher viel stärker den 

Bedürfnissen der Zielgruppe. 
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Abb. 53:  Projekt Step2Job 

Sozialhilfe in Wien 

▷ 

Das Pilotprojekt läuft seit September 2009 und wendet sich an rund 800 Sozi­
alhilfebezieherInnen. Zielgruppe sind SozialhilfebezieherInnen, die im 21. oder  
22.  Wiener Gemeindebezirk wohnen und zwischen 21 und 64 Jahre alt sind.  
Voraussetzung für die Teilnahme ist, dass die SozialhilfebezieherInnen arbeits­
fähig sind. Das Prinzip der Freiwilligkeit wurde bei dieser neuen Maßnahme 
erstmals aufgegeben, da es sich nicht um eine exklusive Maßnahme für einige 
wenige SozialhilfebezieherInnen handelt,  sondern um ein fl ächendeckendes  
Angebot für alle SozialhilfebezieherInnen. Ziel ist, dass alle arbeitsfähigen  
SozialhilfebezieherInnen, die bisher nur einen eingeschränkten Zugang zu den 
Maßnahmen des Arbeitsmarktservice hatten, über Step2Job die erforderliche 
Unterstützung erhalten. Bei beharrlicher Verweigerung haben Sozialhilfebeziehe­
r Innen künftig mit Sanktionen zu rechnen (Kürzung der Sozialhilfe). Um uner
wünschte Härten zu vermeiden, wird zuvor zu einem klärenden Gespräch ein­
geladen.  Stellt sich dabei heraus,  dass möglicherweise Arbeitsunfähigkeit be­
steht, wird ein Gutachten veranlasst. In manchen Fällen gibt es andere Gründe,  
die zu einer (befristeten) Befreiung von der Teilnahme führen (z.B. bei Betreuungs
verpflic htungen, Schwangerschaft oder sozialen Problemen). Nur zu einem sehr  
geringen Teil mussten bisher Sanktionen ausgesprochen werden.  

Die TeilnehmerInnen weisen auf der einen Seite eine hohe Motivation auf,  
auf der anderen Seite verfügen sie über größere Defizite als ein Großteil der  
KundInnen des Arbeitsmarktservice. Zu den größten Hindernissen zählen ge­
ringe Qualifi kationen und gesundheitliche Probleme, teilweise mangelt es an 
Deutschkenntnissen. Hinzu kommen oft Schulden, eine lange Abwesenheit vom  
Arbeitsmarkt, Kommunikationsprobleme sowie fehlende Netzwerke. Im Rahmen  
des Case Management-Ansatzes werden die Ressourcen und Potenziale der  
TeilnehmerInnen erfasst bzw. eingeschätzt. Die BeraterInnen von Step2Job  
gehen davon aus, dass rund 65% der TeilnehmerInnen nicht ohne vorgeschal­
tete Qualifizierungssc hritte, wie EDV-Kurse, vermittelbar sind. Genau an diesem  
Punkt setzt das Projekt Step2Job an und versucht die notwendigen Schritte  
gemeinsam mit den TeilnehmerInnen zu planen und zu organisieren. 

Finanziert wird Step2Job derzeit aus ESF-Mitteln und Mitteln des Arbeits­
marktservice. Eine begleitende Evaluierung soll Aufschluss über die Zielgruppe,  
die Wirkungen und die Ergebnisse der Maßnahme geben und eine Grundlage 

Fehlende Qualifikationen und  
gesundheitliche Einschränkungen 
sind die größten Hindernisse für eine
rasche berufliche Reintegration.  

 

­

­
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für die weitere Vorgehensweise bilden. Mit Einführung der Bedarfsorientierten 
Mindestsicherung wurde das Projekt auf ganz Wien ausgeweitet. Nun steht das 
Projekt rund 7.000 MindestsicherungsbezieherInnen offen. 

Projektname Zielgruppe Angebot Laufzeit Kosten/Finanzierung 2010 Plätze 

Step2Job 
(Context) 

SozialhilfebezieherInnen zwischen 
21 und 64 Jahren ohne 
AMS-Einkommen 

Case Management: Vermittlung 
in arbeitsmarktpolitische 
Maßnahmen und Arbeit sowie 
Beratung (Schuldnerberatung, 
psychologische Beratung …) 

September 
2009 bis 
März 2011 

2.000.000 Euro (ESF, AMS) 800 

2010: Vermittlung von 100 Personen (Stand Juli 2010) 

Tabelle 19:  Projekt Step2Job 

Weiters finanziert die Stadt auch Deutschkurse und eine ausführliche Begut­
achtung (Arbeitsdiagnostik) durch das Berufliche Bildungs- und Rehabilita­
tionszentrum (BBRZ) bei Verdacht auf Arbeitsunfähigkeit. 
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3.4 Entwicklungen in der Sozialhilfe
 

  IN  DER  SOZIALHILFE  ALS  ZWEITEM  SOZIALEN  NETZ  spiegeln sich Veränderungen  
sowie Probleme und Fehlentwicklungen in unterschiedlichsten Politik feldern  
wider. Für eine ständig steigende Zahl von Menschen wird die Sozial hilfe  
zum temporären bis dauernden Einkommensersatz. Zunehmend übernimmt  
die Sozialhilfe dabei Aufgaben, die bisher durch das erste soziale Sicherungsnetz  
abgedeckt waren. Doch für eine entsprechende Arbeitsmarkt- und Bildungs­
politik fehlen der Sozialhilfe nicht nur die Kompetenzen, sondern auch die  
Ressourcen. Schleichend und in der öffentlichen Diskussion kaum wahrge­
nommen, hat sich dabei die Zielgruppe in der Sozialhilfe verändert. Die immer  
größer werdende Anzahl an Richtsatzergänzungsbeziehe r Innen deutet auf  
eine wesentlich größere Nähe der BezieherInnen zum Arbeitsmarkt hin.  

Bei länger andauernder Sozialhilfebedürftigkeit treten sehr oft – analog 
zur Langzeitarbeitslosigkeit – Folgeprobleme auf (Schulden etc.), die zu  
einer Verfestigung bzw. Chronifi zierung führen. Eine solche Kumulierung 
von Problemen hat Auswirkungen auf die Vermittlungsfähigkeit der Sozial­
hilfebezieherInnen. Die Lösung liegt daher nicht primär in der Neugestal­
tung der Sozialhilfe und der Verbesserung der Leistungen. Es ist vielmehr 
notwendig, viel früher in den vorgelagerten Systemen anzusetzen. Dies  
bedeutet eine aktivere Arbeits markt- und Bildungspolitik sowie eine ver
besserte Absicherung im ersten sozialen Sicherungsnetz. Nur dann, wenn  
der Bedarf an Sozialhilfe strukturell reduziert wird, kann die Sozialhilfe  
ihre Aufgabe als individuelle Hilfestellung tatsächlich wieder erfüllen. 

Die österreichische Sozialstaatsstruktur geht in ihrer Konzeption davon aus,  
dass durch Erwerbsarbeit der Lebensunterhalt gesichert ist und nur in be­
stimmten Lebenslagen (z.B. bei  Arbeitslosigkeit) eine Unterstützung erforderlich  
ist.  Diese Absicherung erfolgt für den Großteil der Bevölkerung durch das erste  
Sicherungsnetz, das auf dem Versicherungsprinzip beruht. Personen, die aus 
unterschiedlichsten Gründen keine Leistungen aus dem Versicherungssystem  
erhalten, sind (in den meisten Fällen) durch die Sozialhilfe (bedarfsgeprüfte  
Leistung) abgesichert.  

Die bisherigen Sozialhilfegesetze in Österreich haben größtenteils ihren  
Ursprung in den 1970er Jahren. Zu diesem Zeitpunkt bestand Vollbeschäftigung.  
Arbeitslosigkeit sowie die Anzahl der SozialhilfebezieherInnen waren gering.  
Der Großteil der Menschen war durch Arbeit oder das  erste Sicherungsnetz  
abgesichert. 

Seitdem hat sich viel verändert und sowohl die Arbeitslosigkeit als auch die 
Anzahl der SozialhilfebezieherInnen sind gestiegen. Die Hintergründe dafür sind  
vielfältig und sollen im nachfolgenden Analyseteil näher erläutert werden. 

 

 

 
  

 

Sozialhilfe in Wien 

▷ 
Als die Sozialhilfegesetze in Öster-
reich geschaffen wurden, war nur 
eine kleine Gruppe auf Sozialhilfe 
angewiesen. Mittlerweile haben sich 
die Rahmenbedingungen verändert 
und die Sozialhilfe erfüllt zum Teil 
einkommensersetzende Aufgaben für 
eine steigende Anzahl von Menschen. 

­

3.4.1 Einflussfaktoren auf die Entwicklung der Sozialhilfe 

Höhere Arbeitslosigkeit und strukturelle Veränderungen am Arbeitsmarkt 
Die Entwicklung der Arbeitslosigkeit steht im engen Bezug zur Entwicklung der 
Sozialhilfe. Etwa 32.000 der rund 63.000 Wiener SozialhilfebezieherInnen (durch­
schnittliche Monatszahlen) sind im erwerbsfähigen Alter und laut Statistik 
arbeitsfähig. Ein großer Teil dieser Personen bezieht (auch) eine Leistung des 
Arbeitsmarktservice. Steigt die Arbeitslosigkeit, so ist auch ein Anstieg der Sozial­
hilfe zu erwarten. Zwischen 2006 und 2008 ist jedoch die Arbeitslosigkeit in Wien 
gesunken, während die Anzahl der SozialhilfebezieherInnen weiter gestiegen ist. 
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Abb. 54: Vergleich arbeitsfähige SozialhilfebezieherInnen – arbeitslose Personen 
1999 – 2008 
Quellen: AMS, MA 40, eigene Berechnungen der MA 24

Etwas deutlicher sichtbar wird die fast synchrone Entwicklung von Sozialhilfe 
und Arbeitslosigkeit anhand der jährlichen Veränderungsraten. Die Rate in der 
Sozialhilfe (auf Basis der durchschnittlichen Monatszahlen) fällt zwar prinzi-
piell höher aus, aber die Entwicklung weist ähnliche Tendenzen wie die Verän-
derungsrate der Arbeitslosigkeit auf. Bis 2002 sind beide Kurven angestiegen, 
danach weisen beide Kurven bis 2007 sinkende Tendenzen auf. Zwischen 2007 
und 2008 ist der Rückgang bei beiden Raten gestoppt. Während die Sozialhilfe 
nach wie vor – jedoch im geringeren Ausmaß – steigt, sinkt die Arbeitslosigkeit 
zwischen 2005 und 2008.
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Abb. 55: Veränderungsraten SozialhilfebezieherInnen – arbeitslose Personen 
1999 – 2008
Quellen: MA 40, Statistik Austria, eigene Berechnungen der MA 24

Zurückzuführen ist diese verzögerte Reaktion der Sozialhilfe und Sockelbildung 
auf die Zielgruppe der Sozialhilfe, die auch in wirtschaftlichen Hochphasen 
bzw. bei sinkender Arbeitslosigkeit nur mühsam den Weg zurück ins Berufsleben 
fi ndet. Die aktuelle Wirtschaftskrise, die mit 2008 eingesetzt hat, lässt eine 
Trendwende der Sozialhilfezahlen (Verringerung) auch in naher Zukunft nicht 
erwarten.

Das Verhältnis zwischen arbeitsfähigen Personen in der Sozialhilfe zu den 
arbeitslosen Personen hat sich seit 1999 verdreifacht.

Es besteht ein enger Zusammenhang 
zwischen der Entwicklung der 

Arbeitslosigkeit und der Sozialhilfe. 
Vor allem der Anstieg verläuft ziemlich 

synchron, während der Abbau in 
wirtschaftlich besseren Zeiten in der 

Sozialhilfe langsamer bis gar nicht 
mehr funktioniert. Zurückzuführen ist 

dies auf die Zielgruppe, die nur 
schwer auf dem Arbeitsmarkt 

Fuß fasst, sowie auf weitere Einfl uss-
faktoren, die zu einem Anstieg 

in der Sozialhilfe trotz Konjunktur 
führen (z.B. geringe Einkommen).
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Abb. 56:  Anteil arbeitsfähiger SozialhilfebezieherInnen an arbeitslosen Personen 
1999 – 2008 
Quellen: MA 40, Statistik Austria, eigene Berechnungen der MA 24 

Sozialhilfe in Wien 

▷ 

Der hohe Anteil von Personen in der Sozialhilfe, die über Arbeitslosengeld oder 
Notstandshilfe verfügen (RichtsatzergänzungsbezieherInnen), lässt sich auch 
sehr gut über die geringen durchschnittlichen Höhen von Arbeitslosengeld und 
Notstandshilfe nachweisen. Im November 2009 lag die durchschnittliche 
Leistungs höhe in Wien bei rund 726 Euro pro Monat50, der Sozialhilfeanspruch 
für eine Person inklusive maximaler Mietbeihilfe und Heizbeihilfe betrug im 
Jahr 2009 769 Euro und liegt damit über den durchschnittlichen Auszahlungs­
höhen beim Arbeitsmarktservice. 

Die Absicherung durch das erste Sicherungsnetz ist nur mehr für einen Teil 
der BezieherInnen von Leistungen des Arbeitsmarktservice gegeben, während 
viele auf zusätzliche Leistungen der Sozialhilfe angewiesen sind. Schleichend 
kommt es daher zu Verschiebungen vom ersten in das zweite Sicherungsnetz 
und von Bundes- zu Landesleistungen. 

Auch die Umwälzungen auf dem Arbeitsmarkt, die in Wien zu einem Verlust 
von gering qualifizerten Arbeitsplätzen geführt und eine sehr starke Abwan­
derung von Produktionsbetrieben bei gleichzeitiger Ausweitung des Dienstlei­
stungssektors bewirkt haben, haben Einfluss auf die Zielgruppe der Sozialhil­
fe. Ausbildungsstand und Belastbarkeit dieser Personengruppe stimmen nicht 
mit den heutigen Anforderungen des Arbeitsmarktes überein, der eine hohe 
Leistungsbereitschaft, Flexibilität und Mobilität von den ArbeitnehmerInnen 
verlangt. Sozialhilfe bezieherInnen weisen häufig mehrere für eine berufliche 
(Re-)Integration erschwerende Eigenschaften auf, die sehr oft auch Folge von 
längerer Arbeits losig keit und Sozialhilfebedürftigkeit sind. Neben der beruf­
lichen droht vielfach auch eine soziale Desintegration. Zudem sind längere Ar­
beitslosigkeit und Arbeitsmarktferne schlechte Voraussetzungen, um rasch 
wieder Arbeit zu finden. 

Neben Phasen längerer Arbeitslosigkeit finden sich auch viele Sozialhilfe­
bezieherInnen in prekären, zum Teil nur vorübergehenden Beschäftigungen 
wieder. Es gibt auch eine steigende Anzahl von Personen, die noch Anschluss 
zum Arbeitsmarkt haben.Vielfach sind sie aber auf Beschäftigungsverhältnisse 
im Niedriglohnsektor angewiesen. Die beruflichen Verlaufskarrieren sind immer 
wieder durch längere Unterbrechungen gekennzeichnet (hohe Zahl an Wieder­
anfällen). 

Ein weiteres Problem stellt der Übergang von der Schule ins Berufsleben dar. 
Besonders der Anteil der jüngeren SozialhilfebezieherInnen ist in den letzten 
Jahren stark angestiegen, weist aber eine verhältnismäßig geringe Verweildauer 
in der Sozialhilfe auf, während ältere SozialhilfebezieherInnen zur Verfestigung 
der Sozialhilfebedürftigkeit neigen. 

50 AMS: http://iambweb.ams.or.at/ambweb/AmbwebServlet?trn=start (28. 04. 2010). 

Die Schwierigkeit für Sozialhilfe­
bezieherInnen, einen Job zu finden,  ist 
evident. Der heutige Arbeitsmarkt stellt 
große Anforderungen, die teilweise 
von Menschen mit Einschränkungen,  
geringer Bildung und längerer Arbeits­
losigkeit nicht erfüllt werden können. 

▷ 
Finden SozialhilfebezieherInnen einen 
Job, dann handelt es sich sehr oft 
um prekäre und nicht um dauerhafte 
Arbeitsverhältnisse. Diese Arbeitsplätze  
bieten geringe Entlohnung und 
geringe sozialversicherungs­
rechtliche Absicherung. 
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Sozialhilfe in Wien 

Geänderte Haushalts- und Lebenssituationen sowie demografische Faktoren 
Langfristig wirken sich geänderte Haushalts- und Lebensformen sowie demo­
grafische Veränderungen auf die Inanspruchnahme von Sozialhilfe aus. So kann 
die zunehmende Singularisierung in unserer Gesellschaft (höhere Anzahl von 
alleinlebenden Personen und AlleinerzieherInnen) zu einem Anstieg von Sozial­
hilfebezieherInnen führen, da die Gefahr zur Sozialhilfebedürftigkeit für diese 
Gruppen um ein Vielfaches größer ist als zum Beispiel für Paare ohne Kinder. 
Diese haben auch bei Ausfall eines Einkommens noch eine ausreichende Ab­
sicherung, die bei alleinlebenden Personen und AlleinerzieherInnen sehr oft 
nicht mehr gegeben ist. 

▷ 
Alleinlebende Personen weisen 

eine hohe Armutsgefährdungsrate 
auf und finden sich auch in der  

Sozialhilfe-Statistik zu einem 
sehr hohen Anteil wieder.  

▷ 

Sinkende Einkommen 
Sinkende Einkommen sowie das Entstehen von atypischen Beschäftigungs­
formen haben nicht nur Auswirkungen auf die Höhe von Versicherungsleistungen 
und auf die Inanspruchnahme von ergänzender Sozialhilfe, sie führen auch 
unmittelbar zu Sozialhilfebedürftigkeit. Obwohl die Gruppe der erwerbstätigen 
SozialhilfebezieherInnen nach wie vor als eher klein anzusehen ist, ist tenden­
ziell eine Steigerung der Gruppe der Working Poor in der Sozialhilfe zu bemerken. 
Im Jahr 2008 betrug der Anteil der erwerbstätigen SozialhilfebezieherInnen an 
den arbeitsfähigen SozialhilfebezieherInnen rund 9%. 

Auch geringe Löhne können zur Inan­
spruchnahme von Sozialhilfe führen. 

Preisentwicklung 
Überschuldung, Miet- und Energierückstände sind teilweise auf steigende 
Lebenshaltungskosten zurückzuführen und erhöhen die Anzahl der Übernahmen 
von Miet- und Energierückständen aus Mitteln der Sozialhilfe. Aber auch die 
Mietpreisentwicklung hat Auswirkungen auf die Sozialhilfe, da nicht nur die 
Ausgaben für Mietbeihilfen steigen, sondern eine zunehmende Anzahl von 
WienerInnen ausschließlich aufgrund einer hohen Miete Sozialhilfe beantragen 
muss. 

Mietwohnsektor und Mietpreisentwicklungen 

Der Mietwohnungssektor ist in Wien im Vergleich zu anderen Groß- und  Wien unterscheidet sich von den übrigen größeren Städten in Öster­
Mittelstädten in Österreich sehr groß und verfügt über eine andere  reich dadurch,  dass hier bei einem relativ niedrigen Niveau der privaten  
Struktur. Es gibt größere Anteile von privaten sowie kommunalen Mieten  Mieten die geringsten Preisdifferenzen zwischen den drei Miet­
und einen geringeren Anteil von gemeinnützigen Mieten.  Im Gegensatz  segmenten bestehen. Diese relativ schwache Preissegmentierung des  
zu anderen Ballungszentren in Österreich ist der Mietensektor in Wien Wiener Mietwohnungsmarktes ist Folge einer mengenmäßig aus­
jedoch nur wenig im Steigen begriffen, wobei der Anteil der gemein­ reichenden Versorgung mit gemeinnützigen und kommunalen Miet­
nützig verwalteten Mietwohnungen zunimmt. wohnungen. 

In Wien sind – so wie in den meisten Vergleichsgebieten in Öster reich  Im Unterschied zu den größeren Städten in den Bundesländern ist 
– die Mieten (inklusive Betriebskosten,  ohne Energiekosten) im privaten  in Wien der Kostenanstieg im kommunalen Sektor etwas geringer als 
Sektor am teuersten und im kommunalen Sektor am billigsten. jener bei den privaten Mietwohnungen. Gründe für die Preiserhöhungen  

Der Anteil der schlecht ausgestatteten Wohnungen (Kategorie D)  bei den privaten Mieten sind die bereits erwähnten Standardverbes­
ging in Wien – ausgehend von einem sehr hohen Niveau – in den  serungen bei  Altbauwohnungen und der dadurch erhöhte  Anteil an  
letzten Jahren stärker zurück als in den übrigen Groß- und Mittelstädten.  Kategorie A-Wohnungen. Zusätzlich ist der Richtwertzins für Kategorie 
Im österreichischen Durchschnitt gab es 2009 nur mehr 1,7% Sub­ A-Wohnungen seit 2002 um ca. 16%, von 4,24 Euro (2002) auf 4,91 
standardwohnungen (Ausstattungskategorie D – ohne WC innen), das Euro (2010) gestiegen. 
sind um 2,4 Prozentpunkte weniger als vor zehn Jahren. In  Wien redu Das Mietrechtsgesetz (MRG) fällt in den Kompetenzbereich des  
zierte sich der Anteil der Kategorie D-Wohnungen um 5,3 Prozent­ Bundes.     
punkte, von 10,8% (1999) auf 5,5% (2009).   

­
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Sozialhilfe in Wien 

▷ 

3.4.2 Leistungsentwicklung 

Die Anzahl der SozialhilfebezieherInnen ist in den letzten Jahren enorm ge­
stiegen. Die einzelnen Leistungen haben sich aber von der Inanspruchnahme 
her sehr unterschiedlich entwickelt. Der in früheren Jahren hohe Anteil an 
älteren und arbeitsunfähigen BezieherInnen sowie an Personen ohne weiteres 
Einkommen ist gesunken, während der Anteil der Gruppe der Richtsatzergän­
zungsbezieherInnen von 50% auf 67% angestiegen ist. 

Dies lässt auf eine geänderte Zielgruppe in der Sozialhilfe schließen. Der 
Schwerpunkt der Sozialhilfe liegt demnach nicht mehr bei der Gruppe der 
arbeits unfähigen und älteren SozialhilfebezieherInnen, sondern bei Menschen, 
die arbeitsfähig sind und auch Leistungen aus dem ersten Sicherungsnetz, in 
der Regel aus der Arbeitslosenversicherung, erhalten. Trotz oder gerade des­
wegen hat sich die jährliche Bezugsdauer zwischen 2000 und 2008 kaum ver­
ändert. Erst bei einer näheren Betrachtung der einzelnen Gruppen von Sozial­
hilfebezieherInnen fällt die steigende Bezugsdauer der Richtsatzergänzungs­
bezieherInnen auf. Dies lässt den Schluss zu, dass die Suche nach einem adä­
quaten Arbeitsplatz auch für Menschen, die bereits Kontakt zum Arbeitsmarkt 
hatten, immer schwieriger wird. 

Die durchschnittlichen Ausgaben pro Fall liegen 2008 deutlich über den 
Ausgaben von 2000. Ein Teil des rund 30%igen Anstiegs ist auf die jährlichen 
Anpassungen der Richtsätze zurückzuführen, die zwischen 2000 und 2008 – 
analog zu den Pensionen mit Ausgleichszulage – um 17,5% angehoben wurden. 
Weiters sind geänderte Fallkonstellationen (z.B.Anstieg der Mehrkindfamilien) 
und geringere Einkommen (z.B. geringere Notstandshilfe) verantwortlich für 
die Ausgabensteigerungen pro Fall. Kinder stellen auch ein erhöhtes Armuts- 
und Sozialhilferisiko dar, im Falle von AlleinerzieherInnen ist dieses im Vergleich 
mit anderen Gruppen um ein Vielfaches größer. 

Der stete Anstieg von RichtsatzergänzungsbezieherInnen in der Sozialhilfe, 
das heißt von Menschen, die nur teilweise über das erste Sicherungsnetz ab­
gesichert sind, weist auf geänderte Rahmenbedingungen (am Arbeitsmarkt) 
und in Folge auf eine Verlagerung vom ersten in das zweite Sicherungsnetz 
hin. 

Die Bezugsdauer von Richtsatz­
ergänzungsbezieherInnen ist 
zwischen 2000 und 2008 ange­
stiegen, was auf größere Schwierig­
keiten bei der (Re-)Integration in den 
Arbeitsmarkt schließen lässt. 

Methodik zur Datenmaterial-Analyse 
Zur Darstellung von Entwicklungen in der Sozialhilfe eignen sich unter anderem  
folgende Kennzahlen: 
▷  Anzahl der SozialhilfebezieherInnen und Bedarfsgemeinschaften, 
▷  Sozialhilfedichte nach Personen und Bedarfsgemeinschaften, 
▷  Anzahl der unterstützten Personen pro Bedarfsgemeinschaft, 
▷  durchschnittliche Bezugsdauer pro Bedarfsgemeinschaft, 
▷  Zu- und Abgangszahlen (Bewegungen), 
▷  durchschnittliche Bezugshöhe pro Bedarfsgemeinschaft. 

Die Kennzahlen geben Auskunft über Entwicklungen und Veränderungen der 
Zielgruppe und über die Ursachen für höhere Ausgaben in der Sozialhilfe. 

In Österreich werden diese Kennzahlen nur vereinzelt und nach unter­
schiedlichen Systematiken erstellt. Die Darstellung der Sozialhilfe beschränkt  
sich im Wesentlichen auf Fallzahlen und Ausgaben. Dies hat mit der zum Teil  
schlechten EDV-Ausstattung, der bis vor kurzem eher nachrangigen Bedeutung  
der Sozialhilfe im Vergleich zu anderen sozialen Sicherungssystemen, aber  
auch mit der sehr unterschiedlichen Ausgestaltung der einzelnen Systeme zu  
tun.  

Bedarfsgemeinschaft 

Der Begriff wird ausschließlich in der Sozial-
hilfe verwendet und ergibt sich aufgrund der  
gesetzlichen Bestimmungen. Bedarfsge­
meinschaften sind vielfach mit dem Begriff  
Haushalt ident, doch müssen nicht alle Mit­
glieder eines Haushalts durch die Sozialhilfe  
unterstützt werden bzw. kann ein Haushalt  
aus mehreren unterstützten Bedarfsgemein­
schaften bestehen. Grundsätzlich stellen  
alleinstehende Personen, Paare mit und  
ohne noch nicht selbsterhaltungsfähige(n)  
Kinder(n) sowie AlleinerzieherInnen mit ihren  
noch nicht selbsterhaltungsfähigen Kindern  
eine Bedarfsgemeinschaft dar. Gemeinsam  
im Haushalt lebende selbsterhaltungsfähige  
Kinder zählen hingegen nicht zur selben  
Bedarfsgemeinschaft der Eltern, sondern  
stellen bei Hilfsbedürftigkeit eine eigene  
Bedarfsgemeinschaft dar. 

102 Sozialbericht 2010 



 
 

 

 

  

 

 

 

  

 

 

 

 

   

Sozialhilfe in Wien 

Das Land Wien verfügt bereits seit einigen Jahren über eine umfassende 
Auswertungsmöglichkeit.Viele der in Österreich kolportierten Zahlen zur Sozial­
hilfe sind daher Wiener Zahlen bzw. werden von diesen abgeleitet. 

Seit Herbst 2009 wird eine neue Software im Bereich der offenen Sozialhilfe 
eingesetzt, die es ermöglichen soll, zusätzliche Daten (z.B. hinsichtlich der 
Einkommenssituation) auszuwerten, aufzubereiten und die Qualität der vor­
handenen Auswertungen zu verbessern. Die Daten des Jahres 2009 werden im 
vollen Umfang erst Anfang 2011 zur Verfügung stehen. Das Jahr 2000 stellt 
wiederum das Jahr mit der ersten vollständigen Abbildung aller Leistungen 
nach einer bestimmten Systematik dar. Aus diesem Grund konzentriert sich die 
Darstellung und vor allem die Analyse der Sozialhilfe nur auf die Jahre 2000 
bis 2008. Für das Jahr 2009 stehen nur vorläufige Jahresdaten nach Leistungs­
art zur Verfügung. 

Auch für die Sozialhilfestudie Erwerbspotenzial in der Sozialhilfe51, die von 
der Magistratsabteilung 24 (MA 24) beauftragt wurde, wurde dieselbe Daten­
grundlage verwendet. Studie und Sozialbericht ergänzen sich daher und stellen 
eine in Österreich einzigartige Aufbereitung der wichtigsten Sozialhilfe­
entwicklungen samt Analysen dar. 

Zum Überblick werden die wichtigsten Kennzahlen für das Jahr 2009, die 
Anzahl der Bedarfgemeinschaften und die Anzahl der Personen in der Sozial­
hilfe nach Leistungen, kurz dargestellt. 

Leistungsarten Personen Bedarfsgemeinschaften 

Richtsatzergänzung 66.994 33.547 

Vollsozialhilfe 13.247 10.662 

Dauerleistungen 5.944 5.607 

Mietbeihilfe 9.161 9.149 

Sonstiges (Hilfe in besonderen Lebenslagen) 4.685 2.949 

Gesamt 100.031 61.914 

Tabelle 20:  Personen und Bedarfsgemeinschaften in der Sozialhilfe (vorläufige  
Zahlen 2009) 
Quelle: MA 40 

Im Jahr 2009 bezogen rund 61.900 Bedarfsgemeinschaften bzw. rund 100.000 
Personen Sozialhilfe. Der Anstieg der Bedarfsgemeinschaften zum Vorjahr betrug 
8,3%, jener der Personen 6,9%. 

Entwicklung hinsichtlich der LeistungsbezieherInnen in der Sozialhilfe 
Die Personenanzahl gibt die Anzahl jener Personen wieder, die in einer Bedarfs­
gemeinschaft unterstützt werden, somit auch alle mitunterstützten Angehörigen 
wie EhepartnerInnen oder Kinder. 

Die Entwicklung der Sozialhilfe kann sowohl als durchschnittliche Monats­
zahl als auch als kumulierte Jahreszahl dargestellt werden. 

Die kumulierte Jahreszahl gibt darüber Auskunft, wie viele Personen in der 
Sozialhilfe im jeweiligen Jahr – unabhängig von der Dauer des Bezugs in diesem 
Jahr – Sozialhilfe bezogen haben. Im internationalen Kennzahlenvergleich und 
auch in den Veröffentlichungen der Statistik Austria wird die kumulierte Jah­
reszahl verwendet. Der Großteil der Auswertungen und Analysen in diesem 
Bericht beruht ebenfalls auf dieser Darstellungsform. 

51 Riesenfelder, Andreas u.a. (2010): Erwerbspotenzial in der Sozialhilfe, Wien: L & R 
Sozialforschung/FORBA. 

Sozialbericht 2010 103 



104 Sozialbericht 2010

Sozialhilfe in Wien

Die Monatszahl stellt einen Durchschnittswert dar. Dieser ist grundsätzlich 
niedriger als die Jahreszahl, da nicht alle SozialhilfebezieherInnen das ganze 
Jahr über Sozialhilfe beziehen. Die durchschnittliche Monatszahl wird vorwie-
gend in der Arbeitslosenstatistik verwendet, in der Sozialhilfe kommt sie we-
niger häufi g zur Anwendung. Um eine Vergleichbarkeit mit den Zahlen des 
Arbeitsmarktservice herstellen zu können, fi nden sich in diesem Bericht beide 
Darstellungen. 

Durchschnittliche Monatszahl
Im Jahr 2000 bezogen pro Monat im Schnitt 27.800 Personen Sozialhilfe, im 
Jahr 2008 waren es 63.100. Dies entspricht einem Anstieg von ca. 127%.

Kumulierte Jahreszahl
Eine ähnliche Entwicklung ist bei der kumulierten Jahreszahl festzustellen. 
Die Zahl der SozialhilfebezieherInnen ist in Wien von 41.700 im Jahr 2000 auf 
über 93.000 Personen im Jahr 2008 gestiegen. Damit hat sich die Zahl der Sozial-
hilfebezieherInnen in diesem Zeitraum mehr als verdoppelt. Der geringere 
Anstieg der Jahreszahlen im Vergleich mit den durchschnittlichen Monatszahlen 
deutet auf eine minimale Verkürzung der Bezugsdauer pro Jahr hin. 
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Abb. 57: Entwicklung der SozialhilfebezieherInnen nach Leistungen 2000 – 2009
Quellen: MA 40, eigene Berechnungen der MA 24

▷
Die Anzahl der SozialhilfebezieherInnen 
pro Jahr (Betroffene) hat sich zwischen 
2000 und 2008 um 120% erhöht.
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Unabhängig von der Art der Leistung ist die Anzahl aller Leistungsbeziehe-
rInnen zwischen 2000 und 2008 angestiegen. Den höchsten Anstieg verzeichneten 
RichtsatzergänzungsbezieherInnen (+199%), gefolgt von Vollsozialhilfe- (+49%), 
Dauerleistungs- (+46%) und MietbeihilfenbezieherInnen (+19%). Zwischen 2000 
und 2003 ist die Anzahl jener Personen, die einmalige bzw. sonstige Leistungen 
(Hilfe in besonderen Lebenslagen) erhielten, stark angestiegen. Nach einem 
kurzfristigen Rückgang sind die sonstigen Leistungen seit 2006 wieder im 
Steigen begriffen.



 

 

  
 

 

Sozialhilfe in Wien 

Leistungsarten 

Vollsozialhilfe erhalten Bedarfsgemeinschaften, die über kein Einkommen (z.B. Erwerbseinkommen 
oder Arbeitslosengeld) verfügen. Zu dieser Gruppe zählen sehr oft junge (arbeitslose) Sozialhilfebeziehe­
r Innen, die noch keinen Anspruch auf Arbeitslosengeld erworben haben, aber auch ältere (arbeitslose) 
Menschen, die keinen Anspruch auf eine Leistung aus dem Versicherungssystem haben (z.B. weil sie 
Ansprüche nicht rechtzeitig geltend machen konnten und diese mittlerweile verjährt sind). 

Sobald ein Mitglied der Bedarfsgemeinschaft (EhepartnerIn oder LebensgefährtIn) über ein eigenes 
Einkommen verfügt, wird die Sozialhilfe als Richtsatzergänzung ausgezahlt, also zusätzlich zu dem 
vorhandenen Einkommen (bis zur maximalen Richtsatzhöhe).  

Dauerleistungen können ebenfalls als Vollsozialhilfe und Richtsatzergänzung ausgezahlt werden  
(werden aber im Bericht zusammengefasst dargestellt) und sind eine Leistung für arbeitsunfähige  
Personen bzw. Personen, die das gesetzliche Pensionsalter erreicht haben und keinen Anspruch auf 
eine Invaliditäts- bzw.  Alterspension haben. Hauptzielgruppe sind Menschen mit Behinderung und  
langjährige VollsozialhilfebezieherInnen, die das Pensionsalter erreicht haben bzw. nicht mehr arbeits­
fähig sind. Die Dauerleistung ist eine Leistung, die in dieser Form ausschließlich in Wien ausgezahlt 
wird. 

Eine Mietbeihilfe ist ebenfalls eine Leistung der Sozialhilfe und dient als Unterstützung für Pensions­
bezieherInnen,  die über eine geringe Pension (in der Regel Pension mit Ausgleichszulage) und eine 
hohe Miete verfügen. Die Mietbeihilfe kann zusätzlich zu einer Wohnbeihilfe bezogen werden.  Wohn- 
und Mietbeihilfe sind demnach zwei Leistungen des Landes, die Wohnen in Wien leistbar machen.  
Auch ist die Mietbeihilfe eine Leistung des Landes Wien, die es sonst in keinem Bundesland gibt. 

Im Jahr 2008 bezogen rund 12.600 Personen ausschließlich Sozialhilfe 
(Vollsozial hilfebezieherInnen). Dies entspricht einem Anteil von rund 13% der 
Bezieher Innen. Im Jahr 2000 betrug dieser Anteil noch 20%. 

Im Langzeitvergleich hat sich auch die Anzahl der Dauerleistungs- und Miet­
beihilfenbezieherInnen erhöht, während ihr Anteil an der Gesamtanzahl der 
BezieherInnen zwischen 2000 und 2008 zurückgegangen ist. 

Der Anteil der RichtsatzergänzungsbezieherInnen ist hingegen von rund 50% 
im Jahr 2000 auf etwa 67% angestiegen. Das entspricht in absoluten Zahlen einem 
Plus von rund 41.800 Personen. Insbesondere am Beginn dieses Jahrtausends 
ist die Anzahl der RichtsatzergänzungsbezieherInnen stark gestiegen. 

Demzufolge ist der Anstieg der Sozialhilfe in Wien primär auf die gestiegene 
Anzahl der RichtsatzergänzungsbezieherInnen zurückzuführen. 

▷ 
Der Anteil der Richtsatzergänzungs­

bezieherInnen ist zwischen 2000 
und 2008 von 50% auf 67% aller 

SozialhilfebezieherInnen angestiegen. 

Richtsatzergänzung 

50% 

5% 

9% 

16% 
20% 

Vollsozialhilfe 

Mietbeihilfe 

Dauerleistung 

Sonstige LeistungBasis: 41.457 Personen 

Abb. 58:  Sozialhilfe – Prozentueller Anteil der Personen an den  
Leistungen 2000 
Quellen: MA 40, eigene Berechnungen der MA 24 
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Mietbeihife 

Dauerleistung 

Sonstige Leistung 

Abb. 59:  Sozialhilfe – Prozentueller Anteil der Personen an den  
Leistungen 2008 
Quellen: MA 40, eigene Berechnungen der MA 24 
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Entwicklung der Sozialhilfedichte auf Personenebene
Rund 6% der Wiener Bevölkerung (93.000 SozialhilfebezieherInnen) bezogen 
2008 mindestens einmal Sozialhilfe. Die Sozialhilfedichte hat sich auf Personen-
ebene seit dem Jahr 2000 verdoppelt (2000: 2,7%).

Personen ohne Sozialhilfebezug: 94%

Personen mit Sozialhilfebezug: 6%

Abb. 60: Sozialhilfedichte auf 
Personenebene 2008 
(Basis: 1.680.170 Personen)
Quellen: Statistik Austria, MA 40, eigene 
Berechnungen der MA 24

▷

Sozialhilfedichte

Die Sozialhilfedichte stellt generell den prozentualen Anteil der SozialhilfebezieherInnen an der Gesamt-
bevölkerung dar. Die Kennzahl kann auch dafür eingesetzt werden, um den Sozialhilfebezug innerhalb 
einer bestimmten sozialen Gruppe (zum Beispiel AlleinerzieherInnen oder Alleinstehende) zu analysieren.

Entwicklung der Bedarfsgemeinschaften in der Sozialhilfe
Die Bedarfsgemeinschaften sind von rund 29.100 im Jahr 2000 auf 57.200 im 
Jahr 2008 angestiegen. Dies entspricht fast einer Verdoppelung der Bedarfs-
gemeinschaften (+ 97%).
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Abb. 61: Entwicklung der Bedarfsgemeinschaften in der Sozialhilfe nach Leistungen
2000 – 2008
Quellen: MA 40, eigene Berechnungen der MA 24

Der etwas geringere Anstieg der Bedarfsgemeinschaften im Vergleich zum Anstieg 
der einzelnen SozialhilfebezieherInnen bedeutet, dass die Anzahl der Personen 
pro Bedarfsgemeinschaft gestiegen ist. Im Schnitt wurden im Jahr 2000 rund 
1,43 Personen pro Bedarfsgemeinschaft unterstützt. Im Jahr 2008 lag die durch-
schnittliche Anzahl der unterstützten Personen pro Bedarfsgemeinschaft bei 
1,64. Zurückzuführen ist dies auf den höheren Anteil und die gestiegene Anzahl 
von Familien mit Kindern in der Sozialhilfe. Verglichen mit der durchschnitt-
lichen Haushaltsgröße in Wien von 1,99 Personen im Jahr 200852 liegt die Anzahl 
der Mitglieder einer Bedarfsgemeinschaft deutlich darunter.

Der prozentuelle Anteil der Paare mit Kindern ist zwischen 2000 und 2008 
von 7% auf 11% gestiegen, während der Anteil der Alleinstehenden gesunken 
ist. Letztere machen mit einem 74%igen Anteil rund drei Viertel der unterstütz-
ten Bedarfsgemeinschaften aus (ca. 42.200 Personen) und stellen nach wie vor 
die Hauptzielgruppe der Sozialhilfe dar.

52 Quelle: Statistik Austria.

Rund 57.200 Bedarfsgemeinschaften 
wurden 2008 unterstützt.

▷
Die Anzahl der unterstützten Personen 
pro Bedarfsgemeinschaft ist zwischen 
2000 und 2008 von 1,43 auf 
1,64 Personen gestiegen. 
Dies ist auf einen höheren Anteil 
von Kindern, insbesondere in 
Mehrkindfamilien, zurückzuführen.
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In 22% der Bedarfsgemeinschaften werden Kinder mitunterstützt, Paarge-
meinschaften mit und ohne Kinder stellen einen kleineren Teil der Bedarfsge-
meinschaften dar (ca. 15%).
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Abb. 62: Entwicklung der Bedarfsgemeinschaften nach Lebensform 
2000, 2004, 2008
Quellen: MA 40, Statistik Austria, eigene Berechnungen der MA 24

Anteil in der Sozialhilfe 2000 2004 2008

AlleinerzieherInnen 11% 10% 11%

Paare mit Kindern 7% 12% 11%

Paare ohne Kinder 3% 5% 4%

Alleinstehende 79% 73% 74%

Tabelle 21: Bedarfsgemeinschaften
in der Sozialhilfe
Quellen: MA 40, berechnet durch MA 24

Entwicklung der Sozialhilfedichte auf Ebene der Bedarfsgemeinschaften
Der Anteil der unterstützten Bedarfsgemeinschaften an den Wiener Haushalten 
beträgt 6,9%53. Demnach hat ungefähr jeder 15. Haushalt in Wien zumindest 
einmal im Jahr 2008 Unterstützung durch die Sozialhilfe erhalten. 

Auch die Anzahl der Bedarfsgemeinschaften steigt schneller als jene der 
Haushalte in Wien. Im Vergleich zur Dichte auf Personenebene ist die Sozial-
hilfedichte auf Ebene der Bedarfsgemeinschaften etwas höher. 

Besonders aufschlussreich sind Analysen der Sozialhilfe-
dichte von einzelnen sozialen Gruppen, da sie einen gewissen 
Zusammenhang zwischen Lebensform und Einkommens-
situation erkennen lassen. Trotz umfangreicher Familien-
förderungen in Österreich sind vor allem Alleinerziehe-
rInnen und Mehrkindfamilien sehr stark von Armut und
Sozialhilfebedürftigkeit betroffen. Die starke Bezogenheit 
des österreichischen Sozialversicherungssystems auf
Erwerbs arbeit und eine entsprechende Absicherung durch 
die Familie zeigt sich auch in der Dichte des Sozialhilfebe-
zugs. AlleinerzieherInnen und Alleinstehende sind im Falle 
von Arbeitslosigkeit im weit höheren Maße auf Leistungen 
der Sozial hilfe angewiesen.

 

 

 

▷
Jeder 15. Wiener Haushalt hat im Laufe 

des Jahres 2008 Sozialhilfe benötigt.

Abb. 63: Sozialhilfedichte auf Bedarfsgemeinschafts-/
Haushalts ebene 2008 (Basis: 831.339 Haushalte)
Quellen: Statistik Austria, MA 40, eigene Berechnungen der MA 24

Haushalte ohne Sozialhilfebezug 93%

Bedarfsgemeinschaften mit Sozialhilfebezug: 7%

53 Bei dieser Analyse wurden die Bedarfsgemeinschaften in der Sozialhilfe in Bezug zu 
den Haushalten in Wien gesetzt. Da Haushalte nicht mit Bedarfsgemeinschaften gleich-
zusetzen sind, ergibt sich bei den folgenden Vergleichen eine gewisse Ungenauigkeit. 
In den meisten Fällen stimmt aber die Haushaltsdefi nition mit der Bedarfsgemeinschaft 
überein, sodass sich die Dichte beim Vergleich der Sozialhilfehaushalte mit den Wiener 
Haushalten nur um 0,5 Prozentpunkte reduzieren würde. Aufgrund des geringen Unter-
schieds und der Tatsache, dass über die Haushalte nicht die gleichen Informationen 
zur Verfügung standen wie für die Bedarfsgemeinschaften, wurde diese Ungenauigkeit 
in Kauf genommen.
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Abb. 64:  Entwicklung der Sozialhilfedichte nach Lebensform 2004, 2008 
Quellen: Statistik Austria, MA 40, eigene Berechnungen der MA 24 
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▷ 
Die Gruppe der AlleinerzieherInnen 
weist 2008 mit 18% die höchste 
Sozialhilfedichte auf.  

Weit über dem Schnitt liegt im Jahr 2008 die Sozialhilfedichte in der Gruppe 
der AlleinerzieherInnen (18%) und alleinstehenden Personen (10,8%)54. Weniger 
stark betroffen sind die meisten Formen von Paargemeinschaften. 

AlleinerzieherInnen 
Wie schwierig die soziale Lage von AlleinerzieherInnen sein kann, zeigt die nach­
folgende Grafik. Die Dichte des Sozialhilfebezugs erhöht sich in der Gruppe der 
AlleinerzieherInnen mit mehr als zwei Kindern auf über 48%55. Der hohe Anteil 
von AlleinerzieherInnen ist zum einen darauf zurückzuführen, dass das Kinder­
betreuungsgeld geringer ist als die Sozialhilfe und vor allem alleinstehende 
Mütter und Väter auf Zuzahlungen aus der Sozialhilfe angewiesen sind. Zum 
anderen stellen Kinderbetreuungspflichten nach wie vor ein großes Hindernis 
dar, wieder arbeiten zu gehen. Seitens der ArbeitgeberInnen besteht nach wie 
vor wenig Bereitschaft zur Flexibilität bei einer Arbeitszeitgestaltung, die auch 
mit Kinderbetreuungspflichten vereinbar ist. 
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Abb. 65:  Entwicklung der Sozialhilfedichte bei AlleinerzieherInnen 2004, 2008 
Quellen: Statistik Austria, MA 40, eigene Berechnungen der MA 24 

54 Bei der Berechnung der Sozialhilfedichte für Familien wurde den Bedarfsgemeinschaften 
die Anzahl der Wiener Familien (mit Kindern unter 18 Jahren) gegenübergestellt. Bei 
den Alleinunterstützten wurden die Wiener Ein-Personen-Haushalte verwendet. Allein­
erzieherInnen mit erwachsenen Kindern wurden den Alleinunterstützten hinzugerech­
net, Paare mit erwachsenen Kindern den Paaren ohne Kinder. 

55 Aufgrund der geringen Anzahl an AlleinerzieherInnen mit mehr als zwei Kindern ergeben 
sich statistische Unsicherheiten. Der Anteil von AlleinerzieherInnen mit mehr als zwei 
Kindern zeigt daher bloß die Tendenz auf, dass die Dichte mit steigender Kinder anzahl 
sehr hoch ist. 
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Paare ohne Kinder sind am wenigsten gefährdet, Sozialhilfe zu beanspruchen. 
Nur etwas mehr als 1% der Paare ohne Kinder in Wien bezog im Jahr 2008 So­
zialhilfe. Auch Paare mit Kindern weisen eine geringe, unter dem Schnitt lie­
gende Sozialhilfedichte auf. Bei näherer Betrachtung einzelner Fallkonstella­
tionen zeigte sich allerdings, dass auch bei Paaren mit mehr als zwei Kindern 
die Sozialhilfedichte mit rund 13% relativ stark angestiegen ist. 
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Sozialhilfe in Wien 

Bezugsdauer 
Die Bezugsdauer gibt Auskunft über Verfestigungstendenzen in der Sozialhilfe.  
Es bieten sich verschiedene Arten zur Ermittlung und Darstellung der Bezugs­
dauer in der Sozialhilfe an: 
▷  durchschnittliche Bezugsdauer pro Jahr56 und 
▷  Gesamtbezugsdauer. 

Durchschnittliche Bezugsdauer pro Jahr 
Im Jahr 2008 weisen Dauerleistungs- und MietbeihilfenbezieherInnen erwar­
tungsgemäß die längste durchschnittliche Bezugsdauer pro Jahr auf (über zehn 
Monate), während Richtsatzergänzungs- und VollsozialhilfebezieherInnen mit 
rund acht Monaten deutlich weniger lang Sozialhilfe beziehen. 

56 Die Bezugsdauer pro Jahr ist eine Kennzahl, die ausschließlich die Verweildauer in der 
Sozialhilfe in einem Jahr darstellt. Sie sagt nichts über die Gesamtbezugsdauer aus 
und kann daher nie höher sein als 12 Monate. Im Vergleich mit der durchschnittlichen 
Bezugsdauer vorangegangener Jahre können aber Aussagen über Veränderungen der 
Ver weildauer in der Sozialhilfe getätigt werden. Insbesondere wenn Daten nur zeitlich 
beschränkt zur Verfügung stehen – zum Beispiel wurde in Wien die Sozialhilfe erst 
mit dem Jahr 2000 vollständig in der EDV erfasst –, ist diese Darstellung eine aussage­
kräftige Alternative zur durchschnittlichen Gesamtbezugsdauer. Um Aussagen über die 
Gesamtbezugsdauer treffen zu können, wurde in einem zweiten Schritt auf Basis der 
Zahlen 2008 die Anzahl der BezieherInnen nach bestimmten Verweildauern er­
mittelt. 
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Während die Bezugsdauer bei Dauerleistungs­
und MietbeihilfenbezieherInnen seit 2000 rück­
läufig und bei VollsozialhilfebezieherInnen an­
nähernd gleich geblieben ist, hat sie sich bei Richt­
satzergänzungsbezieherInnen um durchschnitt­
lich einen Monat erhöht. Der Zugang zum Arbeits­
markt wird auch für Personen mit einer größeren 
Nähe zum Arbeitsmarkt schwieriger. 

Auf größere Schwierigkeiten beim Ausstieg aus 
der Sozialhilfe deutet auch die etwas höhere 
Bezugszeit der VollsozialhilfebezieherInnen (8,5 
Monate) im Vergleich zu den Richtsatzergänzungs­
bezieherInnen (7,9 Monate) hin. 

Quer über alle Leistungen hat sich aber die 
durchschnittliche Bezugsdauer pro Jahr von ca. 
8,7 Monaten zwischen 2000 und 2008 kaum ver­
ändert. 
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Abb. 67:  Entwicklung der durchschnittlichen Bezugsdauer pro 
Jahr nach Leistungen 2000, 2004, 2008 
Quellen: MA 40, eigene Berechnungen der MA 24 

Gesamtbezugsdauer 
Im Gegensatz zur durchschnittlichen Bezugsdauer pro Jahr werden bei der 
Gesamtbezugsdauer Mengendarstellungen (für das Jahr 2008) gewählt. 

Bezugsdauer Datenbasis 2008 Leistung Personen Prozentanteil innerhalb 
der SH-Leistung 

Prozentanteil an allen 
SH-Beziehern 2008* 

 Dauerleistung 5.393 100% 6,1% 

1 Jahr oder weniger  196 3,6% 0,2% 

2 bis unter 5 Jahre  993 18,4% 1,1% 

5 oder mehr Jahre  4.204 78,0% 4,7% 

 Mietbeihilfe 7.972 100% 9,0% 

1 Jahr oder weniger  571 7,2% 0,6% 

2 bis unter 5 Jahre  1.576 19,8% 1,8% 

5 oder mehr Jahre  5.825 73,1% 6,6% 

 Richtsatzergänzung 62.760 100% 70,7% 

1 Jahr oder weniger  13.007 20,7% 14,7% 

2 bis unter 5 Jahre  28.083 44,7% 31,7% 

5 oder mehr Jahre  21.670 34,5% 24,4% 

 Vollsozialhilfe 12.595 100% 14,2% 

1 Jahr oder weniger  2.597 20,6% 2,9% 

2 bis unter 5 Jahre  4.837 38,4% 5,5% 

5 oder mehr Jahre  5.161 41,0% 5,8% 

 Gesamt* 88.720 100% 100,0% 

1 Jahr oder weniger  16.371 18,5% 18,5% 

2 bis unter 5 Jahre  35.489 40,0% 40,0% 

5 oder mehr Jahre  36.860 41,5% 41,5% 

*ohne Sonstige Leistung 

Tabelle 22:  Gesamtbezugsdauern in der Sozialhilfe nach Leistungen 
Quellen: MA 40, berechnet durch MA 24 

Sozialhilfe in Wien 
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Sozialhilfe in Wien 

Weniger als ein Fünftel der SozialhilfebezieherInnen weist eine Bezugsdauer 
unter einem Jahr auf. Der Anteil der Personen mit mittlerer (2 bis 5 Jahre) und 
längerer Bezugsdauer (ab 5 Jahre) liegt jeweils bei ca. 40%. 

Den höchsten Anteil an LangzeitbezieherInnen weisen naturgemäß Dauer­
leistungs- und MietbeihilfenbezieherInnen auf. Diese Gruppen verfügen ent­
weder bereits über eine Pension oder sind aufgrund ihres Alters oder Gesund­
heitszustandes auf Dauer auf Sozialhilfe angewiesen. Sie erhalten diese Lei­
stungen an Stelle oder zusätzlich zu einer Pension (Waisenpension oder Pension 
mit Ausgleichszulage sowie sehr geringe Pensionen). 

Den höchsten Anteil an kurzen Bezugszeiten weisen Richtsatzergänzungs- 
und VollsozialhilfebezieherInnen auf. Der Anteil der BezieherInnen mit einer 
Bezugsdauer bis zu einem Jahr liegt bei beiden Zielgruppen bei rund 21%. Der 
hohe Anteil an KurzzeitbezieherInnen bei VollsozialhilfebezieherInnen lässt 
sich vor allem auf junge SozialhilfebezieherInnen – die noch keine Arbeitslosen­
geldansprüche erworben haben – zurückführen. Diese Gruppe nützt Sozial hilfe 
als Existenzsicherung während des Übergangs von der Ausbildung in das 
Arbeits leben. 

Der Anteil am Langzeitbezug ist bei VollsozialhilfebezieherInnen (41%) jedoch 
weit höher ausgeprägt als bei RichtsatzergänzungsbezieherInnen (rund 35%). 
Die geringeren Verweilzeiten in der Sozialhilfe von Richtsatzergänzungsbeziehe­
r Innen lassen sich durch eine größere Arbeitsmarktnähe und die verstärkte 
Nutzung von Angeboten des Arbeitsmarktservice erklären. 

Gezielte Unterstützungs- und Fördermaßnahmen für Vollsozialhilfebeziehe­
r Innen, wie sie in den Maßnahmen Jobchance und Step2Job praktiziert wurden 
bzw. werden, treffen daher die richtigen Zielgruppen, da diese Gruppen am 
weitesten vom Arbeitsmarkt entfernt sind und sie auch häufiger mit Schwierig­
keiten bei der Vermittlung konfrontiert sind. Wie die projektbezogenen Erfah­
rungen zeigen, benötigen diese Gruppen ein umfassendes Angebot zur Wieder­
eingliederung, das von der Vermittlungsunterstützung bis zu Qualifizierungs­
maßnahmen reicht. Zum Teil weist diese Gruppe auch große gesundheitliche 
Einschränkungen sowie soziale Problematiken auf. 

Wird die Bezugsdauer von allen arbeitsfähigen BezieherInnen zusammen­
gefasst, so liegt der Anteil der BezieherInnen mit einer Bezugsdauer von bis zu 
einem Jahr bei rund 17,6% und der von LangzeitbezieherInnen (ab 5 Jahre) bei 
30,3%57. 

▷ 
Rund 19% der BezieherInnen beziehen  

maximal ein Jahr Sozialhilfe, 42%  
erhalten sie länger als fünf Jahre. 
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Bewegungen in der Sozialhilfe 
Neben der Analyse der Verweildauer ist die Aufgliederung der Sozialhilfebeziehe­
rInnen in Bestandsfälle, Erstanfälle und Wiederanfälle zur Beurteilung der 
Entwicklung besonders wichtig. 

Eine hohe Anzahl an Erstanfällen deutet auf sozial- und wirtschaftsstruk­
turelle Probleme hin (z.B. aktuelle Wirtschaftskrise, hohe Arbeitslosigkeit). Ein 
steigender Bestand weist darauf hin, dass die BezieherInnen Schwierigkeiten 
haben, wieder am Arbeitsmarkt Fuß zu fassen. Hintergrund dafür kann wiede­
rum die wirtschaftliche Lage oder der Arbeitsmarkt an sich sein. Je länger 

57 Auf ähnliche Ergebnisse kam die Studie Erwerbspotenzial in der Sozialhilfe (Riesen­
felder, Andreas u.a. (2010): Erwerbspotenzial in der Sozialhilfe, Wien: L & R Sozial­
forschung/FORBA). Sowohl der Anteil der arbeitsfähigen Kürzest- und Kurzzeitbeziehe­
rInnen (16%) als auch der Anteil der arbeitsfähigen LangzeitbezieherInnen (27%) zwischen 
2003 und 2006 korrespondiert mit den Ergebnissen in diesem Bericht. Die Studie geht 
auch von einer relativ gleichbleibenden Struktur der Bezugsdauer über die Jahre hin­
weg aus. Die geringfügigen Unterschiede ergeben sich aus der Tatsache, dass bei der 
Studie eine Datenbereinigung aufgrund eines Abgleichs mit den Werten des Hauptver­
bands Österreichischer Sozialversicherungsträger erfolgte. 
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Sozialhilfe bezogen wird, umso schwieriger gestaltet sich auch der Ausstieg. 
Die hohe Anzahl an Wiederanfällen (Wiederbezug von Sozialhilfe innerhalb von 
zwei Jahren und mehr) zeigt vor allem, dass der Ausstieg aus der Sozialhilfe in 
vielen Fällen nur etappenweise bzw. teilweise gelingt (fehlende Nachhaltigkeit 
der Integration). 

Die Entwicklung der Ausstiege kann verschiedene Ursachen haben. Zu er-
wähnen sind konjunkturelle Gründe, Erfolge in der Ausstiegsförderung, aber 
auch demografi sche Faktoren und rechtliche Veränderungen im ersten Siche-
rungssystem (z.B. Einführung des Kinderbetreuungsgeldes).

Bewegungen Personen 06 Anteil 06 Personen 07 Anteil 07 Personen 08 Anteil 08

Bestand 57.423 68,70% 61.481 69,40% 65.640 70,20%

Erstanfall 18.288 21,90% 18.597 21,00% 18.482 19,70%

Wiederanfall innerhalb von 2 Jahren 5.175 6,20% 5.275 5,90% 5.408 5,80%

Wiederanfall nach mehr als 2 Jahren 2.637 3,20% 3.276 3,70% 4.017 4,30%

Gesamt 83.523 100,00% 88.629 100,00% 93.547 100,00%

Tabelle 23: Bewegungen in der Sozialhilfe
Quellen: MA 40, berechnet durch MA 24

Im Jahr 2008 haben rund 70% der SozialhilfebezieherInnen bereits im Vorjahr 
Sozialhilfe bezogen und zählen daher defi nitionsgemäß zum Bestand. Rund 
20% sind im Jahr 2008 neu hinzugekommen und haben davor noch nie Sozial-
hilfe bezogen (Erstanfälle). Der Anteil der Wiederanfälle lag 2008 bei rund 10%.
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Abb. 68: SozialhilfebezieherInnen nach Zugang 
2006 – 2008
Quellen: MA 40, eigene Berechnungen der MA 24
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Abb. 69: Zusammensetzung der SozialhilfebezieherInnen nach 
Zugang 2006 – 2008
Quellen: MA 40, eigene Berechnungen der MA 24

Im längerfristigen Vergleich zeigt sich nur eine geringe Veränderung der Dyna mik 
in der Sozialhilfe. Der Bestand wächst kontinuierlich an, die Neuanfälle haben 
sich im Vergleich zu den Vorjahren etwas reduziert und die Wiederanfälle sind 
ein wenig gestiegen. Dies weist darauf hin, dass Menschen, die schon einmal 
mit der Sozialhilfe zu tun hatten, gefährdet sind, wieder sozialhilfebedürftig 
zu werden. In wirtschaftlichen Aufschwungzeiten – und bis 2008 konnte noch 
von einem Aufschwung gesprochen werden – ist der Neuanfall geringer. Rund 
23.000 Personen (ca. 25%), die im Jahr 2007 Sozialhilfe bezogen hatten, bean-
tragten 2008 keine Sozialhilfe (Abgang). Einen etwas höheren Anteil (ca. 30%) 
macht die Summe der Erstanfälle plus Wiederanfälle aus. Sie sind damit haupt-
verantwortlich für das Wachstum in der Sozialhilfe im Jahr 2008.

▷
20% aller SozialhilfebezieherInnen 
beantragten 2008 erstmalig Sozialhilfe, 
10% nach einer längeren Pause. Rund 
25% der Personen, die im Jahr 2007 
Sozialhilfe bezogen hatten, bean-
tragten 2008 keine Leistung mehr.



 

 

 

  
 

 

 

 

 

 

Bezugshöhe 
Die durchschnittliche Bezugshöhe pro Bedarfsgemeinschaft und Monat ist 
zwischen 2000 und 2008 von 333 auf 435 Euro gestiegen. Dies entspricht einem 
rund 30%igen Anstieg. Den höchsten Aufschwung verzeichneten Dauerleis­
tungen, gefolgt von Geldaushilfen58. Die geringste Steigerung der durchschnitt­
lichen Höhen konnte Mietbeihilfen zugeschrieben werden59. Der unter dem 
Durchschnitt liegende Anstieg der Geldaushilfen ist im Vergleich zu den Dauer­
leistungen auf das starke Anwachsen von Richtsatzergänzungen zurückzuführen. 

Sozialhilfe in Wien 

▷ 
Die durchschnittlichen Ausgaben 

pro Bedarfsgemeinschaft betrugen 
2008 pro Monat ca. 435 Euro. 

Durchschnittliche Ausgaben pro Bedarfsgemeinschaft (BG) und Monat Ausgaben 00 Ausgaben 08 Anstieg 

Durchschnittliche Ausgaben alle Leistungen/BG/Monat € 333,35 € 434,47 30,3% 

 Durchschnittliche Ausgaben Geldaushilfen (Richtsatzergänzung u. Vollsozialhilfe) € 367,56 € 448,21 21,9% 

Durchschnittliche Ausgaben Dauerleistungen € 631,16 € 839,10 33,0% 

Durchschnittliche Ausgaben Mietbeihilfe € 102,90 € 107,84 4,8% 

Tabelle 24:  Ausgaben pro Bedarfsgemeinschaft in der Sozialhilfe 
Quellen: MA 40, berechnet durch MA 24 

Die Sozialhilferichtsätze sind im gleichen Zeitraum um 17,5% gestiegen. Somit 
erklärt sich ein großer Teil des Anstiegs bei den Ausgaben aus den Richtsatz­
anhebungen, der restliche Anstieg ist auf andere Faktoren zurückzuführen. 
Neben der Abhängigkeit von der Höhe der jährlich festgelegten Sozialhilfericht­
sätze sowie der zusätzlich gewährten Leistungen wie Miet- und Heizbeihilfe 
bzw. Sonderbedarfe hängt die durchschnittliche Bezugshöhe vor allem von der 
Anzahl der Personen in einer Bedarfsgemeinschaft, der Struktur der Bedarfsgemein­
schaften sowie bei RichtsatzergänzungsbezieherInnen von der Entwicklung 
der Einkommenshöhen in Wien ab. 

Jahr Richtsatz für die Alleinunterstützten Steigerung Gesamtsteigerung 

Euro absolut Prozent Prozent 

1999 364,74 

17,5% 

2000 373,68 8,94 2,5% 

2001 379,35 5,67 1,5% 

2002 390,33 10,98 2,9% 

2003 390,33 0,00 0,0% 

2004 401,61 11,28 2,9% 

2005 405,22 3,61 0,9% 

2006 420,00 14,78 3,6% 

2007 427,00 7,00 1,7% 

2008 439,00 12,00 2,8% 

Tabelle 25:  Entwicklung der Richtsätze für Alleinunterstützte 

58 Unter GeldaushilfenbezieherInnen fallen in dieser Darstellung sowohl Vollsozialhilfe- 
als auch RichtsatzergänzungsbezieherInnen. 

59 Mehrausgaben können sich lediglich aus allfällig höheren Mieten bzw. geringeren 
Wohnbeihilfen ergeben, nicht jedoch aus anderen Einkommenshöhen, da der Richtsatz 
für Mietbeihilfen- und DauerleistungsbezieherInnen ident ist mit dem Ausgleichszu­
lagenrichtsatz. Die Mietbeihilfe wird weiters durch die festgelegten Mietobergrenzen 
in der Sozialhilfe begrenzt. 
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3.4.3 Entwicklung soziodemografischer Merkmale 

Zieht man zur Analyse der Sozialhilfe die soziodemografischen Merkmale Ge­
schlecht, Altersverteilung, Bildung und Staatsbürgerschaft heran, so ergibt sich 
folgendes Bild: 

Im Gegensatz zu den Daten über die Armutsgefährdung findet sich in der 
Sozialhilfe kein signifikanter Unterschied zwischen Männern und Frauen. Die 
Unterschiede liegen vor allem in der Art der beanspruchten Leistung. Frauen 
beziehen in verstärktem Ausmaß Mietbeihilfen, Dauerleistungen und Richt­
satzergänzungen. Männer hingegen verfügen vielfach über kein weiteres Ein­
kommen und sind auf Vollsozialhilfe angewiesen. 

Ab 2000 ist ein höherer Anteil an jüngeren SozialhilfebezieherInnen zu beob­
achten. Der Anteil an Kindern (in Sozialhilfe beziehenden Erwachsenenhaus­
halten) und jungen Erwachsenen ist stark angestiegen, der Anteil älterer Be­
zieherInnen wird sukzessive geringer. Rund 9% der Wiener Kinder ist auf Sozial­
hilfeleistungen angewiesen. Dieser auch international beobachtbare Trend ist 
vor allem auf eine steigende Armutsgefährdung von Mehrkindfamilien zurück­
zuführen. 

Besonders in den letzten Jahren war die Sozialhilfe mit einem hohen Anteil 
an jungen Erwachsenen konfrontiert, die den Übergang von der Schule zur 
Erwerbsarbeit noch nicht oder nur unzureichend geschafft haben. Derzeit lässt 
sich noch keine Tendenz in Richtung Verfestigung der Sozialhilfebedürftigkeit 
beobachten. Mitunter konnte diese Verfestigung auch durch gezielte Interven­
tionen seitens des Arbeitsmarktservice und der Sozialhilfebehörde (Beschäfti­
gungsprojekte) verhindert werden. 

Das zentrale Problem für alle Altersgruppen ist die unzureichende Bildung. 
Die überwiegende Anzahl der SozialhilfebezieherInnen verfügt maximal über 
einen Pflichtschulabschluss oder über nicht mehr verwertbare Abschlüsse und 
Ausbildungen. 
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Abb. 70:  Entwicklung der SozialhilfebezieherInnen nach Geschlecht 2000 – 2008 
Quellen: MA 40, eigene Berechnungen der MA 24 

        

Sozialhilfe in Wien 

▷ 
Frauen weisen mit ca. 53% einen 
etwas höheren Anteil in der 
Sozialhilfe auf als Männer.  

Zwischen 2000 und 2008 hat sich der leichte Überhang an Frauen in der Sozial­
hilfe nur geringfügig verändert (von 54% auf 53%). Der Anteil der volljährigen 
Frauen ist geringfügig höher und liegt im Jahr 2008 bei 54,7%. 
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Während bei Dauerleistungs-, Richtsatzergänzungs- und insbesondere Miet-
beihilfenbezieherInnen Frauen stets die Mehrzahl darstellen, verhält es sich 
bei VollsozialhilfebezieherInnen umgekehrt. Im Jahr 2000 war der Anteil der 
Frauen bei den DauerleistungsbezieherInnen deutlich größer als 2008. Der 
geringer werdende Unterschied der Geschlechteranteile bis 2008 könnte auf 
eine verbesserte Absicherung der Frauen im Alter durch gestiegene Berufs-
tätigkeit und die gestiegen Lebenserwartung der Männer zurückzuführen sein. 
Männer weisen in der Sozialhilfe einen höheren Anteil an alleinunterstützten 
Personen auf und sind mangels Partnereinkommen verstärkt auf Vollsozial hilfe 
angewiesen.
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Abb. 71: Entwicklung der DauerleistungsbezieherInnen 
nach Geschlecht 2000 – 2008
Quellen: MA 40, eigene Berechnungen der MA 24
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viel höheren Anteil von Familien mit Kindern, sondern auf eine höhere Armuts­
gefährdung von Kindern bzw.  Mehrkindfamilien  hindeutet.  Ähnliche bzw.  sogar  
dramati schere Ergebnisse liefern Kennzahlenvergleiche in Bezug auf Schweizer  
Städte60 . 

Altersverteilung 
Die Altersstruktur von Sozialhilfebeziehe­
rInnen hat sich in den letzten Jahren stark  
verändert. Grundsätzlich kann von einer Ver­
jüngung ausgegangen werden, wobei sich  
besonders die Gruppe der minderjährigen  
Kinder (+175%) und der jungen Erwachsenen 
(+163%) in der Sozialhilfe seit 2000 stark  
vergrößerte.  Wesentlich geringer fällt der  
Anstieg in der Personengruppe ab dem 60.  
Lebens jahr aus (+36%).  

Sozialhilfebezug von Familien mit Kindern 
Die Sozialhilfedichte ausgewählter Alters­
gruppen bestätigt den Trend der Abso lut­
zahlen. Rund 9% der minderjährigen Kinder,  
also fast jedes zehnte Kind in Wien lebt mit 
Eltern im gemeinsamen Haushalt, die Sozial­
hilfe beziehen. Im Vergleich zum Jahr 2000  
ist das eine Verdreifachung, die nicht auf einen  

 Abb. 75: Entwicklung der SozialhilfebezieherInnen nach Altersgruppen 
2000, 2004, 2008 
Quellen: MA 40, eigene Berechnungen der MA 24 
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Kinder weisen mit 9% die höchste 
Sozialhilfequote auf. Diese Entwicklung 
ist auch international bemerkbar,  
z.B. in Schweizer Städten, die eine 
Sozialhilfedichte bis zu 13% bei 
Kindern aufweisen. Armutsgefährdung von Kindern61 62 

Laut EU-SILC 2008 sind 15% der Kinder bis 19 Jahre in Österreich armutsgefährdet (ca. 270.000 
Kinder). In Regionen mit einer hohen EinwohnerInnendichte (z.B. Städte mit mehr als 100.000 Ein­
wohnerInnen) ist die Armutsgefährdung von Kindern höher (25%).  

UNICEF stellt in einer 2007 erschienenen Studie fest, dass in den meisten reichen Nationen der 
Anteil der armutsgefährdeten Kinder ansteigt. Der  UNICEF-Vergleich zeigt auch sehr große Unterschiede  
zwischen den reichen Ländern auf.  Vor allem die skandinavischen Länder haben im Vergleich zu  
Deutschland und Österreich eine deutlich geringere Armutsgefährdungsquote bei Kindern. Sie weisen 
aber auch einen höheren Versorgungsgrad bei Kinderbetreuungseinrichtungen und eine hohe Frauen­
erwerbsquote auf. Die direkten Geldleistungen sind in diesen Ländern geringer. 

benfalls sehr hoch ist die Sozialhilfedichte in der Gruppe der 18- bis 24-Jährigen,  
ie bei ca. 7% liegt. Dies ist ein Indiz dafür, dass der Übergang von der Schule 

n die Berufstätigkeit nicht (mehr) funktioniert.  Ab dem 30.  Lebensjahr liegt die  
ozialhilfedichte unter dem Durchschnitt und nimmt mit steigendem Alter  
ontinuierlich ab.  
Vergleichsweise gering fällt die Sozialhilfedichte von Personen ab dem 60.  

ebensjahr aus. Der Anstieg innerhalb dieser Gruppe, insbesondere bei Frauen,  
st am geringsten ausgefallen. In der Personengruppe ab dem 75. Lebensjahr 
st die Sozialhilfedichte sogar rückläufi g. 

A
le

xa
n

d
ra

 K
ro

m
u

s 

60 http://www.sozialhilfe.bs.ch/staedtevergleich_08.pdf (22. 04. 2010). 
61 http://www.statistik.at/web_de/frageboegen/private_haushalte/eu_silc/index.html  

(14. 05. 2010). 
62 http://www.gew.de/Unicef-Studie_zu_Kinderarmut_Deutschland_nur_Mittelmass.html  

(14. 05. 2010). 
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Diese soziodemographischen Veränderungen in der Sozialhilfe haben große 
sozialpolitische Auswirkungen, da heute nicht nur alte und arbeitsunfähige 
Personen Sozialhilfe beziehen, sondern junge und potenziell arbeitsfähige 
Klient Innen die neue Zielgruppe in der Sozialhilfe darstellen.
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Abb. 76: Entwicklung der Sozialhilfedichte der Bezieher 
nach Altersgruppen 2000, 2004, 2008
Quellen: Statistik Austria, MA 40, eigene Berechnungen der MA 24
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Abb. 77: Entwicklung der Sozialhilfedichte der 
Bezieherinnen nach Altersgruppen 2000, 2004, 2008
Quellen: Statistik Austria, MA 40, eigene Berechnungen der MA 24

Die durchwegs höhere Sozialhilfedichte in allen Alterskohorten zeigt, dass der 
Anstieg nur in einem geringen Ausmaß vom Anstieg der Bevölkerung in den 
jeweiligen Alterskohorten in Wien beeinfl usst wurde. Am ehesten zeigt sich ein 
unmittelbarer Zusammenhang bei den älteren Personen. Dieser Anstieg ist zu 
36% auf die größer gewordene Anzahl älterer Menschen in Wien zurückzuführen. 
Die Berechnung des Faktors Bevölkerungsentwicklung hat dabei folgende 
Grundlage: Bei einer gleichbleibenden Sozialhilfedichte der BezieherInnen über 
60 von 2,3% im Jahr 2000 wären rund 1.000 zusätzliche SozialhilfebezieherInnen 
über 60 im Jahr 2008 zu erwarten gewesen. Tatsächlich betrug der Anstieg 
zwischen 2000 und 2008 rund 2.750 Personen. Der Faktor Bevölkerungsent-
wicklung erklärt den Gesamtanstieg daher nur zu 36%.

Ursachenanalyse Anstieg – Faktor Bevölkerungsentwicklung (2008)

SH unter 25 Faktor Bevölkerungsentwicklung Sonstige Faktoren

Personen 1.745 21.537

Prozent 7% 93%

SH über 25 unter 60 Faktor Bevölkerungsentwicklung Sonstige Faktoren

Personen 868 24.891

Prozent 3% 97%

SH über 60 Faktor Bevölkerungsentwicklung Sonstige Faktoren

Personen 1.003 1.749

Prozent 36% 64%

Wesentlich stärker als die Bevölkerungsentwicklung wirken somit andere 
Faktoren.

Tabelle 26: Bevölkerungsentwicklung als Ursache für den Anstieg der 
SozialhilfebezieherInnen
Quellen: MA 40, berechnet durch MA 24
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▷

Bildung
Ein hoher Grad an Bildung sorgt für ein geringeres Armutsrisiko und für mehr 
Chancen am Arbeitsmarkt und in unserer Gesellschaft. Es liegt daher die Ver-
mutung nahe, dass SozialhilfebezieherInnen über Bildungsdefi zite verfügen. 

In der Sozialhilfe fi nden sich alle Bildungsschichten wieder. Zunehmend 
beziehen auch MaturantInnen und HochschulabsolventInnen Sozialhilfe. Trotz-
dem stellt die Gruppe mit maximal Pfl ichtschulabschluss seit Jahren die weitaus 
größte Gruppe in der Sozialhilfe dar (2008: über 41.000 der volljährigen Sozial-
hilfebezieherInnen). War es bisher für bildungsferne Schichten und Ungelernte 
noch einfacher Arbeit zu fi nden, haben sich in den letzten Jahren die Chancen 
am Arbeitsmarkt für diese Zielgruppe stark verringert. Arbeitsplätze für gering 
qualifi zierte Menschen sind entweder abgewandert oder werden – unabhängig 
von der Ausbildungsart – mit höher qualifi zierten Arbeitskräften besetzt. 
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Abb. 78: SozialhilfebezieherInnen nach Bildungsstruktur 2008
Quellen: MA 40, eigene Berechnungen der MA 24

Welchen Einfl uss Bildung auf die Inanspruchnahme von Sozialhilfe hat, zeigt 
die Sozialhilfedichte nach Bildungsstand. Mit Ausnahme der Dichte des Sozial-
hilfebezugs in der Gruppe der AlleinerzieherInnen ist keine andere Dichte so 
hoch wie jene in der Gruppe der reinen Pfl ichtschulabsolventInnen. Rund 17% der 
Frauen und 19% der Männer mit Pfl ichtschulabschluss als höchster abgeschlos-
sener Ausbildung sind auf Sozialhilfeleistungen angewiesen. Die geringste Sozial-
hilfedichte weisen erwartungsgemäß HochschulabsolventInnen und Maturan-
tInnen auf.

Rund 17% der Wienerinnen und 
19% der Wiener mit Pfl ichtschul-
abschluss als höchster abgeschlos-
sener Ausbildung sind auf Sozialhilfe-
leistungen angewiesen.
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Abb. 79: Sozialhilfedichte der BezieherInnen zwischen 25 und 64 Jahren nach 
Bildungsstruktur 2008
Quellen: MA 40, eigene Berechnungen der MA 24
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Der überproportionale Anteil von Personen zwischen 25 und 64 Jahren mit ma-
ximal Pfl ichtschulabschluss in der Sozialhilfe (62%) unterscheidet sich wesent-
lich vom Anteil dieser Personengruppe an der Gesamtbevölkerung (15%). Bei 
allen anderen Bildungsabschlüssen liegt der Anteil der Sozialhilfebezieher Innen 
mehr oder weniger unter den Anteilen in der Gesamtbevölkerung.
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Abb. 80: Vergleich SozialhilfebezieherInnen zur Wiener Bevölkerung zwischen 
25 und 64 Jahren nach Bildungsstruktur 2008
Quellen: Statistik Austria, MA 40, eigene Berechnungen der MA 24

▷
Gering qualifi zierte Personen fi nden 
sich häufi g in der Sozialhilfe wieder. 

Für sie gibt es am Arbeitsmarkt 
kaum Arbeitsplätze. Bildung ist daher 
einer der zentralen Ansatzpunkte zur 

Bekämpfung von Armut. Hier ist 
vor allem der Bund gefordert, die 

entsprechenden Weichen zu stellen.

Unzureichende Bildung ist eine der wesentlichen Ursachen für Sozialhilfebe-
dürftigkeit. Damit wird auch offenkundig, wie eingeschränkt die Einfl uss- und 
Steuerungsmöglichkeiten der Sozialhilfe sind.

Staatsbürgerschaft
Österreichische StaatsbürgerInnen stellen den Hauptteil der Sozialhilfebeziehe-
r Innen (72% – 73%). Der Anteil der Drittstaatsangehörigen beträgt zwischen 16% 
und 18%. Dazu zählen alle nicht-österreichischen StaatsbürgerInnen, die keine 
EU-Bürger Innen sind.

2004

2008

2000

Staatsangehörigkeit

0%

100%

80%

60%

40%

20%

15,2%

16,4%

6,8%

Drittstaat

An
te

il

1,8%

2,8%

1,3%

EU, EWR, CH Asylberechtigte Österreich

7,4%

2,6%

79,0%

73,2%

89,3%

4,0%

ÖÖÖ

Abb. 81: Entwicklung der Anteile der Sozialhilfebeziehe-
rinnen nach Staatsangehörigkeit 2000, 2004, 2008
Quellen: MA 40, eigene Berechnungen der MA 24
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Abb. 82: Entwicklung der Anteile der Sozialhilfebezieher 
nach Staatsangehörigkeit 2000, 2004, 2008
Quellen: MA 40, eigene Berechnungen der MA 24

EU-Beitritt, Globalisierung und Änderungen der rechtlichen Rahmenbedin-
gungen spiegeln sich in der Entwicklung der Fallzahlen nach Staatsangehörig-
keit wider. Sie sind aber auch Ausdruck einer gesellschaftlichen Entwicklung 
und der unterschiedlichen Ausgangsbedingungen und Chancen.
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Quellen: MA 40, eigene Berechnungen der MA 24

Sozialhilfebezug von Drittstaatsangehörigen
Mit der Novelle zum Wiener Sozialhilfegesetz im Jahr 2006 erhielten Dritt-
staatsangehörige aufgrund EU-rechtlicher Bestimmungen einen Rechtsan-
spruch auf Sozialhilfe. Bereits einige Jahre zuvor wurde die Vollzugspraxis in 
der Sozialhilfe in Wien angepasst und der Zugang für in Wien lebende Dritt-
staatsangehörige zur Sozialhilfe verbessert. Mit der Gleichstellung von Dritt-
staatsangehörigen mit einem Daueraufenthalt EG mit österreichischen Staats-
bürgerInnen in der Sozialhilfe ist eine Staatsbürgerschaft nicht mehr zwingend 
erforderlich. Des Weiteren sind die Einbürgerungen in Wien zurückgegangen. 
Dies hat – neben der Verschärfung von Lebenslagen und einer höheren Arbeits-
losigkeit von MigrantInnen – zu einem Anstieg der Drittstaatsangehörigen 
geführt. Drittstaatsangehörige unterscheiden sich aber von anderen Sozial-
hilfebezieherInnen in vielerlei Hinsicht:
▷ Sie beziehen in weit höherem Ausmaß Richtsatzergänzungen,
▷ haben kürzere Bezugszeiten und
▷ weisen im Vergleich zu österreichischen Bedarfsgemeinschaften einen höheren 

Anteil an Kindern auf.

▷
Geringe Qualifi kationen führen zu 
geringeren Chancen am Arbeitsmarkt. 
Besonders betroffen sind MigrantInnen.

Sozialhilfebezug von EU-BügerInnen
Der Anstieg der EU-BürgerInnen ist zum einen auf eine höhere Mobilität und 
die Arbeitsnehmerfreizügigkeit in der EU und zum anderen auf die neuen Mit-
gliedsstaaten zurückzuführen. Trotz dieser Veränderungen stellen EU-Bürge-
rInnen nur eine kleine Minderheit in der Sozialhilfe dar. 

AsylwerberInnen und Asylberechtigte
AsylwerberInnen haben nach wie vor keinen Anspruch auf Sozialhilfe, sondern 
erhalten eine Grundversorgung. Erst nach Anerkennung als Asylberechtigte 
haben sie einen Rechtsanspruch auf Sozialhilfe bzw. Bedarfsorientierte Mindest-
sicherung und sind österreichischen StaatsbürgerInnen gleichgestellt. Neben 
physischen und psychischen Problemen hat diese Gruppe auch mit Schwierig-
keiten bei der Wohnungs- und Arbeitssuche zu kämpfen. Die Lage der Asyl-
berechtigten ist lt. Evaluationsbericht zur Start begleitung63 am Arbeitsmarkt 

63 Demel, Katharina (2010): Evaluation der „Startbegleitung für Asylberechtigte und Sub-
sidiär Schutzberechtigte“, Wien: Interface.



weiters von Dequalifizierung geprägt. Die in der 
Heimat erworbenen Ausbildungen werden vielfach 
in Österreich nicht anerkannt, sodass die Asylwer­
berInnen in anderen Berufen, die nicht ihren ur­
sprünglichen Qualifikationen entsprechen, arbeiten 
müssen. Dies stellt auch für den Wiener Arbeits­
markt einen Nachteil dar, da hier auf Personen mit 
zum Teil hohen Qualifikationen nicht bzw. nicht ad­
äquat zurückgegriffen wird. 

Drittstaatsangehörige und Asylberechtigte zählen 
zu den am stärksten von Armut und sozialer Aus­
grenzung betroffenen Gruppen in unserer Gesell­
schaft. Mit rund 9,9% Sozialhilfedichte liegen sie 
2008 über der Sozialhilfedichte der österreichischen 
StaatsbürgerInnen (5%). EU-BürgerInnen weisen nur 
eine geringe Sozialhilfedichte auf und auch der An­
stieg der Dichte ist – im Vergleich zum Anstieg bei 
den Drittstaatsangehörigen – gering. 
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Abb. 85:  Entwicklung der Sozialhilfedichte nach Staats­
angehörigkeit 2004, 2008 
Quellen: Statistik Austria, MA 40, eigene Berechnungen der MA 24 

Sozialhilfe in Wien 

3.4.4 Lebenslagen 

Die Gründe, für Sozialhilfebedürftigkeit sind vielfältig. Geringes Einkommen, 
Arbeitslosigkeit und auch psychische Probleme sind oft nur vordergründig das 
Problem. Dahinter verstecken sich manchmal dramatische Schicksale wie fami­
liäre Konflikte, Gewalt in der Familie, Missbrauch, Trennungen und Verlust­
erfahrungen. 

Ganz gleich, welche Gründe tatsächlich dahinter stecken, Sozialhilfe zu be­
ziehen ist – auch wenn die Stadt eine gewisse Anonymität zulässt – nach wie 
vor mit Scham und in der öffentlichen Diskussion mit Vorurteilen behaftet. Die 
aktuelle Missbrauchsdiskussion übersieht, dass neben individuellen Problemen 
und Krisen die strukturellen Rahmenbedingungen unserer Gesellschaft und 
des Arbeitsmarktes nicht nur Armut verursachen, sondern auch die Überwindung 
von Armut verhindern. SozialhilfebezieherInnen sind mit einer Vielzahl von 
Einschränkungen konfrontiert, die vor allem in ihrem Zusammenwirken zu 
sozialer Ausgrenzung führen. Ziel der Sozialhilfe ist daher nicht nur die Linde­
rung von Not, sondern auch deren (nachhaltige) Überwindung. 

Die Stadt Wien hat seit langem der Multikausalität für einen Sozialhilfebezug 
Rechnung getragen und bietet in den Sozialzentren sozialarbeiterische Betreu­
ung an. Es reicht die bloße finanzielle Unterstützung vielfach nicht aus, um 
eine nachhaltige Überwindung der Notlage zu gewährleisten. Sozialarbeit infor­
miert, berät und unterstützt. Der Schwerpunkt der Betreuung liegt auf der 
Information über Ansprüche, der Unterstützung bei der Durchsetzung von 
Ansprüchen sowie auf der Vermittlung von weiteren Unterstützungsangeboten. 

Die Gruppe der SozialhilfebezieherInnen ist in den letzten Jahren auch hetero­
gener geworden. Vor allem jüngere und arbeitsfähige Personen sind verstärkt 
auf Sozialhilfe angewiesen. Zwei Trends sind zu beobachten: 

Ein Teil der SozialhilfebezieherInnen weist – mit Ausnahme der prekären 
Einkommenssituation – keine weiteren Problemlagen auf. Zu dieser Gruppe zäh­
len vor allem Menschen, für die die Sozialhilfe eine bloße Überbrückung bedeutet. 
Aber auch BezieherInnen, die durch die Sozialhilfe eine (längerfristige) Existenz­
sicherung erhalten, müssen nicht zwangsläufig über mehrere soziale Problemlagen 
verfügen. Dies hängt nicht nur von den individuellen Bewältigungsstrategien 
und der bisherigen Lebenssituation, sondern auch von den äußeren Rahmen-
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▷ 

bedingungen (z.B. Höhe der Miete, familiäres Unterstützungspotenzial) ab. Grund­
sätzlich gilt, dass bei einem längeren Sozialhilfebezug (genauso wie bei längerer 
Arbeitslosigkeit) die Gefahr der Ausbreitung von Problemlagen größer wird. 

Beobachtbar ist zum anderen auch die Zunahme bzw. das Aufeinandertreffen 
mehrerer Problemlagen. Liegen mehrere Problemlagen vor, ist die Verfestigung 
von Sozialhilfebedürftigkeit sehr wahrscheinlich, da sich die Chancen am Arbeits­
markt aufgrund vielfacher Einschränkungen stark reduzieren. 

Im Rahmen der Sozialhilfesachbearbeitung werden die Lebenslagen von 
SozialhilfebezieherInnen nicht explizit erfasst. Bei sozialarbeiterischer Betreuung 
erfolgt jedoch eine genaue – derzeit noch nicht auswertbare – Anamnese, die 
Aufschluss über Problem- und Lebenslagen gibt. 

Das folgende Kapitel stützt sich daher auf andere Quellen, wie z.B. jene Daten, 
die im Zuge von Beschäftigungsmaßnahmen gewonnen werden. In der erschie­
nenen Studie Erwerbspotenzial in der Sozialhilfe64 wurden die Lebenslagen von 
SozialhilfebezieherInnen in Wien erstmals näher beleuchtet. 

Finanzielle Situation 
Abhängig von der Dauer der prekären Lebenssituation, der Ausgabensituation 
und weiteren Faktoren sind SozialhilfebezieherInnen sehr oft mit Finanzierungs­
problemen, Schulden und Zahlungsrückständen konfrontiert. Diese können zu 
sozialen Folgeproblemen wie Wohnungslosigkeit oder Verfestigung der Sozial­
hilfebedürftigkeit führen. So sind ungeregelte Schulden häufig ein Hindernis, 
wieder Arbeit zu finden bzw. diese zu behalten. 

Schulden bzw. Rückstände und 
Finanzierungsprobleme sind oft die 
Folge von längerer Arbeitslosigkeit 
bzw. Sozialhilfebedürftigkeit.  

▷ 
Wohnsituation 
Nur ein kleiner Teil der SozialhilfebezieherInnen verfügt über keine Wohnung. 
Im Jahr 2008 wurden rund 1.800 Personen ohne festen Wohnsitz aus Sozialhilfe­
mitteln unterstützt. Für diese Gruppe bietet die Wiener Wohnungslosenhilfe 
umfassende Unterstützung an. 

Vielfach erfolgt der Einstieg in die Sozialhilfe aufgrund eines Mietrückstandes 
bzw. einer bevorstehenden Delogierung. Ziel der Sozialhilfe ist es, mit ent­
sprechender Beratung und Unterstützung (z.B. Miet- und Wohnbeihilfe bzw. 
Übernahme von Mietrückständen) Wohnungslosigkeit zu vermeiden. 

SozialhilfebezieherInnen sind auch mit zu teuren oder gesundheitsschädi­
genden Wohnungen bzw. prekären Wohnverhältnissen (z.B. ohne Mietvertrag) 
konfrontiert. Aufgrund des großen Angebots an leistbarem Wohnraum spielt 
dieser Faktor aber in Wien – im Vergleich zu anderen Großstädten – eine eher 
untergeordnete Rolle. Die MitarbeiterInnen der Sozialzentren unterstützen die 
KlientInnen bei der Erarbeitung von Lösungsmöglichkeiten (z.B. Wohnungs­
tausch, Antrag auf Gemeindewohnung etc.). Vor allem Menschen, die (noch) 
keinen Zugang zu Gemeindewohnungen haben, sind aber auf den oft teuren 
Privatmarkt angewiesen. Die Sozialhilfe kann hier im Einzelfall Mietvoraus­
zahlungen oder Kautionen übernehmen. 

Sehr oft steht im Zusammenhang mit 
einem Sozialhilfebezug ein Wohn­
problem. Die Stadt Wien hilft sowohl 
durch Beratung als auch mit 
fi nanziellen Unterstützungen. 

Gesundheitliche Situation 
In den letzten Jahren wurde vor allem von den in der Sozialhilfe Tätigen auf 
die Zunahme von psychischen Erkrankungen bzw. Probleme bei den Sozialhilfe­
bezieherInnen hingewiesen. Ebenso zählen körperliche Einschränkungen und 
Sucht zu den häufigsten Dia gnosen. 

64 Riesenfelder, Andreas (2010): Erwerbspotenzial in der Sozialhilfe, Wien: L & R Sozial­
forschung/ FORBA. 

122 Sozialbericht 2010 



 

 
  

 
  

 

 
 

  

 
  

 
 

 

 
  

  
 

Sozialhilfe in Wien 

A
lf

re
d

 D
an

gl
 

Seit Kurzem steigt auch die Anzahl an Dauerleistungen in der Sozialhilfe 
wieder stärker an. Ob dies schon auf ein Ansteigen von gesundheitlichen Prob­
lemen hinweist oder auf Steuerungseffekte (z.B. des Arbeitsmarktservice oder 
der Sozialhilfebehörde) zurückzuführen ist, ist noch nicht eindeutig geklärt. In 
den durch die Stadt Wien (mit)finanzierten Beschäftigungsmaßnahmen für 
SozialhilfebezieherInnen wird jedoch der Faktor gesundheitliche Probleme 
neben dem Faktor unzureichende Qualifikation am häufigsten als Vermitt­
lungseinschränkung genannt. 

Als einziges Bundesland in Österreich stellt das Land Wien auf Dauer arbeits­
unfähige SozialhilfebezieherInnen mit AusgleichszulagenbezieherInnen gleich. 
Sie erhalten eine Dauerleistung, die genauso hoch ist wie eine Pension mit 
Ausgleichszulage. Ziel der Sozialhilfe muss es aber – neben der ausreichenden 
Absicherung – sein,Arbeitsfähigkeit zu erhalten und die Gesundheit zu fördern. 
Mit dem Zukauf einer entsprechenden Diagnostik inkl. Empfehlung durch das 
Berufliche Bildungs- und Rehabilitationszentrum (BBRZ) hat das Land Wien 
für SozialhilfebezieherInnen bereits eine Verbesserung erzielt.Weiters wird die 
e-card im Rahmen der Einführung der Bedarfsorientierten Mindestsicherung 
zu einem verbesserten Zugang zu Gesundheitsdienstleistungen führen. Gesund­
heitliche Aspekte spielen ebenso eine wesentliche Rolle bei den durch die Stadt 
Wien geförderten Beschäftigungsmaßnahmen. Der Erhalt bzw. die Förderung 
der Beschäftigungsfähigkeit wird ein Thema für die Zukunft sein. 

Weitere persönliche Problemlagen 
SozialhilfebezieherInnen weisen oft große Wissens- und Informationsdefizite 
hinsichtlich ihrer Rechte und der Hilfsangebote auf. Sie haben Probleme bei 
der Durchsetzung von Ansprüchen, teilweise aufgrund geringer sozialer, kommu­
nikativer und sprachlicher Kompetenzen (u.a. sekundärer Analphabetismus) 
sowie aufgrund von Bildungsdefiziten. Weiters können sie sehr oft nicht auf 
familiäre Ressourcen zurückgreifen und das soziale Umfeld ist – zum Teil auf­
grund langer Arbeitslosigkeit und/oder des sozialen Rückzugs – häufig sehr 
eingeschränkt. 
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Sozialhilfe – Zweites soziales Netz  
Dr . Norbert Regitnig-Tillian, freier Journalist 

 AlleinerzieherInnen sind die am stärksten von Armut gefährdete soziale Gruppe. 
Die ihnen zustehenden Leistungen nehmen viele aber erst spät in Anspruch. 

Irmgard K.,  Alleinerzieherin von drei Kindern, hatte nach ihrer Scheidung  „Dafür stand er plötzlich in der Tür und drohte mir eine Watschen an,  
alle Hände voll zu tun. Beim Arbeitsmarktservice galt die ehemalige wenn er nicht sofort die Tochter sehen dürfe.“ Die junge Frau flüchtete   
Geschäftsführerin eines Lokals im vierten Wiener Gemeindebezirk als zu ihrer schwerkranken Mutter, fand dort einen Unterschlupf. Unter
schwer vermittelbar. Ein adäquater Job, der sich mit der Kinderbetreuung  dessen stiegen die Mietrückstände. Strom und Gas wurden abgedreht,  
vereinbaren ließ, konnte ihr nicht angeboten werden. Sie beantragte eine Delogierung drohte. Doch mit ihrem 20-Stunden-Job als Regal­
Sozialhilfe, doch nicht nur einmal wurde das Geld knapp.  Wenn etwa einräumerin verdiente sie gerade einmal 554 Euro monatlich.  Die  
Ausgaben für die Kinder in der Schule anstanden,  eine Reparatur für Wohnung war in Gefahr und von einem Zurückzahlen der Schulden  
die Waschmaschine oder wenn eine Rechnung für eine Stromnach­ konnte keine Rede sein.  
zahlung ins Haus flat terte. „Anfangs hab’ ich mich geniert, mit der  Die Situation erschien der jungen Frau zusehends aussichts­
Rechnung zu meiner Betreuerin ins Sozialzentrum zu gehen und hab’ loser.  Freunde rieten ihr,  sich an ein Sozialzentrum der Stadt Wien zu 
zugewartet.“ wenden.  

Zu lange zugewartet.  Als man ihr dann eines Tages im Winter die Im Sozialzentrum auf der Spetterbrücke im 16. Bezirk erarbeitete 
Heizung abdrehte, war es fast zu spät. „,Kommen Sie sofort her’, sagte  eine Diplomsozialarbeiterin gemeinsam mit der jungen Frau ein Konzept,  
meine Betreuerin damals zu mir.“ Im Sozialzentrum handelte man dann  das ihr aus der Notlage helfen sollte. Eine Ratenzahlung wurde verein­
schnell. Die offene Rechnung wurde aus Mitteln der Sozialhilfe über bart und ein Antrag auf Richtsatzergänzungsleistung gestellt. Zug um 
nommen und ein Termin für die schnelle Entsperrung der Heizung  Zug werden nun die Schulden abgebaut. „Teil des Abkommens ist:  
vereinbart.  Frau Irmgard lässt Miete und Betriebskosten gleich direkt Wenn ich meine Raten pünktlich bezahle, bekomme ich dafür einen 
über das Sozialzentrum von ihrer Sozialhilfe abbuchen und verspricht,  Teil des Rückstandes als Geldaushilfe“, sagt Frau Karin erleichtert.  
sich früh genug zu melden, wenn es „wieder einmal eng wird“. Ihren Job hat die junge Mutter in der Zwischenzeit verloren.  Weil sie 

Mittlerweile sind zwei Kinder berufstätig und Irmgard K.  hat neuen  für eine Operation kurze Zeit ins Krankenhaus musste,  machte man 
Mut geschöpft.  Ärzte rieten der stark übergewichtigen Frau, sich einer  ihr in der Filiale das höchst fragwürdige Angebot, die Operation doch 
Magenverkleinerungsoperation zu unterziehen; jetzt hat sie mehr als 35  im Urlaub zu erledigen.  Karin M.  lehnte dankend ab. „Und plötzlich  
Kilo abgenommen und denkt über einen Neustart nach. „Vielleicht er öffne  sollte ich statt am Nachmittag in der Früh um sechs beginnen.  Aber 
ich ein eigenes Lokal. Meine Ex-Schwiegermutter würde helfen.“  wer betreut mir um diese Zeit mein Kind?“ Das Ergebnis: Kündigung.  

Auch Karin M. hat ihre eigenen Erfahrungen gemacht. „Ich glaubte,  Im Sozialzentrum wusste man auch da einen Ausweg.  Übergangs weise  
ich schaff’ es allein.  Aber dann kam einfach zu viel zusammen.“ Dabei ist die junge Frau nun in einem Beschäftigungsprojekt beschäftigt.  
hatte alles so gut begonnen. Die Angestellte einer großen Lebensmittel­ „Das bringt zumindest rund 200 Euro monatlich zusätzlich und ist mit 
kette wurde schwanger und freute sich mit ihrem Freund auf das  der Kinderbetreuung vereinbar. Jetzt sehe ich langsam wieder Licht  
junge Elternglück.  Doch ihre Tochter Lena  war erst ein Jahr alt,  als die am Ende des Tunnels.  Wenn alles gut geht, kann ich in Kürze wieder 
22-Jährige aus allen Wolken fiel.  Ihr Freund und Kindesvater hatte über  in meine Wohnung einziehen.“ 
Monate hinweg weder Miete noch Strom und Gas bezahlt,  obwohl sie Wie es mit dem Vater ihrer Tochter weitergeht, ist noch ungeklärt.  
ihm ihren Anteil immer überwiesen hatte. Jetzt hatten sich insgesamt „Ich will meiner Tochter den Vater nicht ewig vorenthalten.  Aber ich  
6.000 Euro Schulden angesammelt, die ihr – mittlerweile – Ex-Freund muss ihm erst vertrauen können.“ Derzeit kann er Lena einmal pro  
nicht zu übernehmen bereit war.  Auch wollte er keine Alimente bezahlen.  Woche sehen. „Die Kleine freut sich. Und das ist das Wichtigste.“ 

­

­

3.4.5 Regionale Verteilung 

Die nachfolgende Analyse der regionalen Verteilung der SozialhilfebezieherInnen 
beschränkt sich auf die Darstellung der BezieherInnen pro Bezirk und die je­
weilige Sozialhilfedichte. Die absolute Zahl steht im engen Zusammenhang mit 
der jeweiligen EinwohnerInnenanzahl, die Dichte weist auf strukturelle Unter­
schiede der Bezirke hin. Diese hängen vor allem von der demografischen Struk­
tur sowie der Wohnungsstruktur der einzelnen Bezirke in Wien ab. 

Favoriten weist die höchste Anzahl von SozialhilfebezieherInnen in Wien auf, 
gefolgt von Floridsdorf. Traditionell am unteren Ende rangieren die Bezirke 1, 
4, 6–9, 13, 18, 19 und 23. 
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Abb. 86: SozialhilfebezieherInnen nach Bezirken 2008
Quellen: MA 40, eigene Berechnungen der MA 24

▷
Vor allem bevölkerungsstarke Bezirke 
weisen hohe Sozialhilfezahlen auf. Mit 
Abstand die größte Anzahl an Sozial-
hilfebezieherInnen hat der 10. Bezirk.

Unterschiede gibt es hinsichtlich der Verteilung der Leistungen. Der Anteil der 
RichtsatzergänzungsbezieherInnen ist – bezogen auf die Sozialhilfebeziehe-
rInnen des jeweiligen Bezirks – in den Bezirken Simmering und Meidling mit 
über 70% am höchsten. VollsozialhilfebezieherInnen leben – wenn man den 
Anteil an den SozialhilfebezieherInnen des Bezirks betrachtet – vorwiegend in 
den Bezirken Alsergrund, Innere Stadt und Währing. Einen hohen Anteil an 
Dauerleistungen und Mietbeihilfen weisen die Bezirke Neubau und Josefstadt 
auf. Viele MietbeihilfenbezieherInnen gibt es außerdem noch in den Bezirken 
Innere Stadt und Wieden. Hietzing weist hingegen einen hohen Anteil an Dauer-
leistungsbezieherInnen auf. 
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Abb. 87: Sozialhilfedichte nach Bezirken 2004, 2008
Quellen: Statistik Austria, MA 40, eigene Berechnungen der MA 24

Die Dichte unterscheidet sich zum Teil deutlich von den absoluten Zahlen. So 
hat Meidling die höchste Sozialhilfedichte in Wien (8%), gefolgt von Simmering, 
Favoriten und Brigittenau. Ebenfalls über eine hohe Dichte verfügen Rudolfs-
heim-Fünfhaus, Floridsdorf, Leopoldstadt und Margareten. Analog zu den ab-
soluten Zahlen liegen die Innere Stadt, die Josefstadt und Hietzing am unteren 
Ende. In der Inneren Stadt, in Mariahilf, Neubau, der Josefstadt, am Alsergrund 
und in Hernals ist die Sozialhilfedichte in den letzten Jahren gesunken. Fast 
alle Bezirke mit einer hohen Sozialhilfedichte weisen auch in den letzten Jahren 
einen hohen Anstieg auf.

▷
Über die höchste Sozialhilfedichte in 

Wien verfügt der 12. Bezirk (8%), 
gefolgt vom 11. Bezirk.
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3.4.6 Österreichvergleich

Wien weist bei den zuletzt bei der Statistik Austria veröffentlichten Daten zur 
offenen Sozialhilfe einen rund 58%igen Anteil an den 152.000 Sozialhilfebeziehe-
r Innen Österreichs im Jahr 2007 auf. Der Anteil der Wiener Sozialhilfebeziehe-
r Innen erhöhte sich von 57% im Jahr 2000 bis auf 65% im Jahr 2003, ab 2006 
pendelte er sich in etwa auf den Wert von 2000 ein. Wien verzeichnete insbe-
sondere 2001 einen eklatanten Anstieg, der etwas verzögert in den anderen 
Bundesländern ab 2006 zu beobachten war. Die Wachstumszahlen in einigen 
Bundesländern liegen nunmehr teilweise mit zwei- bis dreistelligen Werten 
weit über der aktuellen Wiener Steigerungsrate.

Eine exakte Darstellung ist bis dato nur bedingt möglich, da die Defi nitionen 
und Zählweisen in den Bundesländern sehr unterschiedlich und die Daten-
erfassungen unvollständig sind.

▷
Wien weist nicht nur die meisten 
SozialhilfebezieherInnen in Österreich 
auf, sondern hat mit Abstand auch die 
höchste Sozialhilfedichte. Die Unter-
schiede zwischen den Bundesländern 
sind nicht nur auf den anonymeren 
Zugang zur Sozialhilfe und auf eine 
andere soziale Struktur in der Groß-
stadt zurückzuführen, sondern auch 
auf die bessere Versorgungslage in 
Wien. SozialhilfebezieherInnen erhalten 
das, worauf sie Anspruch haben, 
und sind mit keinen Zugangshürden 
konfrontiert. In Wien erhält jede zweite 
armutsgefährdete Person (bei einem 
50%igen Medianwert) Sozialhilfe. Im 
Vergleich dazu erhält in manchen 
Bundesländern nur jede 14. armuts-
gefährdete Person Sozialhilfe.
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Abb. 88: Sozialhilfedichtevergleich in den Bundesländern auf Bedarfsgemein-
schafts-/Haushaltsebene 2007
Quellen: Statistik Austria, MA 40, eigene Berechnungen der MA 24

2007 hat Wien nicht nur die meisten SozialhilfebezieherInnen, sondern auch 
mit 6,6% die mit Abstand höchste Sozialhilfedichte in Bezug auf die Haushalte. 
Salzburg, Vorarlberg und Tirol liegen mit einigem Abstand hinter Wien.

Worauf dieser Unterschied zurückzuführen ist, lässt sich nicht exakt ableiten, 
doch spielen verschiedene Faktoren eine entscheidende Rolle:
▷ Faktor Großstadt: Wien ist als einzige österreichische Metropole mit anderen 

sozialen Problemlagen und einer teilweise höheren Arbeitslosigkeit kon-
frontiert.

▷ Faktor Zuzug: Viele Menschen wollen in der Anonymität der Großstadt wieder 
Fuß fassen, Arbeit suchen bzw. auf das umfangreiche (soziale) Infrastruktur-
angebot der Stadt Wien zurückgreifen.

▷ Faktor Sozialer Wandel: Die Wiener Wirtschaft hat vor ein paar Jahren einen 
Wandel in Richtung Dienstleistungsgesellschaft vollzogen. Immer weniger 
Arbeitsplätze stehen daher für wenig qualifi zierte Menschen zur Verfügung. 

▷ Faktor soziale Infrastruktur: Aufgrund der besseren Ausgestaltung (z.B. kein 
Regress gegenüber Angehörigen) und des niederschwelligeren Zugangs zu 
den Leistungen (z.B. niederschwelligere Sozialzentren, Anonymität) werden 
Leistungen leichter in Anspruch genommen.

▷ Faktor Information: Aufgrund einer guten Informationspolitik sind Menschen 
in Wien über ihre Rechte besser aufgeklärt als in anderen Bundesländern.

▷ Faktor innovative Leistungen: In Wien werden Leistungen angeboten, die es 
in keinem anderen Bundesland gibt. Dies führt auch zu einer höheren Anzahl 
an SozialhilfebezieherInnen (z.B. Mietbeihilfe für PensionsbezieherInnen).
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Ein Maßstab für die jeweilige Versorgungslage in Österreich ist das Verhältnis 
der armutsgefährdeten Personen zu den tatsächlichen SozialhilfebezieherInnen.  
Als Armutsschwelle wird lt.  EU-SILC 60% des Medianeinkommens65 herangezo­
gen (siehe Kapitel 1.5). Dieser Betrag (2008: 950 Euro) liegt über den Sozialhilfe­
richtsätzen66. 

Die Armutskonferenz67 hat vor Kurzem einen Vergleich dieser Verhältnisse 
für Österreich erstellt. In Wien bezieht jede dritte armutsgefährdete Person  
Sozialhilfe. Damit verfügt Wien über einen hohen Versorgungsgrad und liegt 
unangefochten an der Spitze. Eine äußerst geringe Abdeckung weisen Kärnten 
(jede 51. armutsgefährdete Person), das Burgenland (jede 43.) und Oberösterreich  
(jede 28.) auf. 

Die  erhöhte Armutsschwelle  beträgt lt.  EU-SILC  50% des Medianeinkommens 
(2008: 792 Euro) und ist besser mit den gültigen Sozialhilferichtsätzen in Öster­
reich vergleichbar. Das Burgenland, Kärnten und Oberösterreich unterstützen 
etwa nur jede 14. bis 18.  erhöht armutsgefährdete Person (unter der 50%-Schwel­
le). In Wien erhält mehr als jede zweite erhöht armutsgefährdete Person Sozi­
alhilfe.  
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Österreich 2006/2007 
Quellen: Statistik Austria, MA 40, eigene Berechnungen der MA 24 
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Sozialhilfe in Wien 

Die österreichweit geringe Inanspruchnahme von Sozialhilfe (Non-take-up-Rate)  
durch (erhöht) armutsgefährdete Personen bedeutet aber nicht im Gegenzug,  
dass  ein Teil  auf  Sozialhilfe verzichtet. Sie beziehen zum Teil andere Sozialleistun­
gen  (z.B.  Pension  mit Ausgleichszulage) oder weisen ein anderes Einkommen  
(z.B. Erwerbseinkommen) auf, das in etwa der Höhe der Sozialhilfe entspricht.  
In Wien wird – im Vergleich zu den anderen Bundesländern – von einer eher 
geringen Nicht-Inanspruchnahme der Sozialhilfe ausgegangen. 

In einer Studie zum Thema Nichtinanspruchnahme von Sozialhilfe68 geht  
das Europäische Zentrum für Wohlfahrtspolitik und Sozialforschung von einer  
Non-take-up-Rate in Österreich von 49% bis 62% aus. In Wien liegt die Non-
take-up-Rate weit unter dem Bundesdurchschnitt zwischen 12% und 28%.  

Studie zur Nichtinanspruch­
nahme von Sozialhilfe 

Die Nichtinanspruchnahme von Sozial­
leistungen führt zu mangelnder fi nanzieller  
Ausstattung und zu sozialen Folgeprob­
lemen. Soziale Ungleichheiten, die durch  
Sozial leistungen ausgeglichen werden  
sollten, manifestieren sich.  

Sehr oft werden bestimmte Sozialleistun­
gen auch in Kombination mit weiteren Leis­
tungen (z.B. Beratung) erbracht, die dann  
ebenfalls nicht in Anspruch genommen  
werden (können). Zugangsbarrieren und  
Informationsdefizite führen dazu,  dass Hilfe­
stellungen nicht präventiv bzw. nicht früh  
genug ansetzen und die Unterstützung da­
durch an Effi zienz einbüßt. 

Im Vergleich zu universellen Leistungen  
sind bedarfsgeprüfte Sozialleistungen stets  
durch ein hohes Maß an Zugangsproblemen  
und eine hohe Nichtinanspruchnahme cha­
rakterisiert. 

65 Siehe Fußnote 5. 
66 Unberücksichtigt blieben bei dieser Darstellung weitere Einkommen,  die neben der  

Sozial hilfe bezogen werden können wie Familienbeihilfe,  Wohnbeihilfe, Pfl egegeld etc. 
67 http://www.armutskonferenz.at/index.php?option=com_content&task=view&id=18& 

Itemid=142 (22. 04. 2010). 
68 http://www.euro.centre.org/data/1253795889_50066.pdf (22. 04. 2010) und 

http://www.euro.centre.org/data/1184233002_88737.pdf (22. 08. 2010). 
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 Wiener 
Grundversorgung 

Österreich hat – wie 145 andere Staaten – die Genfer Flüchtlings­
konvention (GFK)  und das Zusatzprotokoll von 1967 unterzeichnet.  

Damit ist Österreich die Verpfl ichtung eingegangen, Menschen, die 

in ihrem Heimatstaat verfolgt werden, aufzunehmen und zu versorgen.  

Im Jahr 2004 wurde in Österreich die bisherige Bundes betreuung  
durch die Grundversorgung abgelöst. Die Grundversorgung dient als 

temporäre Unterstützung von hilfs- und schutzbedürftigen Menschen  

während ihres Asylverfahrens. Sie soll existenzielle Bedürfnisse ab­

decken, wie den Schutz vor Verfolgung, die Bereitstellung von Wohn­

raum und die Versorgung mit Nahrung, Bekleidung und medizinischer  

Hilfe. Die Grundversorgung erfolgt nach einem bundes weit einheitlich  

festgesetzten Mindest standard. Im Jahr 2009 erhielten in Wien rund 

5.850 Personen aus 86 Herkunftsländern Leistungen aus der Grund­

versorgung. 



 

Wiener Grundversorgung 

4.1 Das Wiener Grundversorgungsgesetz 

  AM  1.5.2004  TRAT  DIE  Vereinbarung zwischen dem Bund und den Ländern  
über gemeinsame Maßnahmen zur vorübergehenden Grundversorgung für  
hilfs- und schutzbedürftige Fremde in Österreich in Kraft. Die Grundver-
sorgungsvereinbarung nach Artikel 15a des Bundesverfassungsgesetzes  
bietet die Grundlage für die Betreuung von AsylwerberInnen,  Asylberech­
tigten, Vertriebenen und anderen aus rechtlichen und faktischen Gründen 
nicht abschiebbaren Menschen in Österreich. Damit wurde die bisherige  
gesetzliche Grundlage, die sogenannte Bundesbetreuung, ersetzt und die 
Versorgung der Zielgruppe vereinheitlicht.  Festgelegt wurde mit dieser  
Vereinbarung zwischen Bund und Ländern auch die gleichmäßige Verteilung  
der AsylwerberInnen im gesamten Bundesgebiet sowie eine Kostenteilung 
zwischen Bund und Ländern.  Alle Bundesländer haben auf Basis der Ver
einbarung eigene Grundversorgungsgesetze in Kraft gesetzt. 

Die Betreuung von AsylwerberInnen war bis 1.5.2004 im Bundesbetreuungs­
gesetz  geregelt.  Die Unterbringung erfolgte in ausgesuchten Privatquartieren 
(z.B. in Gasthöfen) oder in eigenen Betreuungsheimen. Eine Unterstützung für 
privat wohnende AsylwerberInnen (analog zur Grundversorgung) sah die Bundes­
betreuung nicht vor. Die Finanzierung erfolgte ausschließlich durch den Bund.  

Die Regelungen in der Bundesbetreuung waren zum Teil intransparent und 
schlossen einen großen Teil der Hilfe- und Schutzsuchenden aus, sodass nur 
rund ein Drittel der Flüchtlinge versorgt wurde. Zwei Drittel wurden durch  
karitative Organisationen (teilweise finanziert durc h die Länder),  Verwandte  
und Bekannte unterstützt oder blieben sich selbst überlassen. 

Die von der EU verabschiedete Richtlinie über die Mindeststandards für die  
Aufnahme von AsylwerberInnen (RL 2003/9/EG) erforderte eine grundlegende 
Umgestaltung des nationalen Aufnahmesystems und der Versorgung der Ziel­
gruppe. Eine Novelle des Bundesbetreuungsgesetzes wurde schon bald nach 
ihrem Inkrafttreten außer Kraft gesetzt und durch eine umfassende Änderung 
des Bundesbetreuungsgesetzes ersetzt. Das neue Gesetz trägt dem Umstand  
Rechnung, dass zwischen Bund und Ländern die Aufgabenteilung bei der Ver­
sorgung und Unterstützung von hilfsbedürftigen AsylwerberInnen ab 1.5.2004 
über die Grundversorgung abgewickelt wurde.  Dem Bund verblieb nur die  
Zuständigkeit für AsylwerberInnen während des Zulassungsverfahrens in den 
eigenen Betreuungsstellen (z.B.  Erstaufnahmestelle Ost –  Traiskirchen). Die  
Länder sind für die Versorgung von AsylwerberInnen mit zugelassenem Ver­
fahren sowie für nicht abschiebbare Fremde zuständig. Die Kosten werden  
zwischen Bund und Ländern nach einem Schlüssel (60:40) aufgeteilt. Bei längerer  
Verfahrensdauer (> 12 Monate) trägt der Bund zur Gänze die Kosten. 

Basierend auf dem Gliedstaatsvertrag zwischen allen neun Bundesländern  
einerseits und dem Bund (Grundversorgungsvereinbarung – Art 15a B-VG) ande­
rerseits,  hat das Land Wien – wie alle anderen acht Bundesländer auch – die  
entsprechenden Regelungen im dazu notwendigen Landesgesetz über Maß­
nahmen zur vorübergehenden Grundversorgung für hilfs- und schutzbedürftige  
Fremde (Asylwerber,  Asylberechtigte,  Vertriebene und andere aus recht lichen  
oder faktischen Gründen nicht abschiebbare Menschen) in Wien umgesetzt. 

Durch die finanzielle Beteiligung der Länder an den Kosten der Grund ver
sorgung sowie die Übernahme der Versorgung der Zielgruppe durch die Länder  
hat sich die Situation für die Betroffenen deutlich verbessert.

69 http://www.unhcr.at/rechtsinformationen/internationales-fl uechtlingsrecht/voelker  
rechtliche-dokumente/genfer-fl uechtlingskonvention.html (26. 05. 2010). 

 Genfer Flüchtlingskonvention 
(GFK)69  

Wer ist ein Flüchtling? 

Artikel 1 der GFK defi niert einen Flüchtling  
als Person,  die sich außerhalb jenes Landes  
befindet,  dessen Staatsangehörigkeit sie 
besitzt, oder in dem sie ihren ständigen  
Wohnsitz hat und die wegen ihrer Rasse,  
Religion, Nationalität, Zugehörigkeit zu  
einer bestimmten sozialen Gruppe oder  
wegen ihrer politischen Überzeugung eine  
wohlbegründete Furcht vor Verfolgung hat  
und den Schutz dieses Landes nicht in  
Anspruch nehmen kann oder wegen dieser  
Furcht vor Verfolgung nicht dorthin zurück­
kehren kann. 

Warum ist die GFK wichtig? 

Sie ist das erste universell geltende Ab­
kommen, das sich ausschließlich und  
umfassend Flüchtlingen widmet. Sie legt 
eine Reihe von grundlegenden Rechten  
fest, die zumindest denen von Ausländern 
entsprechen,  die sich rechtmäßig in einem  
bestimmten Land aufhalten. Oftmals ent­
sprechen diese Rechte auch denen der  
Staatsangehörigen des Aufnahmelandes.  
Die GFK  trägt der internationalen Dimen­
sion von Flüchtlingskrisen und der Not­
wendigkeit der internationalen Zusam­
menarbeit Rechnung, einschließlich der  
Teilung der Verantwortung zwischen den 
Staaten. 

Was ist der Inhalt der GFK? 

Sie definiert,  was der Begriff Flüchtling  
bedeutet. Sie bestimmt die Rechte von  
Flüchtlingen, etwa die Religions- und Be­
wegungsfreiheit sowie das Recht zu arbei­
ten, das Recht auf Bildung und das Recht 
auf den Erhalt von Reisedokumenten.  
Doch sie unterstreicht auch die Pflichten  
von Flüchtlingen gegenüber ihrem Aufnah­
meland. Ein Kernprinzip der Konvention ist  
das Verbot, einen  Flüchtling in ein Land  
zurückzuweisen, in dem er Verfolgung  
fürchten muss (Non-Refoulement). Sie  
nennt zudem Personen oder Gruppen von 
Personen, denen kein Schutz nach der  
GFK zusteht. 

­

­
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Wiener Grundversorgung 

In den letzten Jahren ist die Anzahl der AsylwerberInnen stark zurück­
gegangen. Dies ist vor allem auf eine restriktivere Bundesgesetzgebung 
zurückzu führen. Darüber hinaus hat sich die geopolitische Lage verändert und 
Österreich ist durch den EU-Beitritt der meisten Nachbarländer von sicheren 
Drittstaaten umgeben. Nach der sogenannten Dublin II Verordnung ist jenes 
Mitgliedsland der Europäischen Union für Asylverfahren zuständig, in welches 
Asylsuchende als erstes einreisen. Asylanträge in Österreich haben sich daher 
stark reduziert. Per 1. Juli 2010 waren laut Bundesminis terium für Inneres in 
Österreich 24.134 Asylverfahren anhängig. Beim überwiegenden Teil (18.143) 
handelte es sich um Asylverfahren in zweiter Instanz (Berufungsverfahren). Im 
Vergleich dazu ist der Anteil an erstinstanzlichen Verfahren mit rund 25% zum 
Stichtag an allen Verfahren äußerst gering. 

 Anerkennungsraten im Asylverfahren70 

Laut EUROSTAT lagen die Anerkennungsraten von AsylwerberInnen, d.h. der Anteil der positiven  
Entscheidungen an der Gesamtzahl der Entscheidungen der ersten Instanz, in Österreich im Jahr 2009  
bei 21,7% und damit unter dem EU27-Schnitt.  Die Anerkennungsrate lag in der EU27 in der ersten 
Instanz bei 27% und im endgültigen Berufungsverfahren bei 19%. 

▷ 

▷ 

Verantwortlich für die nach wie vor große Anzahl an AsylwerberInnen in Wien 
ist vor allem die lange Verfahrensdauer sowie eine große Anzahl an Personen
mit einem rechtskräftig negativen Asylbescheid, deren Abschiebbarkeit noch
geprüft wird bzw. deren Abschiebung in Vorbereitung ist.  

Das Land Wien hat die Grundversorgung seit ihrer Einführung in vorbild­
licher  Weise organisiert und hat auch – vor allem in der  Anfangsphase – Kapazi­
tätslücken der anderen Bundesländer ausgeglichen. Obwohl die Verteilung der 
AsylwerberInnen mittlerweile ausgewogener ist, kommen manche Bundesländer  
ihrer Verantwortung noch immer nicht zur Gänze nach.  Daher muss die Stadt
Wien die Sollquote um mehr als 30% überschreiten. 

Im Jahr 2009 erhielten in Wien rund 5.850 Personen Leistungen aus der
Grundversorgung. Die Bruttoausgaben des Fonds Soziales Wien für die Grund­
versorgung beliefen sich für das Jahr 2009 auf 34,4 Mio. Euro. Im Vergleich
dazu betrugen die Ausgaben 2005 43,9 Mio. Euro. Dies entspricht einem Rück­
gang von ca. 22%.  

Bei rund 2.574 BezieherInnen der Grundversorgung in Wien (2009) werden
die Kosten zu 100% vom Bund getragen (lange Asylverfahren). Bei den restlichen  
3.276 BezieherInnen werden die Aufwendungen zwischen Bund und Ländern
nach dem Schlüssel 60 : 40 aufgeteilt. Dies führt zu jährlichen Refundierungen
des Bundes, welche die Bruttokosten des Landes Wien für die Grundversorgung  
beträchtlich reduzieren 

 
 

 

 

 

 

Die Grundversorgung ist eine 
sterreichweit einheitliche Leistung zur 

Versorgung von AsylwerberInnen 
während eines laufenden Asyl­

verfahrens sowie für Menschen, die 
aus verschiedenen Gründen nicht 

abschiebbar sind. Die 
Verpfl ichtung Österreichs,  Asyl­

werberInnen aufzunehmen und ent­
sprechend zu versorgen, ergibt sich 

aus völkerrechtlichen Bestimmungen 
und einer Richtlinie der EU. 

ö

Die Grundversorgung ist in Wien 
in vorbildlicher Weise organisiert.  

Das Land Wien hat auch in Zeiten, in 
denen andere Bundesländer Probleme 

bei der Bereitstellung einer 
ausreichenden Anzahl an Plätzen 

hatten, die Unterbringung der Asyl­
werberInnen in Wien gewährleistet. 

 
 

70 http://europa.eu/rapid/pressReleasesAction.do?reference=STAT/10/89&format=PDF& 
aged=0&language=DE&guiLanguage=en (30. 08. 2010).
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▷ 

Anspruchskreis 
Gemäß der Grundversorgungsvereinbarung  wird hilfs- und schutzbedürftigen  
Fremden in Österreich eine vorübergehende Grundversorgung angeboten.  Als 
hilfsbedürftig gilt, wer den Lebensbedarf für sich und die mit ihm im gemein­
samen Haushalt lebenden unterhaltsberechtigten Angehörigen nicht oder nicht  
ausreichend aus eigenen Kräften und Mitteln beschaffen kann und ihn auch 
nicht oder nicht ausreichend von anderen Personen oder Einrichtungen erhält: 
▷  Menschen, die einen Asylantrag gestellt haben (AsylwerberInnen), über den 

noch nicht rechtskräftig entschieden wurde, 
▷  Menschen mit Aufenthaltsrecht gemäß § 8 Asylgesetz 2005 (subsidiär Schutz­

berechtigte), § 72  Niederlassungs- und Aufenthaltsgesetz  (Aufenthaltsgenehmi­
gung aus humanitären Gründen) oder einer Verordnung gemäß § 73 Nieder
lassungs- und Aufenthaltsgesetz (Niederlassungsbewilligung aus humani­
tären Gründen), 

▷  Menschen ohne Aufenthaltsrecht, die aus rechtlichen oder tatsächlichen  
Gründen nicht abschiebbar sind, 

▷  Menschen, die nach einem negativen  Asylbescheid auf ihre  Abschiebung  
warten oder in Kürze selbst ausreisen, 

▷  Menschen, denen Asyl in Österreich gewährt wird (Asylberechtigte) während  
der ersten vier Monate nach Asylgewährung. 

Die Unterstützung im Rahmen der Grundversorgung beginnt mit dem Antrag 
auf Asyl und endet nach Abschluss des Asylverfahrens. Wenn das Asylverfahren  
mit einer Anerkennung als Asylberechtigter/als Asylberechtigte endet, wird die  
Unterstützung im Rahmen der Grundversorgung noch vier Monate fortgesetzt.  
Kann danach der Lebensunterhalt nicht aus eigenen Mitteln bestritten werden,  
so besteht die Möglichkeit, beim zuständigen Sozialzentrum der MA 40 Soziales,  
Sozial- und Gesundheitsrecht Sozialhilfe  bzw.  Bedarfsorientierte Mindest­
sicherung zu beantragen. 

Im Unterschied zu Asylberechtigten 
und subsidiär Schutzberechtigten 
haben AsylwerberInnen keinen 
Anspruch auf Sozialhilfe bzw.  
Bedarfsorientierte Mindestsicherung. 
Sie erhalten – ebenso wie 
Menschen, die nicht abschiebbar 
sind – ausschließlich Leistungen 
aus der Grundversorgung. 

­
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  4.2 Organisation und Leistungen der Wiener 
Grundversorgung 

  FÜR  DIE  UMSETZUNG  dieser Vereinbarung gemäß 15a Bundesverfassungs­
gesetz ist in Wien der Fonds Soziales Wien verantwortlich. Er hat dafür die 
Grundversorgung Wien  Landesleitstelle eingerichtet. Menschen, die der Hilfe  
und des Schutzes bedürfen und die Leistungen aus der Grundversorgung 
in Anspruch nehmen, haben die  Wahl zwischen der Unterbringung in einer 
Grundversorgungseinrichtung oder der fi nanziellen Unterstützung bei  
priva ter Unterbringung. Die finanziellen Unter stützungsleistungen sind  
jedoch wesentlich geringer als die aktuellen Sozialhilferichtsätze bzw.  
Mindest standards in der Bedarfsorientierten Mindest sicherung. 

Für die Leistungserbringung und Auszahlung der Unterstützung an privat  
wohnende BezieherInnen der Grundversorgung ist die Servicestelle der Caritas  
Wien in Abstimmung mit der Grundversorgung Wien Landesleitstelle zuständig.  
Die Abrechnung der Grundversorgungseinrichtungen erfolgt über die Grund­
versorgung Wien Landesleitstelle.  Die gesetzlich geregelten Leistungen der  
Grundversorgung setzen sich wie folgt zusammen: 

Grundversorgungsleistungen für Personen in betreuten Unterkünften 

▷  Verpflegung/Lebensmittel  oder Verpfl egungsgeld im Wert von fünf Euro pro 
Tag, 

▷  40 Euro Taschengeld pro Monat. 

Grundversorgungsleistungen für privat wohnende Personen 

▷  Mietzuschuss für Einzelpersonen in der Höhe von maximal 110 Euro pro  
Monat, 

▷  Mietzuschuss für Familien in der Höhe von maximal 220 Euro pro Monat, 
▷  Verpfl egungsgeld für Erwachsene in der Höhe von maximal 180 Euro pro  

Person und Monat, 
▷  Verpfl egungsgeld für Minderjährige in der Höhe von maximal 80 Euro pro 

Person und Monat. 

Allgemeine Grundversorgungsleistungen 

▷  Bekleidungshilfe: nach Bedarf, maximal 150 Euro pro Jahr, 
▷  Schulbedarf für SchülerInnen: nach Bedarf, maximal 200 Euro pro Schuljahr, 
▷  Krankenversicherung (Wiener Gebietskrankenkasse), 
▷  Information, Beratung und Betreuung, 
▷  Übernahme der Fahrtkosten bei behördlichen Ladungen und Überstellungen. 

Beratungsstellen im Rahmen der Grundversorgung 
Die Betreuung und Beratung von AsylwerberInnen obliegt den sechs Grund­
versorgungs-Beratungsstellen, die in Wien von Caritas, Diakonie, Integrations­
haus,  Kolping, Volkshilfe-Wien und dem Verein Ute Bock betrieben werden.  
Diese bieten Informationen und Beratungen über rechtliche Belange, die  
Gesund heitsversorgung,  Wohnmöglichkeiten und den Arbeitsmarkt an, unter
stützen bei der Suche nach Kindergarten- bzw. Schulplätzen, begleiten zu Be­
hörden und helfen auch bei einer beabsichtigten Rückkehr in die Heimat. 

Unbegleitete Minderjährige haben im Rahmen der Grundversorgung genauso  
wie Erwachsene die Möglichkeit, Deutschkurse zu besuchen oder einen kosten­
losen Hauptschulabschlusskurs der Volkshochschulen in Anspruch zu nehmen. 

Wiener Grundversorgung 

Grundversorgungseinrichtungen 
In Wien gibt es 25 Grundversorgungsein­
richtungen für Erwachsene und sechs für 
unbegleitete Minderjährige. 2009 befanden  
sich in Wien 5.846 Personen in Grundver­
sorgung. 

­
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▷ 
Neben der Unterbringung, dem 

Taschengeld bzw. dem Mietzuschuss 
und dem Verpflegungsgeld sind die  
Betroffenen auch krankenversichert. 

▷ 
Sechs Beratungsstellen bieten Unter-

stützung für AsylwerberInnen an.  
Vor allem hinsichtlich des Verfahrens­

ablaufs, der rechtlichen Situation 
sowie der Möglichkeiten in Österreich 

gibt es großen Informations bedarf,  
da die AsylwerberInnen oft aus völlig 

anderen Kulturkreisen und politischen 
Systemen kommen. 
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Wiener Grundversorgung 

▷ 

AsylwerberInnen bekommen überwiegend nur Beschäftigungsbewilligungen 
für saisonale Beschäftigungen. Diese werden meist in der Landwirtschaft ange­
boten und ermöglichen einen bescheidenen Dazuverdienst. Die Einkünfte werden 
bis auf einen geringen Freibetrag auf die Grundversorgungsleistungen ange­
rechnet. Auch wenn einige der UnterkunftsgeberInnen (tagesstrukturierende) 
Beschäftigungsmöglichkeiten anbieten, ist die Untätigkeit für die meisten Asyl­
werberInnen ein sehr großes Problem. Die meisten Fördersysteme, die eine 
Integration unterstützen bzw. beschleunigen würden, können erst nach der 
Anerkennung als Asylberechtigte bzw. subsidiär Schutzberechtigte in Anspruch 
genommen werden (z.B. arbeitsmarktpolitische Maßnahmen). 

Die Anerkennung verändert viel im Leben ehemaliger AsylwerberInnen: Sie 
sind nun ÖsterreicherInnen gleichgestellt und haben Zugang zum Arbeitsmarkt. 
Es fehlt aber sehr oft an ausreichenden Deutschkenntnissen. Der Zugang zum 
Wohnungsmarkt ist ohne entsprechende finanzielle Mittel ebenfalls schwierig. 
Viele Asylberechtigte haben aufgrund einschlägiger Erfahrungen in den Her­
kunftsländern großes Misstrauen gegenüber Behörden und staatlichen Stellen 
und sind zudem mit den Strukturen und Abläufen in Österreich nicht vertraut. 
Traumatisierungen und/oder gesundheitliche Einschränkungen erschweren 
zusätzlich die Integration und den Neustart. 

Die Grundversorgung sieht eine Weiterbetreuung bis maximal vier Monate 
nach Anerkennung des Asylstatus vor. In dieser Zeit sollten die Selbstorgani­
sation sowie die Wohn- und Arbeitsintegration sichergestellt werden. Nach der 
oft jahrelangen Untätigkeit sind diese Anforderungen für die meisten Betroffe nen 
nur schwer zu bewältigen.Viele brauchen vor allem in dieser Zeit eine intensive 
Unterstützung. 

Das Bundesministerium für Inneres verfügt mit dem Österreichischen 
Integra tionsfonds über eine Einrichtung, die Asylberechtigte und subsidiär 
Schutzberechtigte bei der Integration unterstützt. Der Österreichische Integra­
tionsfonds informiert über Bildungsangebote sowie Fördermöglichkeiten und 
stellt günstige Startwohnungen zur Verfügung. Im Jahr 2009 förderte der Öster­
reichische Integrationsfonds mit seinen finanziellen Unterstützungen zu 52% 
die sprachliche, zu 39% die berufliche, und zu 1% die gesellschaftliche Integra­
tion sowie zu 8% das Wohnen. 

Die Angebote des Österreichischen Integrationsfonds haben sich jedoch als 
unzureichend erwiesen.Vor allem die steigende Anzahl an Asylberechtigten in 
Wien, die trotz der Anerkennung des Asylstatus mangels einer anderen Wohn­
möglichkeit in der AsylwerberInnenunterkunft verbleiben, sowie die steigende 
Anzahl an sozialhilfebeziehenden Asylberechtigten (siehe Kapitel 3.4.3) deutet 
auf größere Probleme bei der Integration hin. Ähnliche Entwicklungen zeichnen 
sich auch bei der Gruppe der subsidiär Schutzberechtigten ab. 

Die Stadt Wien hat daher mit April 2008 eine Beratungsstelle – Startbegleitung 
(Interface) – eingerichtet, die Asylberechtigte und subsidiär Schutzberechtigte 
beim Integrationsprozess begleiten und bei der Arbeits- und Wohnungssuche 
unterstützen soll. Diese österreichweit einzigartige Beratungsstelle wurde 2009 
evaluiert. Die Ergebnisse bestätigen die Notwendigkeit und den Erfolg dieser 
Einrichtung. 

Die Anerkennung als Asylberechtigte 
bedeutet eine Zäsur. Für in Asyl­
werberInnenunterkünften unter-
gebrachte Personen beginnt nun 
der Weg in die Selbständigkeit und 
Eigenverantwortung. Innerhalb kurzer 
Zeit sollten eine Wohnung und eine 
Arbeitsstelle gefunden werden. Doch 
der Arbeits- und Wohnungsmarkt 
unterscheiden sich wesentlich von der
bisherigen Versorgungssituation in den
betreuten Unterkünften. 
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Startbegleitung (Interface) 

Die Startbegleitung soll durch intensive Unterstützung in der ersten Zeit nach der Anerkennung eine 
raschere und nachhaltige soziale Integration fördern und dadurch die berufliche  Reintegration ermög­
lichen. 

Sie bietet anerkannten Flüchtlingen – asylberechtigten und subsidiär schutzberechtigten Personen 
– in Wien eine Integrationsbegleitung über die Dauer von rund zwei Jahren, die sie durch Hilfe  zur 
Selbsthilfe unterstützen soll, ihr neues Leben in Österreich eigenverantwortlich und selbständig zu  ge­
stalten. Sie schließt unmittelbar an die Beratung der Grundversorgung an. Des Weiteren steht die  
Startbegleitung  Asylberechtigten und subsidiär Schutzberechtigten sowie Institutionen als erste Anlauf­
stelle in allen Fragen zur Integration zur Verfügung und ist begleitende Stelle im Integrations prozess.  

Dabei wird ein zweistufiger  Ansatz verfolgt: In einem ersten Schritt sollen die Grundlagen für den 
Integrationsprozess geschaffen werden. Die KlientInnen werden über Möglichkeiten der Existenz­
sicherung (Grundversorgung, Sozialhilfe,  Wohnungsbeihilfen sowie andere finanzielle Nothilfen) und  
der Schuldenregulierung informiert und bei der Suche nach leistbarem Wohnraum unterstützt.  

Darauf aufbauend werden in einem zweiten Schritt gemeinsam mit den KlientInnen die spezifischen   
Voraussetzungen für die  Aufnahme einer passenden Erwerbstätigkeit geschaffen. Zentrale Punkte sind  
der Erwerb von ausreichenden Deutschkenntnissen, die Anerkennung von Ausbildungen bzw. der  
Besuch weiterer  Ausbildungen sowie die Information über  Angebote der  Stadt Wien  betreffend die  
Vereinbarkeit von Beruf und Familie.  

Darüber hinaus werden die KlientInnen über Maßnahmen zur Stabilisierung bzw.  Verbesserung der 
gesundheitlichen Situation informiert und bei der sozialen Vernetzung unterstützt. 

Die Startbegleitung handelt dabei in enger Zusammenarbeit mit der Stadt Wien, insbesondere mit 
der Magistratsabteilung 17 – Integrations- und Diversitätsangelegenheiten, der Magistratsabteilung 40 –  
Soziales, Sozial- und Gesundheitsrecht, der Magistratsabteilung 24 – Gesundheits- und Sozial planung  
und dem Fonds Soziales Wien. 

Eine Ende 2009 durchgeführte Evaluation der Maßnahmen der Startbegleitung bestätigt die Effekti­
vität und Effizienz der gesetzten Maßnahmen.  Die KlientInnen der Startbegleitung zeigen sich in den 
Bereichen Wohnen und Gesundheit informiert, die finanzielle Situation von verschuldeten KlientInnen  
konnte deutlich stabilisiert werden. Die KlientInnen setzen verstärkt Aktivitäten bei der Suche nach 
Wohnungen sowie bei der Suche nach Deutschkursen und nutzen außerfamiliäre Betreuungsangebote.  
Durch die Angebote der Startbegleitung konnte der Anteil der Beschäftigten unter den KlientInnen  
gesteigert werden,  eine Längsschnittstudie ergab eine Steigerung des Beschäftigungszeitanteils bei 
30% der Personen. 
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4.3 Entwicklungen in der Grundversorgung

  MEHR ALS ZWEI DRITTEL der AsylwerberInnen und subsidiär Schutzbe-
rechtigten wohnen in privat organisierten Unterkünften, meistens bei Be-
kannten oder Familienangehörigen, der Rest in betreuten Einrichtungen. 
Die Anzahl der durch die Wiener Grundversorgung betreuten KlientInnen 
ist jedoch in den letzten Jahren gesunken. 2009 wurden nur mehr rund 
5.850 Personen versorgt. Trotzdem übererfüllt das Land Wien nach wie vor 
die vereinbarte Sollquote. Dies ist vor allem auf den – im Vergleich zu den 
anderen Bundesländern – langsameren Abbau zurückzuführen, da in Wien 
viele Personen noch auf ihre Abschiebung durch die Fremdenpolizei warten 
und währenddessen gemäß der Vereinbarung durch die Grundversorgung 
unterstützt werden.

Von 2002 bis 2007 war ein Sinken der Zahl der Asylanträge in Österreich von 
rund 39.000 auf 13.000 zu bemerken. Seit 2008 steigt sie wieder leicht an. 
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Abb. 90: Asylanträge 2001 – 2009 (Österreich)
Quelle: Bundesministerium für Inneres

▷
Die Anzahl der grundversorgten 
Menschen in Wien ist in den letzten 
Jahren kontinuierlich zurückgegangen.

Der Großteil der AntragsstellerInnen wurde ab 2004 im Rahmen der Grundver-
sorgung in den neun Bundesländern bis zum Abschluss ihres Asylverfahrens 
versorgt. Die Anzahl der zu versorgenden Menschen in Wien ist in den letzten 
Jahren kontinuierlich gesunken. 2009 wurden in Wien in der Grundversorgung 
mit 5.846 Personen rund ein Drittel weniger Personen als 2005 (8.621 Personen) 
betreut. 
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Abb. 91: Entwicklung der GrundversorgungsbezieherInnen 2005 – 2009 (Wien)
Quelle: FSW

 Hintergründe für das Sinken der 
Zahl der Asylanträge

▶  verschärfte rechtliche Rahmenbedin-
gungen,

▶  Beitritt der ehemaligen Ostblockstaaten 
zur EU (2004) – damit ist Österreich von 
sicheren Drittstaaten umgeben und kann 
über diese Länder eingereiste Asylwer-
berInnen sofort zurückweisen.



 
 

Wiener Grundversorgung 

Dieser Rückgang ist sowohl bei Menschen, die Wohnplätze in betreuten Unter­
künften in Anspruch nehmen (minus 28%), als auch bei privat wohnenden Be­
zieherInnen von Grundversorgung (minus 34%) festzustellen. Derzeit beträgt 
das Verhältnis zwischen den in betreuten Einrichtungen untergebrachten und 
den privat wohnenden BezieherInnen von Grundversorgungsleistungen 1 : 2. 

Die BezieherInnen der Grundversorgung kamen im Jahr 2009 aus 86 verschie­
denen Herkunftsländern. Die Länder bzw. Gebiete, aus denen die meisten Personen 
kamen, waren die Russische Föderation mit 15%, gefolgt von Nigeria mit 12%, 
Afghanistan mit 8% sowie die Region Serbien und Montenegro mit 7%. 

▷ 
Das Verhältnis zwischen den in betreu­

ten Unterbringungseinrichtungen und 
den privat untergebrachten Personen 

der Grundversorgung beträgt 1: 2. 

Heimat in der Fremde 
Dr. Norbert Regitnig-Tillian, freier Journalist 

Das Haus Winkeläckerweg beherbergt seit 2005 Familien, die vor Krieg, Folter und Gewalt gefl ohen sind.  

Es ist Vormittag, auf den Fluren herrscht emsige Betriebsamkeit. Frauen  Vor allem Familien fällt es schwer, mit der Grundversorgung über 
verrichten die Hausarbeit. Es wird geputzt,  gekehrt, die Zimmer gelüftet,  die Runden zu kommen. Im Rahmen eines Projektes wurde hinter dem  
der Boden gewischt.  Mütter sind mit Kindern auf dem Arm und Baby­ Haus ein Garten angelegt, wo Familien Gemüse ziehen können. Und 
flasche in der Hand auf dem  Weg zur Küche. „Vormittags ist es ruhiger“,  man freue sich auch immer über Nahrungsmittelspenden, wie bei­
sagt die Leiterin des Hauses Winkeläckerweg, Daniela Frey. „Wenn die  spielsweise von der Organisation Wiener Tafel, sagt Frey. 
Schule aus ist, kommt noch mehr Leben ins Haus.“ Männer tun sich mit der ungewissen Situation im Alltag am schwers­

Das  Haus Winkeläckerweg  liegt nahe der Schnellbahn in Jedlersdorf  ten. „Viele sind noch ein patriarchalisches Leben gewohnt: Der Mann 
im 21.  Wiener Gemeindebezirk. 2005 hat der Arbeiter-Samariter-Bund  geht arbeiten, die Frau sorgt sich um Heim und Kinder“, sagt Frey. „Aber  
Wien das ehemalige Personal-Wohnheim der Österreichischen Bundes­ eine bezahlte Arbeit ist Asylwerberinnen und Asylwerbern de facto  
bahnen übernommen und als Flüchtlingseinrichtung für Familien adap­ verboten.“ Ausnahmen gibt es nur für saisonale und gemeinnützige Arbeit,  
tiert. Seit fünf Jahren wohnen hier 150 Menschen, die vor Krieg, Folter wie beispielsweise Schneeschaufeln. Doch die Angebote dafür sind rar. 
und Verfolgung aus ihren ehemaligen Heimatländern geflohen sind.   „Kinder und Mütter kommen mit dem Alltag noch am besten zurecht.  
Aus Tschetschenien, China und Afghanistan, aus dem Kosovo, der  Hausarbeit, Kinderbetreuung und Schule geben einen  Tagesablauf.“  
Mongolei, Georgien und Serbien.  Die Kinder – insgesamt sind 70% aller HeimbewohnerInnen unter 18 

Hier versuchen sie,  ein normales Leben zu führen,  auch wenn viele  Jahren – besuchen die Kindergärten und Schulen der Umgebung. „Das  
noch unter den traumatischen Ereignissen leiden. Denn zur traurigen  hilft Ghettosituationen zu vermeiden und fördert die Integration.“ Im 
Realität gehören auch: Kinder,  die sich in den Schlaf weinen,  Erwach­ Haus gibt es zudem ein Lernzimmer, einen kleinen Computerraum mit 
sene mit Angst- und Panikattacken,  Trauer über den Verlust der  Internetzugang und ein Spielzimmer für die Kleinen.  
Heimat und Sorge um den Verbleib lieber Menschen in der ehema­ Unterstützung kommt mittlerweile auch aus der Nachbarschaft.  „Die  
ligen Heimat. anfänglichen AnrainerInnenproteste gehören zum Glück der Vergangen­

„Wir versuchen zu helfen,  so gut es geht“,  sagt die Leiterin Daniela heit an“, sagt Frey.  Viele zum Teil irrationale Ängste konnten durch große  
Frey. Ein Team von sechs hauptberuflichen BetreuerInnen und vier   Informationsveranstaltungen, runde Tische und die Einladung zum offenen  
Zivildienern sind im Haus Winkeläckerweg rund um die Uhr im Einsatz.  Dialog abgebaut werden.  Heute pfl egt man mit den Anrainer Innen im  
Vielen der Flüchtlinge, die entweder den Status als AsylwerberInnen Großen und Ganzen gute nachbarschaftliche Beziehungen. Ein paar  
besitzen oder über ein befristetes Aufenthaltsrecht im Rahmen des  Unverbesserliche gebe es zwar, so Frey, aber die Unterstützung über­
subsidiären Schutzes verfügen, vermittelt das vielsprachige Team soziale  wiegt bei Weitem. Das nachbarschaftliche Engagement ist groß:  
und psychologische Betreuung. Man hilft zum Beispiel mit Dolmetschen  Deutschkurse werden im Haus ehrenamtlich abgehalten, Sportaktivitäten  
beim Arztbesuch und Informationen für Behördenwege oder unterstützt  organisiert und die Kinderbetreuung unterstützt.  Viel Resonanz brachte  
Eltern in Schulfragen für ihre Kinder. Und das Team versucht mit der auch die Aktion, die der bekannte Fotograf Willi Puchner mit elf Kindern  
Veranstaltung von Festen oder dem Angebot von Deutschkursen und und Jugendlichen organisierte. Unter dem Motto „In der Fremde zu  
Kinderbetreuung ein soziales Leben im Hause aufzubauen, in das alle Hause“ nutzten die jungen KünstlerInnen die Fotografi e als eine Mög­
eingebunden sind.  lichkeit, sich über Sprach- und Kulturgrenzen hinweg zu verständigen. 

Viele Flüchtlinge empfinden das oft lange  Asylverfahren als zermür Nach dem langen Warten kann freilich auch ein positiver Asylbescheid  
bend. „Die Ungewissheit über die Anerkennung als offizi elle  Asyl­ einen Schock darstellen. „Plötzlich eröffnen sich Möglichkeiten,  von  
berechtigte macht zu schaffen“, sagt Frey. „Zwar kommen Abschie­ denen man immer geträumt hat.  Auch das kann überfordern.“ Das  
bungen im Haus Winkeläckerweg vergleichsweise selten vor, sie ge­ Team im Haus Winkeläckerweg hilft in dieser Phase bei Wohnungs- und  
hören aber leider auch zur Realität.“ Arbeitssuche und unterstützt beim Weg in die Selbständigkeit.  

­
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Wiener Grundversorgung

Grundversorgung Erwachsener nach Geschlecht und 
Alter 
Die meisten Asylsuchenden in der Grundversorgung sind 
nach wie vor Männer, wenngleich ihr Anteil von knapp 
69% im Jahr 2007 auf rund 64% im Jahr 2009 leicht ge-
sunken ist.

Das Medianalter71 der Asylsuchenden in der Grundver-
sorgung in Wien lag im Jahr 2009 bei Frauen bei rund 27 
Jahren und bei Männern bei ca. 28 Jahren. Da Familien 
mit kleineren Kindern und unbegleitete minderjährige 
Flüchtlinge eher in sozialen Einrichtungen wohnen, ist 
das errechnete Medianalter dort mit rund 24 Jahren ge-
ringer als in privaten Unterkünften (28 Jahre bei Frauen 
und 29 Jahre bei Männern).
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Abb. 92: Entwicklung der GrundversorgungsbezieherInnen
nach Geschlecht 2007 – 2009 (Wien)
Quelle: FSW
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Abb. 93: Medianalter der GrundversorgungsbezieherInnen 2007 – 2009 (Wien)
Quelle: FSW

 

▷

▷

Das Medianalter in der Grundver-
sorgung beträgt 2009 bei Frauen 
rund 27 und bei Männern 28 Jahre.

Die Anzahl der minderjährigen Asyl-
werberInnen in der Grundversorgung 
ist seit 2007 kontinuierlich gestiegen.

Grundversorgung Minderjähriger nach Geschlecht
Von 2007 bis 2009 ist die Anzahl der minderjährigen Grundversorgungsbezie-

herInnen im Familienverband um ca. 16% (von 1.205 auf 
1.399 Personen) gestiegen, wobei es hier zwischen Buben 
und Mädchen keine unterschiedliche Entwicklung gab. 
Dieser Anstieg ist gänzlich auf die gewachsene Anzahl 
von Minderjährigen im Familienverband, die in privaten 
Unterkünften untergebracht sind, zurückzuführen (plus 
35,5% bzw. 232 Personen). In Sozialeinrichtungen redu-
zierte sich die Anzahl der Minderjährigen im Familien-
verband um 7,2% von 550 auf 510 Personen.

Anders verläuft die Entwicklung bei Minderjährigen, 
die ohne obsorgeberechtigte Erwachsene nach Österreich 
gekommen sind. Seit dem Jahr 2007 werden in Wien pro 
Jahr etwas mehr als 100 sogenannte unbegleitete Min-
derjährige betreut. Zirka 90% davon sind in betreuten 
Wohneinrichtungen untergebracht. Das Verhältnis von 
Buben zu Mädchen betrug im Jahr 2009 3 : 1.

Abb. 94: Entwicklung der grundversorgten Minderjährigen 
im Familienverband 2007 – 2009 (Wien)
Quelle: FSW
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Abb. 95: Entwicklung der grundversorgten unbegleiteten
Minderjährigen 2007 – 2009 (Wien)
Quelle: FSW

 

▷

Unbegleitete Minderjährige
Darunter sind Minderjährige zu verstehen, die alleine (ohne obsorge-
berechtigte Person) nach Österreich kommen. 

Sollquote der Grundversorgung in Wien
Um die hilfs- und schutzbedürftigen Fremden auf alle Bundesländer zu verteilen, 
beschlossen die Länder im Rahmen der Grundversorgungsvereinbarung Unter-
bringungsquoten gemäß dem Bevölkerungsschlüssel. Wien hat daher aktuell 
rund 20% der durch diese Vereinbarung begünstigten Menschen zu betreuen. 

Das Land Wien ist – im Gegensatz zu einigen anderen Bundesländern – seinen 
Verpfl ichtungen stets nachgekommen, da es die erforderlichen Unterbringungs-
möglichkeiten relativ kurzfristig organisieren konnte. Die Sollquote72 wurde 
zuletzt sogar um mehr als 30% überschritten: Anstelle der vorgesehenen 4.372 
Personen wurden im Jahr 2009 rund 5.850 Menschen durch die Wiener Grund-
versorgung betreut. Länder, die ihren Verpfl ichtungen bei der Aufnahme von 
AsylwerberInnen nicht nachkommen, müssen dem Land Wien einen entspre-
chenden fi nanziellen Ausgleich zahlen.

Wien betreut seit Jahren um 
rund 30% mehr AsylwerberInnen, 
als die Sollquote vorsieht, da nicht 
alle Bundesländer ihre vertraglich 

vereinbarte Quote erfüllen.
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Abb. 96: Vergleich Soll- und Istquoten der Grundversorgung 2005 – 2009 (Wien)
Quelle: FSW

72 Die Sollquoten werden nach dem Verhältnis der Wohnbevölkerung in den Bundesländern 
ermittelt. Wohnbevölkerung im Sinne der Grundversorgungsvereinbarung ist die für 
den jeweiligen Finanzausgleich ermittelte Gesamtbevölkerung Österreichs und die 
Bevölkerungszahl des jeweiligen Bundeslandes (Bevölkerungszahlen bis 2008 gemäß 
Volkszählung 2001, 2009 gemäß „Mini“-Registerzählung laut Finanzausgleichsgesetz 
2008).
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    beratung 

Wien 
Insgesamt lebt rund die Hälfte der österreichischen Bevölkerung in 

Haushalten mit Kreditverbindlichkeiten. Der Großteil der Schulden  

wird zurückgezahlt. Rund 9% der österreichischen Bevölkerung können  

jedoch Zahlungen nicht fristgerecht begleichen.  

Probleme bei der Rückzahlung von Schulden tauchen sehr oft dann 

auf, wenn sich das Haushaltseinkommen verändert. Gründe dafür  

sind sehr oft Arbeitslosigkeit,  Trennungen oder Scheidungen sowie 

Krankheit. Reduziert sich das Einkommen, ist die Ratenzahlung kaum  

mehr leistbar. Sehr schnell geht der Überblick über die eigenen finan­ 

ziellen Möglichkeiten verloren und die Schulden werden zu einer  

existenzbedrohenden Belastung. 

Die  Schuldnerberatung Wien unterstützt bereits seit Jahren die  

Wiene r Innen bei der Bewältigung ihrer Schuldenprobleme.  Sie war 

auch maßgeblich an der Entwicklung des Privatkonkurses beteiligt 

und begleitet den Großteil der Verfahren in Wien.



  

 

Schuldnerberatung Wien 

5.1 Organisation der Schuldnerberatung 
Wien 

­

▷ 

  DIE  SCHULDNERBERATUNG  WIEN  wird aus Mitteln der Stadt Wien,  des  
Arbeits marktservice Wien und der Caritas der Erzdiözese Wien fi nanziert. Sie  
ist die einzige staatlich anerkannte gemeinnützige SchuldnerInnenbe­
ratungsstelle in der Bundeshauptstadt. Durch die Zusammenführung mit 
der Kredit- und Wiedergutmachungshilfe, die Aufstockung der Mitarbeite­
rInnenanzahl sowie organisatorische Änderungen konnte der gestiegene  
Bedarf an Beratung und Information in Wien abgedeckt werden. 

Als Antwort auf die gestiegene Verschuldung privater Haushalte initiierte Ende  
der 1980er Jahre die Arbeiterkammer Wien die Schaffung spezialisierter Be­
ratungsstellen. Bald darauf gab es in Wien zwei SchuldnerInnenberatungen: 
die Schuldnerberatung des Magistrats der Stadt Wien (später als Schuldner
beratung des Fonds Soziales Wien geführt) und den Verein für Kredit- und  
Wiedergutmachungshilfe (KWH). 

Die ständig wachsende Zahl an Ratsuchenden führte – trotz eines kontinu­
ierlichen Ausbaus beider Stellen – zu immer längeren Wartezeiten. Im Jahr 2005  
wurden beide Beratungsstellen zur Schuldnerberatung Wien GmbH fusioniert 
und der jetzige Standort (1030 Wien,  Döblerhofstraße 9) bezogen.  Der damalige 
MitarbeiterInnenstand (17,5 Vollzeitäquivalente) reichte jedoch nicht aus, um 
den weiter gestiegenen Bedarf abzudecken. 2007 wurde der Personalstand um 
weitere zehn Vollzeitäquivalente aufgestockt. Zusätzlich wurden die Beratungs­
prozesse grundlegend reformiert. Die langen Wartezeiten gehörten damit der 
Vergangenheit an. Im Jahr 2009 arbeiteten 35 MitarbeiterInnen (30,75 Vollzeit­
äquivalente) bei der Schuldnerberatung Wien. 

Die Organisation der Schuldner-
beratung Wien wurde in den letzten 
Jahren verändert und der Mitarbeite­
r Innenstand erhöht, sodass dem 
gestiegenen Bedarf an Beratungs­
leistungen Rechnung getragen 
werden kann. 

Österreichische Dachorganisation:  ASB Schuldnerberatungen GmbH 

Die ASB Schuldnerberatungen GmbH (www.schuldnerberatung.at) ist eine gemeinnützige Gesellschaft  
mit Sitz in Linz. Die  Arbeit  der  ASB Schuldnerberatungen GmbH wird gefördert mit Mitteln des Bundes­
ministeriums für Arbeit, Soziales und Konsumentenschutz und des Bundesministeriums für Justiz. Als 
Dachorganisation vertritt sie die Interessen der staatlich anerkannten Schuldnerberatungen in Öster
reich. Seit Jänner 2008 tragen die staatlich anerkannten Schuldnerberatungen ein Gütesiegel, das 
größere Sicher heit im Hinblick auf das Beratungsangebot gibt und anerkannte Schuldnerberatungen 
von anderen Anbietern unterscheidbar machen soll. Staatlich anerkannte Schuldnerberatungen sind 
besonderen Qualitätskriterien verpflichtet und zudem berechtigt,  SchuldnerInnen in Konkursverfahren 
vor Gericht zu vertreten. 

Das Leistungsangebot der ASB umfasst die österreichweite Erhebung von Daten rund um das  
Thema Schulden und deren Aufbereitung (jährlicher Schuldenreport), die Durchführung von Forschungs­
projekten und Fort- und  Weiterbildungsmaßnahmen sowie die Koordination in der Öffentlichkeitsarbeit.  
In Abschöpfungsverfahren ernennen Gerichte die ASB Schuldnerberatungen GmbH als Treuhänderin. 

­

Die Kosten der Schuldnerberatung Wien beliefen sich im Jahr 2009 auf 2,2 Mio. 
Euro, davon förderte der Fonds Soziales Wien etwas mehr als die Hälfte. 
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Schuldenfalle 
Dr. Norbert Regitnig-Tillian, freier Journalist 

Für Herrn S. ist die Sache gelaufen. Sein Privatkonkurs ist vom Gericht 
genehmigt. Dass er sich freut, wäre übertrieben. Lohnpfändung bis  
aufs Existenzminimum ist kein Spaß.  Aber nach sieben Jahren ist er 
seine Schulden endlich los.  Jetzt ist er nochmals zur Schuldnerberatung  
Wien gekommen, zu einem Abschlussgespräch. Sein Berater Hans  
Dribil überprüft noch einmal, ob die Zahlungsraten korrekt sind. Sind 
sie nicht. „Da scheint die Sorgepflicht für Ihre  Tochter nicht berück­
sichtigt worden zu sein.“ Ein kurzer Anruf, die Sache ist erledigt. „Halten  
Sie sich genau an die Vereinbarungen“, sagt Hans Dribil. „Die einzelnen  
Raten müssen pünktlich bezahlt werden.“ 

So wie viele, hatte Herr S. schon eine lange Schuldnerkarriere hinter  
sich, als er zur Schuldnerberatung Wien im 3.  Wiener Gemeindebezirk 
in der Döblerhofstraße kam. Der Einstieg war die Kontoüber ziehung.  
Ein Auto, eine Spur zu groß. Die Wohnung, ein bisschen zu teuer.  
Umschuldung. Dann eine Nachzahlung für Strom und Gas. Umschul­
dung, größerer Kredit. Und dann: Jobverlust und Probleme in der Part­
nerschaft. Zum Schluss hatten sich Schulden von mehr als 114.000 
Euro angesammelt.  Wie aber die Schulden zurückzahlen? Das Arbeits­
losengeld beträgt 1.200 Euro. „Für viele ist der Privatkonkurs der einzige  
Ausweg“, sagt Alexander Maly, Leiter der Schuldnerberatung Wien. 

In der Schuldnerberatung Wien arbeiten 35 BeraterInnen. „Wir haben  
2007 das Personal aufgestockt“, sagt Maly. „Sonst wäre der Andrang 
nicht mehr zu bewältigen gewesen.“ 

Mehr als 21.800 Beratungsgespräche führten die Schuldnerberate­
r Innen im Jahr 2009. Rund 70% aller Privatkonkurse in Wien laufen 
über die Schuldnerberatung. Insgesamt wurden im Jahr 2009 mit den 
KundInnen 926  außergerichtliche Ausgleiche  erarbeitet und 2.553  
Privatkonkurse vorbereitet bzw. begleitet. „In die Schuldenfalle kann 
jeder tappen“, sagt Maly. „Viele Ratsuchende kommen dabei aus  
bildungs fernen und einkommensschwachen Verhältnissen, aber auch 
Freiberufler und  Akademiker zählen mitunter zu unseren Kunden.“ 

Die Beratungssituation erfordert viel Fingerspitzengefühl.  Auf der  
einen Seite haben alle Schulden ihre Geschichte.  Auf der anderen  
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Seite gibt es auch viele Ausflüchte,  warum es dazu gekommen ist. Die 
SchuldnerberaterInnen, meist ausgebildete SozialarbeiterInnen, legen 
daher weniger Wert auf die Vergangenheit:  Wichtiger sei es, eine Lösung  
zu finden.  „Oft müssen wir den Ratsuchenden erst einmal klarmachen,  
was wichtig ist.“ Zum Beispiel: Mietrückstände haben oberste Priorität.  
„Es ist unsinnig, der Bank den Kredit zu bezahlen und gleichzeitig eine 
Delogierungsklage zu bekommen“, sagt Maly. 

Verantwortlich dafür, dass immer mehr Menschen in die Schulden­
falle tappen, ist unter anderem die lockere Bankenpolitik für Konsum­
kredite – bei gleichzeitig strengen gesetzlichen Regelungen für die  
Schuldeneintreibung. Um eine Lohnpfändung anzumelden, müssen  
schon lange nicht mehr die GläubigerInnen selbst die Arbeitsstelle  
der SchuldnerInnen ausfindig  machen.  Diese Aufgabe übernehmen  
seit 1986 die Gerichte – zu einer Zeit, als kreditfinanzierte Urlaube   
und Statuskäufe von Autos oder Möbeln gerade stark beworben  
wurden.  

„Banken vergeben Konsumkredite, auch wenn sie wissen, dass sich  
die Ratenzahlung für ihre Kunden nur knapp ausgehen kann.“ Nicht 
selten ist die Kreditrate so berechnet, dass sie bei einer Lohnpfändung 
gerade noch abgedeckt ist. Das Risiko, das Banken eingehen, ist denk­
bar klein: Das Ausfallsrisiko liegt unter einem Prozent.  

Wird der Kredit fällig gestellt,  werden höhere Verzugszinsen verrech­
net. Die KundInnen zahlen brav weiter. „Wer sich nicht um einen Aus­
weg kümmert, kann bis an sein Lebensende gepfändet werden“, sagt 
Maly.  Der Privatkonkurs  ist oft der letzte Ausweg. Konsumentenfreund­
lichere Regulierungen in der Kreditvergabe, wie sie beispielsweise in 
der Schweiz bestehen, seien, so Maly, daher unbedingt notwendig:  
„Man muss den Banken bei der Kreditvergabe mehr auf die Finger  
schauen.“ 
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5.2 Leistungen der Schuldnerberatung Wien

  DIE SCHULDNERBERATUNG WIEN HAT DEN AUFTRAG, WienerInnen mit Schulden-
problemen zu beraten sowie Aktivitäten, die der Prävention von Überschul-
dung dienen, durchzuführen. Zielsetzung ist die fi nanzielle Stabilisierung 
der Betroffenen, um die Folgen von Überschuldung zu vermeiden. Im Mittel-
punkt der Beratungsleistungen stehen, neben der Absicherung der Existenz, 
die Regulierung aller Verbindlichkeiten und die möglichst rasche Erzielung 
der Schuldenfreiheit. Im Jahr 2009 fanden in der Schuldnerberatung Wien 
insgesamt 21.882 Beratungsgespräche statt. Weiters werden Maßnahmen 
gesetzt, um den Wissens stand in Bezug auf das Thema Verschuldung in der 
Bevölkerung zu heben. 

Das Ablaufprocedere der Schuldnerberatung Wien wurde in den letzten Jahren 
optimiert. Es wird auf große Eigeninitiative der KlientInnen und zunehmend 
auf den Einsatz von elektronischer Kommunikation gesetzt.

▷
Zu den Aufgaben der Schuldner-
beratung Wien zählt neben der Bera-
tung von WienerInnen mit Schulden-
problemen auch die Präventionsarbeit.

Regulierung der Schulden im 
Moment nicht möglich, 
Rat suchende/r braucht vorerst 
kon krete Hilfe anderer 
Institutionen:

▷  Beratung bei Überschuldung, 
wenn dauerhaft nicht mehr 
alle Zahlungsverpfl ichtungen 
erfüllt werden können

▷  Weitervermittlung an andere 
Einrichtungen

Verweis an problem-
spezifi sche Beratungs-
einrichtungen

Problem kann in einem 
einmaligen Telefonat 
gelöst werden (z.B. reine 
Informationsfragen)

Anmeldung über Internet oder 
Bürgerdienst

Beratung
(Persönliche Beratungsgespräche, telefonische 

Beratung bei Rückfragen)

▷  Erhebung der persönlichen Situation der/des 
Ratsuchenden

▷ Erhebung der Verschuldung

▷  gemeinsame Erarbeitung eines möglichen 
Sanierungsplans

▷  gegebenenfalls Einbeziehung anderer 
Institutionen, die bei Sekundärproblemen 
(z.B. Sucht) unterstützen

▷ Festlegung konkreter Teilschritte

▷ Umsetzung dieser Schritte

▷  Abschluss (z.B. neue Ratenvereinbarung, 
Abschlagszahlungen, Privatkonkurs etc.)

Zuweisung durch die Regionale 
Geschäftsstelle des AMS Wien

Anmeldung/Kontakt 
über Telefon

Abb. 97: Der Anmeldungs- und Beratungsablauf in der Schuldnerberatung Wien



Schuldnerberatung Wien 

Konkret bietet die Schuldnerberatung Wien folgende Leistungen an: 
▷  Information und Hilfestellung im Zusammenhang mit Schuldenproblematiken, 
▷  Ausarbeitung eines individuell abgesteckten Ziel- und Betreuungsplanes zur  

Schuldenregulierung, 
▷  Abhalten von Infotagen, 
▷  die Wahrnehmung aller Agenden (unter Beachtung der Qualitätsmanagement-

Richtlinien der ASB Schuldenberatungen GmbH), die im Zusammenhang mit  
der SchuldnerInnenberatung anfallen können: 

 ▹ Gespräche mit KlientInnen und SozialarbeiterInnen 
 ▹ Schriftverkehr mit Gläubigern 
 ▹ Gläubigerverhandlungen 
 ▹ Kreditabwicklungen 
 ▹ Teilnahme an Tagsatzungen im Schuldenregulierungsverfahren  
 ▹ Überprüfung der Ratenzahlungen 
▷  Teilnahme am Informationsaustausch mit anderen SchuldnerInnenbe­

ratungseinrichtungen, Mitwirkung an der Gestaltung von neuen Lösungs­
modellen für Schuldenproblematiken. 

Die Vermittlung von Krediten, die Gewährung von finanziellen Unterstützungen   
und die Übernahme von Bürgschaften zählen nicht zu den Leistungsangeboten 
der Schuldnerberatung Wien. 

Aktuelle Entwicklungen und Maßnahmen 
Die Finanzkrise hat – entgegen den Erwartungen – die Zahl der Ratsuchenden 
nur unwesentlich erhöht. Die Erklärung ist einfach: Der Effekt, der als Kredit­
klemme bezeichnet wird, wirkt sich nicht nur auf Unternehmen, sondern auch 
auf Privat personen aus. Wohn- und Konsumkredite sowie Kontorahmenkredite  
werden von den Banken restriktiver vergeben. Deshalb ist die Kreditaufnahme 
für einkommens schwache Schichten (Hauptklientel der Schuldnerberatung  
Wien) schwieriger geworden. 

Dies bewirkt auch eine Änderung der Schuldenstruktur.  Es ist auffällig,  dass  
die Durchschnittsverschuldung aller KundInnen der Schuldnerberatung Wien 
leicht zu rückgeht. Das erklärt sich einerseits aus dem restriktiveren Vorgehen 
der Banken bei der Vergabe von Neukrediten, andererseits auch durch die redu­
zierte Einräumung von sogenannten Umschuldungs- oder Sanierungskrediten.  
Umschuldungskredite werden in der Praxis dazu verwendet,  um die Aushaf­
tungen von kurzfristigen Kontorahmenkrediten oder bereits fälligen Krediten 
mittels eines neuen Kredits abzudecken. 

Die höhere Arbeitslosigkeit, ausgelöst durch die Finanzkrise, wird zu einem 
neuen SchuldnerInnenprofi l führen: Menschen, die einen qualifi zierten Beruf 
und ein ge sichertes Einkommen hatten, haben infolge der Krise jedoch ihren 
Arbeitsplatz verloren. Diese unterscheiden sich wesentlich von der Mehrheit 
der bisherigen Ratsuchenden, die sich oft durch schleichende Verschuldung in 
die Überschuldung manövriert hatten. Da diese neue Gruppe der SchuldnerInnen  
noch Ressourcen im Verwandten- und Bekanntenkreis hat, tritt die Zahlungs­
unfähigkeit erst zu einem späteren Zeitpunkt ein. 

Bedingt durch die Finanzkrise wurden neue Beratungsformen entwickelt und  
getestet, zum Teil wurden sie bereits in den Regelbetrieb übernommen: 
▷  Finanzkrisenhotline  330 87 35 (rasche Hilfe durch die Schuldnerberatung 

Wien für im Rahmen der Finanzkrise in Not geratene WienerInnen), 
▷  Internet-Plattform www.drittschuldner.at (Informationen zur Pfändung für 

Betroffene und LohnverrechnerInnen), 
▷  Berufstätig & verschuldet (Beratung in Betrieben), 
▷  Beratung Neuer Selbständiger. 

▷ 
Die Finanzkrise zwingt die Banken zu 

einer restriktiveren Vergabe von 
Krediten. Kontorahmen- sowie 
Umschuldungskredite sind nur 

noch sehr schwer zu bekommen.  
Das führt zu einer neuen Entwicklung:  

Nur mehr Menschen mit höheren 
Einkommen und ausreichenden 

Sicherheiten können sich bei Banken 
neu verschulden. Die Höhe der 
Verschuldungen ist rückläufig . 
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www.drittschuldner.at 
Auf der Internetseite www.drittschuldner.at  
fi nden sich Informationen zur Gehalts- und  
Lohnpfändung sowie ein Pfändungsrechner  
zur Berechnung des Existenzminimums. 
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5.3 Entwicklungen in der Schuldnerberatung 
Wien 

Jahren

belief 
leicht rückläufig. Der Großteil der GläubigerInnen waren Banken und Kredit­
institute. 

DIE  ZAHL  DER  KLIENTINNEN  der Schuldnerberatung Wien ist in den letzten 
 stark gestiegen. 2009 wurden über 9.000 WienerInnen beraten.  

edianverschuldung73 der KlientInnen der Schuldnerberatung Wien  
sich 2009 auf rund 44.000 Euro und war im Vergleich zu den Vorjahren  

KundIn
Im Zeit
tenen P
6.409 a
nis von
mit 56 : 

Versch
Schuld
Die Me
Jahr 20
rund 6
Höhe d
dass di
seit Jah

nen gesamt und nach Geschlecht 
raum von 2007 bis 2009 ist die Zahl der bera­
ersonen in der Schuldnerberatung Wien von  
uf 9.398, somit um 46% gestiegen. Das Verhält­
 Männern zu Frauen blieb in diesem Zeitraum 
44 konstant.  

uldung der KundInnen der  
nerberatung Wien 
dianverschuldung der KundInnen betrug im  
09 rund 44.000 Euro, was einen Rückgang von 

% seit dem Jahr 2007 bedeutet. Hinsichtlich der 
er Schulden nach GläubigerInnen zeigt sich,  
e Gruppe der Kreditinstitute und Banken schon  
ren mit Abstand den höchsten Durchschnitts­

wert an Forderungen gegenüber KundInnen der Schuld­
nerberatung Wien hat. Die durchschnittlichen Schulden gegenüber Banken und  
Kreditinstituten sind sogar höher als die Summe der Schulden gegenüber den 
drei weiteren wesentlichen GläubigerInnengruppen (DienstleisterInnen,  Ver­
waltung und Justiz sowie Privatpersonen).  

Abb. 98:  KundInnen der Schuldne
Geschlecht 2007 – 2009 
Quellen: FSW, bearbeitet durch MA 24 
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▷ 

2009 wurden ca. 9.400 Personen 
durch die Schuldnerberatung Wien 
beraten. 

Die Medianverschuldung der 
KundInnen der Schuldnerberatung 
Wien lag 2009 bei rund 44.000 Euro. 
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Abb. 99:  Medianverschuldung der KundInnen der Schuldnerberatung Wien 
2007 – 2009 
Quellen: FSW, bearbeitet durch MA 24 
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73 Siehe Fußnote 6. 
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Der Rückgang der Medianverschuldung ist auf die geringere Verschuldung der 
neu hinzugekommenen KundInnen im jeweiligen Jahr (in weiterer Folge neue 
KundInnen genannt) zurückzuführen. Diese ist im Jahr 2009 mit rund 39.000 
Euro um einiges niedriger als die Medianverschuldung neuer KundInnen in 
den Jahren 2007 (ca. 43.500 Euro) und 2008 (ca. 40.500 Euro). 
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Abb. 100:  Medianverschuldung der neuen KundInnen der Schuldnerberatung Wien 
2007 – 2009 
Quellen: FSW, bearbeitet durch MA 24 

Schuldnerberatung Wien 

▷ 
In den letzten Jahren ist ein 

Rückgang bei der Schuldenhöhe 
der neuen KundInnen der Schuldner-

beratung Wien zu bemerken.  

Obwohl die Anzahl der neuen KundInnen von 2008 auf 2009 um ca. 12% gesunken 
ist (von 6.287 auf 5.530), gab es bei den beratenen Personen im gleichen Zeitraum 
dennoch einen Anstieg von ca. 5%. Das ist dadurch zu erklären, dass eine hohe 
Anzahl der KundInnen des Jahres 2008 auch 2009 noch Beratungen in Anspruch 
genommen hat. 
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Abb. 101:  Neue KundInnen der Schuldnerberatung Wien nach Geschlecht 
2007 – 2009 
Quellen: FSW, bearbeitet durch MA 24 

Bei der Verschuldungshöhe neuer KundInnen ist auffällig, dass die Anzahl jener 
KundInnen, deren Schulden geringer als 10.000 Euro sind, seit 2007 ständig 
steigt. Ursache der geringeren Verschuldungshöhe dürfte vor allem die härtere 
Vorgehensweise und geringere Toleranz der GläubigerInnen, wie z.B. Banken, 
Versandhäuser und Mobilfunkbetreiber, sein. Es besteht die Tendenz, säumigen 
SchuldnerInnen auch bei kleineren Obligi (Aushaftungen) weniger Zeit zur 
Abdeckung der offenen Beträge einzuräumen. Nach Ablauf der Mahnfristen 
werden umgehend gerichtliche Schritte eingeleitet oder Inkassobüros mit dem 
Einbringen der offenen Forderungen beauftragt. 

▷ 
Die GläubigerInnen leiten 

heute schon viel früher die 
gerichtlichen Schritte zur Einbringung 

der offenen Forderungen ein. 
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Abb. 102:  Anzahl neuer KundInnen der Schuldnerberatung Wien nach Höhe der 
Verschuldung 2007 – 2009 
Quellen: FSW, bearbeitet durch MA 24 

Altersstruktur der KundInnen 
Der Großteil der beratenen Personen (ca. 57%) ist zwischen 30 und 49 Jahre alt. 
Bei der Gruppe der 40- bis 49-jährigen Personen findet sich mit rund 52.000 
Euro die höchste Medianverschuldung. 

 
 

Schuldnerberatung Wien 

▷ 

▷

Der Großteil der beratenen KundInnen 
der Schuldnerberatung Wien ist 
zwischen 30 und 49 Jahre alt. 
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Abb. 103:  Anzahl und Medianverschuldung der KundInnen der Schuldnerberatung 
Wien nach Altersgruppen 2009 
Quellen: FSW, bearbeitet durch MA 24 

KundInnen nach Herkunftsbezirken 
Die meisten KundInnen stammen aus dem 10. Bezirk, gefolgt vom 21. und dem 
16. Bezirk. Dies liegt vor allem an der hohen EinwohnerInnenzahl der genannten  
Bezirke. Der Anteil beratener KundInnen an der Bevölkerung ist mit 0,79% im 
15.  Bezirk am höchsten,  gefolgt vom 20.  Bezirk mit 0,72% und dem 12.  Bezirk 
mit 0,71%. Die höchste Medianverschuldung wurde bei den KundInnen aus dem  
13. Bezirk erhoben, gefolgt vom 8. und 4. Bezirk.  

 
Den höchsten Verschuldungsgrad 
weisen KundInnen der Schuldner-
beratung Wien aus dem 13. Bezirk auf.  
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Abb. 104: Bevölkerungsanteil und Medianverschuldung der KundInnen der Schuldnerberatung Wien nach Bezirken 2009
Quellen: FSW, bearbeitet durch MA 24

Verschuldungsursachen
Von den neuen KundInnen wurden im Jahr 2009 als häufi gste Verschuldungs-
ursachen Arbeitslosigkeit bzw. eine sonstige Einkommensverschlechterung, 
das Konsumverhalten, Selbständigkeit und Scheidung oder Trennung genannt.

Im Jahr 2009 wurden bei ca. 70% der neuen KundInnen Angaben zur Arbeits-
situation erfasst. Von diesen gibt fast die Hälfte (48%) an, erwerbstätig zu sein. 
Mehr als ein Drittel (36%) dieser Personen bezeichnet sich als arbeitslos. 

▷

▷

Die Ursachen von Verschuldung 
liegen bei geänderten Einkommens-
situationen (z.B. Arbeitslosigkeit) und 
Lebenssituationen (z.B. Scheidung) 

oder im Konsumverhalten.
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Arbeitslosigkeit/Einkommensverschlechterung Wohnraum

Konsumverhalten Scheidung/Trennung Bürgschaft/Mithaftung

Selbstständigkeit Unfall/Krankheit Straffälligkeit

Abb. 105: Verschuldungsursachen neuer KundInnen der 
Schuldnerberatung Wien 2009 (Basis: 2.654 Nennungen)
Quellen: FSW, bearbeitet durch MA 24
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Abb. 106: Arbeitssituation neuer KundInnen der Schuldner-
beratung Wien 2009 (Basis: 5.530 Personen)
Quellen: FSW, bearbeitet durch MA 24

Die Höhe des monatlichen Nettoeinkommens (ohne Transferleistungen wie z.B. 
Familien beihilfe) wurde im Jahr 2009 bei 9.143 KundInnen erhoben. Bei den 
neuen KundInnen ist von 5.331 Personen die Höhe des monatlichen Nettoein-
kommens bekannt. 

Rund 81% der 9.143 KundInnen leben von einem monatlichen Nettoeinkommen 
unter 1.500 Euro. Rund 7% müssen mit einem Einkommen von unter 500 Euro 
haushalten. Zwischen 500 und 1.000 Euro verdienen rund 42% der KundInnen. 
Bei den 5.331 neuen KundInnen wurde eine vergleichbare Verteilung festgestellt.

Die KundInnen der Schuldnerberatung 
Wien verfügen in der Regel über 

geringe Einkünfte. Rund 42% der 
KundInnen weisen bloß ein Einkommen 

zwischen 500 und 1.000 Euro auf.
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Abb. 107: Anteil der KundInnen der Schuldnerberatung Wien nach Höhe des 
monatlichen Nettoeinkommens 2009
Quellen: FSW, bearbeitet durch MA 24

Außergerichtliche Ausgleiche und Privatkonkurse in Wien
In 2.553 Fällen der insgesamt 3.639 Privatkonkurse fand eine Konsultation der 
Schuldnerberatung Wien statt. Zusätzlich erarbeiteten die Mit arbeiter Innen 
mit ihren KundInnen 926 außergerichtliche Ausgleiche.
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Abb. 108: Entwicklung der Privatkonkurse 2007 – 2009 (Wien)
Quellen: FSW, bearbeitet durch MA 24

 Schuldenregulierungsverfahren – 
Privatkonkurs

Beim Privatkonkurs handelt es sich um 
eine spezielle Form des Konkursverfahrens 
für alle natürlichen Personen, unabhängig 
davon, ob es Privatpersonen oder Einzel-
unternehmerInnen betrifft. 

Ziel des Privatkonkurses ist es, einer 
Person für den Fall der Zahlungsunfähig-
keit die Möglichkeit zu bieten, dem oft 
endl osen Kreislauf steigender Neuver-
schuldung durch ständig neu anfallende 
Exeku tionskosten zu entkommen und nach 
spätes tens sieben Jahren schuldenfrei zu 
werden.

Die SchuldnerInnen müssen vor dem 
Antrag auf Eröffnung des Verfahrens den 
Versuch machen, durch außergerichtliche 
Verhandlungen mit den Gläubigern eine 
Schuldenreduktion herbeizuführen (soge-
nannter außergerichtlicher Ausgleich). Zur 
Unterstützung bei diesen Verhandlungen 
kann sich der Schuldner/die Schuldnerin 
an eine SchuldnerInnenberatungsstelle 
wenden. Ein außergerichtlicher Ausgleichs-
versuch muss nur dann nicht gemacht 
werden, wenn dies offensichtlich nicht 
erfolgversprechend ist. Diesen Umstand 
kann die SchuldnerInnenberatungsstelle 
bestätigen. Kommt es zu keinem außer-
gerichtlichen Ausgleich, ist der nächste 
Schritt zur Entschuldung das Schuldenre-
gulierungsverfahren beim Bezirksgericht. 
Der Schuldner/die Schuldnerin kann sich 
dabei von den staatlich anerkannten 
SchuldnerInnenberatungen be raten und 
vertreten lassen. Kommt im Schuldenregu-
lierungsverfahren keine Eini gung mit den 
GläubigerInnen bezüglich der Rückzah-
lungsquote zu Stande, so besteht noch die 
Möglichkeit eines Abschöpfungsverfahrens. 
Der Schuldner/die Schuldnerin verpfl ichtet 
sich dabei, den pfändbaren Teil des Ein-
kommens an einen Treuhänder/eine Treu-
händerIn abzutreten. In der Zeit des Ab-
schöpfungsverfahrens muss der Schuld-
ner/die Schuldnerin vom Existenzminimum 
leben, während der Treuhänder/die Treu-
händerIn die abgetretenen Beträge an die 
GläubigerInnen verteilt. Die GläubigerInnen 
erhalten somit keine vorbestimmte Quote, 
sondern den über dem Existenzminimum 
liegenden Teil des Einkommens des 
Schuldners/der Schuldnerin.



        

 
    

   
 

  
 

    

  

 

Schuldnerberatung Wien 

5.4 Novelle Insolvenzrecht
 

DIE BEINAHE FERTIG GESTELLTE NOVELLE zur Reform des Privatkonkurses wurde 
durch den letzten Regierungswechsel vertagt. Im März 2010 wurde im Minister­
rat ein Vorhabensbericht der Bundesministerin für Justiz betreffend eine Re­
form des Privatkonkursrechts und Maßnahmen im Privatrecht zur Verhinderung 
der Überschuldung behandelt. Bei den Reformplänen geht es darum, dass 
Menschen mit geringem Einkommen (z.B.AusgleichszulagenbezieherInnen) ein 
Entschuldungsprozess offenstehen soll. Auch sollen die im Rahmen der Billig­
keitsentscheidung zu berücksichtigenden Umstände um allfällige von Schuld­
nerInnen nicht zu vertretende außergewöhnliche Ereignisse, wie besondere 
Schicksalsschläge und tiefgreifende krisenhafte Entwicklungen, erweitert 
werden. Dies können etwa Arbeitslosigkeit,Todesfälle, Krankheiten und Unfälle 
sein. 

Weiters sollen Anreize zur frühzeitigen Rückzahlung von Schulden geschaf­
fen werden. Während des Abschöpfungsverfahrens soll auf Antrag der 
Schuldner Innen ein neuerlicher Zahlungsplan vorgelegt werden können. Das 
System der Mindestquote von 10% soll beibehalten, eine Änderung des Frist­
beginns angestrebt und alternativ eine Verkürzung der Abschöpfungsfrist ge­
prüft werden. 

Insolvenzordnung 

Die gesetzlichen Regelungen zum Insolvenzverfahren befinden  sich in der Insolvenzordnung.  Die  
Sonderbestimmungen für natürliche Personen finden sich im sechsten  Teil (§ 181 ff.): 

▶   Wenn der Schuldner/die Schuldnerin kein Unternehmen betreibt, so ist das Insolvenzgericht das 
zum Zeitpunkt der Antragstellung örtlich zuständige Bezirksgericht. 

▶   Der Schuldner/die Schuldnerin kann sich im Schuldenregulierungsverfahren auch durch eine an­
erkannte Schulden beratungsstelle vertreten lassen. 

▶   Der Schuldner/die Schuldnerin kann im Laufe des Insolvenzverfahrens den Antrag auf Annahme 
eines Zahlungsplans stellen und muss den InsolvenzgläubigerInnen dabei mindestens eine Quote 
anbieten, die ihrer Einkommenssituation in den folgenden fünf Jahren entspricht. Die Zahlungsfrist 
für die Quoten beträge an die GläubigerInnen darf maximal sieben Jahre betragen. 
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In Wien gibt es für Menschen,  die von Wohnungslosigkeit bedroht sind und für 

Wohnungslose ein umfassendes Auffangnetz, das von der Delogierungs­

prävention, der Bereitstellung von Schlaf- und Wohnmöglichkeiten bis zur  

Reintegration wohnungsloser Menschen reicht. 

Dank  dieser Politik ist das  Bild von  Obdachlosen in  Pappkartons  oder  in  U-Bahn­

schächten – wie es uns aus anderen Großstädten bekannt ist – nicht auf  

Wien  übertragbar. Der Anteil jener Menschen, die in den Einrichtungen der  

Wohnungslosenhilfe betreut werden, ist – trotz eines Anstiegs – mit 0,53% 

an der Gesamtbevölkerung relativ gering. Das ist zum einen auf den sozialen 

Wohnbau und die Wohnbauförderung (Wohnbeihilfe), die  Wohnen in Wien nach  

wie vor leistbar machen, zurückzuführen. Zum anderen bieten die Einrich­

tungen der Wohnungssicherung sowie der Wohnungslosenhilfe Menschen in 

Not maßgeschneiderte Hilfe an. 

Im Jahr 2009 konnten mehr als 3.700 Wohnungen gesichert werden und rund  

600 Wohnungslosen erfolgreich geholfen werden, wieder in den eigenen vier 

Wänden zu wohnen.  



  6.1 Innovationen in der Wiener 
Wohnungslosenhilfe 

  WIEN  HAT  SICH  IN  DEN  LETZTEN  JAHREN  auf internationaler Ebene mit der 
Entwicklung des Wiener Integrationsprogramms für wohnungslose Menschen  
(Wiener Stufenplan) in der Wohnungslosenhilfe einen hervorragenden Ruf 
erarbeitet. Das Wiener Integrationsprogramm für wohnungslose Menschen 
mit seinen vielfältigen Angeboten sieht als ersten Schritt die rasche, un­
bürokratische Hilfe für Menschen ohne Unterkunft vor. In einem zweiten 
Schritt wird – abgestimmt auf unterschiedliche Zielgruppen – Unterstützung  
zum (wieder) selbständigen Wohnen angeboten. Für Menschen, die nicht 
mehr selbständig in einer eigenen Wohnung leben können, bieten die Ein­
richtungen des  Sozial  betreuten Wohnens  die geeignete Dauerwohnform an. 

2009 hatte die Wiener Wohnungslosenhilfe mehrmals die Gelegenheit, sich im 
Rahmen von mehr tägigen Tagungen vor Gästen aus Europa präsentieren zu  
können. Die Europäische Kommission organisierte im März 2009 in Wien im 
Rahmen des Progress Förderprogramms den fachlichen Austausch von sechs 
Städten.  Wien stellte dabei das Konzept des Sozial betreuten Wohnens vor.  
Weiters präsentierte die Europäische Kommission beim 8. Runden Tisch zu  
Armut und sozialer Ausgrenzung im Oktober 2009 in Stockholm ein Video, in 
dem das Wiener Konzept des Sozial betreuten Wohnens als gutes Beispiel für 
aktive Eingliederung vorgestellt wurde. Darüber hinaus diskutierten Exper­
tInnen aus acht europäischen Ländern im November 2009 in Wien Lösungsan­
sätze zur Verbesserung der Planungsgrundlagen für die Wohnungslosenhilfe.  
Außerdem engagiert sich Wien sehr aktiv in der Working Group of Homelessness  
sowie in der Working Group Housing beim Städtenetzwerk Eurocities. 

Der Erfolg der Wiener Wohnungslosenpolitik ist vor allem auf die große  
Innovationsbereitschaft zurückzuführen. Um die hohe Qualität auch in Zukunft  
halten zu können, sind aber laufende Bemühungen notwendig, das Angebot den  
Entwicklungen und Bedürfnissen anzupassen.  

Die Weiterentwicklungen der letzten Zeit konzentrierten sich auf einen ver
besserten Zugang von wohnungslosen Menschen zu Gesundheitsdienstleis­
tungen, auf eine stärkere Fokussierung des Angebots auf Frauen und Familien 
sowie auf eine Umstellung des Fördersystems bzw.  der Wohnplatzvergabe.  Das  
Programm des Sozial betreuten Wohnens wurde weiter fortgesetzt.  Als eine  
Perspektive für die Zukunft wird derzeit der Housing First Ansatz (Betreuung 
in der eigenen Wohnung) in der Wiener Wohnungslosenhilfe diskutiert bzw. im 
Bereich der Wohnversorgung für wohnungslose Familien bereits umgesetzt. 

  
 

 
 

   
   

Wiener Wohnungslosenhilfe 

­

▷ 
Die Wiener Wohnungslosenhilfe hat 
international einen guten Ruf. 

▷ 

Verbesserter Zugang zu Gesundheitsdienstleistungen 
Wohnungslose Menschen weisen im Allgemeinen einen schlechteren Gesund­
heitszustand auf und nehmen Gesundheitsdienstleistungen eher selten in An­
spruch. Zugangshürden (z.B. Verweigerung der medizinischen Behandlung), 
Scham oder auch ein geringes Gesundheitsbewusstsein sowie in manchen Fällen 
eine fehlende Krankenversicherung sind einige Gründe dafür. Die Stadt Wien 
hat auf diesen offensichtlichen Mangel an geeigneter medizinischer Versorgung 
reagiert und in den letzten Jahren ein Bündel an gesundheitlichen Maßnahmen 
für wohnungslose Menschen in Zusammenarbeit mit verschiedenen Koopera­
tionspartnerInnen (Wiener Gebietskrankenkasse, neunerHAUS, Psychosoziale 
Dienste etc.) geschaffen. Diese Maßnahmen stellen aber nur ein Angebot in 
spezifischen Situationen dar. Das Ziel bleibt die Versorgung im allgemeinen 
Gesundheitssystem. 

Die Verbesserung des Gesund­
heitszustandes von wohnungslosen 
Menschen ist ein zentraler Aspekt bei 
der sozialen Reintegration. 
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Wiener Wohnungslosenhilfe 

Aufgrund der steigenden  Anzahl von BewohnerInnen mit psychischen Er­
krankungen in den Einrichtungen der Wiener Wohnungslosenhilfe wurde mit 
dem  Psychosozialen Dienst  der  Stadt Wien  ein Liaisondienst installiert. Psychi­
aterInnen und psychiatrische Gesundheits- und KrankenpflegerInnen  kommen  
regelmäßig zu Sprechstunden in die Wohnungslosenhilfeeinrichtungen und  
versorgen wohnungslose Menschen bzw. unterstützen MitarbeiterInnen der  
Einrichtungen bei ihrer Arbeit. Ergänzend dazu bietet die Sucht- und Drogen­
koordination Wien (SDW) mit dem Projekt Konnex Schulungen über die Betreu­
ung und den Umgang mit suchtkranken Menschen für die MitarbeiterInnen in 
den Häusern der Wiener Wohnungslosenhilfe an. 

Bereits seit ein paar Jahren kann von wohnungslosen Menschen der neuner-
HAUSARZT in Anspruch genommen werden. Für Obdach lose bietet der ebenfalls  
durch die Stadt Wien fi nanzierte Louise-Bus medizinische Notversorgung an.  
Vor Kurzem konnte auch eine niederschwellige zahnmedizinische  Betreuung,  
der neunerHAUS-Zahnarzt, für wohnungslose Menschen realisiert  werden. 

Weitere Kooperationen bestehen zwischen der Wohnungslosenhilfe und dem  
F.E.M. (Frauen-, Eltern- und Mädchengesundheitszentrum) und M.E.N (Männer­
gesundheitszentrum), die persönliche Beratung und themenspezifi sche Infor
mationen zur Stärkung des Gesundheitsbewusstseins der BewohnerInnen an­
bieten. 

­

Frauenangebote und Gender Mainstreaming 
Die Stadt Wien hat sich zuletzt verstärkt auf den Bedarf von frauenspezifischen 
Wohnplätzen in der Wiener Wohnungslosenhilfe konzentriert. Im Jahr 2005 
wurde das FrauenWohnZentrum der Caritas der Erzdiözese Wien eröffnet. Das 
Frauen WohnZentrum bietet ein mehrstufiges Angebot, welches von einem 
Tageszentrum für wohnungslose Frauen bis zu betreuten Übergangswohn­
plätzen reicht. Das Haus Bürgerspitalgasse, ein sozial betreutes Wohnhaus des 
Wiener Hilfswerks, stellt ein weiteres frauenspezifisches Angebot dar, das 
Frauen mit besonderen psychischen Auffälligkeiten eine geeignete Betreuung 
und einen passenden Wohnraum zur Verfügung stellt. 

Die Auseinandersetzung mit frauenspezifischen Themen führte 2008 zur 
Erarbeitung eines Gender-Manifestes in der wieder wohnen GmbH, einer Tochter­
unternehmung des Fonds Soziales Wien. In Form von geschlechts spezifischen 
Unterstützungsmaßnahmen wird nun stärker auf die unterschiedlichen Be­
dürfnisse von Frauen und Männern in den Einrichtungen der wieder wohnen 
GmbH eingegangen. 

▷ 
Frauen stellen in der Wohnungs­

losenhilfe eine Minderheit dar. Ihre 
Bedürfnisse sind in den letzten Jahren 
aber stärker in den Programmen und 
Maßnahmen berücksichtigt worden. 

▷ 
Familienwohnplätze und Mutter-Kind-Einrichtungen 
Die Betreuung und Unterstützung von Familien nimmt einen besonderen Stellen­
wert in der Wiener Wohnungslosenhilfe ein. Die wieder wohnen GmbH hat im 
Jahr 2006 das Projekt wohnbasis ins Leben gerufen. Dabei werden ehemals 
wohnungslosen Familien Gemeindewohnungen befristet zur Verfügung gestellt. 
Bedingung dafür ist die Inanspruchnahme von Betreuung. Nach einer Betreuungs­
zeit von rund einem Jahr können diese Familien die Gemeindewohnungen selbst 
in Hauptmiete übernehmen. Anschließend wird der Wohnungspool durch die 
MA 50 – Soziale Wohnungsvergabe für die wohnbasis wieder ergänzt, um weitere 
Familien betreuen zu können. Mit diesem neuen Angebot verfolgt der Fonds 
Soziales Wien einen neuen Betreuungsansatz, der sich am Housing First Prinzip 
orientiert. 

Im Juli 2007 übernahm der Fonds Soziales Wien die Förderung der privaten 
Mutter-Kind-Einrichtungen von der Magistratsabteilung 11 – Amt für Jugend 
und Familie (MAG Elf). In den Mutter-Kind-Einrichtungen werden Schwangere, 

Das Ziel der Wiener Wohnungslosen­
hilfe ist die rasche Reintegration vo
wohnungslosen Familien, um mög­

lichst schnell wieder Normalität für di
Familie bzw. die Kinder herzustellen

n 

e 
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Wiener Wohnungslosenhilfe 

junge Mütter und gelegentlich auch Jungfamilien aufgenommen. Ziel der Be­
treuung ist die Stabilisierung, die Förderung der Selbstkompetenz und eigen­
ständigen Lebensführung sowie der verantwortungsvolle Umgang mit den 
Kindern. 

Neben der wohnbasis und den Mutter-Kind-Einrichtungen werden Familien 
vor allem im Haus Kastanienallee und im weiterführenden Angebot des Hauses 
Arndtstraße betreut. Die Betreuung zielt auch hier auf eine rasche Reintegration 
der Familien ab. 

Seit Herbst/Winter 2008 finanziert die Stadt Wien ein neues Angebot für 
asylberechtigte Familien. Schrittweise wurden vier Projekte, die vom Wiener 
Roten Kreuz, der Caritas der Erzdiözese Wien, der Volkshilfe-Wien und der 
Diakonie Flüchtlingshilfe betrieben werden, ins Leben gerufen. Bei diesen 
Familien handelt es sich meist um große Familien, mit mehrfachem Unter­
stützungsbedarf, denen es in den vier Monaten nach ihrer Anerkennung als 
Asylberechtigte nicht gelang, eine eigene Wohnung,Arbeit oder etwa eine Kinder­
betreuung zu finden. Die vier Organisationen stellen einen Übergangswohnraum 
befristet zur Verfügung und unterstützen die Familien bei der Integration durch 
Information über Aus- und Weiterbildung, den Wiener Arbeits- und Wohnungs­
markt sowie über die verschiedenen Angebote der Kinderbetreuung. Ziel ist es, 
dass Familien und ihre Kinder nicht länger als notwendig in organisierten 
Unterkünften bleiben müssen. 

bzWO – Beratungszentrum Wohnungslosenhilfe 
Bis Herbst 2007 organisierte die Einrichtung P7, das Wiener Service für Woh­
nungslose, betrieben von der Caritas der Erzdiözese Wien, die Vergabe von 
Wohn- und Schlafplätzen in Wien. Im August 2008 stellte der Fonds Soziales 
Wien die Förderung der Wohnplätze auf Subjektförderung um und betraute das 
Beratungszentrum Wohnungslosenhilfe (bzWO) mit der Platzvergabe. P7 über­
nimmt weiter die wichtige Aufgabe der zentralen Anlaufstelle für obdachlose 
Menschen und die Schlafplatzvermittlung für NächtigerInnen. 

▷ 
bzWO ist die neue Anlauf- und 
Vermittlungsstelle für wohnungslose 
Menschen in Wien. Durch die 
Einrichtung dieser Stelle soll die 
Steuerung im Bereich der Wohnungs­
losenhilfe verbessert werden. 
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Sozial betreutes Wohnen 
Von besonderer Bedeutung für die Stadt Wien war in den Jahren 2004 bis 2009 
der Ausbau des Sozial betreuten Wohnens. Zielgruppe sind Menschen, die auf­
grund jahrelanger Heimaufenthalte bzw. langjähriger Obdachlosigkeit Unter­
stützung von Betreuungspersonen benötigen und nicht mehr in der Lage sind, 
eigenständig zu wohnen. Sozial betreute Wohnhäuser bieten eine Dauerwohn­
möglichkeit in Kleinwohnungen. In den sozial betreuten Wohnhäusern wird 
sozialarbeiterische Betreuung und Wohnbetreuung angeboten, weiters werden 
für die BewohnerInnen mobile Dienste wie Heimhilfe, Hauskrankenpflege usw. 
organisiert. In den letzten Jahren wurden 400 zusätzliche Plätze geschaffen, 
einige sozial betreute Wohnhäuser sind derzeit noch in der Planungs- oder 
Bauphase. 

Weitere Perspektiven 
Mit dem Abschluss des Ausbaus in den Leistungssegmenten Sozial betreutes 
Wohnen und Nachtquartiere werden sich künftige Entwicklungen verstärkt an  
der Prävention und der Betreuung in der eigenen Wohnung orientieren.  

Prävention als Strategie in der Wohnungslosenhilfe bedeutet nicht nur die 
Vermeidung von verfestigter Armut und sozialer Deprivation, sondern auch die  
Vermeidung von sozialen Folgekosten. Die Wiener Wohnungssicherung erweist 
sich dabei als sehr effektiv. Doch aus unterschiedlichen Gründen werden nicht 
alle von Wohnungslosigkeit bedrohten Menschen erreicht. Ziel einer Weiterent­
wicklung könnte daher eine noch bessere Kontaktaufnahme mit der Zielgruppe  
(z.B. durch aufsuchende  Wohnungssicherung oder eine vollständigere Erfassung  
der von Wohnungslosigkeit bedrohten Menschen) sein. 

Zur Diskussion steht auch, wieweit der sogenannte Housing First Approach 
in Wien implementierbar bzw. mit dem vorhandenen Ansatz, dem Integrated 
Chain Approach (Stufenplan), kombinierbar ist.  Andere europäische Staaten 
(z.B. Großbritannien, Norwegen, Dänemark) haben verstärkt auf den Housing 
First Approach in der Wohnungslosenhilfe gesetzt und dabei gute Erfahrungen  
gemacht. Der Housing First Ansatz setzt nicht auf zwischenzeitliche,  organi­
sierte Unterbringung mit anschließender Reintegration,  sondern auf die Zur
verfügungstellung von Wohnungen für wohnungslose Menschen und Betreuung  
in der eigenen Wohnung. Der Vorteil dieses Ansatzes besteht darin, dass schon 
während der Betreuung mit dem Aufbau von sozialen Netzen in der Wohnum­
gebung begonnen werden kann und sich der  Aufwand für die Übersiedlung  
reduziert.  In Wien gibt es mit der wohnbasis  ein erstes Projekt,  das Erfahrungen  
mit diesem für Wien neuen Ansatz sammelt. 

­

▷ 
Der Ausbau der Wiener Wohnungs­
losenhilfe ist im Wesentlichen abge­
schlossen. Zur Diskussion steht die 

Verbesserung der Wohnungssicherung 
sowie eine mögliche Implementierung 

des Housing First Ansatzes. 
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  6.2 Organisation und Leistungen der Wiener 
Wohnungslosenhilfe 

  DIE  WIENER  WOHNUNGSLOSENHILFE  stellt in Österreich das umfassendste 
Betreuungsangebot für wohnungslose Menschen zur Verfügung. Vor allem 
die gute Zusammenarbeit der Stadt Wien mit ihren Kooperationspartne­
rInnen ermöglicht es, kompetente Beratung und erfolgreiche Betreuung  
anzubieten und die Qualität der Angebote laufend weiterzuentwickeln.  

In Österreich fällt die Wohnungslosenhilfe in den Kompetenzbereich der Länder  
und wird in neun verschiedenen Sozialhilfegesetzen geregelt. Es gelten die glei­
chen Anspruchsvoraussetzungen wie für die offene Sozialhilfe (siehe Kapitel 3.2).  

Die Angebote für wohnungslose Menschen unterscheiden sich in den Bundes­
ländern sehr deutlich. Das umfassendste Hilfsangebot in Bezug auf Quantität 
und Qualität gibt es in den Städten74 und insbesondere in Wien.  

 
  

   
  

  
  

Wiener Wohnungslosenhilfe 

▷ 
Die Anspruchsvoraussetzungen für die
Leistungen der Wiener Wohnungs­
losenhilfe basieren auf den 
Bestimmungen des Wiener 
Sozialhilfegesetzes. 

 

Studie zur Wohnungslosigkeit und Wohnungslosenhilfe in Österreich 

Das Bundesministerium für Arbeit, Soziales und Konsumentenschutz beauftragte 2007 die Bundes­
arbeitsgemeinschaft Wohnungslosenhilfe mit der Durchführung einer Datenerhebung zur Wohnungs­
losigkeit und Wohnungslosenhilfe in Österreich. In Abstimmung mit dem Ministerium und den zustän­
digen Abteilungen der Bundesländer wurde die Erhebung der Einrichtungsplätze für wohnungslose 
Menschen in Österreich durchgeführt. Dabei zeigte sich, dass Wien, Oberösterreich und Vorarlberg 
über ein auf einer fundierten Planung basierendes, flächendeckendes,  differenziertes Angebot für  
wohnungslose Menschen verfügen. In den Bundesländern Kärnten, Niederösterreich, Salzburg, Steier­
mark und Tirol ist das Angebot für wohnungslose Menschen wenig ausgeprägt und ausschließlich auf 
die Ballungszentren konzentriert. Das Burgenland weist keine entsprechenden Betreuungskapazitäten 
für wohnungslose Menschen auf. 

In den vergangenen zehn Jahren hat Wien die Zahl der Plätze für Wohnungslose 
massiv ausgeweitet. Wurden im Jahr 2000 noch 2.681 Plätze zur Verfügung 
gestellt, waren es 2009 bereits 3.907 – eine Steigerung von 46%. Dies erfolgte 
nicht nur aufgrund eines steigenden Bedarfes, sondern auch durch die behörd­
liche Auflösung privater, zum Teil illegaler Quartiere, die nicht den gesetzlichen 
Standards entsprachen. Weiters wurden mit dem Zielgruppenwohnen, dem 
Sozial betreuten Wohnen (z.B. für wohnungslose Personen, die früher in einem 
Pflegeheim versorgt wurden) Angebote für neue Zielgruppen geschaffen bzw. 
mit den Mutter-Kind-Einrichtungen neue Aufgaben von anderen Abteilungen 
übernommen. 

Darüber hinaus gab es größere organisatorische Veränderungen und inhalt­
liche Neupositionierungen, die zum hohen Standard der Wiener Wohnungs­
loseneinrichtungen beigetragen haben. 

74 BAWO-Studie (2009): Wohnungslosigkeit und Wohnungslosenhilfe in Österreich, Wien: 
S. XII. 
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Angebot (Plätze) 2000 2001 2002 2003 2004 2005 2006 2007 2008 2009 

Sozial betreutes Wohnen 40 258 258 376 400 412 520 751 775 774 

Betreutes Wohnen in Wohnungen 562 562 562 562 544 586 701 713 713 878 

Zielgruppenwohnen 299 259 259 271 271 338 343 321 323 322 

Mutter-Kind-Einrichtungen* 236 267 267 

Übergangswohnen 1.739 1.441 1.034 1.012 1.046 1.006 982 1.202 1.243 1.234 

Nachtquartier 41 76 95 154 182 269 311 270 290 432 

Summe 2.681 2.596 2.208 2.375 2.443 2.611 2.857 3.493 3.611 3.907 

* Der Bereich wurde 2007 von der MAG Elf dem Fonds Soziales Wien übertragen. 

Tabelle 27:  Angebotsstruktur Wiener Wohnungslosenhilfe 2000 – 2009 
Quelle: FSW 

Die Reformen der Wiener Wohnungslosenhilfe von  
2000 bis 2010 

Reformen bei den städtischen Einrichtungen und Schließung 2003 hat der Verein, auch mit Unterstützung von KünstlerInnen, drei 
von Großeinrichtungen Einrichtungen eröffnet. Der Verein neunerHAUS bietet ebenfalls zwei 
Im Jahr 2000 wurden die städtischen Herbergen, die bis zu diesem Einrichtungen dieses Angebotssegments an. 
Zeitpunkt der Städtischen Wohnhäuserverwaltung zugeordnet waren,  Im Bereich der niederschwelligen Angebote wurde im Herbst 2003 
organisatorisch in das Sozialressort eingegliedert.  Alle Wiener Woh­ das Konzept der zentralen Anlaufstelle in Form von P7, genannt nach 
nungsloseneinrichtungen wurden unter dem gemeinsamen Dach der der Adresse Pazmanitengasse 7, durch die Caritas der Erzdiözese Wien  
MA 12, Sozialamt der Stadt Wien, zusammengeführt. Es folgte ein  umgesetzt. Obdachlose Menschen erhalten hier Beratung und einen 
grundlegender Reformprozess in den städtischen Einrichtungen. So  Schlafplatz in einem Nachtquartier. Bis zur Betriebsaufnahme des Be­
wurden Betreuungsteams geschaffen, deren Ziel die (Re-)Integration ratungszentrums Wohnungslosenhilfe (bzWO) im Jahr 2008 wurden 
von wohnungslosen Menschen war. Die städtischen Einrichtungen  hier auch Plätze im Übergangswohnen und im Sozial Betreuten Wohnen  
wurden auch für suchtkranke Menschen, die keine Wohnung hatten,  vermittelt. 
geöffnet. 

Die Wiener Wohnungslosenhilfe im Zwischen 2000 und 2003 erfolgte die Schließung veralteter Groß­ Fonds Soziales Wien 

einrichtungen, die nicht mehr den Qualitätsstandards entsprachen (u.a.  Seit 1.7.2004 ist die  Wiener  Wohnungslosenhilfe eine  Abteilung im  
Frauenherberge Ruttenstockgasse, Haus Neu Albern). In diese Zeit fiel  Fachbereich Betreutes Wohnen im Fonds Soziales Wien. Dort erfolgen 
auch die Errichtung einiger Einrichtungen mit neuen Betreuungskon­ die operative Planung und die Abwicklung des Förderwesens. Der Fonds  
zepten. Das Haus Siemensstraße wurde neu errichtet und das Haus Soziales Wien erbringt mit seiner Tochtergesellschaft, der wieder  
Hernals als neue städtische Einrichtung mit damals 182 Wohnplätzen wohnen – Betreute Unterkünfte für wohnungslose Menschen gemein­
für wohnungslose Männer eröffnet. Ebenfalls geschlossen wurde das nützige GmbH, jedoch auch operative Leistungen im Bereich der Wiener  
Haus Gänsbachergasse 3, eine Großeinrichtung für wohnungslose  Wohnungslosenhilfe. Die Häuser für Wohnungslose, die vor dem Um­
Familien.  Mit dem Haus Meldemannstraße wurde 2003 eines  der  strukturierungsprozess von der MA 12 verwaltet wurden, werden nun 
größten Häuser, das zuletzt 350 Männern Platz bot,  geschlossen.  von wieder wohnen betrieben. Die GmbH hat in den letzten Jahren ihre  
Diese Schließung bedeutete die endgültige Abkehr vom alten Verwah­ Angebotspalette ausgeweitet und stellt mehr als ein Drittel der Wohn­
rungskonzept hin zu einer integrativen Betreuung. plätze innerhalb der Wiener Wohnungslosenhilfe zur Verfügung. 

Zusätzlich wuchs die Anzahl der KooperationspartnerInnen auf aktuell  
Reformen bei Einrichtungen von privaten Trägern der 21 an. Diese sind als anerkannte PartnerInnen des Fonds Soziales  
Wohnungslosenhilfe Wien maßgeblich an der Erbringung der unterschiedlichsten Leistungen  
Private Organisationen, die für ein Public Private Partnership gewonnen  der Wiener Wohnungslosenhilfe beteiligt. 
werden konnten,  zeigten Bereitschaft,  ihre Angebote im Sinne einer  Bei Übernahme durch den Fonds Soziales Wien 2004 hatte die  
modernen Wohnungslosenhilfe weiterzuentwickeln. Die ARGE Nicht­ Wiener Wohnungslosenhilfe 26 Einrichtungen mit 2.375 Wohn- und 
sesshaftenhilfe engagierte sich besonders, wohnungslosen Menschen,  Schlafplätzen. Mit Dezember 2009 sind die Wohn- und Schlafplätze 
die nicht mehr in der Lage waren eigenständig zu wohnen,  Sozial  auf 3.907 in 57 Einrichtungen angewachsen. 
betreutes Wohnen in Kleinwohnungen anzubieten. Zwischen 1997 und   
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▷ 

Unterbringungsangebote der Wiener Wohnungslosenhilfe 
Die heutigen Unterbringungseinrichtungen in der Wohnungslosenhilfe unter­
scheiden sich fundamental von den Heimen der Jahrhundertwende. Schlafsäle 
haben ausgedient, meistens (mit Ausnahme der Nachtquartiere) erfolgt die 
Unterbringung in 1- bis 2-Bett-Zimmern. 

Nachtquartiere 
In Nachtquartieren finden Menschen einen Platz, die obdachlos bzw. wohnungs­
los sind und denen unmittelbar keine andere Wohnmöglichkeit zur Verfügung 
steht. Das unbürokratische und niederschwellige Angebot von Schlaf-, Wasch- 
sowie Depotmöglichkeiten und Notfallspaketen soll in dieser Krisensituation 
eine erste Stabilisierung der Lebenslage gewährleisten. Gleichzeitig dient die­
se Form der kurzfristigen Unterbringung als Übergangslösung bis zur endgül­
tigen Abklärung der Situation und einer anschließenden Vermittlung in eine 
Einrichtung der Wiener Wohnungslosenhilfe. Nachtquartiere bieten einen be­
treuten Aufenthalt nur während der Abend- und Nachtstunden sowie am Morgen 
an. Einige bieten vor Öffnung bzw. nach Schließung ein Saftbeisl mit Essen und 
Getränken zum Selbstkostenpreis an. 

Nachtquartiere stellen die nieder-
schwelligste Unterbringungsform 
der Wohnungslosenhilfe dar.  

▷ 

Übergangswohnen 
Die Zielsetzung der Übergangswohnhäuser ist die Vorbereitung von wohnungs­
losen Menschen auf die Weitervermittlung in eine eigene Wohnung oder auf 
einen geeigneten Dauerwohnplatz innerhalb eines Zeitraums von maximal zwei 
Jahren. Das Angebot dieser Häuser ist niederschwellig und richtet sich an 
wohnungslose Einzelpersonen oder Familien. Diese werden durch Betreuung 
und Beratung unterstützt und ihr Selbsthilfepotenzial so weit gestärkt, dass 
sie wieder eigenständig wohnen können. Zahlreiche Gemeinschaftsräume (Auf­
enthaltsräume, Küchen) bieten Platz für soziale Aktivitäten. Die Nutzungsent­
gelte für die BewohnerInnen betragen zwischen 100 und 270 Euro pro Monat 
und richten sich nach Größe und Ausstattung der Wohneinheiten. 

Ziel des Übergangswohnens ist die 
Stabilisierung und anschließende 
Reintegration in eine eigene Wohnung. 

▷ 

Betreutes Wohnen in Wohnungen 
Das Betreute Wohnen in Wohnungen setzt bei den KlientInnen größere Selb­
ständigkeit als bei den anderen betreuten Wohnformen voraus. Die mobile 
Betreuung erfolgt durch SozialarbeiterInnen, mit der Zielsetzung, dass die 
BewohnerInnen innerhalb eines Zeitraumes von höchstens zwei Jahren eine 
eigene Wohnung beziehen und diese auf Dauer behalten. Häufig werden Ziel­
gruppen angesprochen, die eine Starthilfe benötigen (zum Beispiel Menschen 
mit Vorstrafen). Die monatlichen Mietkosten für die BewohnerInnen liegen 
zwischen 60 und 320 Euro. 

Betreutes Wohnen in Wohnungen ist 
eine eher höherschwellige Wohnform 
für wohnungslose Menschen. 

▷ 
Zielgruppenwohnen 
Die Einrichtungen des Zielgruppenwohnens stellen bestimmten Personengruppen 
ohne eigene Wohnung speziell konzipierte Wohn- und Betreuungsmöglichkeiten 
bereit. Beispielsweise gibt es differenzierte Angebote für Menschen mit psychi­
schen Problemen oder Alkoholkrankheit, junge Erwachsene, Frauen oder Men­
schen mit nur kurzzeitigem Unterstützungsbedarf. Die wohnungslosen Menschen 
sollen auf ein selbständiges Leben in einer eigenen Wohnung in einem Zeitraum 
von ein bis zwei Jahren vorbereitet werden. Manche dieser Häuser verfügen 
darüber hinaus auch über niederschwellige Nachtquartiersbetten. Für den Wohn­
platz sind Nutzungsentgelte zwischen 195 und 270 Euro pro Monat zu bezahlen. 

Das Zielgruppenwohnen ist das Er-
gebnis eines Diversifikationsprozesses  
in der Wiener Wohnungslosenhilfe. 
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Mutter-Kind-Einrichtungen 
Das Angebot der Mutter-Kind-Einrichtungen richtet sich an wohnungslose, 
volljährige Mütter und schwangere Frauen, vereinzelt auch an Väter und Paare 
mit Kindern, die zur Stabilisierung ihrer Lebenssituation eine betreute Wohn­
möglichkeit benötigen. Ziel der Betreuung ist die Förderung der Selbstkompe­
tenz der Mütter und Väter, um sie zu einer eigenständigen Lebensführung in 
einer eigenen Wohnung sowie einem verantwortungsvollen Umgang mit ihren 
Kindern zu befähigen. Gruppenarbeit und freizeitpädagogische Angebote sollen 
selbständige Aktivitäten und soziales Lernen fördern. Die Mutter-Kind-Ein­
richtungen sind seit Jahren ein bewährtes Angebot in Wien. Seit Juli 2007 
werden die privaten Mutter-Kind-Einrichtungen vom Fonds Soziales Wien 
gefördert. Die Nutzungsentgelte liegen zwischen 95 und 220 Euro monatlich. 

▷ 
Durch die Übernahme der Mutter-

Kind-Einrichtungen durch den 
Fonds Soziales Wien wurde nicht 

nur das Angebot ausgeweitet,  
sondern auch die Finanzierung 

auf eine neue Basis gestellt. 

▷ 

Sozial betreutes Wohnen 
Sozial betreutes Wohnen richtet sich hauptsächlich an ehemals wohnungslose 
Menschen, die zwar eigenständig wohnen wollen, aber häufig aufgrund lang­
jähriger Wohnungslosigkeit und gesundheitlicher Beeinträchtigungen einer 
Betreuung bedürfen. Ein besonderes Anliegen ist es, der Würde von Menschen 
im Alter gerecht zu werden und adäquate Wohnmöglichkeiten in Kleinwoh­
nungen – auch bis zum Lebensende – bereitzustellen. Eine weitere Zielgruppe 
sind Menschen ohne Wohnung, die aus stationären Pflegeeinrichtungen entlassen 
werden, da sie nicht (mehr) ständiger pflegerischer oder ärztlicher Behandlung 
bedürfen. Die Häuser bieten gute Wohnausstattung, Gemeinschaftsangebote 
sowie Unterstützung und Versorgung durch interne oder externe Dienste (z.B. 
Heimhilfe). 

Mit dem Angebot des Sozial betreuten Wohnens hat Wien in Europa eine 
Vorreiterrolle in der Versorgung älterer wohnungsloser Menschen eingenommen. 
Diese Strategie wurde auch von der Europäischen Kommission in einem Video 
zur Active Inclusion Strategy als positives Beispiel hervorgehoben. 

Ursprünglich auf Initiative einiger
NGOs und Künstler entstanden,

hat sich das Sozial betreute Wohnen
als wichtige und auch kostengünstige

Ressource der Wiener Wohnungs­
losenhilfe entpuppt, die auch europa­

weit Anerkennung gefunden hat.

 
 
 
 

 

Weitere Angebote der Wiener Wohnungslosen­
hilfe 
Neben der Bereitstellung von kurz- und lang­
fristigen Wohnmöglichkeiten mit Betreuung und 
den bereits genannten, durch den Fonds Soziales 
Wien finanzierten, Leistungen im Bereich der Ge­
sundheit, gibt es ein breites Spektrum an ergän­
zenden Angeboten. Tageszentren (Gruft, Josi, 
FrauenWohnzimmer) bieten Beratung an sowie 
einen geschützten Raum, um zur Ruhe zu kom­
men, ein warmes Getränk zu sich zu nehmen oder 
um sich der Körperhygiene zu widmen. Zusätzlich 
werden auch freizeitstrukturierende Angebote 
(Ausflüge, Wandern, Fußball, Kunstprojekte, 
Schachgruppen etc.) organisiert. 

Die Wohndrehscheibe bietet Beratung und 
Unter stützung bei der Suche nach Wohnraum am 
Privatwohnungsmarkt an. Das Beratungszentrum 
für Migrant Innen der Caritas der Erzdiözese 
Wien hilft MigrantInnen bei der Suche nach einer 
Wohnung und bietet Beratung für Schwangere 
und werdende Eltern sowie spezialisierte Bera­
tung für MigrantInnen in Notsituationen an. 
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Wohnen

Obdachlose

 wohnen

 ambulante Angebote

 wohnen

Wohnen

 Nachtquartiere

Angebote

Wohnen in Wohnungen

 Zielgruppenwohnungen

 Mutter-Kind-Einrichtungen/Familienangebot

 Übergangswohnen

Wohnungslosenhilfe (bzWO)

 für Wohnungslose

                     Ziel: Eigenständiges                   

                                                        Dauer-                   
                                                Sozial betreutes                    

Haus Allerheiligen Salzachstraße  Haus St. Josef Lacknergasse Haus Eßlinger Hauptstraße Haus Leopoldauer Straße Haus Maroltingergasse 
Caritas d. Erzdiözese Wien – Caritas f. Erzdiözese Wien – 
Hilfe in Not Hilfe in Not ARGE Nichtsesshaftenhilfe Wien ARGE Nichtsesshaftenhilfe Wien ARGE Nichtsesshaftenhilfe Wien 

54 Wohnplätze 39 Wohnplätze 44 Wohnplätze 41 Wohnplätze 56 Wohnplätze 

Haus LEO Redtenbachergasse Haus JONA Cumberlandstraße Haus Bürgerspitalgasse Rupert-Mayer-Haus Haus Hausergasse (vorm. Haus 
Caritas d. Erzdiözese Wien – Caritas d. Erzdiözese Wien – Barbara) 

„wieder wohnen“ GmbH Hilfe in Not Wiener Hilfswerk Hilfe in Not Wiener Hilfswerk 

 49 Wohnplätze  50 Wohnplätze  34 Wohnplätze  40 Wohnplätze  44 Wohnplätze 

                                                 Übergangs-                  
                                 Gesamtangebot Betreutes                    

 „wohnbasis“ Betr. Wohnen für Betreutes Wohnen für Familien Betreutes Wohnen Start­ Betreutes Wohnen Betreutes Wohnen 
Familien  wohnungen 
„wieder wohnen“ GmbH ARGE Nichtsesshaftenhilfe Wien Caritas d. Erzdiözese Wien – Heilsarmee NEUSTART 

Hilfe in Not 171 Wohnplätze = 
57 Wohnungen 65 Wohnplätze 100 Wohnplätze 42 Wohnplätze 70 Wohnplätze 

                                                 Gesamtangebot               

neunerHAUs Billrothstraße Rupert-mayer-Haus Vinzenzhaus Haus Miriam SalztorZentrum 

neunerHAUs Caritas d. Erzdiözese Wien – Caritas d. Erzdiözese Wien – Caritas d. Erzdiözese Wien – Heilsarmee 

 3
.9

07
 

Hilfe in Not Hilfe in Not Hilfe in Not 
 60 Wohnplätze  35 Wohnplätze  19 Wohnplätze  37 Wohnplätze  38 Wohnplätze 

am
t:

                                   Gesamtangebot Zielgruppenwohnungen –                    

in
sg

es Haus Sarepta – Eltern-Kind- Haus Immanuel für Mutter und Kind Mutter-Kind-Einrichtung Mutter-Kind-Einrichtung 
Heim Arbeitergasse 
„wieder wohnen“ GmbH Caritas d. Erzdiözese Wien – Hilfe in Not Caritas Socialis Rat und Hilfe 

Pl
ät

ze
 

 32 Wohnplätze  61 Wohnplätze  46 Wohnplätze  60 Wohnplätze 

                                                 Gesamtangebot               

Haus Gänsbachergasse Haus Kastanienallee (für Haus Arndtstraße (für Familien) Haus Siemensstraße Haus Hernals 
Familien) „wieder wohnen“ GmbH 

„wieder wohnen“ GmbH „wieder wohnen“ GmbH „wieder wohnen“ GmbH „wieder wohnen“ GmbH   141 Wohnplätze 
 270 Wohnplätze   129 Wohnplätze (43 Zimmer) (47 Wohnungen)  232 Wohnplätze  268 Wohnplätze 

                                             Beratungszentrum                    

                                    Nachtquartiere und                   
                                                Gesamtangebot               

Nachtquartier Frauen Nachtquartier Hermine (Frauen) Nachtquartier Caritas Nachtquartier U63 Unter Meidlinger Straße 
Gänsbachergasse Caritas d. Erzdiözese Wien – 
„wieder wohnen“ GmbH „wieder wohnen“ GmbH Hilfe in Not Caritas d. Erzdiözese Wien – Hilfe in Not 

 16 Betten  20 Betten  35 Betten  123 Betten 

                                                        Ambulante               

P7 – Wiener Service für Tageszentrum Josefstädter Betreuungszentrum Gruft Frauentageszentrum Louise-Bus – Medizinische 
Wohnungslose Straße „JOSI“ FrauenWohnzimmer Versorgung 
Caritas d. Erzdiözese Wien – Caritas d. Erzdiözese Wien – Caritas d. Erzdiözese Wien – Caritas d. Erzdiözese Wien – 
Hilfe in Not „wieder wohnen“ GmbH Hilfe in Not Hilfe in Not Hilfe in Not 

Liaisondienst PSD in Einrichtungen der Wiener Wohnungslosenhilfe Wohndrehscheibe Straßensozialarbeit Tag Straßensozialarbeit Nacht 
Caritas d. Erzdiözese Wien- Hil­

Psychosozialer Dienst Volkshilfe Österreich Fonds Soziales Wien fe in Not 

                                          P7 – Wiener Service                    

                            Wohnungslose/                      

 Abb. 109: Die Angebotsstruktur der Wiener Wohnungslosenhilfe 2009. Quelle: FSW, bearbeitet durch MA 24 
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Abb. 109: Die Angebotsstruktur der Wiener Wohnungslosenhilfe 2009. Quelle: FSW, bearbeitet durch MA 24

Ziel: Eigenständiges                    Wohnen 

-                    wohnen
                Wohnen

Haus Schlechthausgasse neunerHaus Hagenmüllergasse  
ARGE Nichtsesshaftenhilfe 
Wien NeunerHAUs 

Haus Tivoligasse 

Wiener Hilfswerk ze oh
np

lä
tz

e

54 Wohnplätze 60 Wohnplätze 60 Wohnplätze W

Haus Kudlichgasse Haus Liesing Breitenfurter 
Straße 

neunerHAUs Volkshilfe Wien 

Haus Sama Erlachgasse 

Arbeiter-Samariter-Bund Wien 

oh
np

lä
t

W 77
4 

 60 Wohnplätze  65 Wohnplätze 

gangs-                    wohnen 
                Wohnen in Wohnungen

Betreutes Wohnen Betreutes Wohnen 

WOBES – Verein zur Förderung  Wiener Hilfswerk 
von Wohnraumbeschaffung 

70 Wohnplätze 105 Wohnplätze 

 24 Wohnplätze 

 Startwohnungen für asylber. 
Familien 
Wiener Rotes Kreuz 

81 Wohnplätze 
(34 Erwach sene, 47 Kinder) 

Betreutes Wohnen für Haus Felberstraße Betreutes 
Familien Wohnen für Familien 
Rat und Hilfe „wieder wohnen“ GmbH 

54 Wohnplätze (18 
9 Wohnplätze Wohnungen) 87

8 
W

oh
np

lä
tz

e
77

4 

             Zielgruppenwohnungen

JUCA + Tagesstruktur (junge FrauenWohnZentrum 
Erwachsene) 
Caritas d. Erzdiözese Wien – Caritas d. Erzdiözese Wien – 
Hilfe in Not Hilfe in Not 

 66 Wohnplätze  32 Wohnplätze 

Dauerwohngemeinschaft für 
abstinenzwillige alkoholkranke 
Menschen 
Verein Struktur 

 5 Wohnplätze 

Haus Johnstraße für junge 
Erwachsene 

„wieder wohnen“ GmbH 

 30 Wohnplätze 32
2 

W
oh

np
lä

tz
e

2.
70

W
oh

np
lä

tz
e 

             Mutter-Kind-Einrichtungen/Familienangebot

1 

Mutter-Kind-Einrichtung Mutter-Kind-Wohnungen 
Flurschützstraße 
Rat und Hilfe Kolping Österreich 

 10 Wohnplätze  58 Wohnplätze 

             Übergangswohnen 

R3 Reizenpfenninggasse Haus Sama Erlachgasse 

1.
23

4 
W

oh
np

l. 
oh

np
W

26
7 

l.

Arbeiter-Samariter-Bund Wien Arbeiter-Samariter-Bund Wien 

 168 Wohnplätze  26 Wohnplätze 

             Wohnungslosenhilfe (bzWO)

e und                    ambulante Angebote
                Nachtquartiere 

Nachtquartier Otto Nachtquartier Hermes 

Wiener Rotes Kreuz Wiener Rotes Kreuz 

Nachtquartier Haus St. Josef 
Caritas d. Erzdiözese Wien – 
Hilfe in Not 

43
2 

Pl
ät

ze
 

Nachtquartier R3 Reizen­
pfenninggasse 
Arbeiter-Samariter-Bund Wien 

 60 Betten  120 Betten  40 Betten  18 Betten 

                Angebote 

neunerHAUSARZT – Bedarfsgerechte Gesundheitsversorgung 
wohnungsloser Menschen 

neunerHAUS Zahnarzt MEN – Bedarfsgerechte Gesundheitsversorgung wohnungsloser 
Männer im Kaiser Franz Josef-Spital 

neuner HAUS 

MigrantInnenarbeit Wiener Tafel – Umverteilung 
Caritas d. Erzdiözese Wien- von Überschusswaren 
Hilfe in Not Verein für sozialen Transfer 

neunerHAUS Männergesundheitszentrum Wien 

             für Wohnungslose 

             ObdachloseWohnungslose/

Dauer

Nachtquartier

Über

Sozial betreutes      

Gesamtangebot      

Ambulante      

Gesamtangebot Betreutes      

Gesamtangebot      

Gesamtangebot Zielgruppenwohnungen –      

Gesamtangebot      

Beratungszentrum      

P7 – Wiener Service      
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6.3 Entwicklungen in der Wohnungslosenhilfe
 

DER ANTEIL JENER MENSCHEN, die in den Einrichtungen der Wohnungslosen­
hilfe betreut werden, ist – trotz eines Anstiegs – mit 0,53% an der Gesamt­
bevölkerung relativ gering und ein Hinweis auf das gut funktionierende 
soziale Netz und Betreuungsangebot der Stadt Wien, das Wohnungslosigkeit 
weitgehend verhindert.Wohnungslose Menschen sind in der Regel jüngere 
Männer, die einen geringen Bildungsstand und ein Einkommen unter der 
Armutsgefährdungsschwelle aufweisen. 

6.3.1 Leistungsentwicklung 

Bis 2008 erfolgte die Dokumentation in der Wohnungslosenhilfe auf Basis von 
Bestandsdaten, die durch die Einrichtungen an den Fonds Soziales Wien über­
mittelt wurden. Seit Eröffnung des Beratungszentrums Wohnungslosenhilfe 
(bzWO) im August 2008 konnte die Datenerfassung von der Vermittlungsstelle 
übernommen werden. Durch diese Umstellung auf eine zentrale EDV-Erfassung 
können Doppelzählungen vermieden, die Datenqualität gehoben und die Steue­
rung der Wiener Wohnungslosenhilfe weiterentwickelt werden. Seit 2009 erfolgt 
der Großteil der KlientInnenadministration über das Beratungszentrum Woh­
nungslosenhilfe (bzWO). Da die EDV-Umstellung noch nicht ganz abgeschlossen 
ist, sind einige der folgenden Analysen aus datentechnischen Gründen für 2009 
zum jetzigen Zeitpunkt noch nicht möglich. 

KlientInnen nach Geschlecht 
Insgesamt gab es 7.526 KlientInnen in der Wohnungslosenhilfe, die 2009 die 
Nachtquartiere, das Übergangs- und/oder Sozial betreute Wohnen in Anspruch 
nahmen. Frauen nehmen die Einrichtungen der Wohnungslosenhilfe in weit 
geringerem Ausmaß in Anspruch. 70% der BewohnerInnen waren männlich und 
nur 30% weiblich75. Auch obdachlose Frauen sind in geringerem Ausmaß auf 
der Straße zu finden. Sie gehen sehr oft Zwangsgemeinschaften ein, um ein Dach 
über dem Kopf zu haben. Damit akzeptieren sie Beziehungen, in denen sie 
ausgenutzt werden oder die von Gewalt geprägt sind. Sie kehren auch immer 
wieder in die Partnerschaft bzw. Herkunftsfamilie zurück, die sie aufgrund 
eskalierender Konflikte verlassen haben oder aus der sie aufgrund von (sexu­
eller) Gewalt geflohen sind. Mit den spezialisierten Angeboten für Frauen ver­
sucht die Stadt Wien den Zugang zu Einrichtungen der Wohnungslosenhilfe 
für Frauen zu erleichtern. 

KundInnen 2008 2009 

NQ, Übergangs- und Dauerwohnen n % n % 

Männer 4.496 68% 5.279 70% 

Frauen 2.103 32% 2.247 30% 

Gesamt 6.599 100% 7.526 100% 
Erwachsene und mitziehende Kinder; 2008: Bestandsdaten 
Ab 2009 überwiegend zentrale EDV-Erfassung. Fehlende Angaben zum Geschlecht wurden hochgerechnet.  
2008 exklusive Notbetten; 2009 inklusive Einrichtungen für nicht anspruchsberechtigte EU-BürgerInnen in Härtefällen 

Tabelle 28:  KundInnen der Wohnungslosenhilfe nach Geschlecht. 
Quelle: FSW 

75 Die vorliegenden Prozentzahlen beziehen sich auf alle BewohnerInnen, also auch auf 
die minderjährigen Kinder in den Familienunterkünften. 

Wiener Wohnungslosenhilfe 

▷ 
Die Einrichtungen der Wiener 
Wohnungslosenhilfe betreuen rund 
7.526 Menschen. Davon sind 
70% männlich und 30% weiblich.  
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Volljährige KlientInnen nach Leistungsart und Geschlecht
Entsprechend dem Ausbau der Angebotsstruktur ist auch die Zahl der Klien-
tInnen in den einzelnen Angebotssegmenten gestiegen. Dies zeigt sich besonders 
im Bereich der Nachtquartiere, die aufgrund des besonders strengen Winters 
2009/2010 kurzfristig um ein Notquartier erweitert wurden. Vor allem aus 
humanitären Gründen wurden hier Menschen unterstützt, die – streng genom-
men – nach den Bestimmungen des Wiener Sozialhilfegesetzes keinen Anspruch 
auf Hilfeleistung gehabt hätten.

2005 2006 2008 2009
Jahr

Pe
rs

on
en

Sozial betreutes Wohnen

Betreutes Wohnen in Wohnungen

Zielgruppenwohnen

Mutter-Kind-Einrichtungen Nachtquartier

Übergangswohnen

0
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4.000

3.000

2.000
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834
601
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645

1.916
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895
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1.942

173

2.927

Abb. 110: Entwicklung der volljährigen KlientInnen der Wohnungslosenhilfe nach 
Leistungen 2005 – 2009 
Quelle: FSW

Die Geschlechterverteilung76 variierte allerdings je nach Leistungsart. Mutter-
Kind-Einrichtungen wurden mit 95% vorwiegend von Müttern bzw. schwan-
geren Frauen in Anspruch genommen. In den übrigen Leistungsarten domi-
nierten die Männer, allen voran in den Nachtquartieren mit 84% der KlientInnen. 
Ausgeglichener war das Geschlechterverhältnis in den Einrichtungen des Be-
treuten Wohnens in Wohnungen (58% Männer, 42% Frauen), nicht zuletzt auf-
grund der speziellen Angebote für Familien, die es in dieser Leistungsart gibt. 
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Abb. 111: Volljährige KlientInnen der Wohnungslosenhilfe nach Leistungen und 
Geschlecht 2009 
Quelle: FSW

76 Die Übersichtstabelle enthält Doppelzählungen, da Personen unterjährig zwischen den 
Leistungsangeboten wechseln. 
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Wohnungslosendichte 
Die Wohnungslosendichte beschreibt den Anteil der in den Einrichtungen der 
Wohnungslosenhilfe untergebrachten Menschen an der Wiener Gesamtbevöl­
kerung pro Jahr. Die Wohnungslosendichte der betreuten Personen im erwerbs­
fähigen Alter ist zwischen 2005 und 2009 von 0,37% auf 0,53% gestiegen. Dieser 
Anstieg ist vor allem auf den Ausbau der Wohnungslosenhilfe zurückzuführen 
und bestätigt die Bemühungen der Stadt, möglichst viele obdachlose Personen 
mit Wohnraum und Betreuung zu versorgen. 

Wiener Wohnungslosenhilfe 

▷ 
Die Wohnungslosendichte, ein Maß 
für die Verbreitung von 
Wohnungslosigkeit, liegt in 
Wien im Jahr 2009 bei 0,53%. 

2005 % 2009 % 

Nichtwohnungslose Personen ab 18 Jahren 1.351.907 99,63% 1.399.649 99,47% 

Wohnungslose Personen 4.990 0,37% 7.526 0,53% 

Summe 1.356.897 100% 1.407.175 100% 

Tabelle 29:  Wohnungslosendichte 2005, 2009 
Quellen: FSW, berechnet durch MA 24 

Entwicklung der Verweildauer nach Leistungen 
Sozial betreutes Wohnen ist ein Angebot für Menschen, die voraussichtlich nicht 
mehr im Stande sind, vollkommen eigenständig zu wohnen. Dementsprechend 
ist die Verweildauer im Jahr 2009 in diesem Leistungssegment mit durchschnitt­
lich 103 Wochen am längsten. Ebenfalls eine lange Verweil- und Betreuungs­
dauer mit durchschnittlich 72 Wochen weisen die BewohnerInnen des Betreuten 
Wohnens in Wohnungen auf. In den Leistungsangeboten Übergangswohnen und 
Zielgruppenwohnen betrugen die durchschnittlichen Verweildauern weniger 
als ein Jahr77. 

140 

▷ 
Die Verweildauer ist beim Sozial 
betreuten Wohnen am längsten 
(knapp zwei Jahre).  Übergangs­  
und Zielgruppenwohnen weisen 
hingegen eine Betreuungsdauer 
von unter einem Jahr auf.  
Demzufolge stimmen die Ziel­
setzungen in den einzelnen Angebots­
segmenten mit der Realität überein. 
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2005 127 78 47 52 

2007 110 66 35 63 59 

2009 103 72 36 58 40 

Leistung 

Abb. 112:  Entwicklung der durchschnittlichen Verweildauer pro Jahr nach 
Leistungen 2005, 2007, 2009 
Quelle: FSW 
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77 In den Nachtquartieren wird die Verweildauer nicht in Wochen erhoben, da dieses 
Angebotssegment als kurzfristige Notunterkunft mit Weitervermittlung konzipiert ist. 
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Entwicklung der Ausgaben  
Die Ausgaben78 für die Wohnungslosenhilfe belaufen sich in Wien im Jahr 2009 
auf 34,4 Mio. Euro. Damit hat sich der Aufwand zwischen 2005 und 2009 mehr 
als verdoppelt. In dieser Steigerung spiegelt sich nicht nur der Ausbau des  
Hilfeangebots wider, sondern auch die Verbesserung der Gebäudesubstanz. So 
wurde in den vergangenen Jahren besonderes Augenmerk auf den Brandschutz  
(Einbau von Brandmeldeanlagen),  barrierefreien Zugang oder auch die bauliche  
Abtrennung von Frauen- und Männerbereichen gelegt. 

Ausgaben Wohnungslosenhilfe Ausgaben 2005 Ausgaben 2009 

Ausgaben Wohnungslosenhilfe gesamt (inkl. Personal- und 
Sachkosten) 

14.627.000 34.414.000 

Nachtquartiere 1.369.000 3.846.000 

Zielgruppenwohnen 2.330.000 3.477.000 

Übergangswohnen 5.425.000 11.477.000 

Mutter-Kind-Einrichtungen 0 1.225.000 

Betreutes Wohnen in Wohnungen 3.489.000 7.377.000 

Sozial betreutes Wohnen 2.014.000 7.012.000 

Tabelle 30:  Ausgaben Wohnungslosenhilfe 2005, 2009 
Quelle: FSW 

Wiener Wohnungslosenhilfe 

▷ 
Im Jahr 2009 beliefen sich die 

Aus gaben78 für die Wohnungslosen­
hilfe auf 34,4 Mio. Euro. Damit 

konnte mehr als 7.500 WienerInnen 
geholfen werden. 
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78 Die angeführten Ausgaben beziehen sich auf die Leistungen der Nachtquartiere, des 
Übergangs- und Dauerwohnens. 
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Betreutes Wohnen – Wieder wohnen 
Dr. Norbert Regitnig-Tillian, freier Journalist

 Im Haus Gänsbachergasse fi nden Menschen ohne Wohnung die Möglichkeit, sich wieder an ein 
Leben in den eigenen vier Wänden zu gewöhnen. 

„Als ich in Wien angekommen war,  wusste ich nicht wohin.“ 35 Jahre onen mit medizinischen und psychologischen Hilfsdiensten, es wird  
hatte Frau Georgia in der Entwicklungshilfe in Afrika gearbeitet. Dann auf die Hausordnung („keine Gewalt!“) geachtet,  und es wird versucht,  
wollte sie wieder nach Hause. In der Zwischenzeit hatte sich aber alles BewohnerInnen eine Tagesstruktur zu geben. „Viele ziehen sich zuerst 
geändert. Sie hatte keine Wohnung mehr, das soziale Netzwerk, die  in ihre Zimmer zurück.  Wir schaffen ein Angebot für soziale Aktivitäten.“  
Eltern, gab es nicht mehr. Sie war allein. Sie war in einer Krise, setzte Zum Beispiel kleine Feste oder Ausflüge,  die sich jeder/jede leisten  
sich in eine Kirche, ein Pfarrer schickte sie zur Caritas und von dort kann.  
wurde sie in das Haus Gänsbachergasse vermittelt. Jetzt wohnt sie  150 Euro pro Monat zahlen BewohnerInnen der Gänsbachergasse  
dort im Übergangswohnhaus. „Ich versuche Geld zu sparen, um mir für ihre Unterkunft. Nicht viel, aber auch nicht nichts. „Zum selbstän­
bald eine eigene Wohnung leisten zu können.“ digen Wohnen gehört auch das Bezahlen der Miete dazu, das wollen 

Die Wege, die in das Betreute Wohnen führen, sind so unterschied­ wir vermitteln“, sagt Oberegger.  Andere soziale Einrichtungen, die mit 
lich wie die Schicksale der Menschen. Manche haben ihre Wohnung BewohnerInnen der Gänsbachergasse zu tun bekommen, fällt das  
verloren, weil sie die Miete nicht bezahlen konnten. Einige – vor allem positiv auf, sagt Oberegger: „Unseren Ex-BewohnerInnen wird eine  
Junge – haben noch nie eine eigene Wohnung besessen.  Andere  große Zahlungsmoral bescheinigt.“ 
kämpften und kämpfen mit Schulden. Manche haben ein Suchtproblem  Wer es geschafft hat, in der Gänsbachergasse ein Zimmer zu be­
oder eine andere chronische Erkrankung, die ihnen das Arbeiten und kommen, hat schon den ersten Teil des Wiedereinstiegs ins Wohnungs­
Geldverdienen schwer gemacht hat und sie in die Obdachlosigkeit  leben geschafft. Im Erdgeschoss des Hauses gibt es ein Nachtquartier 
brachte. „Wir haben die  Aufgabe, Menschen in ihrer psychischen,  für Frauen. Eine kostenlose Überbrückungsmöglichkeit, die auch  
sozialen und physischen Situation zu stabilisieren und ihnen die Mög­ Christine H. in Anspruch genommen hat. Die Mutter von sechs Kindern  
lichkeit zu geben, sich wieder zu integrieren“, sagt  Manuela Oberegger. wurde aus den USA abgeschoben, weil sie durch einen Behördenfehler  
„Und dazu gehört, das Wohnen wieder zu erlernen.“ als Kind einer Österreicherin und eines amerikanischen Soldaten nie 

270 Menschen wohnen in der Gänsbachergasse in 15 Wohngruppen.  eine Greencard bekommen hatte.  „Offiziell  war ich daher noch immer 
Sie teilen sich Küche,  Waschräume und Aufenthaltsraum. Ein Einzel­ Österreicherin, obwohl ich hier nur einige Male zu Besuch war.“  Als sie 
zimmer mit sechs Quadratmeter – für 16 Paare gibt es Doppelzimmer nach einem Jahr in amerikanischer Schubhaft nach Österreich abge­
mit zwölf Quadratmeter – ist ihr kleines Reich und Rückzugsgebiet.  schoben wurde und am Flughafen in Wien Schwechat landete, „fühlte 
Für manche nach langer Zeit wieder ein eigener Wohnraum. „Manch­ ich mich wie aus meinem Leben geprügelt“. Eine Stewardess schenkte  
mal geht es zu wie in einer großen WG. Es gibt Konflikte,  wenn die  ihr einen Mantel, über die Flughafenbehörden kam sie in das Not­
Küche nicht ordentlich hinterlassen wird. Und manchmal gibt es ge­ quartier für Frauen im Haus Gänsbachergasse. „Man muss schon ein 
meinsame Feste“, sagt Herr Willhelm, der seit zweieinhalb Jahren in starker Mensch sein, um das alles durchzustehen“, sagt Frau Christine. 
der Gänsbachergasse wohnt.  Herr Willhelm sieht das gelassen, er hat Die perfekt Deutsch, Französisch und Englisch Sprechende besuchte 
ein bewegtes Leben hinter sich. Schulden, eine mehrjährige Gefängnis­ tagsüber die Tageszentren  für Obdachlose,  absolvierte Kurse beim  
strafe, ein Alkoholproblem, eine schwere Lungenkrankheit. „Ich habe Arbeitsmarktservice und freute sich, als sie endlich ein Zimmer in der 
mit dem Trinken aufgehört und wenn alles gut geht, bekomme ich bald  Gänsbachergasse bekam. Heute sieht sie bereits ein bisschen opti­
eine Gemeindewohnung“,  sagt der 52-Jährige. Um sich zur Sozialhilfe  mistischer in die Zukunft. Die passionierte Sängerin hat FreundInnen 
ein wenig dazuzuverdienen, hilft Herr Willhelm im Haus und malt bei­ gefunden, trat bereits bei öffentlichen Veranstaltungen auf und wurde 
spielsweise frei werdende Zimmer neu aus und erhält dafür ein Thera­ eingeladen, eine Demo-CD zu produzieren. „Wer weiß, wozu das alles 
peutisches Taschengeld. gut war“, sagt Frau Christine. „Jetzt freue ich mich darauf, dass mich 

Ein mehrköpfiges  Team aus BetreuerInnen und SozialarbeiterInnen meine Kinder vielleicht bald einmal besuchen werden.“ Vielleicht schon  
arbeitet mit den BewohnerInnen des Hauses. Es bestehen Kooperati­ in der eigenen Wohnung.   
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6.3.2 Entwicklung soziodemografi scher Merkmale

Um die Ursachen von Wohnungslosigkeit identifi zieren zu können, ist die 
Analyse von soziodemografi schen Daten wie die Altersverteilung, Bildung, 
Einkommen, aber auch die Wohnsituation vor der Inanspruchnahme von Leis-
tungen der Wohnungslosenhilfe von besonderem Interesse. Auch bei dieser 
Betrachtungsweise wird offensichtlich, dass vor allem bereits benachteiligte 
Bevölkerungsgruppen (geringes Einkommen, geringe Bildung etc.) ein hohes 
Risiko aufweisen, wohnungslos zu werden.

Altersstruktur
Die Altersstruktur der KlientInnen in der Wohnungslosenhilfe unterscheidet 
sich von der Wiener Gesamtbevölkerung. Drei Viertel der KlientInnen sind 
unter 50 Jahre alt, der entsprechende Anteil in der Gesamtbevölkerung liegt 
2009 bei 65%. Während mehr als 22% der Wiener Bevölkerung 60 Jahre oder 
älter sind, trifft dies nur auf rund 11% der Wohnungslosen zu.

▷

▷

Benachteiligte Bevölkerungsgruppen 
weisen ein hohes Risiko auf, 

wohnungslos zu werden.

Wohnungslose Menschen sind eher 
jüngeren Alters. Drei Viertel sind 

unter 50 Jahre alt.
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Abb. 113: KlientInnen der Wohungslosenhilfe nach Altersgruppen 
2005, 2007, 2009 
Quelle: FSW

Insgesamt hat sich die Altersstruktur in der Wiener Wohnungslosenhilfe in den 
letzten Jahren nur unwesentlich geändert. Veränderungen gab es lediglich bei 
den unter 25-jährigen Wohnungslosen, deren Anzahl besonders stark gestiegen 
ist. Diese Tatsache erklärt sich mit der Angebotsausweitung im Jahr 2007, als 
ein Teil der Mutter-Kind-Einrichtungen von der MAG Elf in die Wiener Woh-
nungslosenhilfe übernommen wurde.

Familienstand
Derzeit ist ein Rückgang der verheirateten bzw. geschiedenen Personen in der 
Wohnungslosenhilfe zu beobachten, die Zahl der ledigen Personen hat im Ver-
gleichszeitraum zugenommen. Ca. 56% der erwachsenen KlientInnen im Über-
gangs- und Dauerwohnen waren zum Zeitpunkt des Einzugs ledig, wobei bei 
Männern der Anteil mit 60% um 13 Prozentpunkte höher lag als bei Frauen. 
Frauen hingegen waren häufi ger verheiratet (20%) als Männer (9%). Ungefähr 
30% beider Geschlechter waren zum Zeitpunkt des Einzugs geschieden. 
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Abb. 114: KlientInnen der Wohnungslosenhilfe nach Familienstand 2005, 2007, 2009
Quelle: FSW

Bildung 
Das Bildungsniveau der KlientInnen der Wohnungslosenhilfe ist generell sehr 
niedrig. Erwachsene Personen haben bei Eintritt in Einrichtungen der Woh-
nungslosenhilfe häufi g nur einen Hauptschulabschluss (ca. 44%) oder einen 
Lehrabschluss (rund 31%) als höchste abgeschlossene Ausbildung erreicht (2008). 
Auffällig ist, dass mehr als 50% der Klientinnen nur einen Hauptschulabschluss 
vorweisen können, während bei den Klienten dieser Anteil bei rund 40% liegt. 
Mehr als ein Drittel der Männer (37,5%) hat einen Lehrabschluss als höchste 
Ausbildung, bei den Frauen sind es aber nur 15,5%. Diese Unterschiede sind 
vor allem auf die unterschiedliche Bildungsstruktur der männlichen und weib-
lichen Bevölkerung in Wien zurückzuführen (siehe Kapitel 1.3).
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Abb. 115: KlientInnen der Wohnungslosenhilfe nach Bildungsstruktur 2008
Quelle: FSW

Im Vergleich zur Wiener Bevölkerung ist wenig überraschend, dass KlientInnen 
der Wiener Wohnungslosenhilfe im Alter zwischen 25 und 64 Jahren überpro-
portional häufi g (49,3% gegenüber 18,8%) maximal über einen Pfl ichtschulab-
schluss verfügen. Bei Lehrabschlüssen entspricht das Verhältnis jenem der 
nicht wohnungslosen Bevölkerung. In den höheren Bildungsschichten kommt 
Wohnungslosigkeit vergleichsweise selten vor.

▷
Das Bildungsniveau von wohnungs-
losen Menschen ist ähnlich niedrig wie 
bei Sozial hilfebezieherInnen. 49,3% 
verfügen nur über einen Volks-, 
Haupt- oder Sonderschulabschluss.
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Abb. 116: Bildungsstruktur der Wiener Bevölkerung und von KlientInnen der 
Wohnungslosenhilfe zwischen 25 und 64 Jahren 2008
Quellen: FSW, Statistik Austria

Staatsangehörigkeit
Die Verteilung der Staatsangehörigkeit der Personen in der Wiener Wohnungs-
losenhilfe ist über die Jahre konstant geblieben. Im Jahr 2009 waren ca. 78% der 
erwachsenen KlientInnen österreichische StaatsbürgerInnen, rund 15% der 
KlientInnen Drittstaatsangehörige und ca. 5% EU-Staatsangehörige. Die restlichen 
2% verteilen sich auf Staatenlose und Konventionsfl üchtlinge. Obwohl die Woh-
nungs losenhilfe für Drittstaatsangehörige sowie für EU-BürgerInnen aufgrund 
der rechtlichen Bestimmungen nur mit gewissen Einschränkungen zur Verfügung 
steht (z.B. haben EU-BürgerInnen vor einem nachweisbaren 5-jährigen Aufent-
halt nur unter ganz bestimmten Voraussetzungen Zugang zu Sozialhilfeleis-
tungen), hat die Stadt Wien die Unterbringung von EU-BürgerInnen ohne Sozial-
hilfe anspruch in besonderen Härtefällen – zumindest zeitlich befristet – fi nanziert.

Fast 80% der KlientInnen der Woh-
nungs losenhilfe sind öster reichische 

StaatsbürgerInnen. Ein Anstieg ist 
insbesondere bei StaatsbürgerInnen 

aus EU-Staaten bemerkbar.
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Abb. 117: Anteile der KlientInnen der Wohnungslosenhilfe nach Staatsangehörigkeit
2005, 2007, 2009
Quelle: FSW
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Wohnsituation vor Eintritt in die Wiener Wohnungslosenhilfe 
Im Jahr 2008 nahmen 54% der Menschen aus einer konventionellen Wohnung 
heraus Unterstützung der Wohnungslosenhilfe in Anspruch. Das betraf sowohl 
Menschen nach einer Delogierung als auch Personen, die bereits einige Zeit bei 
FreundInnen, Bekannten oder Verwandten wohnten. Der Zugang zur Wohnungs-
losenhilfe aus den kollektiven Wohnformen betraf mit 19% vor allem Menschen, 
die Therapieeinrichtungen, Krankenanstalten und Haftanstalten als vorange-
gangene Wohnform angaben. Im Bereich der anderen Lebensformen wurden 
rund 27% registriert. Davon gaben rund 9% an, direkt von der Straße die Ange-
bote der Wiener Wohnungslosenhilfe in Anspruch zu nehmen. Der größere Teil 
wurde unter der Rubrik Sonstiges vermerkt.

54,3%

18,8%

26,9%

Wohneinheiten 

andere Lebenssituation

kollektive Wohnform

% 54,3%

Abb. 118: Wohnsituation der 
KlientInnen vor Eintritt in die 
Wohnungslosenhilfe 2008
(Basis: 1.111 KlientInnen)
Quelle: FSW Lebensformen vor Inanspruchnahme der Angebote der Wohnungslosenhilfe

Entsprechend der gemeinsamen Empfehlungen von United Nations Economic Commission for Europe 
(UNECE) und dem Statistical Offi ce of the European Communities (EUROSTAT) wird die Lebenssituation 
der KlientInnen vor der Inanspruchnahme der Angebote der Wiener Wohnungslosenhilfe in den inter-
national empfohlenen drei Kategorien dargestellt:

▶  Wohneinheiten
 ▷  konventionell
 ▷  nicht konventionell
▶  kollektive Wohnform 
 ▷  institutionell
 ▷  nicht institutionell
▶  andere Lebensformen 

Konventionelle Wohneinheiten:

Darunter sind eigenständige, in sich abgeschlossene, unabhängige und fi xe Wohneinheiten für den 
ständigen Aufenthalt zu verstehen. In Wien sind damit alle bekannten Formen von Miet- (Untermiete 
bzw. Hauptmiete), Genossenschafts- oder Eigentumswohnungen gemeint, unabhängig davon, ob es 
sich um ein Mietverhältnis handelt oder ob es sich um verdeckte Wohnungslosigkeit (kurzfristig 
wechselnde Schlafplätze bei FreundInnen, Bekannten oder Verwandten) handelt.

Nichtkonventionelle Wohneinheiten:

Darunter sind Wohnformen zu verstehen, die nicht in die Kategorie der konventionellen Wohnformen 
fallen. Dies kann der Fall sein, weil sie z.B. mobil und nicht fi x sind (z.B. Wohnmobil), improvisiert oder 
nur gelegentlich benutzbar sind (z.B. improvisierte Schlafplätze in der warmen Jahreszeit).

Kollektive institutionelle Wohnformen:

Darunter sind Wohnformen zu verstehen, die auf größere Personengruppen in Institutionen abzielen, 
wie z.B. Haftanstalt, Krankenhaus, StudentInnenheim, Kasernen etc. 

Kollektive nicht institutionelle Wohnformen:

Darunter sind, wie der Name schon sagt, nicht institutionelle kollektive Wohnformen zu verstehen, z.B. 
Hotels, Pensionen, Hausbesetzungen etc. 

Andere Lebensformen:

Darunter sind sowohl Obdachlosigkeit als auch Wohnungslosigkeit zu verstehen. Unter Obdachlosig-
keit wird die fehlende Verfügbarkeit von Wohnraum verstanden. Das bedeutet, dass Menschen ge-
zwungen sind, auf der Straße oder anderen öffentlichen Plätzen zu nächtigen. Weiters werden in 
dieser Defi nition alle anderen Lebensformen zusammengefasst, die nicht den vorherigen Defi nitionen 
entsprechen.
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Housing rights watch

Housing rights watch ist ein auf Initiative des Europäischen Dachverbandes von Wohnungslosenhilfe-
einrichtungen (FEANTSA) 2008 ins Leben gerufenes Netzwerk, welches das Recht auf Wohnen fördert. 
Das Netzwerk besteht aus VertreterInnen von Nichtregierungsorganisationen, JuristInnen und Forsche-
rInnen. Ziel ist es, auf gesetzlicher Basis adäquaten Wohnraum für jeden in Europa zu garantieren. 
Dazu werden die verschiedenen gesetzlichen Grundlagen verglichen und Entwicklungen beobachtet. 

Dauer des Aufenthalts in Wien vor Eintritt in die Wiener Wohnungslosenhilfe 
Im Jahr 2008 gaben ca. 71% der erwachsenen Personen an, bereits fünf Jahre 
oder länger in Wien gelebt zu haben (Männer 73%; Frauen 64%). Rund 17% der 
Personen lebten ein bis fünf Jahre vor Eintritt in die Wohnungslosenhilfe in 
Wien und ca. 12% weniger als ein Jahr. Die Hintergründe für diesen doch sehr 
hohen Anteil an Personen, die weniger als ein Jahr in Wien lebten, liegen vor 
allem in der Attraktivität von Großstädten für Menschen in schwierigen Le-
benssituationen.

▷

▷

Rund 12% der in den Wohnungs-
loseneinrichtungen der Stadt Wien 

betreuten KlientInnen lebt kürzer 
als ein Jahr in Wien.
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Abb. 119: KlientInnen nach Aufenthaltsdauer in Wien vor Eintritt in die Wohnungs-
losenhilfe 2005, 2007, 2008 
Quelle: FSW

Einkommen79 bei Eintritt in die Wohnungslosenhilfe 
Die Armutsgefährdungsschwelle wurde per Defi nition mit 60% des Medianein-
kommens80 festgesetzt. Die aktuelle Armutsgefährdungsschwelle liegt laut 
EU-SILC 2008 für Einpersonenhaushalte bei 951 Euro81. Bei Zugrundelegung 
dieses Wertes für Einpersonenhaushalte verfügen 87% der erwachsenen Woh-
nungslosen bei Einzug in eine Einrichtung über ein Einkommen unterhalb 
dieser Schwelle. Gleichzeitig gilt es festzuhalten, dass Einkommensarmut nur 
einen Aspekt der Armut abbildet und Wohnungslosigkeit wohl als Indikator für 
manifeste Armut schlechthin angesehen werden muss. 

Rund 87% der KlientInnen der 
Wohnungslosenhilfe verfügen bei 
Eintritt über ein Einkommen unter 
der Armutsgefährdungsschwelle. 

79 Bei den Einkommen handelt es sich um monatliche Nettoeinkommen inkl. aller Trans-
ferleistungen.

80 Siehe Fußnote 6.
81 Armutsgefährdung in Österreich. Einkommen, Armut und Lebensbedingungen – Ergeb-

nisse aus EU-SILC 2008. Bundesministerium für Arbeit, Soziales und Konsumenten-
schutz 2009.



Das Medianeinkommen der wohnungslosen Personen bei Einzug in die Ein­
richtungen betrug im Jahr 2008 600 Euro. 

Jeweils ein Drittel der erwachsenen Personen verfügt 2008 vor Eintritt in die  
Wohnungslosenhilfe über ein Einkommen zwischen 401 und 600 Euro bzw.  
zwischen 601 und 800 Euro. 13% verfügen über kein bzw. ein Einkommen unter 
401 Euro, etwa ein Fünftel über ein Einkommen über 800 Euro. Im Vergleich 
zum Jahr 2005 hat sich die Einkommenssituation wohnungsloser Personen vor  
Eintritt in die Wohnungslosenhilfe etwas gebessert. 2005 bezogen 60% der Per-
sonen ein Einkommen unter 600 Euro, 2008 46%. Dies deutet allerdings nicht auf  
einen generellen Anstieg der (unteren) Einkommen (siehe Kapitel 1.5 bzw. Kapitel  
3.4.2), sondern – ähnlich wie in der Sozialhilfe – auf neue Anspruchskreise hin. 

 
 

 

Die Einkommenshöhen von 
wohnungs losen Menschen sind in den 
letzten Jahren geringfügig gestiegen.  
Dies deutet vor allem auf die 
Erfassung neuer Anspruchskreise hin. 
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Abb. 120:  KlientInnen nach Einkommen vor Eintritt in die Wohnungslosenhilfe  
2005, 2008  
Quelle: FSW 

Auch vor Eintritt in die Wohnungslosenhilfe ist das Einkommen der Frauen 
geringer als das der Männer. Während 50% der Frauen vor Eintritt in die Woh­
nungslosenhilfe ein Einkommen unter dem Medianwert von 600 Euro beziehen, 
ist dies nur bei 46% der Männer der Fall. 

Männer Frauen 
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Abb. 121:  KlientInnen nach Einkommen und Geschlecht vor Eintritt in die Wohnungs­
losenhilfe 2008  
Quelle: FSW 



Bei der Art des Einkommens ist ein Rückgang der BezieherInnen von Leistun­
gen aus der Arbeitslosenversicherung (u.a. Arbeitslosengeld, Notstandshilfe) 
zu be obachten.Während im Jahr 2005 50% der KlientInnen ein Einkommen aus 
der Arbeitslosenversicherung bezogen, fiel der entsprechende Anteil bis 2008 
auf 42%. Diesem Rückgang steht ein geringer Anstieg von Personen, die Sozial­
hilfe bezogen (2005: 18%; 2008: 22%), gegenüber. 
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Abb. 122:  KlientInnen nach Einkommensart vor Eintritt in die Wohnungslosenhilfe  
2005, 2008  
Quelle: FSW 

Männer erhielten anteilig häufiger eine Leistung des Arbeitsmarktservice als 
Frauen und Frauen häufiger Sozialhilfe als Männer. 12% der wohnungslosen 
Personen bezogen ein Erwerbseinkommen beim Eintritt in die Wohnungs­
losenhilfe. 
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Abb. 123:  KlientInnen nach Einkommensart und Geschlecht vor Eintritt in die  
Wohnungslosenhilfe 2008  
Quelle: FSW 
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Einkommen bei Austritt aus der Wohnungslosenhilfe 
Wohnungslose Menschen werden im Rahmen der sozialarbeiterischen Betreuung 
bei der Geltendmachung ihrer Ansprüche (z.B. Sozialhilfe), der Schuldenregu­
lierung, der Verselbständigung und Arbeitsintegration unterstützt. Trotzdem 
ist bei Austritt aus der Wohnungslosenhilfe in vielen Fällen nur eine gering­
fügige Verbesserung der Einkommenssituation festzustellen. Im Falle einer 
erfolgreichen Wohnintegration stieg das Einkommen stärker. 

Das Medianeinkommen bei Austritt aus der Wohnungslosenhilfe liegt 2008 
mit 620 Euro geringfügig über dem Medianeinkommen bei Eintritt, derVergleich 
der Einkommen von Personen vor Eintritt in die Wohnungslosenhilfe und bei 
Beendigung zeigt im Durchschnitt also keine wesentliche Verbesserung der 
Einkommenssituation. Im Vergleich zum Jahr 2005 hat sich die Einkommens­
situation der betreuten Personen sowohl bei Eintritt als auch bei Austritt ver­
bessert. Im Jahr 2005 verfügten 38% der aus der Wohnungslosenhilfe aus­
tretenden Personen über ein Einkommen von mehr als 600 Euro, im Jahr 2008 
lag der entsprechende Wert bei 52%. 

 

 

  

  

 

 

 

Durch Betreuung konnte vielfach 
eine finanzielle Stabilisierung erreicht  
und in vielen Fällen das Einkommen 
der Betroffenen gesteigert werden.  
Trotzdem bleibt die finanzielle Situation  
für viele Wohnungslose auch nach 
Austritt aus der Wohnungslosenhilfe 
prekär. Erfolgreich integrierte Personen 
schneiden jedoch besser ab. 
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▷ 
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Abb. 124:  KlientInnen nach Einkommen bei Austritt aus der Wohnungslosenhilfe  
2005, 2008  
Quelle: FSW 

Während bei Eintritt in die Wohnungslosenhilfe nur ein Fünftel über ein Ein­
kommen von mehr als 800 Euro verfügt, trifft dies auf ein Viertel der Personen 
zu, die die Wohnungslosenhilfe erfolgreich integriert verlassen. 
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Abb. 125:  KlientInnen nach Einkommen vor Eintritt in die Wohnungslosenhilfe und bei  
erfolgreicher Reintegration 2008  
Quelle: FSW 
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Die Verteilung der Art des Einkommens unterscheidet sich bei der Gruppe der 
integrierten Personen von der Gruppe der Personen, die im gleichen Jahr in die 
Wohnungslosenhilfe eingetreten sind: Bei integrierten Männern ist der Bezug 
von Leistungen des Arbeitsmarktservice anteilig geringer, Erwerbseinkommen 
und Pensionseinkommen sind anteilig höher. Erfolgreich integrierte Frauen 
weisen ebenfalls vermehrt Einkommen aus Erwerbstätigkeit auf. Darüber hinaus 
haben sonstige Einkommen (Unterhaltszahlungen, Karenz- und Kindergeld etc.) 
anteilig eine größere Bedeutung.
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Abb. 126: Klienten nach Einkommensart vor Eintritt in die Wohnungslosenhilfe und 
bei erfolgreicher Reintegration 2008 
Quelle: FSW
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Abb. 127: Klientinnen nach Einkommensart vor Eintritt in die Wohnungslosenhilfe und 
bei erfolgreicher Reintegration 2008 
Quelle: FSW



 

       
 

 

 

 
 
 

 

   
  

 
  

 
 

 
 

  

 
 
 

 
  

 

   
 
 
 

 

Wiener Wohnungslosenhilfe 

6.4 Wohnungssicherung als Steuerungs­
instrument 

▷ 

WOHNUNGSSICHERUNG BEINHALTET DIE SYSTEMATISCHE Information, Beratung 
und Unterstützung von Personen, die von Wohnungslosigkeit bedroht sind. 
Somit stellt die Wohnungssicherung ein wichtiges Steuerungsinstrument 
der Wiener Sozialpolitik zur Reduzierung von Wohnungslosigkeit und zur 
Vermeidung von langfristigen sozialen Folgekosten dar. 

Der Verlust einer Wohnung kann in vielen Fällen durch entsprechende Unter­
stützung im Vorfeld vermieden werden. Dazu zählen die Beratung über An­
sprüche, die Erstellung von Haushalts- und Rückzahlungsplänen sowie die 
Unterstützung bei Verhandlungen mit den VermieterInnen. Doch die Ursachen 
für Wohnungslosigkeit sind vielfältig und nicht in jedem Fall kann eine Woh­
nung abgesichert werden. Aber selbst in diesen Fällen bieten die Beratungs­
stellen die entsprechende Unterstützung an bzw. vermitteln kompetent weiter. 
Inwieweit die Wohnungssicherung erfolgreich sein kann, hängt auch sehr stark 
von den strukturellen Rahmenbedingungen ab, wie etwa von der Verfügbarkeit 
von leistbarem Wohnraum oder von der Einkommens- und Arbeitslosenent­
wicklung. Durch eine große Anzahl an leistbaren Gemeindewohnungen und 
einer im Vergleich mit anderen Großstädten in Europa niedrigen Arbeitslosen­
rate hat Wien hier gute Ausgangsbedingungen. In den nächsten Jahren wird 
aber vor allem aufgrund des prognostizierten Anstiegs der Wiener Bevölkerung 
die Schaffung von leistbarem Wohnraum eine zentrale Herausforderung für 
die Stadt Wien darstellen. 

Die Erforschung der Ursachen für Wohnungslosigkeit ist bereits seit längerem 
Gegenstand einschlägiger Fachdiskussionen. Nach derzeit gängigen Definitionen 
spricht man von sogenannter struktureller Wohnungslosigkeit, wenn die Wohnung 
aufgrund von Einkommensverlusten nicht mehr leistbar ist und keine günstigere 
Ersatzwohnung verfügbar ist. Wenn nach längeren Aufenthalten in Instituti­
onen, zum Beispiel wegen Haftstrafen, kein eigener Wohnraum mehr vorhanden 
ist, spricht man von institutioneller Wohnungslosigkeit. Entsteht die Wohnungs­
losigkeit im Beziehungskontext, weil aufgrund von Trennungen, Gewalterfah­
rungen oder Tod des Partners/der Partnerin die Wohnung verlassen werden 
muss, wird von beziehungsbedingter Wohnungslosigkeit gesprochen. Oft führen 
auch individuelle Ursachen wie psychische, physische oder Suchterkrankungen 
zum Wohnungsverlust. 

Wohnungssicherung kann daher nicht in allen Fällen den Wohnungsverlust 
verhindern. Zwingende Gründe wie mangelnde langfristige Finanzierbarkeit, 
Eskalation von Konflikten oder fehlende rechtliche Ansprüche führen dann zum 
Wohnungsverlust. Wenn jedoch eine Kontaktaufnahme mit der Wohnungs­
sicherungsstelle erfolgt, bietet sich auf jeden Fall die Möglichkeit der Weiter­
vermittlung an die entsprechende Hilfseinrichtung. 

Die Organisation der Wiener Wohnungssicherung 
Wien hat bereits eine lange Tradition bei der Unterstützung von Menschen, die 
Gefahr laufen, ihre Wohnung zu verlieren. Waren es anfangs ausschließlich 
MieterInnen von Gemeindewohnungen, die Hilfe von der MA 11 Amt für Jugend 
und Familie (MAG Elf) bzw. von der MA 40-Soziales, Sozial- und Gesundheitsrecht 
erhielten, so wurde das Angebot 1996 mit der Fachstelle für Wohnungssicherung 
(FAWOS), die in Kooperation mit der Volkshilfe Wien betrieben wird, auch auf 
MieterInnen von Privat- und Genossenschaftswohnungen ausgeweitet. Die 
Wohnungssicherung wurde zu einem wichtigen Ziel der Wiener Sozialpolitik. 

Wohnungssicherung – die Vermeidung  
des Verlustes von Wohnraum – ist ein 
wichtiges Ziel der Wiener Sozialpolitik. 
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Bei der Wohnungssicherung in Wien informieren die Bezirksgerichte die 
FAWOS über ein Räumungsverfahren bzw. über angesetzte Räumungstermine. 
Die Fachstelle schreibt alle betroffenen MieterInnen sofort nach Einlangen der 
Informationen an und informiert über das in Wien bestehende Angebot der 
Beratung und Unterstützung bei drohendem Wohnungsverlust. Gleichzeitig 
werden die zuständigen regionalen Geschäftsstellen der MAG Elf und die zu-
ständigen Sozialzentren der MA 40 informiert. 

Ende eines 
Räumungsverfahrens (§ 569 GEO)

Soziale Organisation

Hausverwaltungen
Rechtsanwälte

EigentümerInnen

SelbstmelderInnen

Bezirksgerichte
informieren Gemeinde Wien (FAWOS) bei:

FAWOS sendet Brief
an Betroffene

Kontaktaufnahme der 
Betroffenen mit der 
Präventionsstelle

Beratung – Betreuung

Beginn eines 
Räumungsverfahrens (§ 33a MRG)

Abb. 128: Ablauf der Wohnungssicherung 
Quellen: FAWOS, bearbeitet durch MA 24

Internationale Projekte im Bereich der Wohnungssicherung

Die einzige Defi nition von Wohnungssicherung auf internationaler Ebene fi ndet sich im Vorschlag der 
European Federation of National Organisations Working with the Homeless (FEANTSA). 
Dieser beschreibt vor allem die Zielgruppe der Prävention in der Wohnungslosenhilfe. 

▶  Menschen, die mit einem rechtskräftigen Gerichtsbeschluss zur Räumung einer Wohnung konfron-
tiert sind und

▶  Menschen, die mit einer rechtskräftigen Enteignung ihrer Eigentumswohnung konfrontiert sind.

Die Prävention von Wohnungslosigkeit ist zwar in vielen europäischen Ländern ein wichtiges Thema, 
doch die Defi nition und die Hilfestellungen dazu sind vor allem von den lokalen Gegebenheiten geprägt. 
In Wien wird unter Prävention in erster Linie die Hilfestellung zum Erhalt von bestehendem Wohnraum 
verstanden. In Großbritannien werden auch Mediation von Familienkonfl ikten und die Bereitstellung 
von Mietvorauszahlungen als Prävention verstanden.

Ein umfassendes Hilfesystem wie in Wien, das (fast) alle von Wohnungslosigkeit bedrohten Menschen 
systematisch zu erreichen versucht und den Betroffenen ein umfassendes Angebot an Information, 
Beratung sowie im Einzelfall auch unbürokratische fi nanzielle Unterstützung anbietet, ist in ganz Europa 
nirgends anzutreffen.



Angebote der Wohnungssicherungsstellen in Wien 
Beratung und Betreuung im Rahmen der Wohnungssicherung bedeutet, als  
Erstes Ursachen und Gründe für die existenzbedrohende Situation zu erheben.  
Das umfasst die persönlichen und wirtschaftlichen Verhältnisse (Anzahl der 
Personen und ihr Einkommen) sowie die bisherigen Lösungsstrategien. Weiters  
werden auch die mietrechtliche Situation und der Stand des aktuellen Verfah­
rens abgeklärt.  

Im nächsten Schritt stellt die Information über Anspruchsvoraussetzungen 
von Beihilfen, den Ablauf eines Räumungsverfahrens und die Möglichkeiten  
zur Regelung von Mietzinsrückständen einen wichtigen Teil des Beratungspro­
zesses dar. In vielen Fällen reicht diese Informationsweitergabe aus, um selb­
ständige Problemlösungen zu initiieren und Delogierungen zu verhindern.  Die 
Hilfe zur Selbsthilfe hat hier höchste Priorität. 

Nicht selten haben MieterInnen jedoch unter dem Druck, die Wohnung zu  
verlieren, Ratenvereinbarungen abgeschlossen, die nicht mit ihren finanziellen   
Möglichkeiten korrespondieren. Daher ist es sehr oft notwendig, einen gemein­
samen realistischen Haushaltsplan zu erarbeiten.  Die BetreuerInnen im Rahmen  
der  Wohnungssicherung unterstützen die MieterInnen bei der Erarbeitung  
einer Lösung und begleiten sie bei der Umsetzung. 

Im Notfall – wenn alle eigenen Reserven erschöpft sind – können auch Rück­
stände bzw.  Teilrückstände aus Mitteln der Sozialhilfe (Hilfe in besonderen  
Lebenslagen) übernommen werden. 

In manchen Fällen ist ein Hintergrund für den drohenden Wohnungsverlust 
eine nicht leistbare Wohnung.  Die Beratung umfasst auch die Unterstützung 
bei der Suche nach einer günstigeren Wohnform (z.B.  Wohnungstausch oder  
-wechsel). 

Ziel der Wiener Wohnungssicherung ist es, Delogierungen zu vermeiden, die 
individuellen Ursachen zu beseitigen und den Erhalt der Wohnung langfristig 
zu sichern. Durch diese Strategie kann nicht nur der Verlust von Wohnungen 
vermieden, sondern auch sozialen Folgeproblemen und -kosten vorgebeugt  
werden (sekundäre und tertiäre Prävention). 
▷  Steigende Verschuldung der Haushalte (Mietrückstände, Gerichts-,  Anwalts- 

und Räumungskosten etc.), 
▷  Verlust von Hausrat und Bekleidung, 
▷  Verlust des Arbeitsplatzes/Einkommens, 
▷  Ausgrenzungserscheinungen bei Minderjährigen, 
▷  hohe Kosten für den öffentlichen Träger durch die Unterbringung in Einrich­

tungen der Wohnungslosenhilfe und die anschließende Reintegration 
können vermieden werden. 

Die großen Stärken der Wiener Wohnungssicherung sind: 
▷  systematische Information der Betroffenen, 
▷  rasche Kontaktaufnahme, 
▷  kompetente Beratung, 
▷  unbürokratische, rasche fi nanzielle Unterstützung im Notfall. 

Das Beratungsangebot der Wohnungs­ 
sicherungsstellen umfasst die 
Abklärung der Situation, die Infor-
mation über Ansprüche und Möglich­
keiten zur Regelung des Problems 
sowie – falls erforderlich – die 
Unterstützung bei der Erstellung eines 
Haushaltsplans und dem Ab schluss 
einer Ratenvereinbarung sowie die 
Gewährung einer finanziellen  Aushilfe. 

Wiener Wohnungslosenhilfe 

▷ 

▷ 
In Wien können alle MieterInnen, die 
vom Verlust der Wohnung bedroht 
sind, rasch und unbürokratisch 
Beratung und Hilfestellung erhalten. 
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Jetzt brennt’s  
Dr. Norbert Regitnig-Tillian, freier Journalist

  FAWOS, die Fachstelle für Wohnungssicherung, ist eine 
zentrale Anlaufstelle für alle Personen, die in Privat- oder 
Genossenschaftswohnungen leben und gefährdet sind, 
ihre Wohnung zu verlieren. 

Für Veronika B.  hing der Himmel voller Geigen. Die Steirerin hatte sich Hals über Kopf in einen 
Troubadour verliebt. Um ihrer großen Liebe zu gefallen, verwendete sie all ihr Geld für teure Klei­
dung und Schminke. „Ich war wie von Sinnen. Ich zahlte meine Miete nicht mehr, nur um noch 
einen teuren Fetzen kaufen zu können.“ 

Es dauerte nicht lange, bis eine Delogierungsklage ins Haus flatterte.  Dann erst war ihr klar:  
„Jetzt brennt’s.“ ArbeitskollegInnen machten sie auf die FAWOS aufmerksam. Geschulte Sozial­
arbeiterInnen stehen dort Betroffenen mit Rat und Tat zur Seite, wenn eine Delogierung droht. Man 
sucht das Gespräch mit Hausverwaltungen und RechtsanwältInnen, handelt Zahlungsmodalitäten 
aus, überprüft Möglichkeiten, um eine Miet- und Wohnbeihilfe zu beantragen, und errechnet, ob 
sich ein Klient/eine Klientin die laufenden Kosten für eine Wohnung überhaupt leisten kann. Die  
Fachstelle  kann dabei einen besonderen Service bieten: Sie ist ein One-Stop-Shop. Den Betroffenen  
kann sogar rasch und unkompliziert mit Geldaushilfen geholfen werden, da auch SozialarbeiterInnen  
der MA 40 bei FAWOS arbeiten.  Die Betroffenen müssen sich daher nicht an weitere Stellen  
wenden. 

Für Veronika B. war die Fachstelle ein Glücksfall. „Durch die persönlichen Beratungsgespräche“,  
so Frau Veronika,  „ging mir auch privat ein Licht auf.“ Ihren Troubadour hat sie sich aus dem Kopf 
geschlagen und die FAWOS-MitarbeiterInnen halfen ihr, Ordnung in ihr Leben zu bringen. Man sah 
sich die finanzielle Situation näher an und er  kannte, dass die ehemalige Mitarbeiterin der MA 48 
bereits  seit  längerem Anspruch auf  Sozial- und  Mietbeihilfe hatte.  Weil  Frau Veronika zudem schon 
über längere Zeit chronisch krank war, beantragte man über das Arbeitsmarktservice eine Pensions­
bevorschussung.  Ein guter Teil der Mietrückstände konnte abgedeckt werden.  Der Rest wurde aus 
Mitteln der Sozialhilfe übernommen. 

In mehr als 230 Fällen konnte FAWOS im Jahr 2009 Betroffene mit einer einmaligen finanziellen   
Unterstützung vor einer Delogierung bewahren. „Abgesehen davon, dass den Betroffenen viel  
persönliches Leid erspart bleibt, hat unsere Delogierungsprävention auch für die Sozialhilfeträger 
einen großen Vorteil“, sagt FAWOS-Leiterin Renate Kitzman. „Sie kostet deutlich weniger als die 
Versorgung der Delogierten in der Wohnungslosenhilfe.“ 

Für Herrn Herbert P.  ist die Situation noch nicht ausgestanden.  „Ich hätte nicht geglaubt,  dass 
mir das überhaupt einmal passieren wird.  Vor zehn Jahren war ich noch glücklich und reich“,  
erzählt der heutige ÖBB-Bedienstete. Er war verheiratet, ein Sohn kam auf die Welt. Mit seinen 
Ersparnissen renovierte er die gemeinsame Wohnung. Nach vier Jahren scheiterte die Ehe allerdings.  
Es folgte die Trennung, Scheidung und ein Streit um das Obsorgerecht.  Herr Herbert suchte sich 
eine leistbare neue Wohnung. Doch während er vor Gericht ein Besuchsrecht für seinen Sohn  
durchzusetzen versuchte, verlor er seinen Arbeitsplatz. Eine große Kaufhauskette, bei der er ar
beitete, hatte ihre Filialen geschlossen.  Herr Herbert stand ohne Arbeit da. Alimentationszahlungen,  
Gerichts- und Rechtsanwaltskosten: Das Arbeitslosengeld reichte bald nicht mehr aus.  Auch mit 
einem neuen Job wurde die Situation nicht besser.  Herr Herbert nahm einen Kredit auf. Die Schulden  
wurden dennoch größer, eine Lohnpfändung folgte. Und er bekam weiterhin Briefe vom Gericht 
und von RechtsanwältInnen. Irgendwann einmal war das Geld so knapp, dass Herr Herbert die 
Miete nicht mehr bezahlte. „Ich öffnete die Briefe nicht mehr und steckte den Kopf in den Sand.“ 
Eine angedrohte Delogierung konnte er noch einmal abwenden.  Bei FAWOS  holte er sich Rat.  Man 
überprüfte die finanzielle Situation und kam zu dem Ergebnis:  Eine einmalige Aushilfe allein würde  
die Situation nicht verbessern, mehrere Maßnahmen müssen getroffen werden. Jetzt steht für  
Herrn Herbert ein Termin bei der Schuldnerberatung an.   

­

Sozialbericht 2010
 181 



  
 
 

Wiener Wohnungslosenhilfe 

Räumungsverfahren in Wien 
Daten über Räumungsverfahren werden in Wien sowohl durch die Bezirks­
gerichte als auch durch das Bundesministerium für Justiz im Wege des Bundes­
rechenzentrums (BRZ) erhoben und weitergeleitet.Aufgrund unterschiedlicher 
Datenquellen sind die Angaben nicht ident. Für die nachfolgenden Auswertungen 
wurden die Zahlen der Bezirksgerichte herangezogen, da diese alle Wohnungen 
beinhalten. 
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Arten von Räumungsverfahren 

In Österreich hat der Schutz von MieterInnen eine lange Tradition, da der Gesetzgeber der Ansicht war,  
dass Wohnen ein besonders schützenswertes Grundbedürfnis ist. Daher sind alle gesetzlichen Be­
stimmungen zur Beendigung eines Miet- oder Nutzungsverhältnisses in Bundesgesetzen geregelt und 
gelten in ganz Österreich einheitlich. Obwohl in den vergangenen 20 Jahren der Schutz der MieterInnen  
etwas aufgeweicht wurde, ist er im europäischen Vergleich noch immer stark ausgeprägt.  

Möchte ein Vermieter/eine Vermieterin das Mietverhältnis mit dem Mieter/der Mieterin beenden,  
gibt es dafür grundsätzlich vier Möglichkeiten: 
▶   Räumungsklage, 
▶   Kündigung, 
▶   Räumungsvergleich, 
▶   Übergabeauftrag. 

Räumungsklage 
Die Räumungsklage ist in Österreich das mit Abstand am häufigste n durchgeführte Verfahren zur  
Beendigung von Mietverhältnissen. Mit der Räumungsklage wird vom Vermieter/von der Vermieterin 
die rechtsgrundlose Benützung des Mietobjektes beim Bezirksgericht geltend gemacht. Dies ist vor 
allem bei einem erheblich nachteiligen Gebrauch, einem qualifi zierten Mietzinsrückstand (länger als 
ein Monat) oder bei titelloser Benützung (z.B.  Bewohnen einer Wohnung ohne Vertrag) der Fall. Bei 
diesem Verfahren werden die betroffenen Parteien zu einer Tagsatzung (Verhandlung) geladen. Bei 
dieser Gelegenheit können direkt am Bezirksgericht Einwendungen erhoben werden. Nach Abschluss 
des Titelverfahrens ergeht in den meisten Fällen ein Versäumnisurteil (Exekutionstitel). 

Kündigung 
Unbefristete Mietverhältnisse können durch einseitige Erklärung, die Kündigung, beendet werden. Die 
Kündi gung wird ans Bezirksgericht geschickt,  welches formal die eigene Zuständigkeit und den kor
rekten Fristablauf prüft und anschließend die Kündigung gerichtlich an beide Vertragsparteien zustellt.  
Es ist entweder die gesetzliche oder die vertraglich vereinbarte Kündigungsfrist einzuhalten. MieterInnen  
können, müssen aber nicht zwingend, in dieser Form das Mietverhältnis beenden. Es handelt sich bei 
diesem Verfahren um ein beschleunigtes Verfahren. Erhebt keine der beteiligten Parteien Einwendungen,  
kommt es auch zu keiner Tagsatzung bzw.  Verhandlung, sondern wird nach einer gewissen Frist die 
zugestellte Kündigung zu einem rechtskräftigen und vollstreckbaren Exekutionstitel. 

Räumungsvergleich 
Der Vermieter/die Vermieterin und der Mieter/die Mieterin können jederzeit, bei übereinstimmender 
Willenserklärung,  am  Bezirksgericht einen  Vergleich über den Zeitpunkt und die Modalitäten der Räumung  
einer  Wohnung  abschließen.  Vergleiche werden gelegentlich auch bei Tagsatzungen im Rahmen von 
Kündigungen  oder  Räumungsklagen geschlossen. In diesen Fällen werden Modalitäten zur Regelung  
eines  Mietrückstandes  getroffen.  Sollten die vereinbarten Schritte vom Mieter/von der Mieterin jedoch 
nicht eingehalten werden, kommt es innerhalb einer sehr kurzen Frist zur Räumung der Wohnung.  

Übergabeauftrag 
Bei befristeten Mietverträgen kann der Vermieter/die Vermieterin zur Absicherung der zeitgerechten 
Rückgabe der Wohnung frühestens sechs Monate, jedoch spätestens drei Monate vor dem Ende des 
befristeten  Mietvertrags beim Bezirksgericht einen Antrag auf Übergabe der Wohnung stellen. Erhebt der  
betroffene  Mieter/die  betroffene  Mieterin keine Einwände,  stellt der Übergabeauftrag ebenfalls einen 
Exekutionstitel dar. 

­
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Im Jahr 2009 wurden in Wien 23.474 Räumungsverfahren eingebracht. Die Zahl 
der eingebrachten Räumungsverfahren variiert stark zwischen den einzelnen 
Wiener Bezirksgerichten. Dies ist einerseits auf die Größe der Zuständigkeits-
bereiche der Bezirksgerichte – das Bezirksgericht Innere Stadt ist beispiels-
weise für sechs Bezirke und fast 20% der Wiener Bevölkerung zuständig – und 
andererseits auf tatsächliche regionale Unterschiede zurückzuführen. Die mit 
Abstand meisten Räumungsverfahren werden am Bezirksgericht Innere Stadt 
abgehandelt, die wenigsten am Bezirksgericht Hietzing.
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Abb. 129: Räumungsverfahren nach Bezirksgerichten 2009 
Quelle: Bundesministerium für Justiz 

▷
Über die Bezirksgerichte wird die 

Stadt Wien über Räumungsverfahren 
informiert (Regelung im Mietrechts-
gesetz). Mithilfe dieser Informationen 

kann die Stadt Wien mit ihren 
Beratungsstellen allen MieterInnen, 

die gefährdet sind, ihre Wohnung zu 
verlieren, Unterstützung für den Erhalt 

der Wohnung anbieten.

Um einen aussagekräftigeren regionalen Vergleich zu ermöglichen, wurde in 
der nachfolgenden Abbildung die Zahl der Räumungsverfahren in Relation zu 
den bewohnten Wohnungen im jeweiligen Zuständigkeitsbereich der Bezirks-
gerichte gesetzt. Von Interesse ist primär die Frage, welchen Einfl uss die Ein-
kommenshöhen auf einen möglichen Wohnungsverlust haben.

Im Wien-Durchschnitt entfi elen 2009 auf tausend Wohnungen 28 Räumungs-
verfahren. Bei den Bezirksgerichten Hietzing, Liesing, Donaustadt, Döbling und 
Josefstadt fi el die Zahl der Räumungsverfahren pro tausend Wohnungen unter-
durchschnittlich, bei den Bezirksgerichten Meidling, Leopoldstadt, Favoriten 
und Innere Stadt stark überdurchschnittlich aus. 

Gerade in den Zuständigkeitsbereichen der letztgenannten Bezirksgerichte 
liegt das Einkommen der BewohnerInnen unter dem Wiener Durchschnitt82. 
Diese Bezirke weisen auch die höchsten Sozialhilfequoten (siehe Kapitel 3.4.5) 
auf. Finanzielle Probleme (z.B. geringes Einkommen) werden auch von den 
Betroffenen als häufi gste Ursache für ihr Wohnproblem genannt.

82 Im Zuständigkeitsbereich des Bezrirksgerichtes Innere Stadt gilt dies für die Bezirke 
Margareten und Simmering, in den Bezirken 1, 3, 4 und 6 liegt das Einkommen über 
dem Wien-Durchschnitt.
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Abb. 130: Räumungsverfahren pro 1.000 Wohnungen nach Bezirksgerichten 2009 
Quellen: Bundesministerium für Justiz und MA 5

Seit 2004 ist es zu einem Rückgang der eingebrachten Räumungsverfahren laut 
Bundesministerium für Justiz gekommen. Die niederen Werte für 2007 sind 
allerdings auf eine EDV-Umstellung bei Wiener Wohnen, der größten Vermie-
terin in Wien, zurückzuführen. Bedingt durch die Umstellung wurden in diesem 
Jahr weniger Klagen eingebracht.
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Abb. 132: Räumungsverfahren in Wien 2002 – 2009 
Quelle: Bundesministerium für Justiz

Der Rückgang der Räumungsverfahren in Wien fi ndet aber nicht in allen Be-
zirksgerichten gleichermaßen statt. Während in den Bezirksgerichten Donau-
stadt, Josefstadt, Hietzing, Innere Stadt und Döbling ein starkes Minus an 
Räumungsverfahren zu verzeichnen war, nahm die Zahl der Räumungsver fahren 
bei den Bezirksgerichten Meidling, Leopoldstadt und Favoriten zu.

Exekutionsantrag

Vermieter bringt Räumungsklage 
bei Bezirksgericht ein

Tagsatzung am Bezirksgericht

Exekutionsmittel
(Versäumungsurteil)

Vollzug der Räumung

Abb. 131: Vereinfachte Darstellung 
eines Räumungs- bzw. Delogierungs-
verfahrens 
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Abb. 133: Räumungsverfahren nach Bezirksgerichten – Veränderung von 2002 auf 2009 
Quelle: Bundesministerium für Justiz

Nach Vorliegen eines Urteils kann eine Räumungsexekution (Delogierung) vom 
Kläger/von der Klägerin beantragt werden. Im Jahr 2009 wurden ca. 3.000 
Räumungen vollzogen. Diese Zahl stellt nur einen Bruchteil der beantragten 
Räumungen dar, der Rest der Wohnungen konnte gesichert werden oder wurde 
freiwillig geräumt.

Vollzogene Räumungen in Wien
Auch die Zahl der vollzogenen Räumungen in Wien ist zwischen 2004 und 2009 
um mehr als ein Viertel von 4.136 auf 3.025 gesunken. Damit ist bei den voll-
zogenen Räumungen ein stärkerer Rückgang zu verzeichnen als bei den Räu-
mungsverfahren.

▷
2009 kam es nur bei einem von 

acht Räumungsverfahren zur 
tatsächlichen Räumung.
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Abb. 134: Vollzogene Räumungen in Wien 2004 – 2009 
Quelle: Bundesministerium für Justiz

Die meisten Räumungen wurden 2009 im Zuständigkeitsbereich des Bezirks-
gerichts Innere Stadt, gefolgt von Favoriten und Leopoldstadt vollzogen. Die 
wenigsten Räumungen fi elen im Bereich des Bezirksgerichts Hietzing an. 



186 Sozialbericht 2010

Wiener Wohnungslosenhilfe

Bezirksgericht

0

200

100

300

400

500

600

Le
op

old
sta

dt

Inn
ere

 St
ad

t

Fa
vor

iten

Hietz
ing

Fü
nfh

au
s

Hern
als

Döb
ling

Flo
rid

sdo
rf

Lie
sin

g

Don
au

sta
dt

Jos
efs

tad
t

Meid
ling

Rä
um

un
ge

n
t f t t t

Abb. 135: Vollzogene Räumungen nach Bezirksgerichten 2009
Quelle: Bundesministerium für Justiz

Im Zeitraum 2004 bis 2009 nahm die Zahl der vollzogenen Räumungen bei neun 
der zwölf Wiener Bezirksgerichte ab. Ein starker Zuwachs von mehr als 30% ist 
beim Bezirksgericht Hietzing zu verzeichnen. Wie bereits erwähnt, ist die Fall-
zahl bei diesem Bezirksgericht aber sehr gering.
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Abb. 136: Vollzogene Räumungen nach Bezirksgerichten – Veränderung von 2004 
auf 2009 
Quelle: Bundesministerium für Justiz

Im Wien-Durchschnitt entfi elen 2009 auf tausend Wohnungen 3,6 vollzogene 
Räumungen. Das regionale Muster folgt dabei ungefähr dem der Räumungs-
verfahren, im Detail sind jedoch einige Unterschiede auffällig. Obwohl das 
Verhältnis von Räumungsverfahren zu bewohnten Wohnungen am Bezirksgericht 
Meidling am höchsten ist, werden in Relation zu den bewohnten Wohnungen 
die meisten Räumungen in Favoriten vollzogen. Auf tausend Wohnungen ent-
fallen 5,5 vollzogene Räumungen. Während am Bezirksgericht Innere Stadt die 
Zahl der Räumungsverfahren pro tausend Wohnungen klar überdurchschnitt-
lich ist, liegt die Zahl der vollzogenen Räumungen in Relation zu den bewohnten 
Wohnungen geringfügig unter dem Durchschnitt. Am niedrigsten ist das Ver-
hältnis vollzogene Räumungen zu bewohnten Wohnungen in Hietzing.
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Abb. 137: Vollzogene Räumungen pro 1.000 Wohnungen nach Bezirksgerichten 2009 
Quellen: Bundesministerium für Justiz und MA 5

Gründe für Räumungsverfahren
Mietzinsrückstände bzw. in Folge Räumungsverfahren deuten sehr oft auf feh-
lende Finanzmittel (z.B. geringes Einkommen) bzw. fi nanzielle Probleme (z.B. 
Schulden) der Betroffenen hin. Krankheit, Trennung bzw. Scheidung oder soziale 
Anpassungsschwierigkeiten werden ebenfalls sehr häufi g als Ursachen genannt. 
Sucht und Kriminalität spielen hingegen eine eher untergeordnete Rolle.

▷

▷

Vor allem fi nanzielle Probleme führen 
zu einem Räumungsverfahren. Mit 

kompetenter Beratung kann das 
Schlimmste verhindert werden.
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Abb. 138: Anzahl der Räumungsverfahren nach von Betroffenen genannten 
Gründen 2008 
Quelle: FAWOS

Zahl der gesicherten Wohnungen
2009 konnte zumindest bei 3.722 Wiener Haushalten eine Räumung der Woh-
nung verhindert werden. Dies entspricht einer 40%igen Erfolgsquote. Da viele 
Betroffene aufgrund der durch die Präventionsstellen erhaltenen Informationen 
bzw. Beratungen ihre Angelegenheiten selbst regeln, liegen über einen großen 
Teil der gesicherten Wohnungen keine Informationen vor, sodass die Erfolgs-
quote mit hoher Wahrscheinlichkeit größer ist.

2009 konnten 3.722 Haushalte 
vor dem Vollzug der Räumung 

bewahrt werden.
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Abb. 139: Erreichte Haushalte und gesicherte Wohnungen 2005, 2007, 2009 
Quellen: FAWOS, MA 40 und MA 11

Eine Annäherung an die Effektivität der Wohnungssicherung stellt die Quote 
der gesicherten Wohnungen in der FAWOS dar. In rund 73% der intensiv bera-
tenen Fälle83 gelang die Sicherung der Wohnung.

Budget für Wohnungssicherung
Im Jahr 2009 wurden von der MA 40 und der FAWOS mehr als 4,3 Mio. Euro 
für die Wohnungssicherung aufgewendet. Mit diesem Betrag konnten 3.500 
Haushalte unterstützt werden. Die Ausgaben für die Wohnungssicherung sind 
– so wie die Zahl der betreuten Haushalte – seit 2005 um beinahe 40% gestiegen. 
Aber nicht nur eine Steigerung der Ausgaben, auch eine Verschiebung in der 
Ausgabenstruktur ist beobachtbar. Die Ausgaben der FAWOS zur Sicherung von 
Privat- und Genossenschafts wohnungen sind zwischen 2005 und 2009 stark 
gesunken, was den Erfolg der FAWOS bestätigt. Durch zeitgerechte Intervention 
und Beratung war in weniger Fällen eine fi nanzielle Unterstützung notwendig. 
In der FAWOS wurden 2009 im Durchschnitt pro betreutem Haushalt rund 2.300 
Euro für die Wohnungssicherung ausgegeben.

Demgegenüber sind die Ausgaben der Sozialzentren der MA 40 für die 
Wohnungs sicherung von Gemeindewohnungen um mehr als 60% gestiegen. Dies 
ist vor allem durch den Anstieg der betreuten Haushalte verursacht, da die 
Höhe der Unterstützungen konstant bei rund 1.200 Euro lag84. Außerdem war 
in vielen dieser Fälle – um die Wohnung zu sichern – auch eine fi nanzielle Aus-
hilfe erforderlich.

▷
Die Stadt Wien hat 2009 rund 4,3 
Mio. Euro an Unterstützungen für den 
Erhalt von Wohnraum aufgebracht. 
Damit wurden mehr als 3.500 Haus-
halte gesichert. Durchschnittlich waren 
1.200 Euro pro Haushalt notwendig.

83 Quelle: FAWOS Jahresbericht 2009, S. 28.
84 Der Hauptgrund für die unterschiedlichen Unterstützungsbeträge zwischen Gemeinde- 

und Privatwohnungen liegt in den höheren Verfahrenskosten und Rechtsanwaltskosten 
bei Privatwohnungen. Wiener Wohnen beantragt bei einem Räumungsverfahren immer 
die geringstmöglichen Verfahrenskosten, während in Verfahren, die Privatwohnungen 
betreffen, oft mehrere Verfahren kombiniert werden (z.B. Mietzins- und Räumungskla-
ge mit pfandweiser Beschreibung) und damit die Verfahrenskosten noch zusätzlich 
steigen.
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Abb. 140:  Ausgaben für die Wohnungssicherung 2005 – 2009 
Quelle: FAWOS 
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Abb. 141:  Ausgaben pro Haushalt nach Wohnungstypen 2005 – 2009 
Quelle: FAWOS 

Soziodemografi sche Daten  
Die Einkommenssituation von KlientInnen der Wohnungssicherung ist – ähnlich  
wie bei wohnungslosen Menschen – in vielen Fällen prekär. Die nachfolgenden 
Auswertungen geben einen kurzen Überblick über das Klientel, das die Angebote  
der Wohnungssicherung in Anspruch nimmt85. Nähere Informationen zu den  
soziodemografisc hen Daten können den Jahresberichten der FAWOS entnommen  
werden. 

Einkommen 
Rund 40% der von einem Räumungsverfahren betroffenen Personen beziehen 
eine Versicherungsleistung des Arbeitsmarktservice (z.B. Arbeitslosengeld, Not­
standshilfe), 35% beziehen Einkommen aus unselbständiger Beschäftigung und  
10% eine Pension. 6% der Betroffenen beziehen während des Räumungsverfah­
rens Kinderbetreuungsgeld.  

Wiener Wohnungslosenhilfe 

85 Die nachfolgenden Daten stammen aus der Dokumentation der FAWOS und betreffen 
nur private Wohnungen. 
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Abb. 142: Anteile der betroffenen Personen nach Art des Einkommens 2008 
Quelle: FAWOS

In den letzten Jahren ist eine Veränderung der Einkommensstruktur beobacht-
bar. Die von einem Räumungsverfahren Betroffenen weisen häufi ger ein eigenes 
Einkommen aus (un-)selbständiger Erwerbstätigkeit bzw. ein Pensionseinkom-
men auf. Der Bezug von Leistungen des Arbeitsmarktservice ist zwar noch 
immer die wichtigste Einkommensart der Betroffenen, hat aber etwas an Be-
deutung verloren. Stärker zurückgegangen ist die Anzahl der Krankengeld-
bezieherInnen sowie der Personen, die nur über einen ungesicherten Lebens-
unterhalt verfügen.
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Während 2004 rund 6% der betroffenen Haushalte über ein Einkommen unter 
500 Euro verfügten, sank der entsprechende Anteil bis 2008 auf 4,5%. Der Anteil 
der Personen mit einem Haushaltseinkommen zwischen 500 und 1.000 Euro 
sank im Beobachtungszeitraum von 41% auf 37,5%. 2004 verfügten 52,5% der 
Betroffenen über ein Haushaltseinkommen von mehr als 1.000 Euro, bis zum 
Jahr 2008 stieg der entsprechende Anteil auf rund 58%. Somit sind in den letzten 
Jahren auch Personen mit etwas höheren Einkommen stärker von Wohnungs-
losigkeit bedroht (z.B. bei Arbeitslosigkeit).

Abb. 143: Anteile der betroffenen Personen nach Art des Einkommens – 
Veränderung von 2004 auf 2008 
Quelle: FAWOS
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Abb. 144:  Haushaltseinkommen der betroffenen Personen nach Einkommens­
kategorien 2004 – 2008 
Quelle: FAWOS 

Nationalität 
Ungefähr 60% der von einem Räumungsver fahren betroffenen Personen verfügen 
über die österreichische Staatsbürgerschaft. Jedoch sind Personen mit nicht­
österreichischer Staatsangehörigkeit unter den von einem Räumungsverfahren 
Betroffenen im Vergleich zur Wohnbevölkerung häufiger vertreten. 

Die aktuellen Entwicklungen der Migration – der Anteil von EU-BürgerInnen 
unter den ZuwanderInnen steigt, der von Drittstaatsangehörigen sinkt – werden 
auch bei den Räumungsverfahren sichtbar. Der Anteil der Drittstaatsangehö­
rigen an allen von einem Räumungsverfahren Betroffenen ist zwischen 2004 
und 2009 von 40% auf 30% gefallen, im Gegenzug ist der Anteil der EU-Bürge­
rInnen von 1% auf 7% gestiegen. 
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Abb. 145:  Räumungsverfahren nach Staatsangehörigkeit der Betroffenen 
2004 – 2009 
Quelle: FAWOS 
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 Wiener 
Behindertenhilfe 

Mit dem Gesetz zur Förderung der Chancengleichheit von  
Menschen mit Behinderung in Wien wurde 2010 auch auf  

rechtlicher Ebene einer wichtigen Entwicklung Rechnung  

getragen:  An Stelle versorgender Behindertenhilfe tritt eine 

Politik chancengleicher Teilhabe von Menschen mit Behinde­

rung. Diese neue Ausrichtung soll Menschen mit Behinderung  

ein weitgehend selbständiges Leben ermög lichen sowie  

Selbstverantwortung und Eigenständigkeit fördern.



      

  
 

 

 

 

 
 

 

 
  

 
 

 
  

Wiener Behindertenhilfe 

7.1 Das Wiener Chancengleichheitsgesetz
 

DAS WIENER BEHINDERTENGESETZ aus dem Jahr 1966 in der zuletzt gültigen 
Fassung (2007/30) war bisher die Basis der wichtigsten Leistungen der Be­
hindertenhilfe: Wohnen, Beschäftigungstherapie, Leistungen zur Integration 
am Arbeitsmarkt und Leistungen zur Förderung der Mobilität.Trotz mehre­
rer Novellen wurde das Gesetz den Reformen und der Ausweitung des 
Leistungsangebots nicht mehr gerecht. Das neue Wiener Chancengleichheits­
gesetz bildet nun in einer modernen Sprache das breite Leistungsspektrum  
der Wiener Unterstützungsleistungen für Menschen mit Behinderung ab. 

▷ 
Behinderung darf kein isoliertes 
Problem einzelner Personen sein,  
sondern muss im gesellschaftlichen 
Kontext gesehen werden. 

Behinderung wird nicht als isoliertes Problem einzelner Personen oder Personen­
gruppen betrachtet, sondern wird im gesellschaftlichen Kontext wahrgenommen. 
Vorrangiges Ziel ist dabei die Integration und die Teilhabe von Menschen mit 
Behinderung am sozialen Leben. Das Normalisierungsprinzip darf dement­
sprechend nicht als Gleichmacherei oder Anpassung der Betroffenen an kon­
struierte Normalität verstanden werden, sondern als Teilhabe an der Gesell­
schaft unter Berücksichtigung individueller Lebenskonzepte. 

Auf gesamteuropäischer Ebene stellen die Gleichbehandlungsrichtlinie86 und 
die Nationalen Aktionspläne87 einen wichtigen Schritt in Richtung Chancen­
gleichheit und Antidiskriminierung dar. Sie bilden den Rückenwind für einen 
sich seit langem aufbauenden Paradigmenwechsel im Umgang mit Behinderung. 
Die Unterzeichnung und Ratifizierung der UN-Konvention über die Rechte von 
Menschen mit Behinderungen ist dabei die aktuellste Verdeutlichung dieser 
Entwicklung. Sie bildet die Grundlage für alle weiteren Überlegungen und 
Diskussionen einer zeitgemäßen, qualitativen und integrativen Behinderten­
politik. 

UN-Konvention über die Rechte von Menschen mit Behinderungen 

Im Dezember 2006 verabschiedete die  UN-Vollversammlung  die  Konvention über die Rechte von  
Menschen mit Behinderungen. Zweck dieses Übereinkommens ist es, die volle und gleichberechtigte 
Ausübung aller Menschenrechte und Grundfreiheiten durch alle Menschen mit Behinderungen zu  
fördern, zu schützen und zu gewährleisten und die Achtung ihrer angeborenen Würde zu fördern.  
Österreich war im März 2007 das erste Land, das der Konvention beitrat.  Nach der Ratifizierung durch  
das Parlament trat die Konvention am 26. 10. 2008 in Österreich in Kraft. Derzeit haben 85 Staaten 
die Konvention ratifiziert.  

Das Land Wien hat aber nicht erst seit der Ratifizierung der UN-Konvention 
über die Rechte von Menschen mit Behinderungen, sondern bereits seit vielen 
Jahren die Staatszielbestimmungen betreffend die Gewährleistung der Gleich­
behandlung in allen Bereichen des täglichen Lebens umgesetzt. So wird im 
Baurecht, in der Wohnbauförderung und im Bildungsbereich den Bedürfnis­
sen von Menschen mit Behinderung unter dem Integrationsaspekt Rechnung 
getragen und seit Juli 2010 sind auch Menschen mit Behinderung durch das 
Wiener Antidiskriminierungsgesetz geschützt. 

86 http://eur-lex.europa.eu/LexUriServ/LexUriServ.do?uri=OJ:L:2006:204:0023:01:DE: 
HTML (28. 08. 2010). 

87 http://europa.eu/legislation_summaries/employment_and_social_policy/ 
antidiscrimination_relations_with_civil_society/l33113_de.htm (28. 08. 2010). 
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Wiener Behindertenhilfe 

Darüber hinaus bekennt sich Wien zu einer modernen und möglichst im 
Einvernehmen mit den Betroffenen(organisationen) gestalteten Behinderten­
hilfe – dazu gehören nicht nur große Leistungsvielfalt und möglichst hohe 
Qualität in der Leistungserbringung, sondern auch Wahlfreiheit und Selbst­
bestimmtheit sowie soziale Ausgewogenheit. 

Das Angebot wurde in den letzten Jahren kontinuierlich und bedarfsgerecht 
ausgebaut. Herausforderungen für die Zukunft stellen ins besondere die abseh­
baren Entwicklungen innerhalb der Zielgruppe (z.B. Anstieg der Anzahl älterer 
Menschen mit Behinderung) sowie die Auswirkungen der Wirtschaftskrise (z.B. 
auf den Arbeitsmarkt, die Arbeitsintegration und die Sozialbudgets) dar. 

Im neuen Wiener Chancengleichheitsgesetz wurde nun das aktuelle, breite 
und vielfältige Wiener Leistungsangebot festgeschrieben und gesetzlich defi­
niert. Das Gesetz wurde von FachexpertInnen erstellt und mit der Interessens­
vertretung Behinderter Menschen akkordiert. Es entspricht den Vorgaben der 
UN-Konvention über die Rechte von Menschen mit Behinderungen. 

▷ 
Die künftigen Herausforderungen im 

Bereich der Behindertenhilfe liegen in 
der Versorgung älterer Menschen mit 

Behinderung, der Arbeitsmarktsituation  
und -integration von Menschen mit 

Behinderung sowie im Mainstreaming  
aller Lebensbereiche. 

Ziele und Schwerpunkte 
▷  Stärkung von Selbstbestimmung und Wahlfreiheit, 
▷  Förderung der Teilhabe von Menschen mit Behinderung am gesellschaftlichen,  

kulturellen, wirtschaftlichen und politischen Leben (barrierefreier Zugang), 
▷  Lesbarkeit, soziale Ausgewogenheit, Niederschwelligkeit und Zugangs­

gerechtigkeit, 
▷  Rechtssicherheit, 
▷  Klarheit und Transparenz. 

Inhalte 
Den Lebensbereichen entsprechend beinhaltet das Gesetz Regelungen zu fol­
genden Leistungen: 
▷  Wohnen und Wohnumfeld: Voll- und Teilbetreutes Wohnen, 
▷  Ausbildung und Arbeit: tagesstrukturierende Maßnahmen,  Arbeits- und  

Berufsintegration, 
▷  Freizeit und Mobilität: Fahrtendienst, Fahrscheine, 
▷  Sozialleben und Kommunikation: Gebärdensprachdolmetsch, diverse Hilfs­

mittel. 

Darüber hinaus werden spezifisc he Förderungen wie zum Beispiel die Frühförder­
maßnahmen und diverse Beratungsangebote gesetzlich defi niert.  

Barrierefreier Zugang 

Unter barrierefreiem Zugang versteht man  
nicht nur den ungehinderten Zugang in Ge­
bäude, sondern vielmehr die ungehinderte  
Teilhabe am gesellschaftlichen Alltag. Dazu  
zählt der Zugang zu Medien (Fernsehen,  
Internet etc.), aber auch zu Bildung, Sport- 
und Freizeiteinrichtungen etc.  
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Folgende Leistungen wurden neu ins Gesetz aufgenommen 
▷  Frühförderung  zur Unterstützung von Kindern mit Entwicklungsverzöge­

rungen oder Behinderungen sowie Unterstützung von deren Familien, 
▷  Teilbetreutes Wohnen zur Stärkung der Eigenständigkeit im eigenen Wohn­

raum und zur Selbstbestimmung, 
▷  Pflegegelder gänzungsleistung für Persönliche Assistenz ermöglicht die Finan­

zierung der Unterstützung von persönlichen AssistentInnen für ein selbst­
bestimmtes und eigenverantwortliches Leben, 

▷  Gebärdensprachdolmetsch im privaten Bereich zur sozialen Rehabilitation, 
▷  Beratung zur Verbesserung der Selbstbestimmung sowie zur Bewältigung 

von schwierigen Lebens- und Alltagssituationen, 
▷  Einrichtung von Mitbestimmungsgremien wie Werkstätten- und Wohnräte. 



        

 

 

 

 

 
   

 

 

  
 

 

 
  

Wiener Behindertenhilfe 

7.2 Organisation der Wiener Behindertenhilfe
 

DIE EISTUNGEN DER IENER EHINDERTENHILFE 

Auf Seiten des Bundes erbringt vor allem das Bundessozialamt – Landes­
stelle Wien  Leistungen für Menschen mit Behinderung.  Die Wiener Landes­
leistungen werden auf Basis des neuen Wiener Chancengleichheitsgesetzes 
durch den Fonds Soziales Wien gefördert und gesteuert. Die Leistungen  
werden durch vom  Fonds Soziales Wien anerkannte Einrichtungen erbracht.  
Mit der Pfl egegeldergänzungsleistung für Persönliche Assis tenz kann Unter
stützung von den Betroffenen auch am freien Markt zugekauft werden. 

L W B werden subsidiär erbracht. 

­

Träger der Wiener Behindertenhilfe ist der Fonds Soziales Wien. Auf Grund­
lage des Wiener Chancengleichheitsgesetzes werden Leistungen für Menschen 
mit Behinderung angeboten und gefördert. Die Umsetzung der Leistungen er­
folgt auf Basis der allgemeinen und spezifischen Förderrichtlinien des Fonds 
Soziales Wien. In der Finanzierung wird zwischen Projekt- (Förderung tem­
porärer Projekte und Maßnahmen), Objekt- (Förderungen von Einrichtungen) 
und Subjektförderung (Förderung von Personen/NutzerInnen) unterschieden. 
Der Großteil der Förderungen erfolgt über die personenbezogene Subjekt­
förderung. 

Der Fonds Soziales Wien bietet für Menschen mit Behinderung eine maß­
geschneiderte Beratung an. Im Beratungszentrum Behindertenhilfe arbeitet 
ein multidisziplinäres Team aus SozialarbeiterInnen, SozialpädagogInnen, Ergo­
therapeutInnen, PsychologInnen und ÄrztInnen nach der Methode des Case 
Managements.Als CasemanagerInnen sind die MitarbeiterInnen des Teams bei 
der Koordination der verschiedenen Partnerorganisationen, die Unterstützungs­
maßnahmen anbieten, behilflich. Das Beratungsgespräch und die Selbstein­
schätzung der Betroffenen als ExpertInnen in eigener Sache sind bei der Lei­
stungsbemessung besonders wichtig. Gemeinsam mit den KundInnen werden 
der erforderliche Bedarf, die Unterstützungs- und Fördermöglichkeiten für die 
Bereiche Frühförderung, Wohnen, Beschäftigung, Mobilität oder Hilfsmittel 
abgeklärt. Die KundInnen werden umfassend über die Förderantragsstellung 
sowie über eventuell anfallende Kosten informiert. 

Anerkannte Einrichtungen 
In Wien gibt es insgesamt 29 durch den Fonds Soziales Wien anerkannte Partner­
organisationen, die Leistungen in den Bereichen Beschäftigung und Wohnen 
erbringen. Zum Teil bieten die Partnerorganisationen in beiden Lebensbereichen 
Leistungen an. Eine Liste aller durch den Fonds Soziales Wien anerkannten 
Partnerorganisationen ist im Internet unter dem Link: 
http://www.fsw.at/foerderwesen/anerkannte_einrichtungen.html (28.08.2010) 
einzusehen. 

Behindertenhilfe 

20 Organisationen im 
Bereich Beschäftigung 

23 Organisationen im Bereich Wohnen 

98 Standorte 
Vollbetreutes Wohnen 

162 Standorte 
Teilbetreutes Wohnen 

58 Stützpunkte 

Tabelle 31:  Organisationen in der Behindertenhilfe 
Quelle: FSW 

196 Sozialbericht 2010 



 
   

 

  

 
 
 

 

 
 

   

 

Wiener Behindertenhilfe 

Weitere Organe, Gremien und Zuständigkeiten 
Auf politischer Ebene werden aktuelle Themen der Chancengleichheit und 
Behindertenhilfe in der Gemeinderätlichen Behindertenkommission diskutiert, 
Vorschläge unterbreitet und auch Forderungen an den Wiener Gemeinderat 
gestellt. Die Kommission setzt sich aus 15 Mitgliedern zusammen und ist ein 
beratendes Gremium des Wiener Gemeinderats. 

Auf Verwaltungsebene ist die MA 40-Soziales, Sozial- und Gesundheitsrecht 
für die rechtlichen Belange und Bescheiderstellung nach dem Wiener Behin­
dertengesetz bzw. Wiener Chancengleichheitsgesetz zuständig. Die Amtssach­
verständigen der MA 15-Gesundheitsdienst der Stadt Wien kontrollieren die 
Behinderteneinrichtungen im Auftrag der MA 40-Soziales, Sozial- und Gesund­
heitsrecht. 

Ebenfalls im Wiener Chancengleichheitsgesetz geregelt ist die Interessen­
vertretung (IV). Sie ist ein beratendes Gremium der Wiener Landesregierung, 
das bei allen wichtigen, die Rechte und Interessen der Menschen mit Behinderung 
berührenden Angelegenheiten zu hören ist. Sie besteht aus 10 bis 15 Personen, 
wovon acht Gremiumsmitglieder Personen mit Behinderungen sein müssen, 
sowie den Mitgliedern der für Behindertenangelegenheiten eingerichteten Kom­
mission gemäß § 59 Wiener Stadtverfassung. Die IV nimmt die Interessen von 
Menschen mit Behinderung wahr und kann eigeninitiativ Vorschläge zur Förde­
rung der Rechte und Interessen von Menschen mit Behinderung unterbreiten. 

Budgetäre Entwicklungen der Wiener Behindertenhilfe 
Die Behindertenhilfe ist nach den Bereichen Pflege und Sozialhilfe ausgaben­
seitig der drittgrößte Aufgabenbereich des Sozialressorts der Stadt Wien. 

In den letzten Jahren wurden zahlreiche Leistungen in der Behindertenhilfe 
ausgebaut. Dies erforderte auch entsprechende budgetäre Mittel. Im Jahr 2005 
beliefen sich die Ausgaben in der Behindertenhilfe auf 147,9 Mio. Euro. Im Jahr 
2009 wurden 198,9 Mio. Euro aufgewendet. Das entspricht einer Steigerung 
von 32%. Die Bereiche Beschäftigung und Bildung erfuhren die größte Steigerung 
mit je 40%, gefolgt von den Bereichen Wohnen und Mobilität mit je 26%. 

Der kostenintensivste Bereich mit rund 90 Mio. Euro ist die Betreuungs­
leistung Wohnen. 

In den Bereichen Vollbetreutes Wohnen und Beschäftigung leisten die be­
troffenen Menschen – abhängig von ihrem Einkommen – einen Kostenbeitrag, 
der zwischen 2005 und 2009 zu jährlichen Einnahmen zwischen 14,6 Mio. Euro 
und 16,3 Mio. Euro für die Stadt Wien führte. 
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2005 2006 2007 2008 2009 

Mobilität € 16.772.000 € 21.752.000 € 18.527.000 € 20.853.000 € 21.309.000 

Bildung, Beratung, Assistenz € 14.817.000 € 17.104.000 € 14.330.000 € 18.870.000 € 20.754.000 

Wohnen € 70.998.000 € 75.065.000 € 79.488.000 € 88.139.000 € 93.342.000 

Beschäftigung € 45.291.000 € 51.012.000 € 53.414.000 € 61.048.000 € 63.550.000 

€ 250.000.000 

Jahr 

Abb. 146:  Entwicklung des Budgets in der Behindertenhilfe 2005 – 2009 
Quelle: FSW 
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Wiener Behindertenhilfe 

Bundesleistungen für Menschen mit Behinderung 
Die Aufgaben im Bereich der Behindertenbetreuung sind zwischen Bund und 
Ländern aufgeteilt. Teilweise werden Leistungen von mehreren Gebietskörper­
schaften fi nanziert.  

Das Bundessozialamt  mit seinen neun Landesstellen fungiert als zentrale 
Kompetenzstelle des Bundes. Der Schwerpunkt der Angebote liegt im Bereich 
der berufl ichen Integration von Menschen mit Behinderung. 

Leistungen für Menschen mit Behinderungen werden auch durch die  
Pensions versicherung (z.B.  Rehabilitation,  Pfl egegeld),  Krankenversicherung 
(z.B. Hilfsmittel), Unfallversicherung (z.B. Rehabilitation) sowie die Arbeits­
losenversicherung (z.B. arbeitsmarktpolitische Maßnahmen) erbracht. 
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Bundessozialamt 

Die Leistungen des Bundessozialamtes  sind vielfältig und setzen sich aus Förderungen und Dienst­
leistungen zusammen: 

Förderungen für ArbeitnehmerInnen: 

▶   Ausbildungsbeihilfen, 
▶   Förderungen des Antritts oder der Ausübung einer Beschäftigung bzw.  eines Ausbildungsverhält­

nisses, 
▶   arbeitsplatzbezogene Förderungen (Orientierungs- und Mobilitätsmaßnahmen,  Anschaffung eines 

Blindenhundes, Mobilitätszuschuss), 
▶   Kosten im Zusammenhang mit der Fahrt vom und zum Arbeitsplatz. 

Ergänzt werden diese Förderungen durch Dienstleistungsangebote wie Clearing,  Integrative Berufs­
ausbildung, Arbeitsassistenz, Job-Coaching,   Persönliche Assistenz am Arbeitsplatz,  Qualifi zierungs­
projekte, Beschäftigungsprojekte, Integrative Betriebe sowie berufskundliche Sachverständige und  
GründerInnen-Zentren für Menschen mit Handicap. 

Förderungen für ArbeitgeberInnen: 

▶   Investitionskosten zur Verbesserung der Zugänglichkeit von Betrieben, 
▶   Integrations- und Entgeltbeihilfen, 
▶   Arbeitsplatzsicherungsbeihilfen, 
▶   Lohnförderungen für Lehrlinge, 
▶   behindertengerechte Adaptierung von Arbeitsplätzen, 
▶   Schulungs- und Ausbildungskosten. 

Darüber hinaus bietet das Bundessozialamt auch Beratung und Unterstützung für Unternehmen an,  
die Menschen mit Behinderung beschäftigen bzw. beschäftigen wollen (Unternehmensservice). 

Behindertenpass 

Personen mit einer Behinderung von mindestens 50% können einen Behindertenpass beantragen.  
Dieser bringt verschiedene Ermäßigungen (z.B. Fahrpreisermäßigungen bei den ÖBB) oder sogar  
Befreiungen (z.B. Autobahnvignette,  Autoversicherung). Der Behindertenpass eröffnet auch den Zugang  
zu verschiedenen Leistungen und Förderungen des Bundessozialamtes. 

Feststellungsbescheid (begünstigte Behinderte) 

Stellt das ärztliche Team des Bundessozialamtes fest, dass der Grad der Behinderung 50% oder mehr 
beträgt, besteht automatisch ein erhöhter Kündigungsschutz und es können spezielle Förderungen in 
Anspruch genommen werden. 

Das Bundessozialamt erbringt weiters noch Leistungen für Kinder und Jugendliche sowie StudentInnen  
mit Behinderungen,  Leistungen rund um das Auto für Menschen mit Behinderung (Rückvergütung  
NOVA, Parkausweis § 29b StVO etc.), Leistungen im Bereich der Pfl ege (z.B. Förderungen der  
24-Stunden-Betreuung) sowie Renten und Entschädigungen. 



  7.3 Leistungen und Entwicklungen in der 
Wiener Behindertenhilfe 

  ERFOLGREICHE  INTEGRATION  VON  MENSCHEN  MIT  BEHINDERUNG  bedeutet heute unter  
anderem, dass sie gleichberechtigten Zugang und Teilhabe an der Gesellschaft  
haben, dass sie nicht diskriminiert oder ausgeschlossen werden und ihr  
Beitrag zum allgemeinen Wohl und zur Vielfalt in der Gesellschaft Anerken­
nung fi ndet. Deshalb muss Integration in allen Politikfeldern betrieben und  
umgesetzt werden.  Die Wiener Behindertenhilfe unterstützt die Betroffenen  
dabei, ihren Alltag eigenverantwortlich und selbständig zu bewältigen.  

Entsprechend dem Normalitätsprinzip ist es Ziel, Menschen mit Behinderung 
heute nicht mehr in Anstalten und Heimen zu betreuen,  sondern in ihren eigenen  
Wohnungen oder in  Wohngemeinschaften. Sie erhalten Unterstützung, einer  
vom Wohnort unabhängigen Arbeit oder Beschäftigung nachzugehen. Die Stadt  
bietet dafür Sachleistungen oder auch fi nanzielle Zuwendungen in folgenden 
Bereichen an: 
▷  Förderungen im Säuglings-, Kinder- und Jugendalter, 
▷  Maßnahmen im Rahmen von Schulbildung,  Ausbildung und Lehre, 
▷  Eingliederung in beschäftigungsnahe Strukturen und in Erwerbstätigkeit, 
▷  Wohnen und wohnunterstützende Maßnahmen, 
▷  Hilfsmittel, 
▷  Beratung und Peer-Beratung, 
▷  Mobilität, 
▷  Selbsthilfe und Empowerment. 

  

 

 
 

 

 
  

 

 
  

 

 
 

Wiener Behindertenhilfe 

Grundsätzlich sind die beschriebenen Angebote der Behindertenhilfe primär 
auf Personen im erwerbsfähigen Alter ausgerichtet. Ältere Menschen mit Be­
hinderung kamen in der Angebotsplanung lange Zeit nicht vor. Zum einen auf 
Grund der schlechteren Betreuungslage, zum anderen aber auch, weil mehrere 
Generationen von Menschen mit Behinderung der Euthanasie- und Vernich­
tungspolitik des Nationalsozialismus zum Opfer fielen. 

Heute werden Menschen mit Behinderung – entsprechend der allgemeinen 
demografischen Entwicklung – auf Grund der besseren medizinischen Versor­
gung und der verbesserten Rahmenbedingungen älter und haben Anspruch auf 
altersgerechte Maßnahmen. Derzeit werden jedoch viele Aspekte, wie zum Bei­
spiel die Einbeziehung in die gesetzliche Pensionsversicherung im Rahmen von 
Beschäftigungstherapie oder die Integration in bestehende Pflegeeinrichtungen 
in Österreich diskutiert. 

Im vorliegenden Sozialbericht werden exemplarisch die Leistungen in den Be­
reichen Wohnen, Beschäftigung und Mobilität herausgegriffen. Diese sind be­
züglich der Anzahl der NutzerInnen und des budgetären Aufwands am umfang­
reichsten, und es lassen sich Interpretationen zur Inanspruchnahme anstellen. 
Darüber hinaus wird die Pflegegeldergänzungsleistung für Persönliche Assistenz 
als neue und innovative Ergänzung des Leistungsspektrums näher beschrieben. 

Leistungsangebote der Behindertenhilfe – Beschäftigung 
Neben der Existenzsicherung ist ein Arbeitsplatz von zentraler Bedeutung für 
die gesellschaftliche Integration von Menschen mit Behinderung. Sie sind am 
Arbeitsmarkt stark benachteiligt, weisen eine geringere Erwerbsbeteiligung 
sowie ein höheres Arbeitslosigkeitsrisiko auf und beziehen über einen längeren 
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▷ 

Zeitraum Leistungen aus der Arbeitslosenversicherung, wobei die durchschnitt­
liche Leistungshöhe unter jener von Menschen ohne Behinderung liegt. 

Daher gibt es eine große Zahl an Förderungen, Unterstützungsangeboten  
sowie Begünstigungen im Bereich der berufl ichen Integration. Die primäre  
Zuständigkeit liegt bei Bundeseinrichtungen  (Bundessozialamt, Arbeitsmarkt
service). Die Leistungen der Stadt sind als Ergänzung zu diesen Angeboten zu 
sehen bzw. stehen jenen Personen zur Verfügung, die keinen Zugang zum ersten  
Arbeitsmarkt fi nden.  

Auch die Angebote der Stadt orientieren sich am ersten Arbeitsmarkt und  
versuchen Integration und Übergänge zu ermöglichen bzw. den Verbleib am  
ersten Arbeitsmarkt abzusichern.  Berufsqualifi zierung und Lehrlingsausbildung, 
die Leistungen der Wiener Arbeitsassistenz sowie Lohnkostenzuschüsse zu  
geförderten Arbeitsplätzen zielen auf die Integration in den ersten  Arbeitsmarkt  
bzw. den Erhalt des Arbeitsplatzes ab. Die Beschäftigungstherapie  ist für man­
che Menschen mit Behinderung ein erster Schritt, um am ersten Arbeitsmarkt 
Fuß zu fassen. 

Aufgrund der unterschiedlichen Zuständigkeiten ist vor allem bei der Inte­
gration von Jugendlichen in den Arbeitsmarkt eine enge Abstimmung der unter­
schiedlichen  Träger und eine verbesserte Kooperation mit dem Schulsystem  
erforderlich. Dadurch können Zugangsverluste vermieden, und es kann nach 
Ausscheiden aus dem Bildungssystem mit der Förderung der jungen Menschen  
mit Behinderung begonnen werden. Das Arbeitsmarktservice Wien, das Bundes­
sozialamt – Landesstelle Wien und der Fonds Soziales Wien haben dafür eine 
Koordinationsstelle eingerichtet. 

Das Leistungsspektrum der 
Wiener Behindertenhilfe reicht von 
der Beschäftigungstherapie bis hin zu 
arbeitsintegrativen und Arbeitsplatz 
erhaltenden Angeboten.  

­

Koordinationsstelle Jugend-Bildung-Beschäftigung  

Das Arbeitsmarktservice Wien, das Bundessozialamt – Landesstelle Wien und der Fonds Soziales Wien haben im Jahr 2007 gemeinsam die Koordina­
tionsstelle mit dem Ziel geschaffen, die Situation der beruflichen Integration von Jugendlichen bis 24 Jahre mit Behinderungen und Benachteiligungen  
in Wien zu erheben und Vorschläge für eine effektivere systemübergreifende Zusammenarbeit der Organisationen zu erarbeiten.  

Die Aufgaben der Koordinationsstelle gegenüber den FördergeberInnen bestehen in der Erhebung, Sammlung und Darstellung der relevanten Infor
mationen, aber auch in der Planung, Unterstützung und Begleitung vereinbarter Prozesse sowie in der Dokumentation und Rückmeldung des Fortschritts 
bzw. des Nachjustierungsbedarfs für die Zielerreichung. 

Konkret werden von der Koordinationsstelle folgende Maßnahmen gesetzt: 
▶   Darstellung der Angebotslandschaft hinsichtlich der beruflichen Integration von Jugendlichen mit Behinderungen und Benachteiligungen,  
▶   Analyse der spezifischen  Ausgangs- bzw. Bedarfslage von psychisch erkrankten Jugendlichen, Jugendlichen mit intellektuellen Beeinträchtigungen,  

Jugendlichen mit körperlichen Behinderungen und sozial-emotional benachteiligten Jugendlichen und Gegenüberstellung mit der spezifischen   
Angebots situation, 

▶   Darstellung der Individualleistungen in den einzelnen Systemen sowie von Systembrüchen zwischen den fördernden Systemen, 
▶   Vereinfachung und Klärung von Abläufen bei systemübergreifenden Individualleistungen/Individual förderungen, 
▶   Erstellung von Berichten zu Anzahl, Problemlagen und Betreuungsverlauf von Jugendlichen mit Behinderungen und Benachteiligungen in den ein­

zelnen Fördersystemen. Die Harmonisierung der Datenerhebung und der verwendeten Begrifflichkeiten ist dabei von entscheidender Bedeutung.   
Ende 2008 wurde für 65% aller Maßnahmen der berufl ichen Integration ein einheitliches Dokumentationssystem genutzt – bis Ende 2010 soll dies 
für alle relevanten Maßnahmen gelten. 

Mit Dezember 2009 wurde der Aufgabenbereich der Koordinationsstelle erweitert – die Optimierung des Übergangsmanagements für ausgrenzungs­
gefährdete Jugendliche kam als Aufgabe hinzu – und die Koordinationsstelle wurde in Koordinationsstelle Jugend-Bildung-Beschäftigung umbenannt. 

­

▷ 
Berufsqualifizierung und Lehrlingsausbildung 
Um den Übergang von der Schule ins Berufsleben zu erleichtern, werden von 
unterschiedlichen Partnerorganisationen Unterstützungsmaßnahmen zur Berufs­
qualifizierung angeboten. Im Rahmen dieser Maßnahmen trainieren bzw. er­
lernen junge Menschen unter anderem allgemein wichtige Eigenschaften wie 

Berufsqualifi zierung und Lehrlings­
ausbildung sind wichtige Instrumente 
zur Integration von jungen Menschen 
mit Behinderungen in den ersten 
Arbeitsmarkt. 
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Pünktlichkeit,Verlässlichkeit etc. Zusätzlich wird eine Beratung bei der Berufs­
wahl angeboten. In Lehrwerkstätten können verschiedene Berufe ausprobiert 
werden. Danach fällt meist die Entscheidung für einen bestimmten Beruf. Dieser 
kann – je nach individuellen Fähigkeiten – zum Beispiel mit Hilfe einer verlän­
gerten Lehre abgeschlossen werden. In vielen Fällen kann zumindest eine Teil­
qualifizierung erreicht werden. Häufig werden diese Maßnahmen vom Arbeits­
marktservice Wien, dem Bundessozialamt – Landesstelle Wien und dem Fonds 
Soziales Wien gemeinsam finanziert. 

2009 förderte der Fonds Soziales Wien die Berufsqualifizierung von insgesamt 
363 Personen, davon wurden 317 im Rahmen der Subjektförderung unterstützt. 
Zwischen 2005 und 2009 ist die Inanspruchnahme um 138 Personen (+61%) 
gestiegen. Die Zahl der unterstützten Frauen ist in fast allen Altersgruppen 
steigend, die Zahl der Männer bei den 14- bis 17-Jährigen rückläufig und bei 
den 18- bis 24-Jährigen ab 2007 steigend. 
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Abb. 147:  Berufsqualifizierung:  Fördernehmer nach 
Altersgruppen 2005, 2007, 2009    
Quelle: FSW 
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Abb. 148:  Berufsqualifizierung:  Fördernehmerinnen nach 
Altersgruppen 2005, 2007, 2009    
Quelle: FSW 

Arbeitsintegration 
Die Suche nach einem geeigneten Arbeitsplatz ist für Menschen mit Behinderung 
oft eine schwierige Aufgabe. Das geschulte Personal der Wiener Arbeitsassistenz­
einrichtungen bietet Hilfe bei der Suche nach passenden Arbeitsstellen und 
bei der Erstellung professioneller Bewerbungsunterlagen. Es setzt unterstützende 
Maßnahmen zum Erhalt gefährdeter Arbeitsstellen und berät potenzielle Arbeit­
geberInnen. Diese Leistungen finanziert die Stadt Wien immer in Kooperation 
mit dem Bundessozialamt – Landesstelle Wien und/oder dem Arbeitsmarkt­
service Wien. 
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Abb. 149:  Personen in Projekten der Arbeitsintegration nach Geschlecht 2005 – 2009     
Quelle: FSW 
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WIN – Wiener Integrationsnetzwerk JC – Jugend am Werk Jobcoaching 

WITAF – Wiener Taubstummen-Fürsorgeverband 
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Abb. 150:  Personen in den verschiedenen Projekten der Arbeitsintegration 2005 – 2009    
Quelle: FSW 

Die Leistungen der Arbeitsintegration folgen ausnahmslos dem Schema der 
Projektförderung. Im Jahr 2007 haben an insgesamt sieben geförderten Pro­
jekten 927, im Jahr 2009 bereits 1.107 KundInnen teilgenommen. Das entspricht 
einer Steigerung von 19%. Allein zwischen 2008 und 2009 erhöhte sich die 
TeilnehmerInnenzahl um 13%. Der Frauenanteil in diesem Leistungsbereich lag 
in den Jahren 2005 bis 2009 zwischen 43% und 48%. 

Lohnkostenzuschüsse zu geförderten Arbeitsplätzen 
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Wiener Behindertenhilfe 

Erwerbsbeteiligung von Frauen mit Behinderung  

Menschen mit Behinderung erleben unabhängig von ihrem Geschlecht Benachteiligungen am Arbeits­
markt. Für Frauen mit Behinderung kommen jedoch geschlechtsspezifische Diskriminierungserfah­ 
rungen hinzu.  

Menschen mit Behinderung weisen laut  EU-SILC88 im Jahr 2006 eine geringere Erwerbsbeteiligung 
auf als Menschen ohne Behinderung.  Während 67% der österreichischen Bevölkerung ohne Behin­
derung zwischen 16 und 64 Jahren erwerbstätig sind, ist die Beschäftigungsquote von Menschen mit 
Behinderung mit 34% fast um die Hälfte niedriger. Die Beschäftigungsquote von Frauen mit Behinde­
rung ist mit 31% niedriger als jene der Männer (37%). Im Vergleich zu Frauen ohne Behinderung  
(Beschäftigungsquote: 57%) sind Frauen mit Behinderung hinsichtlich der Arbeitsmarktintegration  
deutlich benachteiligt. Frauen mit Behinderung gehen darüber hinaus häufiger als Männer einer   
Teilzeitbeschäftigung nach, nur 21% der Frauen mit Behinderung arbeiten Vollzeit (Frauen ohne Be­
hinderung:  37%).  Deutlich wird der Unterschied in der Erwerbsbeteiligung auch darin,  dass 17% der 
behinderten Frauen zur Gruppe der Arbeitsmarktfernen zählen, d.h. schon lange keiner bezahlten  
Arbeit mehr nachgegangen sind bzw. überhaupt noch keine Berufstätigkeit ausgeübt haben. 

Die Arbeitsmarktintegration ist ein wesentlicher Faktor für die gesellschaftliche Integration. Die  
geringe Arbeitsmarktintegration von Frauen mit Behinderung führt in weiterer Folge zu schwierigen 
Einkommens- und Wohnsituationen, zu einer erhöhten Armutsgefährdungsquote und erschwert die 
gesellschaftliche Teilhabe. Die Armutsgefährdungsquote von behinderten Personen ist mit 20% fast 
doppelt so hoch wie die von Personen ohne Behinderung mit 11%.  Die Armutsgefährdungsquote von 
Frauen mit Behinderung liegt mit 23% wiederum deutlich über der Quote der Männer mit Behinderung  
mit 16%. 11% der Menschen mit Behinderung sind manifest arm, der entsprechende Anteil bei  
Menschen ohne Behinderung liegt bei 4%. 16% der 16- bis 64-jährigen Frauen mit Behinderung sind 
von manifester Armut betroffen, während es bei Männern dieser Altersgruppe nur 11% sind. 

Die geringere Anzahl von Frauen in den arbeitsintegrativen Maßnahmen und in der Beschäftigungs­
therapie  des Landes Wien – eine ähnliche Situation ist auch bei den Leistungen des Bundes festzu­
stellen – ist auffallend. 

Dies kann zum einen an dem geringeren Anteil von Frauen mit Beeinträchtigungen im erwerbstä­
tigen Alter liegen (vgl. Mikrozensuserhebung der Statistik Austria im 4. Quartal 2007, Menschen mit 
Beeinträchtigungen). Zusätzlich kann eine Vielzahl von anderen Faktoren, wie beispielsweise die ge­
schlechtsspezifisch unterschiedliche Inanspruchnahme von Förderungen und Unterschiede in der   
Bereitschaft von ArbeitgeberInnen, Frauen oder Männer mit Behinderungen anzustellen, ursächlich 
dafür sein. Darüber hinaus bestehen Vermutungen, dass bereits bei der Zuerkennung von sonder
pädagogischem Förderbedarf im Pflichtschulbereich Burschen begünstigt werden.  Empirische Befunde  
dazu existieren allerdings nicht.  

Eine eingehende Auseinandersetzung mit dem Thema zeigt deutlich, dass die Datenlage spärlich 
ist und weiterer Forschungsbedarf gegeben ist. 

­

88 Als behindert (im engeren Sinn) werden in EU-SILC jene Personen bezeichnet, die bei 
der Befragung angaben, eine subjektiv wahrgenommene starke Beeinträchtigung bei 
der Verrichtung alltäglicher Arbeiten zu haben, die mindestens schon sechs Monate 
andauert. 
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Der Fonds Soziales Wien leistet für Menschen mit Behinderung, die aufgrund 
der Art und Schwere der Behinderung keine Förderung des Bundessozialamtes 
zum Erhalt eines dauerhaften Arbeitsplatzes bekommen, einen Lohnkostenzu­
schuss. Dieser Zuschuss dient zur Abdeckung der Leistungsminderung, die aus 
der Behinderung der MitarbeiterInnen resultiert, und kann bis zu 50% der 
Bruttolohnkosten abdecken. Der Antrag kann sowohl von der behinderten Per­
son als auch vom Arbeitgeber/von der Arbeitgeberin gestellt werden. 

Die Zahl der jährlichen FördernehmerInnen ist zwischen 2005 und 2009 um 
33% von 184 auf 244 angewachsen89. Darin spiegeln sich auch die Bemühungen 
der Stadt Wien wider, Menschen mit Behinderung verstärkt am ersten Arbeits­
markt zu integrieren. 

Wiener Behindertenhilfe 

▷ 
Lohnkostenzuschüsse sollen nicht 
nur die berufliche Integration von  
Menschen mit Behinderungen 
erleichtern, sondern auch den Verbleib 
an einem Arbeitsplatz sicherstellen. 
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Abb. 151:  Lohnkostenzuschuss: FördernehmerInnen nach Altersgruppen 2005,  
2007,  2009    
Quelle: FSW 

Mentoring-Modell 

Mit  Inkrafttreten  des  neuen Wiener Chancen­
gleichheitsgesetzes soll ein sogenanntes  
Mentoring-Modell die Integration  von  Men­
schen mit Behinderung am ersten  Arbeits­
markt erleichtern. Nicht ein externer Job­
coach, sondern ein Mitarbeiter/eine Mit­
arbeiterin des Unternehmens übernimmt 
die Betreuung. Damit soll die Integration 
im Unternehmen verbessert werden. 

Die geschlechtsspezifische Verteilung zeigt auch bei den Lohnkostenzuschüssen, 
dass der Anteil der Frauen geringer ist und im Zeitraum von 2005 bis 2009 
zwischen 40% und 48% schwankt. 
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Abb. 152:  Lohnkostenzuschuss: Fördernehmer nach Altersgruppen 2005, 2007, 2009     
Quelle: FSW 
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89 Es handelt sich hierbei um aggregierte bzw. kumulierte Jahreszahlen, also die Summe 
aller Personen, die die Leistung in Anspruch genommen hat. 

Sozialbericht 2010 



205Sozialbericht 2010

Wiener Behindertenhilfe

2007

2009

2005

Altersgruppe

0

50

45

40

35

25

30

20

10

15

5

7

11

10

18 – 24 Jahre

29

27

28

25 – 39 Jahre

28

40

24

40 – 49 Jahre 

21

29

13

50 – 59 Jahre

0

3

1

Ab 60 Jahre

Pe
rs

on
en

Abb. 153: Lohnkostenzuschuss: Fördernehmerinnen nach Altersgruppen 2005, 
2007, 2009     
Quelle: FSW

In den Altersgruppen der 25- bis 39-Jährigen und 50- bis 59-Jährigen über-
wiegen die Männer, bei der Altersgruppe der 40- bis 49-Jährigen war im Jahr 
2009 erstmals eine Überzahl von Frauen feststellbar.

Beschäftigungstherapie
Als Beschäftigungstherapie wird eine Arbeitsmöglichkeit und Tagesstruktur 
für Menschen mit Behinderung nach Beendigung der Schulpfl icht bezeichnet, die 
mittelfristig oder dauerhaft nicht am freien Arbeitsmarkt integriert werden 
können. Ziel der Beschäftigungstherapie ist es, die vorhandenen Fähigkeiten zu 
fördern bzw. zu erhalten. Für die Tätigkeiten erhalten die Menschen mit Be-
hinderung ein Therapeutisches Taschengeld. Manche Einrichtungen bieten auch 
ein Arbeitstraining an (z.B. im Küchen- und Gastronomieservice, Versandservice 
oder in Kleinwäschereien), um die Stellensuche auf dem freien Markt zu unter-
stützen. Die Kosten der Beschäftigungstherapie werden aus Förderungs mitteln 
der Stadt Wien sowie dem Pfl egegeld (30%) der betreuten Personen fi nanziert.

2009 nutzten 4.365 Personen90 das Angebot der Beschäftigungstherapie. Im 
Vergleich zum Jahr 2005 bedeutet dies einen Anstieg um rund 500 Personen 
(+15%).

   

▷
Die Beschäftigungstherapie hat 

tagesstrukturierende und pädago-
gische Aufgaben. Sie soll aber ver-

stärkt zur Reintegration von Menschen 
mit Behinderungen auf dem ersten 

Arbeitsmarkt beitragen.

Veränderung seit 2005
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90 Bei den im Abschnitt Beschäftigungstherapie verwendeten Zahlen handelt es sich nicht 
um Stichtagszahlen, sondern um aggregierte Jahreszahlen.

Abb. 154: FördernehmerInnen in der Beschäftigungstherapie 2005 – 2009  
Quelle: FSW
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Der Anteil der Männer an den FördernehmerInnen liegt bei 58% und jener der 
Frauen bei 42%. Innerhalb der beiden Gruppen (Männer bzw. Frauen) ist die 
Altersstruktur annähernd gleich.

2007

2009

2005

Altersgruppe

0

572

596

533

14 – 24 Jahre

874

892

810

25 – 39 Jahre

516

566

481

40 – 49 Jahre

297

317

266

50 – 59 Jahre

115

142

97

ab 60 Jahre

Pe
rs

on
en

1.000

900

800

700

600

500

400

300

200

100

Abb. 155: Beschäftigungstherapie: Fördernehmer nach Altersgruppen 2005, 
2007, 2009     
Quelle: FSW
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Abb. 156: Beschäftigungstherapie: Fördernehmerinnen nach Altersgruppen 2005, 
2007, 2009     
Quelle: FSW

Die Altersstruktur der Menschen mit Behinderungen und der Unterstützungs-
bedarf werden sich in den nächsten Jahren verändern. Vor allem der Anteil91 
von älteren Menschen mit Behinderung wird – wie bereits in den letzten Jahren 
– steigen.  

91 Institut für Bevölkerung und Entwicklung (2009): Alt und behindert – Wie sich der 
demografi sche Wandel auf Menschen mit Behinderung auswirkt, Berlin, S 6 f.; Skillandat, 
Monika (2003): Geistig behinderte alte Menschen in Wohnheimen, Wien: Dissertation, 
S 219.
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Wiener Behindertenhilfe 

Auf diese Entwicklung muss die Stadt reagieren und entsprechende Angebote 
zur Verfügung stellen bzw. die vorhandenen Angebote für ältere Menschen (z.B. 
im Bereich der Pflege und Betreuung) auf die Bedürfnisse von Menschen mit 
Behinderungen anpassen. Eine wichtige Rolle spielt dabei die Einbeziehung 
der Betroffenen. 

Ein leichter Rückgang zeichnet sich in den letzten Jahren bei der Alters­
gruppe der 14- bis 18-Jährigen ab. In dieser Gruppe ist der Zugang zur Beschäf­
tigungstherapie rückläufig. Sowohl das Arbeitsmarktservice Wien als auch das 
Bundessozialamt – Landesstelle Wien und der Fonds Soziales Wien verstärkten 
in Abstimmung mit der Stadt Wien die Reintegrationsversuche von jungen 
Menschen mit Behinderung, sodass – wenn überhaupt – der Eintritt in die 
Beschäftigungstherapie später erfolgt. 

▷ 
Bei den Überlegungen wie das 

Angebot für ältere Menschen mit 
Behinderung ausgestaltet sein soll, sind  

die Betroffenen mit einzubeziehen. 

Jahr 

Abb. 157:  Beschäftigungstherapie: FördernehmerInnen unter 18 Jahren 2005, 2007,  
2009     
Quelle: FSW 

Das Angebot der Beschäftigungstherapie nehmen zu 90% öster­
reichische StaatsbürgerInnen in Anspruch. Die verbleibenden 
10% verteilen sich zu 7% auf Drittstaatsangehörige und zu 3% 
auf EU-BügerInnen. 

Leistungsangebote der Behindertenhilfe – Wohnen 
Bis Ende der 1970er Jahre wurden Menschen mit Behinderungen 
und psychischen Erkrankungen von der Gesellschaft ausge­
schlossen und in Krankenhäusern, Pflegeheimen und psychi­
atrischen Stationen versorgt und betreut. Mit der Umsetzung 
der Wiener Psychiatriereform und der Gründung der ARGE 
Wohnplätze für Menschen mit Behinderung kam es für viele 
Betroffene zu einer erheblichen Steigerung der Lebensqualität. 

Abb. 158:  Staatsbürgerschaft der Fördernehme-
Innen in der Beschäftigungstherapie 2009 
Basis: 3.002 Personen)    
uelle: FSW 

r
(
Q

 

Durch die Neuorganisation der psychiatrischen Kranken­
häuser und Abteilungen und dem gleichzeitige Aufbau ambu­
lanter psychiatrischer Behandlungseinrichtungen – orientiert 
an den Bedürfnissen der Betroffenen und ihrer Angehörigen 
– wurde ein umfassendes und differenziertes psychiatrisches Behandlungs­
angebot geschaffen. Die regionale Betreuung durch multiprofessionelle Teams 
sichert für viele psychisch kranke Personen eine ambulante Versorgung in 
größtmöglicher Selbständigkeit. 

Sozialbericht 2010 207 



208 Sozialbericht 2010

Wiener Behindertenhilfe

Nach der Gründung der ARGE Wohnplätze per Gemeinderatsbeschluss 1986 
kam es zu einem breit angelegten Ausbau an gemeinwesenorientierten Wohn-
einrichtungen für Menschen mit Behinderungen. Davon profi tierten viele Men-
schen, die aus Großeinrichtungen in die neu geschaffenen Wohngemeinschaften 
und Wohnungen übersiedelten (Deinstitutionalisierung), bzw. Menschen mit 
Be treuungsbedarf, die nun nicht mehr (ausschließlich) auf die Betreuung durch 
die Eltern angewiesen waren.

Die wissenschaftliche Begleitstudie Ausgliederung behinderter Menschen 
aus psychiatrischen Institutionen – Das Wiener Deinstitutionalisierungsprojekt92 
(Univ. Prof. Dr. Ernst Berger) belegt eindrucksvoll die gesteigerte Lebensquali-
tät der betroffenen Personen. Nach einer veränderungsbedingten Irritations-
phase hat die Möglichkeit zur Teilnahme an Aktivitäten des täglichen Lebens 
(Einkaufen, Kochen, Nutzen öffentlicher Verkehrsmittel, Freizeitaktivitäten etc.) 
bei vielen Betroffenen ungeahnte Entwicklungen ausgelöst. 

Eine große Anzahl an Menschen mit Behinderung lebt heute in der eigenen 
Wohnung bzw. im elterlichen Haushalt. Ist diese Form des Wohnens jedoch 
nicht oder nicht mehr möglich, bietet die Stadt Wien Teilbetreutes Wohnen 
sowie Vollbetreutes Wohnen an. Teilbetreutes Wohnen ist ein bedarfsgerechtes 
Angebot für Menschen mit Behinderung, die nur zeitweise Unterstützung be-
nötigen und damit weitgehend selbständig leben können. Beim Vollbetreuten 
Wohnen ist die permanente Verfügbarkeit von Unterstützungsangeboten not-
wendig. In den vergangenen Jahren wurde vor allem ein Schwerpunkt auf das 
Segment des Teilbetreuten Wohnens gelegt – mit dem Ziel, die Selbständigkeit 
und Unabhängigkeit der Menschen mit Behinderung zu fördern.

Derzeit ist in Wien die Förderung des Vollbetreuten Wohnens an eine Be-
schäftigung bzw. die Teilnahme an einer Beschäftigungstherapie gebunden. 
Eine verschränkte Analyse der Inanspruchnahme von Beschäftigungstherapie 
und Vollbetreutem Wohnen zeigt, dass die Gruppe der bis 24-jährigen Besu-
cherInnen einer Beschäftigungstherapie zu 63% bei ihren Angehörigen wohnt. 
Mit steigendem Lebensalter werden rund 67% in einer betreuten Wohnform, 
die von der Stadt Wien fi nanziert wird, betreut.

▷
Mit zunehmendem Lebensalter 
steigt die Inanspruchnahme von 
betreuten Wohnformen.
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Abb. 159: FördernehmerInnen im Bereich Wohnen 2005 – 2009     
Quelle: FSW
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92 http://www.univie.ac.at/kjnp-rehab-integra/projekt/deinstitutionalisierung_kurzfassung.
htm (28.08.2010).
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Im Jahr 2009 haben rund 3.200 Menschen mit Behinderung Wohnleistungen in 
Anspruch genommen. Zwischen 2005 und 2009 wurde das Angebot sukzessive 
ausgebaut und der jährliche Bestand an FördernehmerInnen ist um 22% ange-
wachsen. Die jährlichen Steigerungsraten liegen zwischen 5% und 6%. Der 
Frauen- und der Männeranteil sind mit 44% bzw. 56% über den gesamten Be-
obachtungszeitraum konstant.

Die Forcierung des Teilbetreuten Wohnens zeigt sich auch in einem deutlichen 
Anstieg der Anzahl der FördernehmerInnen. Nahmen 2005 nur 35% aller geför-
derten Personen Teilbetreutes Wohnen in Anspruch, sind es 2009 bereits 41%. 
Teilbetreutes Wohnen trägt sehr viel zur Normalisierung des Alltags bei und 
wird von den Betroffenen gut angenommen.

▷
Die Strategie der Stadt Wien, das 
Teilbetreute Wohnen zu forcieren, 

spiegelt sich auch in den Zahlen wider. 
Lag der Anteil des Teilbetreuten 

Wohnens 2005 noch bei 35%, ist 
dieser bis 2009 auf 41% gestiegen.
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Abb. 161: Anteil der FördernehmerInnen im Teilbetreuten und im Vollbetreuten 
Wohnen 2005 – 2009     
Quelle: FSW

Die demografi sche Entwicklung der FördernehmerInnen im Wohnbereich zeigt 
einen eindeutigen Trend. Das Medianalter im Vollbetreuten Wohnen stieg von 
2005 bis 2009 um drei Lebensjahre – von 38 auf nunmehr 41 Jahre – an. Das 
Medianalter im Teilbetreuten Wohnen erhöhte sich seit 2005 nur um ein Lebens-
jahr und liegt nun bei 38 Jahren. Das weist darauf hin, dass der Wohnbereich 
– besonders im Teilbetreuten Wohnen – vor allem für jüngere Personen ausge-
baut wurde.
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Vollbetreutes Wohnen
Vollbetreutes Wohnen richtet sich an Menschen mit Behinderung, für die ein 
selbständiges Wohnen nicht möglich ist, und die daher auf umfassende Betreu-
ung angewiesen sind. Es werden fast ausschließlich Einzelzimmer in Wohnge-
meinschaften zur Verfügung gestellt. Mit diesem Angebot wird die Unterkunft, 
Verpfl egung sowie Betreuung und Pfl ege (z.B. Haushalt, Gesundheit, Beschäf-
tigung, Finanzen, Freizeit, Mobilität etc.) sichergestellt. An einige Wohngemein-
schaften sind sogenannte Trainingswohnungen angeschlossen, die die Selb-
ständigkeit verstärkt fördern sollen. Während für Einzelne diese Wohn- und 
Betreuungsform einen Übergang zu einem selbständigeren Leben darstellt, 
kann Vollbetreutes Wohnen bei Bedarf auch dauerhaft in Anspruch genommen 
werden. 

Im Jahr 2009 waren 1.885 Personen im Vollbetreuten Wohnen untergebracht. 
Zwischen 2005 und 2009 erfolgte ein kontinuierlicher Ausbau des Vollbetreuten 
Wohnens. Die Zahl der geförderten Personen erhöhte sich zwischen 2005 und 
2009 um insgesamt 172 Personen (+10%).

▷
Vollbetreutes Wohnen wurde 2009 
von 1.885 Personen in Anspruch 
genommen. 
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Abb. 163: FördernehmerInnen im Vollbetreuten Wohnen 2005 – 2009    
Quelle: FSW

Analog zur Entwicklung bei der Beschäftigungstherapie wird der Anteil von 
älteren Personen auch im Vollbetreuten Wohnen steigen. Im Vollbetreuten 
Wohnen ist die Zahl der FördernehmerInnen in der Altersgruppe der 50- bis 
59-Jährigen um rund 50% größer als die der über 60-Jährigen. In der Beschäfti-
gungstherapie ist dieser Wert vergleichsweise sogar doppelt so groß.
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Abb. 164: FördernehmerInnen im Vollbetreuten Wohnen nach Altersgruppen 2005, 
2007, 2009    
Quelle: FSW

 Modellprojekte zur Betreuung 
von älteren Menschen mit 
Behinderung

Die grundsätzliche Frage, ob Menschen 
mit Behinderungen spezielle Angebote im 
Alter benötigen oder – wie auch generell 
angestrebt – die Angebote, die allen 
Wiene rInnen zur Verfügung stehen (z.B. 
Tageszentren), auch auf die Anforderungen 
von Menschen mit Behinderung angepasst 
werden müssen, ist derzeit in Diskussion. 
Jedenfalls müssen sich auch die Leistun-
gen für Menschen mit Behinderung an die 
geänderten Anforderungen anpassen. 
Derzeit bieten in Wien drei Partnerorgani-
sationen des Fonds Soziales Wien (Balance, 
LOK und Jugend am Werk) für ältere Men-
schen mit Behinderungen ein spezifi sches 
Angebot an, das Beschäftigung und Woh-
nen an einem Ort vereint. Sollte der Bedarf 
nach Rückzug gegeben sein, besteht je-
derzeit die Möglichkeit, die Beschäftigung 
zu unterbrechen und sich in den Wohn-
bereich zurückzuziehen. 
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Teilbetreutes Wohnen
Teilbetreutes Wohnen richtet sich an Menschen, die in einer eigenen bzw. einer 
von einer Partnerorganisation des Fonds Soziales Wien zur Verfügung gestellten 
Wohnung oder in einer Wohngemeinschaft leben und keine unmittelbare Be-
treuung benötigen, sondern mit punktueller bzw. stundenweiser Unterstützung 
selbständig wohnen können. In Betreuungsvereinbarungen wird festgelegt, in 
welchen Lebensbereichen und in welchem Umfang Unterstützungsleistungen 
erbracht werden. Für die Betreuung muss kein Kostenbeitrag geleistet werden. 
Die laufenden Kosten für Miete, Energie, Verpfl egung und soziale Dienste (z.B. 
Heimhilfe) müssen jedoch von den betroffenen Menschen fi nanziert werden. 
Die Betreuungskontakte fi nden nach individueller Absprache entweder in der 
eigenen Wohnung, am Betreuungsstützpunkt der Partnerorganisation oder an 
einem anderen vereinbarten Ort statt.
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Abb. 165: FördernehmerInnen im Teilbetreuten Wohnen 2005 – 2009  
Quelle: FSW

Das Angebot des Teilbetreuten Wohnens wurde in den letzten Jahren stark 
ausgebaut. Bei jährlichen Zuwachsraten93 von 8% bis 13% erhöhte sich von 2005 
bis 2009 die Anzahl der geförderten Personen von 913 auf 1.318, somit um 44%. 

Eine geschlechtsspezifi sche Analyse zeigt, dass im Jahr 2009 der größere 
Anteil der teilbetreuten Personen männlich ist (55%). Lediglich in der Alters-
gruppe der 50- bis 59-Jährigen überwog der Frauenanteil, in der Altersgruppe 
der über 60-Jährigen gibt es aktuell fast doppelt so viele Männer wie Frauen. 
Allerdings wird sich im Teilbetreuten Wohnen – angesichts der hohen Anzahl 
an Frauen zwischen 50 und 59 Jahren – in den kommenden zehn Jahren der 
Anteil der über 60-jährigen Frauen jenem der Männer annähern. 

  

▷
Teilbetreutes Wohnen wurde 

2009 von 1.318 Personen in 
Anspruch genommen. 
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Abb. 166: Teilbetreutes Wohnen: Fördernehmer nach 
Altersgruppen 2005, 2007, 2009     
Quelle: FSW

93 Die hier verwendeten Zahlen sind aggregierte Jahreszahlen.
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Dachverband Wiener Sozialeinrichtungen
Dr. Norbert Regitnig-Tillian, freier Journalist

 Der Dachverband Wiener Sozialeinrichtungen hat ein vielfältiges Aufgabengebiet. Ein Schwer-
punkt ist die Entwicklung von Qualitätsstandards.

In der neuen barrierefreien Geschäftsstelle des Dachverbandes in der Eine wichtige Aufgabe des Dachverbandes besteht darin, die Inte-
Seidengasse im siebenten Wiener Gemeindebezirk herrscht ein reges ressen aller Mitglieder zu berücksichtigen und koordinierend zu agie-
Kommen und Gehen. Mehr als 200 Veranstaltungen werden jährlich ren. Besonders bedeutend ist dabei: Dialogorientierte Kommunikation 
abgehalten. 3.700 BesucherInnen verzeichnete man allein im Jahr und höchstmögliche Transparenz in allen Entscheidungsprozessen. 
2009. „Eine erfreuliche Entwicklung“, sagt die Geschäftsführerin des „Das Miteinander kann mitunter ein veritables Spannungsfeld darstel-
Dachverbandes Wiener Sozialeinrichtungen, Eva Maria Luger. len“, sagt Geschäftsführerin Luger. „Schließlich stehen die Organisa-

Gegründet wurde der Dachverband im Jahre 1992 von acht Wohl- tionen im Alltag auch im Wettbewerb.“
fahrtsorganisationen und der Stadt Wien. Heute sind im Dachverband Beispiele für eine erfolgreiche Zusammenarbeit aller Mitglieder gibt 
mehr als 70 private und städtische Organisationen aus der Pfl ege und es viele, etwa ein 90-seitiges Dokument, das Qualitätsstandards für 
Behindertenbetreuung vertreten, vom Arbeiter-Samariter-Bund und der alle relevanten Bereiche der Behindertenarbeit defi niert. „Durch die 
Kongregation der Barmherzigen Schwestern, über die Caritas der Erz- Festlegung auf einheitliche Qualitätsstandards haben sich die Organi-
diözese Wien bis hin zu Volkshilfe Wien und dem Wiener Roten Kreuz. sationen selbst in die Pfl icht genommen“, sagt Anton Schmalhofer, der 
„Wir verstehen uns als Serviceeinrichtung und Plattform für alle unsere die Qualitätsentwicklung seitens des Dachverbandes koordinierend 
Mitglieder“, sagt Luger, „und wir arbeiten mit unseren Mitgliedern an begleitete. Denn: Was gute Qualität heißt, wird im Kriterienkatalog 
einer Vielzahl inhaltlicher Projekte.“ ganzheitlich defi niert. Der Bogen spannt sich von Qualitätsdefi nitionen 

Die Themenfelder sind vielfältig, im Mittelpunkt stehen dabei Projekte für die Infrastruktur über Regeln für die Qualitätskontrolle in der Arbeit 
zur Qualitätsentwicklung in allen relevanten Bereichen: Arbeitsgruppen mit KlientInnen bis hin zur Festlegung von Richtlinien, was unter Wah-
beschäftigen sich mit verschiedenen Aspekten der Aus- und Fortbildung rung und respektvollen Umgang mit den Grund- und Persönlichkeits-
von MitarbeiterInnen. In Fachtagungen werden internationale Best- rechten der KlientInnen zu verstehen ist. Einige der beteiligten Organi-
Practice-Beispiele aus der Pfl ege und Behindertenbetreuung diskutiert sationen unterzogen sich zudem freiwillig einem breit angelegten 
und die Ergebnisse für den praktischen Einsatz in Wien aufbereitet. Es Benchmarking-Prozess. 
gibt Feedbackrunden, die auf eine Verbesserung gemeinsam entwickelter Die Ergebnisquote hinsichtlich der inhaltlichen Arbeit des Dachver-
Abläufe abzielen. Oder Diskussionsforen, die sich mit spezifi schen medi- bandes ist hoch und ist auf das Geschick und Fingerspitzengefühl aller 
zinischen oder pfl egewissenschaftlichen Themen beschäftigen. Zum Mitwirkenden zurückzuführen. „Wir erarbeiten die Projekte immer aus 
Beispiel mit Fragen rund um Altersdemenz, Sturzprävention oder Essen dem Blickwinkel unserer KlientInnen“, sagt Geschäftsführerin Eva Maria 
auf Rädern. Die Ergebnisse dieser Qualitätsentwicklungsprozesse werden Luger. „Denn unsere KlientInnen bestmöglich zu betreuen, ist die Idee, 
von den Mitgliedsorganisationen laufend implementiert und evaluiert. die alle vereint und für die sich schlussendlich alle einsetzen.“  

Der Dachverband Wiener Sozialeinrichtungen ist ein Verein. Mitglieder sind mehr als 70 Wiener Wohlfahrtsorganisationen. Schwerpunkte 
bilden das mobile und (teil)stationäre Pfl ege- und Betreuungswesen. Die Erweiterung um Organisationen, die als Träger von Wohn- und 
Pfl egeheimen auftreten, war 2002 ein Meilenstein in der Entwicklung des Dachverbands. Im Jahr 2006 kamen Organisationen der 
Behinder tenhilfe hinzu. Die Arbeit des Dachverbandes wurde dadurch auf die Bereiche der Pfl ege und Betreuung für ältere Menschen und 
Menschen mit Behinderung ausgeweitet. 2010 hat der Dachverband seinen Wirkungsbereich noch einmal erweitert. Organisationen aus 
der Wohnungs losenhilfe sind als neue Mitglieder hinzugekommen.

Leistungsangebote der Behindertenhilfe – Persönliche Assistenz

Pfl egegeldergänzungsleistung für Persönliche Assistenz

Mit Einführung der Wiener Pfl egegeldergänzungsleistung für Persönliche Assis-
tenz per 1. April 2008 wurde erstmals in Österreich eine zusätzliche – neben dem 
Pfl egegeld und der Familienbeihilfe – fi nanzielle Direktleistung an Menschen 
mit Körperbehinderungen ausbezahlt. In Privathaushalten lebende WienerInnen 
im erwerbsfähigen Alter mit Körperbehinderung (Pfl egegeldstufe 3 bis 7), hoher 
Selbstverwaltungskompetenz und österreichischer Staatsbürgerschaft bzw. 
Gleichstellung haben – sofern sie nicht bereits eine gleichartige bzw. ähnliche 
Leistung beziehen – dadurch die Möglichkeit, sich eine Persönliche Assistenz 

▷
Das Land Wien nimmt im Bereich der 
Persönlichen Assistenz in Österreich 
eine Vorreiterrolle ein.
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für die Bereiche Körperpfl ege, Haushalt,  Mobilität,  Freizeit und Kommunikation  
zu organisieren.  

Die Pflegegelder gänzungsleistung für Persönliche Assistenz in Wien hat  
folgende Ziele:  
▷  Selbständigkeit und individuelle Lebensgestaltung erhöhen, 
▷  KundInnen als ExpertInnen in eigener Sache wahrnehmen, 
▷  Angehörige entlasten, 
▷  die (Wieder-)Annäherung an den ersten Arbeitsmarkt und die Berufsausbildung  

fördern, 
▷  den Verbleib am Arbeitsmarkt unterstützen. 

Umgesetzt wird die Leistung in Form von zwei Modellen, dem ArbeitgeberInnen­
und dem Dienstleistungs-Modell. Beim ArbeitgeberInnen-Modell sind die Bezie­
herInnen der Wiener Pflegegeldergänzungsleistung für Persönliche Assistenz 
selbst ArbeitgeberInnen ihrer persönlichen AssistentInnen. Sie haben alle 
Rechte und Pflichten einer DienstgeberIn und sind somit zur Einhaltung aller 
arbeits- und steuerrechlichen Bestimmungen verpflichtet. Beim Dienstleistungs-
Modell kaufen die BezieherInnen der Leistung die Persönliche Assistenz von 
Dienstleistungsanbietern zu. In Wien sind dies die WAG Assistenzgenossen­
schaft und die Persönliche Assistenzvermittlung. Diese Organisationen über­
nehmen die Lohnverrechnung und Abgabenabwicklung für die Assistenzleisten­
den. Die BezieherInnen der Wiener Pflegegeldergänzungsleistung für Persön­
liche Assistenz müssen nur die Kosten für die Assistenzleistung begleichen und 
nicht jenen Aufwand, den eine ArbeitgeberIn zu leisten hat. In einigen Fällen 
werden auch beide Modelle kombiniert. 

Persönliche Assistenz wird in allen Bundesländern bis auf Salzburg angeboten. 
Jedoch sind die Voraussetzungen und die Leistungshöhen sehr unterschiedlich 
geregelt. Die meisten Bundesländer übernehmen die Kosten für die Persönliche 
Assistenz nur für Menschen mit Körperbehinderung. Das Ausmaß von maximal 
490 finanzierten Stunden pro Monat ist in Wien mit Abstand am höchsten. 

Is
to

ck
 

Offene Pflegegeldstufe  

Das Land Wien hat mit der Einführung der Pflegegeldergänzungsleistung  für Persönliche Assistenz
einen wichtigen innovativen Schritt gesetzt. Seit Jahren fordert das Land Wien eine nach oben offene
Pfl egegeldstufe. Die derzeitigen Pflegegeldhöhen decken in der Regel den finanziellen   Aufwand für
die erforderliche Pflege und Betreuung nur zum  Teil ab. Die restlichen Aufwendungen müssen aus
dem Einkommen oder durch entsprechende Förderungen finanziert werden.   Vor allem bei schwerst­
behinderten Menschen macht das Pflegegeld nur einen Bruchteil der  Aufwendungen aus, die für die
Führung eines selbstbestimmten Lebens außerhalb von Einrichtungen erforderlich sind.  

Zur Vereinheitlichung der unterschiedlichen Regelungen in den einzelnen Bundesländern und zur
Verbesserung der Lebenssituation der Betroffenen wäre die Einführung einer bundesweit einheitlichen
offenen Pfl egegeldstufe anzudenken. 

 
 
 
 

 

 
 

In Wien erfolgt die Berechnung der Fördersumme auf Basis einer Selbsteinschät­
zung der KundInnen, die dem Antrag beizulegen ist, sowie einer interdisziplinären 
Begutachtung im Fonds Soziales Wien. Bei der Berechnung der Höhe werden 
auch besondere Bedürfnisse berücksichtigt (z.B. Beatmung, Toilettentransfer, 
zusätzliche Sinnesbehinderungen und Absaugen von verschleimten Atemwegen). 

Im Jahr 2009 wurden 160 Personen im Alter zwischen 18 und 64 Jahren 
finan ziell unterstützt, davon 53% Frauen. Das Medianalter lag bei 40 Jahren. 
Der finanzielle Aufwand für diese Leistung betrug im Jahr 2009 6,9 Mio. Euro. 
Die Bewilligungen lagen zwischen 432 Euro und 7.900 Euro pro Person, durch­
schnittlich wurden pro Monat rund 4.100 Euro ausbezahlt. 
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Persönliche Assistenz – Neue Lebensqualität 
 Dr. Norbert Regitnig-Tillian, freier Journalist 

 Menschen mit schweren körperlichen Behinderungen wird vom Fonds Soziales Wien die Mög­
lichkeit geboten, sich eigenständig Persönliche Assistenz zu organisieren. Herr Hannes W. war 
einer der ersten, der diese neue Leistung in Anspruch nahm. 

Es war ein Badeunfall. Ein wenig zu steil war Herr W. ins Becken ge­ war eine extreme Situation.  Wir hatten große Probleme“, erinnert sich 
sprungen.  Mit dem Kopf schlug er auf dem Boden auf,  die Wirbelsäule  Herr W. „Es gab Überlegungen, sich entweder um einen Heimplatz zu 
hielt dem Druck nicht stand. Das war vor 23 Jahren. Seit damals ist kümmern oder – fi nanziell bedingt – eine billige, private Betreuung zu 
Herr W.  von den Schultern abwärts gelähmt.  Wenn Herr W.  von seinem organisieren.“ 
Unfall spricht, merkt man, dass er mit seiner Behinderung zu leben  Heute hat das Ehepaar die Krise gemeistert,  nicht zuletzt dank der 
gelernt hat. Mit ein wenig Geschick kann er seinen Rollstuhl in Bewe­ Möglichkeit der Persönlichen Assistenz, die zu einer unverzichtbaren 
gung setzen. Gerade eben rollt Herr W.  in die Küche in seiner gemüt­ Unterstützung im täglichen Leben von Herrn W. wurde: von der Hilfe 
lichen Wohnung im fünften Wiener Gemeindebezirk. Dort hantiert Frau beim Aufstehen und bei der Körperpflege,  der Erledigung von Ein käufen  
Elly B., eine seiner zwei persönlichen Assistentinnen. „Möchten Sie  oder Behördenwegen bis hin zum Bereitschaftsdienst in der Nacht. „In 
etwas zu trinken, ein Glas Wein, ja?“ Herr W.  ist ein guter Gastgeber.  meinem Leben hat sich alles verändert – und das nur im positiven  
„Elly, schenk’ unserem Gast doch bitte ein Glas ein.“ Sinn.“ Herr W. ist heute dank seiner Assistentinnen in der Lage, sich 

Frau B. arbeitet schon seit vier Jahren für Herrn W., Frau Gabi B., den Tag autonom zu organisieren. 60 Stunden pro Monat arbeitet Herr 
seine zweite Assistentin, seit drei Jahren. 2006 hatte Herr W. in der W. seit 2008 bei BIZEPS und berät Menschen mit Behinderung in  
Zeitung von einem Modellversuch erfahren, der Menschen mit körper Sachen Persönlicher Assistenz. Eine seiner Assistentinnen ist immer 
lichen Behinderungen die Möglichkeit bietet, persönliche AssistentInnen  mit dabei.  
zu suchen und sich ihre Pflege selbst zu organisieren.  Die Kosten  Rein rechtlich ist Herr W. heute quasi Unternehmer, da er für seine 
dafür übernimmt der Fonds Soziales Wien. „Zuerst dachte ich an ein Assistentinnen Arbeitgeber ist – mit allen Rechten und Pflichten:  Buch­
Wunder“, sagt  Herr W. heute. „Denn von so etwas hatte ich schon  haltung, Dienstplanerstellung, Steuererklärung – die Liste der Aufgaben  
lange geträumt.“ ist lang.  Ein komplexes Unterfangen ist vor allem die Leistungsabrech­

Herr W. hat eine lange Betreuungskarriere hinter sich. „In meiner nung, die monatlich an den Fonds Soziales Wien geschickt werden  
Situation ist man zu einem hohen Grad von der Hilfe anderer abhängig.  muss. „Erst wenn man sich intensiv mit den unterschiedlichen Stunden­
Flexibilität und Selbstbestimmung bleiben da leicht auf der Strecke.“ sätzen auseinandersetzt, funktioniert es ohne Komplikationen.“ Da  
Trinken, Essen, Körperpflege,  für alle basic needs braucht Herr W.  gebe es sicher noch Veränderungsmöglichkeiten.  Für Herrn W.  ist die 
Unterstützung. Verwaltung seiner Mittel aber kein Problem. „Für mich persönlich ist 

Mit seiner Persönlichen Assistenz hat er nun Eigenständigkeit und es ein schönes Gefühl, die Möglichkeit zu haben, selbständig und  
Lebensqualität zurückgewonnen. „Ich bin nicht mehr abhängig von  verantwortungsvoll Steuergelder effizient und sinnvoll einsetzen und  
strikten Pflegedienst-Zeitplänen,  die noch dazu keine 24-Stunden- verwalten zu können.“ 
Betreuung vorsahen.“ Und er wird nicht mehr vom schlechten Ge- Was sich Herr W. wünschen würde: „Die Persönliche Assistenz sollte  
wissen  geplagt, wenn er sich in der Nacht zweimal umlagern lassen mit Rechtsanspruch in ganz Österreich bedarfsgerecht und uneinge­
muss,  um ein Wundliegen zu vermeiden.  Diese Tätigkeit übernahm  schränkt für alle Menschen mit Behinderung möglich werden. Das  
zuvor seine berufstätige Frau,  die am nächsten Morgen als Volksschul­ würde nicht nur Menschen mit Behinderung mehr Lebensqualität  
lehrerin um acht Uhr wieder im Klassenzimmer stehen musste. „Das bringen, sondern auch viele neue Arbeitsplätze schaffen.“ 

­

Mobilitätskonzept – Freizeitfahrtendienst 

Für die Beförderung der KundInnen vom Wohnort zu den Einrichtungen der 
Beschäftigungstherapie und retour übernimmt der Fonds Soziales Wien in 
Vollziehung des Wiener Chancengleichheitsgesetzes die Kosten für die Fahrt 
mit öffentlichen Verkehrsmitteln bzw. sorgt für eine andere geeignete Beförde­
rung. Sofern eine Beförderung mit öffentlichen Verkehrsmitteln den KundInnen 
behinderungsbedingt nicht zumutbar ist, wird seitens des Fonds Soziales Wien 
ein Fahrtendienstunternehmen mit der Durchführung der Beförderung beauf­
tragt. 

Zur Förderung der Selbstbestimmung wurde im Jahr 2006 ein neues Konzept 
erarbeitet und erprobt, das wesentlich flexibler auf die individuellen Bedürf­
nisse der Betroffenen eingeht. Gemeinsam mit den Betroffenen organisieren 
die Einrichtungen der Beschäftigungstherapie die geeignetste Transportform. 
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Wiener Behindertenhilfe 

Ziel ist das Erreichen einer möglichst großen Selbständigkeit. Dazu werden bei 
Bedarf Fahrtentrainings oder die Begleitung in öffentlichen Verkehrsmitteln 
angeboten bzw. organisiert. Die Einrichtungen der Beschäftigungstherapie 
können selbstverständlich auch Fahrtendienste organisieren. 

Die bisherigen Erfahrungen mit der Umsetzung des Mobilitätskonzeptes 
zeigen eine wesentliche Verbesserung in der Qualität der Mobilitätsunterstüt­
zung, was sich unter anderem durch eine deutliche Reduktion der Beschwerde­
fälle zeigt. In Anbetracht der bisherigen äußerst positiven Erfahrungen mit der 
Umsetzung des Mobilitätskonzepts ist es daher eine Zielsetzung des Fonds 
Soziales Wien, dieses Modell auf alle Wiener Partnerorganisationen der Be­
schäftigungstherapie auszuweiten. 

Ein weiteres Angebot der Stadt Wien stellt der Freizeitfahrtendienst dar, der 
es Menschen mit schwerer Gehbehinderung ermöglicht, in der Freizeit am 
sozialen und kulturellen Leben teilzuhaben. Dadurch wird eine aktive Freizeit­
gestaltung innerhalb der Stadt Wien unterstützt. Der Freizeitfahrtendienst 
kann nach Vorlage einer Berechtigungskarte, die das Fahrtendienstbüro des 
Fonds Soziales Wien ausstellt, in Anspruch genommen werden.Voraussetzung 
ist, dass eine schwere Gehbehinderung vorliegt, sodass die Benützung öffent­
licher Verkehrsmittel oder des eigenen Autos nicht zumutbar ist und eine Ein­
kommensgrenze von monatlich 1.500 Euro nicht überschritten wird. Diese 
Einkommensgrenze gilt jedoch nicht für Menschen mit einem Leistungsbezug 
gemäß Wiener Behindertengesetz. Für die einzelne Fahrt ist ein Kostenbeitrag 
von 1,60 Euro zu bezahlen. Menschen mit sehr geringem Einkommen (z.B. Sozial­
hilfebezieherInnen, AusgleichszulagenbezieherInnen) bezahlen nach Vorlage 
des Mobilpasses nur 0,80 Euro pro Fahrt. 
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Die Stadt Wien hat ein dichtes Netz an hochqualitativen Pfl ege- und Betreuungseinrichtungen.  

Das vielschichtige Angebot an ambulanten, mobilen und teilstationären Einrichtungen ermöglicht  

es, pflege- und betreuungsbedürftigen  WienerInnen so lange wie möglich in den eigenen vier 

Wänden zu leben; zugleich werden durch die Pfl ege- und Betreuungsdienste die Angehörigen 

unterstützt bzw. entlastet. Für jene, die nicht durch Heimhilfe, Hauskrankenpfl ege, Essen auf  
Rädern, einen Besuchs- und Begleitdienst oder die Betreuung in einem Tageszentrum versorgt 

werden können, stellt die Stadt Wien eine große Anzahl an Wohn- und Pfl egeheimplätzen bereit,  

die wohnortnahe eine den individuellen Bedürfnissen entsprechende Versorgung gewährleisten.  

Die Stadt Wien sorgt mittels entsprechender Förderungen über den Fonds Soziales Wien auch 

dafür, dass in Wien die Pfl ege und Betreuung für alle leistbar ist und bleibt. 

Die Zunahme an älteren Bevölkerungsgruppen macht den Ausbau von Pfl ege- und Betreuungs­

einrichtungen in Wien erforderlich. Die Stadt hat sich diesen Herausforderungen gestellt und das 

Wiener Geriatriekonzept erarbeitet. Darin werden die hohe Qualität der Pfl ege und Betreuung,  

die Leistbarkeit sowie der regional ausgewogene Ausbau des Pfl ege- und Betreuungsangebotes 

festgeschrieben.

    Pflege  
und 

Betreuung 
in Wien 

Kapitel 8 
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8.1  Die Umsetzung des Wiener  
Geriatriekonzeptes 

  ENDE  SEPTEMBER  2010  wurde das erste neue Pfl egewohnhaus der Stadt 
Wien mit sozialmedizinischer Betreuung im zweiten Wiener Gemeindebezirk  
eröffnet. Das neue Pfl egewohnhaus des  Wiener Krankenanstaltenverbundes 
wurde auf dem  Areal der  Alten Busgarage  im Bereich Engerthstraße/Vorgarten­
straße errichtet und bietet 306 pfl egebedürftigen WienerInnen ein neues 
Zuhause. Es verfügt über eine sehr gute öffentliche Verkehrsanbindung  
sowie Grün- und Erholungsfl ächen; des Weiteren gibt es Nahversorgungs­
unternehmen in unmittelbarer Nähe. Besonderes Augenmerk wurde auf  
die Ausgestaltung der Räumlichkeiten und die Wohnlichkeit gelegt.  Die  
Unterbringung erfolgt ausschließlich in Ein- und Zweibettzimmern, alle  
Zimmer haben einen Balkon.  Außerdem steht den BewohnerInnen eine  
große Zahl an Aufenthaltsräumlichkeiten zur Verfügung. 

Bis 2015 werden fünf weitere Pflege wohnhäuser errichtet und vom Wiener  
Krankenanstaltenverbund betrieben: in Liesing, Meidling, Innerfavoriten,  
Simmering  und Baumgarten. Das  Geriatriezentrum Donaustadt  wird bis 2015 
saniert und erweitert, das Geriatriezentrum Am Wienerwald geschlossen. Der 
Wiener Krankenanstaltenverbund (KAV) und das Kuratorium Wiener Pensio­
nisten Wohnhäuser (KWP) werden zusätzlich vier innovative Wohn- und Pflege­ 
häuser mit insgesamt über 700 Plätzen in den Bezirken Ottakring, Döbling und 
Hietzing errichten. 

Darüber hinaus erfolgt der Ausbau der statio­
nären Pfl ege durch private Betreiber. Diese bieten  
ebenfalls über den Fonds Soziales Wien geförderte 
Plätze in einer großen Vielfalt in ganz Wien an. 

Die Anzahl der älteren Menschen in Wien wird in 
den kommenden Jahren steigen (siehe Kapitel 1.2).  
Angesichts der demografisc hen Entwicklung hat das  
Land Wien bereits im Jahr 2004 die Weichen für den  
künftigen Ausbau und die Weiterentwicklung der  
Pfl ege und Betreuung in Wien gestellt.  Zum einen  
hat die Geriatriekommission das Strategiepapier  
Lebenswertes Altern in Wien – aktiv  und  selbstbe
stimmt – erarbeitet,  zum anderen wurden mit der  
Strukturreform 2004,  Soziale Sicherheit in Wien,  
auch die organisatorischen Voraussetzungen für eine  
verbesserte Versorgung der älteren Menschen in  
Wien geschaffen. Seit 2004 ist der  Fonds Soziales  

Wien für die Förderung,  operative Planung und Steuerung der Pfl ege und Be­
treuung in Wien verantwortlich. 

Auf Basis des Strategiekonzeptes wurde ein Umsetzungsplan (Wiener Geria­
triekonzept) erstellt. Die Stadt Wien stellt zusätzlich zu den Kosten des laufenden  
Betriebes über 350 Mio. Euro für den Ausbau der Pfl ege- und Betreuungsleis­
tungen zur Verfügung und ermöglicht dadurch nicht nur ein weltweit einzig­
artiges Ausbau- und Modernisierungsprogramm von Pflegeeinric htungen, son­
dern gewährleistet damit auch  Versorgungssicherheit für künftige Generationen. 

Das Wiener Geriatriekonzept sowie dessen aktueller Umsetzungsstand wurden  
2009 und 2010 in zahlreichen Publikationen sowie Veranstaltungen (Wiener  
SeniorInnentag 2009, Ausstellung: das ganze Leben) einer breiten Öffentlichkeit  
vorgestellt. Neben dem laufenden Ausbau der ambulanten und mobilen Dienste  
sowie der Eröffnung einiger neuer privater Pfl egeheime, die geförderte Pfl ege 
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▷ 
Grundlage für den einzigartigen 
Ausbau von Pflegeleistungen in  
Wien bildet das Wiener Geriatrie­
konzept sowie die Bedarfs- und 
Entwicklungsplanung der MA 24. 

218 Sozialbericht 2010 



 

  
 

 
 

 

 
 

Pflege und Betreuung in Wien 

und Betreuung anbieten (z.B. SeniorInnenschlössel Brigittenau), wurde Ende 
September 2010 auch das neue Pflegewohnhaus der Stadt Wien mit sozial­
medizinischer Betreuung Leopoldstadt eröffnet94. 

Der vorliegende Sozialbericht beschreibt die wesentlichen Eckpfeiler sowie 
den aktuellen Umsetzungsstand des Wiener Geriatriekonzepts. Für weiterfüh­
rende Informationen wird insbesondere auf die Publikation wohnen pflegen 
leben – neue Wiener Wohn- und Pflegehäuser (Bohmann Verlag, 2009) und die 
Sondernummer der Perspektiven: Das Wiener Geriatriekonzept (der Aufbau, 
2009) verwiesen. 

Die Grundsätze des Wiener Geriatriekonzepts 
Das Wiener Geriatriekonzept beinhaltet folgende Grundsätze: 
▷  Verfügbarkeit eines ausreichenden Angebots an Pfl ege- und Betreuungslei­

stungen, 
▷  Zugänglichkeit und Leistbarkeit des Angebots für alle WienerInnen, 
▷  Zurverfügungstellung von qualitativ hochwertigen Pfl ege- und Betreuungs­

leistungen, 
▷  Leistungsvielfalt, 
▷  Angebote, die dem modernsten Entwicklungsstand in der Pfl ege und Betreuung  

entsprechen, 
▷  Priorität der ambulanten bzw. mobilen Leistungen vor den stationären Leis­

tungen, 
▷  Verfügbarkeit von ausreichendem Personal für die Pfl ege und Betreuung. 

Verfügbarkeit 

Die Stadt Wien sorgt für ein ausreichendes Pfl egeangebot und für dessen suk­
zessiven bedarfsgerechten Ausbau. Die Grundlage für den Ausbau bietet die  
Bedarfs- und Entwicklungsplanung der Magistratsabteilung 24. 

▷ 
Die Stadt Wien gewährleistet 

(gemeinsam mit den kooperierenden 
und anerkannten Einrichtungen) 

die Verfügbarkeit, Leistbarkeit und 
Zugänglichkeit des Angebots. Die 

Leistungen im Bereich der Pflege und  
Betreuung werden mit hoher Qualität 
erbracht und sind auf die Bedürfnisse 

der NutzerInnen ausgerichtet. 

­

Bedarfs- und Entwicklungsplanung der MA 24 

Wie wird sich die Inanspruchnahme von Pflegeleistungen hinkünftig ver Dieser Bedarfs- und Entwicklungsplan wird jährlich aktualisiert und  
ändern und von welchen Einflussfaktoren hängt diese ab?  weiterentwickelt (revolvierende Planung).  

Die MA 24 hat gemeinsam mit ExpertInnen aus dem Fonds Soziales  Derzeit wird an einem neuen Bedarfs- und Entwicklungsplan für die  
Wien, dem KAV und dem KWP einen Bedarfs- und Entwicklungsplan bis  ambulanten, mobilen und teilstationären Dienste gearbeitet. Beide Pla­
2015/2020 für die statio näre Versorgung erstellt. Dieser basiert auf den  nungen sollen hinkünftig zu einem integrierten Wiener Bedarfs- und Ent­
bis herigen Leistungsentwicklungen, der Inanspruchnahme von Leistun­ wicklungsplan für die Pflege und Betreuung zusammengeführt werden.   
gen nach gender- und alters spezifi schen Merkmalen, den aktuellsten  Ziel der Bedarfs- und Entwicklungsplanung ist die Schaffung von Grund­
Bevölkerungsprognosen, epidemiologischen Erkenntnissen sowie An­ lagen für die Steuerung, die operative Planung sowie die Budgetbereit­
nahmen  hinsichtlich  der Entwicklung der informellen Pflege (primär  stellung.  Sie soll weiters Alternativen und Potenziale aufzeigen und eine 
Verwandtenpflege).  Analysiert werden weiters die Entwicklungen im  ausgewogene Versorgung in Wien gewährleisten.  Verhindert werden sol­
Bereich des Pflegegeldes und der Einkommen(shöhen).  Die Sozialplanung  len eine Unter- oder Überversorgung mit Pflege- und Betreuungsleistungen   
beobachtet auch die nationale und internationale Entwicklung und Fach­ sowie Fehlversorgungen. Nur so kann sichergestellt werden, dass die  
diskussion im Bereich der Pflege (z.B.  rechtliche Veränderungen,  Ange­ Angebote der Stadt bedürfnisgerecht, zum richtigen Zeitpunkt in entspre­
bots- und Methodenentwicklungen) und ist mit anderen Sozialplanungen  chender Qualität zur Verfügung stehen und die eingesetzten Steuermittel 
in Österreich vernetzt.  effizient verwendet werden.  

94 Bereits das Sozialmedizinische Zentrum Süd (2003) und das Sozialmedizinische Zentrum 
Floridsdorf (2001) zählen zur neuen Generation von stationären Pflegeeinrichtungen in 
Wien. 
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Angebot Pflege und Wohnen mit Pflege und Betreuung 

Bedarf Pflege und Wohnen mit Pflege und Betreuung gesamt 

Bedarf Pflege 

0 

Bedarf Wohnen mit Pflege und Betreuung 

11.919 

11.548 

9.100 

2.448 

2008 

12.534 

11.820 

9.310 

2.510 

2009 

12.504 

12.160 

9.580 

2.580 

2010 

12.728 

12.461 

9.822 

2.639 

2011 

13.290 

12.649 

9.992 

2.657 

2012 

13.716 

12.815 

10.143 

2.672 

2013 

13.684 

13.025 

10.321 

2.704 

2014 

13.886 

13.117 

10.483 

2.634 

2015 

13.886 

13.356 

10.605 

2.751 

2016 

13.886 

13.445 

10.678 

2.767 

2017 

13.886 

13.562 

10.768 

2.794 

2018 

13.886 

13.821 

10.956 

2.865 

2019 

13.886 

14.057 

11.126 

2.931 
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Abb. 168:  Bedarfs- und Entwicklungsplan für die stationäre Pflege 2008  – 2020 
Quelle: MA 24 

Bis zum Jahr 2015 werden in Wien rund 3.700 Plätze neu geschaffen. Dadurch 
erhöht sich das Angebot an Pfl egeplätzen um ca. 1.500 Plätze, da zeitgleich alte 
Geriatriezentren geschlossen werden. Die entsprechenden Planungen bzw. be­
reits erfolgten Realisierungen zeigt die folgende Übersicht: 

Geriatriezentren (GZ) und Wohn- und 
Pflegehäuser (WPH) des KAV  

Adresse Plätze 
(voraussichtlicher) 

Betrieb ab 
WPH Leopoldstadt 1020 Wien Engerthstraße (Busgarage) 306 2010 
WPH Innerfavoriten 1100 Wien Davidgasse (ehemaliger Hellerfabrik) 265 2011 
WPH Simmering 1110 Wien Dittmanngasse (M. Markhof Gründe) 348 2013 
WPH Meidling 1120 Wien Oswaldgasse (Kabelwerk) 256 2010 
GZ Baumgarten 1140 Wien Hütteldorferstraße 188 (tw. Neubau) 326 2013 
GZ Liesing 1230 Wien Perchtoldsdorferstraße 6 (Neubau) 322 2010 
GZ Donaustadt 1220 Wien Langobardenstraße 122 (Sanierung) 334 2013 
SCHGZ Donaustadt 1220 Wien Langobardenstraße 122 (Neubau) 94 2013 

Innovative Wohn- und Pflegehäuser (KAV/  
KWP) 

Adresse Plätze 
(voraussichtlicher) 

Betrieb ab 
Rosenberg 1130 Wien Rosenhügelstraße 192 (Neubau/Sanierung) 330 2013 
Liebhartstal I 1160 Wien Thaliastraße 157 (Neubau) 252 2015 
Liebhartstal II 1160 Wien Ottakringer Straße 264 (Neubau/Sanierung) 252 2014 
Döbling 1190 Wien Grinzinger Allee 26 (Neubau) 252 2012 

Private Pflegeheime  Adresse Plätze 
(voraussichtlicher) 

Betrieb ab 
Kolping 1020 Wien Engerthstraße 193 2011 
Maimonides 1020 Wien Wehlistraße 204 2010 
Fortuna 1030 Wien Baumgasse 64 2009 
Sozial Global 1120 Wien Oswaldgasse (Kabelwerk) 63 2011 
Wie daham 1200 Wien Winarskystraße 189 2009 
CaSa* 1220 Wien Rennbahnweg 130 2011 
Caritas Socialis* 1210 Wien Trillergasse 168 2012 
Caritas Erzdiözese Wien* 1220 Wien Stadlauer Straße 132 2012 

* in Planung 

Tabelle 32:  Neue stationäre Pflegeeinric htungen    

   

 Pflege und Betreuung in Wien 

Bereits vor 2009 wurden einige nicht städtische Einrichtungen mit geförderter 
Pfl ege errichtet (z.B.  Wie daham Atzgersdorf).  Auch die geförderten Plätze in 
bereits vorhandenen Pfl egeeinrichtungen wurden aufgestockt.  
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Pflege und Betreuung in Wien 

Zugänglichkeit und Leistbarkeit 

Durch Case Management, Beratung und Information unterstützt der Fonds 
Soziales Wien alle pflegebedürftigen WienerInnen und ihre Angehörigen bei der 
Auswahl des passenden Betreuungsangebotes. 

Zugleich entscheidet der Fonds Soziales Wien über finanzielle Förderungen, 
die je nach Einkommen (inkl. Pflegegeld) und Umfang der in Anspruch genom­
menen Leistung gewährt werden. Damit ist die Pflege und Betreuung für alle 
WienerInnen, unabhängig von der Höhe ihres Einkommens, leistbar. 

Die Angebote (primär im stationären und semistationären Bereich) sollen 
wohnortnah und, auch für die Angehörigen, gut erreichbar sein. Dies erfordert 
eine ausgewogene regionale Versorgung und eine vorausschauende Planung. 
Derzeit gibt es hinsichtlich der stationären Versorgung mit Pflegeplätzen einen 
Überhang an Plätzen im Westen von Wien. Durch die Schaffung neuer stationärer 
Pflegeeinrichtungen in zum Teil unterversorgten Regionen Wiens, insbesondere 
im Süden und Norden, wird mittel- bis langfristig eine gleichmäßige Versorgung 
in Wien erreicht. Gleichzeitig werden einige Einrichtungen in überversorgten 
Gebieten geschlossen (z.B. das Geriatriezentrum am Wienerwald). 

Hohe Qualität der Angebote 

Die Leistungen und Angebote der Stadt werden auf einem hohen Niveau er­
bracht. Die Qualität des Leistungsangebots wird ständig überprüft und wei­
terentwickelt. Im stationären Bereich sorgt das umfassende Wiener Wohn- und 
Pflegeheimgesetz (WWPG) für die entsprechenden Standards, die auch regel­
mäßig kontrolliert werden. 

Gemeinsam mit dem Dachverband Wiener Sozialeinrichtungen (siehe Kapitel 
7.3) wurden ebenso Qualitätshandbücher sowohl für den stationären als auch 
ambulanten Bereich erarbeitet. Die Förderrichtlinien des Fonds Soziales Wien 
geben ebenfalls Qualitätsstandards vor, die von den Anbietern eingehalten 
werden müssen. 

Wiener  Wohn- und Pflege­ 
heimgesetz (WWPG) 

Mit 29. 06. 2005 sind das WWPG und die 
Verordnung der Wiener Landesregierung 
betreffend Mindest standards von Pflege­ 
heimen und Pflegestationen in Kraft ge­ 
treten. Die in diesem Gesetz festgelegten 
Mindeststandards betreffen etwa die Per
sonalausstattung,  baulich-technische  
Vorgaben, die Betriebsführung, die Wah­
rung der Rechte der BewohnerInnen sowie  
die Pflichten der Heimträger . 

­

Qualitätshandbücher 

Auf Grundlage des WWPG  wurde vom Dachverband Wiener Sozialeinrichtungen in Zusammenarbeit mit  
dem Fonds Soziales Wien und der Magistratsabteilung 40 ein Qualitätsprogramm für Wiener Wohn- 
und Pfl egeheime (Februar 2007) entwickelt. Das Ziel des Qualitätsprogramms ist es, auf Basis des 
WWPG,  der Durchführungsverordnung und anerkannter fachlicher Standards,  eine inhaltliche Grund­
lage zur Qualitätsentwicklung, -sicherung und -kontrolle in Wiener Wohn- und Pfl egeheimen zur  
Verfügung zu stellen. Das Qualitätsprogramm wurde von den Mitgliedern des Dachverbandes Wiener 
Sozialeinrichtungen 2006 in einem Testlauf zur Umsetzung gebracht. 2007 wurde mit der flächen­ 
deckenden Implementierung in den stationären Pfle geeinrichtungen begonnen. 2008 wurden die  
Arbeiten am Qualitätsprogramm für Wiener Wohn- und Pflegeheime fortgesetzt.  Die im Qualitäts­
programm definierten Qualitätsindikatoren (qualitätsbezogene Kennzahlen,  die auf kontinuierlich ge­
sammelten Daten aus Assessments und Prozessbeschreibungen beruhen) stellen Grundlagen zur  
Bestimmung der Ergebnisqualität der Pflege dar . 

Weiters wurde das Qualitätshandbuch ambulant (März 2008) im Auftrag des Dachverbands Wiener  
Sozialeinrichtungen und des Fonds Soziales Wien im Rahmen von Arbeitsgruppen erarbeitet. Ziel  
dieses Qualitätshandbuchs ist es, einen Wiener Standard in der ambulanten Pflege und Betreuung zu  
etablieren. Die Festschreibung der Qualitätskriterien in dieser Form sichert die Qualität in der Pflege  
und Betreuung zum Wohle der KlientInnen. Die Qualitätskriterien wurden auf einer wissenschaftlichen 
Basis formuliert. Der Stand des Wissens zu den Themen aus dem pflegerischen  Alltag wie Mobilität,  
Flüssigkeitsversorgung, Kontinenz, Schmerzmanagement, Ernährung, Hautintegrität oder mentaler  
Status mit Schwerpunkt Demenz wurden berücksichtigt. 
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Individuelle und vielfältige Angebote 

Die Angebote orientieren sich an den individuellen Bedürfnissen und zielen auf  
die höchstmögliche Selbstverantwortung und Selbstbestimmung der Pfl ege-
bedürftigen ab. Die Pluralisierung von Lebensentwürfen sowie die höhere  
Lebens erwartung haben zu einer größeren Heterogenität der älteren Genera­
tion geführt. 

Durch ein vielfältiges und fl exibles Angebot versucht die Stadt Wien dieser 
Entwicklung Rechnung zu tragen. Dazu wurden auch verstärkt private Betreiber  
in die Angebotserstellung einbezogen. Den WienerInnen steht ein breites Ange­
bot zur Verfügung,  das von reinen Wohnhäusern bis zu kleinen Wohngemein­
schaften für SeniorInnen reicht. Die Stadt Wien ermöglichte auch neue Formen,  
wie das intergenerationelle Wohnen. Im 10. Bezirk bietet zum Beispiel das  
Generationenhaus (Kolping) sowohl eine Mutter-Kind-Einrichtung samt Kinder­
garten als auch eine stationäre Pflegeeinric htung sowie Wohnappartements  
unter einem Dach an.  Auf diese Weise wohnen junge und alte, gesunde und  
pfl egebedürftige Menschen in Gemeinschaft. 

Derzeit sind im Wesentlichen zwei Trends erkennbar. Zum einen sinkt der  
Bedarf an reinen Wohnplätzen, da die WienerInnen so lange wie möglich zu  
Hause leben wollen. Dazu beigetragen haben ein wesentlich verbesserter Wohn­
standard (Lifteinbauten usw.) sowie der Ausbau der ambulanten, mobilen und 
teilstationären Dienste (z.B. der Hauskrankenpfl ege). Zum anderen werden  
spitals ähnliche Strukturen in den neuen Pfl egewohnhäusern bewusst vermieden,  
und es wird dem Wohnen ein höherer Stellenwert eingeräumt.  

Diese auf den ersten Blick widersprüchlichen Entwicklungen werden mittel­  
bis langfristig zu einem von der Zielsetzung her einheitlichen, jedoch vielschich­
tigen Angebot zusammenwachsen und die Trennung zwischen betreuten Wohn­
formen und Pfl egeeinrichtungen aufheben. Mehrstufi ge und flexiblere Einric h­
tungen (z.B. betreute Wohnplätze mit Pfl egeoption) werden Verlegungen auf­
grund von Pfl egebedürftigkeit künftig nicht mehr erforderlich machen. 

Der Wiener Krankenanstaltenverbund wird sich in seinen neuen Pflege­ 
wohnhäusern mit sozialmedizinischer Betreuung auf die Gruppe der gesund­
heitlich instabilen pfl egebedürftigen Personen konzentrieren (medikalisierte  
Pfl ege). Gemeinsam mit dem KWP werden in einem innovativen Modell das  
Know-how des KWP im Bereich des betreuten SeniorInnenwohnens und die  
spezifi sche Fachkompetenz des Wiener Krankenanstaltenverbundes hinsicht­
lich der medikalisierten Pfl ege gebündelt, um für die Wiener SeniorInnen Inno­
vative Wohn- und Pfl egehäuser (IWP) zu entwickeln. Ziel dieser zukunfts­
weisenden Kooperation ist es, größtmögliche Selbständigkeit, Alltagsnormalität  
und Selbstbestimmtheit zu ermöglichen und gleichzeitig individuelle Pfl ege  
und medizinische Versorgung im eigenen Appartement innerhalb der Wohn­
gruppe durch hochqualifi ziertes Personal anzubieten. Wesentlich ist dabei der 
Verbleib in der gewohnten Wohnumgebung – auch im Falle einer Erkrankung 
oder bei dauernder Pfl egebedürftigkeit. Ergänzt wird das Angebot an stationärer  
Versorgung durch viele private Betreiber, die vom Fonds Soziales Wien aner
kannt sind und geförderte Pfl ege und Betreuung anbieten. 

Ambulant vor stationär 

Der ambulanten bzw. mobilen Betreuung wird im Sinne einer modernen Pflege­ 
politik der  Vorzug vor  der  stationären Pfl ege  gegeben.  Aus diesem Grund nimmt  
innerhalb der stationären Pfl ege die Remobilisierung mit angestrebter Entlas­
sung nach Hause oder in eine niederschwelligere Einrichtung einen wichtigen 
Stellenwert ein.  Vor allem durch eine bessere Vernetzung zwischen den unter
schiedlichen Einrichtungen (von der Pfl egekette zum Pfl egenetzwerk) sowie dem  
Gesundheits- mit dem Sozialsystem (z.B. durch Entlassungsmanagement) soll 
die Versorgung optimiert werden. 

Pflege und Betreuung in Wien 

▷ 
Die Angebote im Bereich der 
stationären Pflege sind vielfältig  
und werden sowohl von der Stadt 
Wien als auch von privaten Betreibern 
zur Verfügung gestellt. 

▷ 
Das Konzept ambulant vor stationär 
entspricht nicht nur einer modernen 
Pflegepolitik,  sondern auch den Wün­
schen der Wiener Bevölkerung. Diese 
möchte so lange wie möglich 
zu Hause leben. 

­

­
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Pflege und Betreuung in Wien 

Älterwerden und Altsein in Wien95 

Im Auftrag der Magistratsabteilung 24 führte das Institut für empirische Sozialforschung (IFES) im Juli 
2008 eine repräsentative telefonische Umfrage bei 1.002 WienerInnen ab 55 Jahren durch. Ziel war 
es, quantifizierbare Ergebnisse über die Lebenssituation älterer  WienerInnen zu erlangen. Die Ergeb­
nisse hinsichtlich Erfahrungen und Beurteilung des Pflege-  und Betreuungsangebots in Wien sowie 
der Wünsche älterer Menschen im Hinblick auf Pflege und Betreuung lassen sich wie folgt zusam­ 
menfassen: 
▶   Die Befragten halten die Pfl ege durch ein Familienmitglied in den eigenen vier  Wänden zu 69% 

für wünschenswert, eine professionelle Betreuung mehrmals am Tag in den eigenen vier  
Wänden zu 68%, die Rund-um-die-Uhr-Betreuung zu Hause zu 62%. 

▶   46% halten es für wünschenswert, bei einer eintretenden Pflegebedürftigkeit in ein  Appartement 
des KWP zu ziehen. 

▶   58% halten es für nicht wünschenswert, zu Hause zu wohnen und tagsüber in einem Tageszentrum  
betreut zu werden. 58% halten es für nicht wünschenswert, in eine Seniorenwohngemeinschaft 
zu ziehen; für 63% ist es nicht wünschenswert, in ein Pflegeheim zu ziehen.   

▶   Pflegeheime werden für die Mehrheit der Befragten attraktiver , wenn folgende Leistungen ange­
boten werden: ein eigenes Einzelzimmer mit Bad oder WC; ein Garten; geringerer Kostenaufwand; 
Anwesenheit eines Arztes/einer Ärztin rund um die Uhr; eine Vertrauensperson für persönliche  
Anliegen; die Möglichkeit, eigene Möbel mitzubringen; unbeschränkte Öffnungszeiten; die Möglich­
keit, eine Aufgabe zu übernehmen. 

▶   46% fühlen sich über das Pflege- und Betreuungsangebot in  Wien eher gut, 20% sehr gut informiert. 
▶   Über die Hälfte der Befragten hat den Eindruck, dass sich das Pflege- und Betreuungsangebot für  

ältere Menschen in Wien in den letzten Jahren in Hinblick auf Qualität, Modernität und Vielfalt  
verbessert hat. 

▶   41% haben das Gefühl, dass das Pflege- und Betreuungsangebot der  Stadt Wien – wenn man das 
Pflegegeld berücksichtigt – leistbar ist.  

▷ 
Die Umsetzung des Wiener 

Geriatriekonzeptes und die damit 
verbundene Verbesserung des 
Angebots wird von der Wiener 

Bevölkerung positiv aufgenommen. 

Parallel dazu wird auch das Angebot an mobilen sozialen Diensten ständig weiter­
entwickelt (24-Stunden-Betreuung, Ausbau der teilstationären Einrichtungen 
etc.). Durch die Einführung von Case & Care Management sowie von Entlassungs­
management wurde die Schnittstelle zwischen den mobilen und stationären 
Diensten und vor allem der Zugang zu den Dienstleistungen verbessert. 

Case & Care Management/Entlassungsmanagement 

Case & Care Management zählt zu den innovativsten Reformstrategien im Gesundheits- und Sozial­
wesen. Case ManagerInnen begleiten hilfsbedürftige Menschen, stellen ihren Bedarf fest, aktivieren 
und nutzen vorhandene Ressourcen, geben Orientierung über die Versorgungsmöglichkeiten und  
vernetzen die Beteiligten. Case ManagerInnen arbeiten als ModeratorInnen, indem sie zwischen den 
KlientInnen, deren sozialem Umfeld, den LeistungsanbieterInnen und den KostenträgerInnen vermitteln.  
Das Entlassungsmanagement stellt eine spezielle Form des Case & Care Managements dar und zielt 
auf eine optimale Entlassung aus dem Krankenhaus und eine Abstimmung mit den extramuralen  
Diensten (z.B. Hausarzt, mobile Dienste) ab. 

Auch die Unterstützung von  Angehörigen durch Beratung, fi nanzielle und sozial­
versicherungsrechtliche Förderungen,  ergänzende Hilfestellungen und Urlaubs­
betreuung stellen wichtige Instrumente zur Forcierung der ambulanten bzw.  
mobilen Betreuung dar. 

95 Palme, Irma/Dawid, Evelyn (2008): Älterwerden und Altsein in Wien,  Wien: Institut für 
Empirische Sozialforschung GmbH (IFES). 
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Moderne Pfl egeeinrichtungen und Pfl egedienste 

Die Gebäudestrukturen von einigen Wiener Pfl egeeinrichtungen entsprechen  
nicht mehr den heutigen Erfordernissen einer modernen Pflegeeinric htung (z.B.  
Geriatriezentrum am Wienerwald, Baumgarten, Otto Wagner Spital, Liesing 
und Sophienspital) – vor allem hinsichtlich der Festsetzung einer maximalen 
Bettenanzahl von 350 (28 Plätze pro Station) bei neu erbauten Heimen und  
verschiedenen Ausstattungsstandards. Da Umbauten und Sanierungen meis tens  
sehr aufwendig sind und der erforderliche Standard kaum erreichbar ist, hat 
sich die Stadt Wien entschlossen, diese Einrichtungen bis 2015 zu schließen 
und durch neue, wohnortnahe und kleinere Einrichtungen zu ersetzen. Die  
Anzahl der Plätze in Einrichtungen des Wiener Krankenanstaltenverbundes 
(inkl. der IWP) wird dabei auf ca. 3.500 Plätze beschränkt, da die medikalisierte  
Pfl ege nur für einen Teil der gepflegten P ersonen in Wien erforderlich ist. Das 
Angebot des KAV soll sich hinkünftig auf multimorbide Menschen mit höheren  
Pflegegeldstuf en (4 –7) konzentrieren, bei denen eine Rückkehr nach Hause eher  
unwahrscheinlich ist (instabiler Zustand). Weitere Zielgruppen in der Versorgung  
des KAV bilden Wachkoma-, Langzeitbeatmungs- und neurologische Patien­
tInnen. 

Die Pflege wird durc h multiprofessionelle Teams und nach den neuesten  
Pfl egekonzepten erbracht. Die Einbeziehung der Betroffenen und Angehörigen 
in die Gestaltung des Pfl egealltags zählt zum Standard sowohl in der stationären  
als auch mobilen bzw. ambulanten Pfl ege und Betreuung. 

Gewährleistung einer ausreichenden Anzahl an Pfl egepersonal 

Eine der großen Herausforderungen ist es, den künftigen Bedarf an Pflege- und   
Betreuungskräften abzudecken. Der Dachverband Wiener Sozialeinrichtungen  
arbeitet eng mit dem Wiener ArbeitnehmerInnen Förderungsfonds (waff) und 
dem Arbeitsmarktservice Wien zusammen, um den künftigen Bedarf an Pfl ege­
kräften einzuschätzen. Das Arbeitsmarktservice Wien und der waff finanzieren   
und unterstützen verschiedene Ausbildungs- und Qualifi zierungsmaßnahmen 
sowie die Förderung des Berufseinstiegs von Pfl egekräften: 
▷  Arbeitsstiftung für den Gesundheits- und Pfl egebereich (Ausbildung für  

arbeitslose WienerInnen im Bereich der Pfl ege- und Betreuungsberufe – z.B.  
zur HeimhelferIn – mit fi xer Einstellungszusage), 

▷  Wege in die Pfl ege (Infoveranstaltungen), 
▷  Flexwork  (gemeinnützige Arbeitskräfteüberlassung). 

Im Herbst 2010 wurde auch das neue Aus- und Weiterbildungszentrum Soziales  
Wien GmbH eröffnet, das den wachsenden Bedarf an qualifi ziertem Fachper
sonal abdecken soll. 

Pflege und Betreuung in Wien 

▷ 
Wien verfügt durch das ambitionierte 
Neubauprogramm in Kürze über die 
modernsten Pfl egeeinrichtungen 
Europas. 

­

AWZ- Soziales Wien – Aus- und Weiterbildungszentrum Soziales Wien GmbH 

Der Fonds Soziales Wien und das KWP arbeiten hinkünftig enger zusammen, verbessern den Know­
how-Transfer zwischen den beiden Institutionen und erarbeiten einheitliche Angebote und Standards 
im Bereich der Ausbildung. Die Aus-, Fort- und Weiterbildung der rund 4.500 MitarbeiterInnen des 
Fonds Soziales Wien und des KWP wird im Rahmen dieser Kooperation effektiver und kosteneffizienter   
gestaltet werden.  

Seit Herbst 2010 finanziert die  Stadt Wien auch die neue Wiener Schule für Sozialberufe (WISOZ). 
Der Schulbetrieb wird zunächst zwei Lehrgänge für Sozialbetreuungsberufe mit dem Schwerpunkt  
Behindertenarbeit umfassen. In Folge ist auch geplant, das Angebot auf die Altenarbeit auszuweiten,  
um ausreichend Fachkräfte auszubilden und den künftigen Bedarf abdecken zu können. 
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Pfl ege und Betreuung in Wien

8.2 Leistungen der Stadt  Wien für Pfl ege- 
und Betreuungsbedürftige

  DIE ZUSTÄNDIGKEITEN IM ÖSTERREICHISCHEN PFLEGEVORSORGESYSTEM sind auf Bund, 
Länder und Gemeinden verteilt. Die Sachleistungen werden zum überwie-
genden Teil durch die Länder und Gemeinden zur Verfügung gestellt. Der 
Bund ist vorwiegend für die fi nanziellen Leistungen, wie das Pfl egegeld, 
zuständig. In Österreich ist die Pfl ege und Betreuung, mit einigen wenigen 
Ausnahmen, nicht dem Gesundheitswesen, sondern dem Sozialbereich zu-
geordnet. 

Finanzielle Leistungen
Im Jahr 1993 wurde der bisherige Hilfl osenzuschuss durch das Pfl egegeld 
abgelöst, um eine stärkere fi nanzielle Absicherung im Falle von Pfl egebedürf-
tigkeit zu erreichen. Die Höhe des Pfl egegeldes ist abhängig von der durch ein 
Gutachten festgestellten Hilfs- und Pfl egebedürftigkeit (siehe Kapitel 2.3.5). Es 
stellt einen einkommensunabhängigen fi nanziellen Zuschuss dar, der in der 
Regel die Kosten der Pfl ege nicht zur Gänze abdeckt. Die Kaufkraft ist seit 
Einführung des Pfl egegeldes deutlich gesunken, da keine regelmäßige Valori-
sierung erfolgte. Im Jahr 2009 wurde das Pfl egegeld allerdings nach langer Zeit 
wieder erhöht (abhängig von den Pfl egegeldstufen zwischen 4% und 6%). Der 
überwiegende Teil der pfl egebedürftigen Personen in Österreich erhält das 
Pfl egegeld über die Pensionsversicherungsanstalten (Bundeskompetenz) und 
nur ein kleinerer Teil verfügt über das mit dem Bundespfl egegeld fast ident 
geregelte Landespfl egegeld. In Wien ist die MA 40 für die 
Gewährung von Landespfl egegeld zuständig.

2
In Wien bezogen 200896 2% rund 83.800 Personen Pfl ege- 6%

geld, davon 70.400 Bundes- und 13.400 Landespfl egegeld. 14%

Mehr als die Hälfte aller Pfl egegeld bezieherInnen (59%) 
erhielt Pfl egegeld der Stufen 1 und 2. Pfl egegeld der Stufen 
3 und 4 bezogen rund 30% und der Stufen 5 bis 7 rund 
11% aller Pfl egegeld bezieherInnen.

Zwischen Landes- und Bundespfl egegeldbezieherInnen 16%6%

gibt es hinsichtlich der Verteilung nach Altersstufen große 
Unterschiede. Landespfl egegeldbezieherInnen sind zum 
einen wesentlich jünger und zum anderen stärker auf die 
verschiedenen Altersgruppen verteilt. Die Landespfl ege-
geldbezieherInnen setzen sich aus (noch) nicht pensions- Abb. 169: Pfl egege
anspruchsberechtigten Personen und Landesbediensteten rInnen im Dezember 
bzw. PensionsbezieherInnen der Länder zusammen. Dazu Quelle: BMASK – Pfl egevo
zählen Erwachsene und Kinder mit Behinderungen sowie 
pfl ege bedürftige erwerbstätige Personen. Bei den älteren 
Landespfl  egegeldbezieherInnen handelt es sich unter anderem um Landes-
pensionistInnen, SozialhilfebezieherInnen oder um Angehörige ohne eigenen 
Pensionsanspruch. Das Bundespfl egegeld wird vor allem PensionistInnen – 
vorwiegend im höheren Alter – gewährt.

▷
Personen, die keinen Anspruch auf 
eine Pension haben und auch von 

keinem anderen Bundesträger 
Pfl egegeld erhalten (z.B. Bundes-

sozialamt), beantragen bei 
der MA 40 Landespfl egegeld.

ldstufen der Wiener Pfl egegeldbeziehe-
2008 (Basis: 83.776 Personen)
rsorgebericht 2008

26%

34%

%

Stufe 4

Stufe 5

Stufe 6

Stufe 7

Stufe 1

Stufe 2

Stufe 3

96 Zum Zeitpunkt der Erstellung des Sozialberichts waren noch keine bundesweiten Pfl ege-
gelddaten für das Jahr 2009 verfügbar. Um Brüche in der Darstellung zu vermeiden, 
wurden daher auch nur die Landespfl egegeldbezieherInnen bis 2008 herangezogen.
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Abb. 170:  Wiener Landespflegegeldbezieher Innen nach  
Altersgruppen per Stichtag 31. 12. 2008 
(Basis: 13.421 Personen) 
Quelle: BMASK – Pflegevorsorgebericht 2008  
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Abb. 171:  Wiener BundespflegegeldbezieherInnen nac h  
Altersgruppen per Stichtag 31. 12. 2008  
(Basis: 70.355 Personen) 
Quelle: BMASK – Pflegevorsorgebericht 2008  
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Abb. 172: Wiener PflegegeldbezieherInnen nach Alters-
gruppen per Stichtag 31. 12. 2008 (Basis: 83.776 Personen) 
Quelle: BMASK – Pflegevorsorgebericht 2008 
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 Pflege und Betreuung in Wien 

Fast die Hälfte (47%) aller Wiener Pflegegeldbeziehe­
Innen ist älter als 81 Jahre. Nur ein geringer Anteil (9%) 
st zwischen 0 und 40 Jahre alt. 

Menschen mit Behinderung erhalten je nach Zuständig­
eit entweder Bundes- oder Landespflegegeld. Besteht 
in Pensionsanspruch, z.B. aufgrund einer früheren Er­

werbstätigkeit oder des Bezugs einer Waisenpension, so 
rhalten sie das Pflegegeld von der zuständigen Pensions­
ersicherung. Außerdem kann das Bundessozialamt (so­
ern eine Leistung aus der Kriegsopferversorgung, der 

Heeresversorgung, nach dem Opferfürsorgegesetz, dem 
mpfschadengesetz oder dem Verbrechensopfergesetz 

bezogen wird), die Allgemeine Unfallversicherung (bei 
Bezug einer Vollrente) oder das jeweilige Bundesland für 
die Auszahlung des Pflegegeldes zuständig sein. 

Die Anzahl der PflegegeldbezieherInnen in Wien ist seit 
Einführung des Pflegegeldes (1993) stetig angestiegen. 

Zwischen 2001 und 2007 ist die Anzahl der BezieherInnen in der niedrigsten 
und der höchsten Pflegegeldstufe am stärksten gestiegen (Stufe 1: +37,5%, 
Stufe 7: +34,3%)97. Einen ebenfalls bemerkenswerten Anstieg verzeichnete die 
Gruppe der PflegegeldbezieherInnen der Stufen 6 (+26,2%) und 4 (+22,7%). Am 
geringsten ist die Anzahl der BezieherInnen in Stufe 3 angestiegen (+6,7%). 

97 Da im Österreichischen Pflegevorsorgebericht verschiedenste Informationen zum Pflege­
geld nicht im Zeitablauf zur Verfügung standen, wurde auf Daten des Hauptverbandes 
der österreichischen Sozialversicherungsträger zurückgegriffen. Diese unterscheiden 
sich allerdings im Jahr 2008 von den Daten im Österreichischen Pflegevorsorgebericht. 
Zur Vermeidung einer Irritation wurde daher bei Verwendung der Daten des Hauptver­
bandes auf die Darstellung des Jahres 2008 verzichtet. 
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Abb. 173:  Wiener PflegegeldbezieherInnen nac h Pflegegeldstufen 2001  – 2007 
Quelle: Hauptverband der österreichischen Sozialversicherungsträger 

 

 
 

  
    

 
 

 
 

 

  

Pflege und Betreuung in Wien 

Im Jahr 2009 erfolgte eine Änderung der Einstufungsverordnung (siehe Kapitel 
2.3.5), die für Personen ab dem vollendeten 15. Lebensjahr mit einer schweren 
geistigen oder einer schweren psychischen Behinderung, insbesondere einer 
demenziellen Erkrankung, einen besseren Zugang zum Pflegegeld bzw. eine der 
Pflegebedürftigkeit angemessenere Einstufung gebracht hat. Dazu wurde ein 
Erschwerniszuschlag eingeführt, der zu einer höheren Einstufung führen kann. 

Die Höherstufungen erfolgen – nach einer ersten Evaluierung – vor allem in 
höheren Pflegegeldstufen. Die Neuregelung wird zu einer leichten Verschiebung 
zu den höheren Pflegegeldstufen führen. Laut Auskunft des Bundesministeriums 
für Arbeit, Soziales und Konsumentenschutz wurde im Bereich des Bundes 
mit Stichtag 30. Juni 2010 seit 1.1.2009 in 22.532 Fällen ein Erschwerniszuschlag 
berücksichtigt. In insgesamt 8.403 Fällen war die Berücksichtigung des Er­
schwerniszuschlages auch stufenrelevant und hat zu einer höheren Pflegegeld­
einstufung geführt. 

Während die Anzahl der Bundespfl egegeldbezieherInnen im Zeitraum 2001 
bis 2007 um 23,6% gestiegen ist, fiel der Anstieg bei den Landespflegegeldbe­
zieherInnen mit 29,7% etwas höher aus. 
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Abb. 175: Wiener Bundespfl egegeldbezieherInnen nach Pfl egegeldstufen 2001 – 2008
Quelle: Hauptverband der österreichischen Sozialversicherungsträger

Der Bund gab im Jahr 2008 laut Österreichischem Pfl egevorsorgebericht 2008 
für Wiener Pfl egegeldbezieherInnen rund 316,7 Mio. Euro98, das Land Wien im 
gleichen Zeitraum für die Landespfl egegeldbezieherInnen 66,4 Mio. Euro aus. 
Die Pfl egegeldausgaben des Bundes für Wiener Pfl egegeldbezieherInnen betrugen 
rund ein Fünftel der Gesamtausgaben für Österreich (1,7 Mrd. Euro). Die Aus-
gaben des Landes Wien betrugen ebenfalls rund ein Fünftel der gesamten Län-
derausgaben für Pfl egegeld (346 Mio. Euro).

Sachleistungen
Die Angebotsstruktur im Bereich der Sachleistungen ist in Österreich sehr 
unterschiedlich. Im Jahr 1993 kamen die Länder überein, die Vorsorge für pfl ege-
bedürftige Personen bundesweit nach einheitlichen Zielsetzungen und Grund-
sätzen zu regeln. Im Bereich der Sachleistungen haben sich die Länder ver-
pfl ichtet, für einen Mindeststandard an ambulanten, teilstationären und stati-
onären Diensten für pfl egebedürftige Menschen zu sorgen. Weiters haben sich 
die Länder dazu verpfl ichtet, Bedarfs- und Entwicklungspläne zu erarbeiten.

Das Angebot an Sachleistungen lässt sich in drei Teilbereiche unterteilen:
▷ Stationäre Versorgung (z.B. Pfl egeheime, Wohnheime),
▷ Ambulante Versorgung (z.B. teilstationäre Versorgung, Beratungseinrich-

tungen),
▷ Mobile Versorgung (z.B. Heimhilfe, Hauskrankenpfl ege).

Sowohl die Pfl ege als auch die Sozialen Dienste, zu denen auch die ambulante 
und mobile Versorgung zählt, werden in den Sozialhilfegesetzen der Länder 
geregelt. 

In den meisten Bundesländern besteht – wie in Wien – ein Rechtsanspruch 
auf Pfl ege. Analog zur offenen Sozialhilfe (monetäre Unterstützungen) ist auch 
die sogenannte geschlossene Sozialhilfe (stationäre Pfl ege) nachrangig. Das 
heißt, es wird auf das Einkommen (inkl. Pfl egegeld) und ein allfälliges Vermögen 
zurückgegriffen. 

▷
Pfl ege und Soziale Dienste sind 
Leistungen, die in den jeweiligen 
Sozialhilfegesetzen geregelt sind.

Pfl ege und Betreuung in Wien

98 Bei den Ausgaben für das Bundespfl egegeld im Österreichischen Pfl egevorsorgebericht 
2008 handelt es sich um einen rein statistischen Wert. Dieser wurde durch Multipli-
kation der Anzahl der BezieherInnen mit dem jeweiligen Stufenbetrag ermittelt. Unbe-
rücksichtigt blieb die Dauer des Bezuges innerhalb eines Jahres.



 

 
 
 

 

 

Pflege und Betreuung in Wien 

Kostenbeiträge der stationären Pflege in  Wien bei geförderter Pflege  

Den stationär gepflegten Personen verbleiben als  Taschengeld 20% der Pension sowie 10% der  
Pfl egegeldstufe 3.  

Bis zu 80% der Pension – abhängig von der Höhe der Verpflegskosten und Unterhaltsverpflich­  
tungen – werden für die Bezahlung der stationären Pflege herangezogen.   

20% des Pflegegeldes (abzüglich  der 10% der Pflegegeldstufe 3) ruht bei stationärer Unter bringung  
auf Kosten des Landes, der Rest des Pflegegeldes wird ebenfalls zur Bezahlung der Pflege herange­  
zogen. Die Differenz auf die tatsächlichen Kosten der Pflege wird,  soweit kein verwertbares Vermögen 
vorhanden ist, durch das Land Wien fi nanziert. 

Im Bereich der Sozialen Dienste sind ebenfalls Eigenleistungen durch die Nutze­
rInnen zu erbringen, die in Wien von der Höhe des Einkommens, der Pflege­
geldeinstufung, den Ausgaben sowie dem Leistungsumfang abhängig sind. Seit 
Anfang 2010 gibt es in Wien eine neue Kostenvorschreibung des Fonds Soziales 
Wien, die in übersichtlicher Form die Gesamtkosten, die Fördersumme sowie 
den Eigenanteil (die eigentlichen Kosten für die NutzerInnen) darstellt. 

Nicht in den Kompetenzbereich der Länder fällt die Medizinische Hauskranken­
pflege sowie die Akutgeriatrie. Beide Leistungen sind dem Gesundheitswesen 
zuzuordnen. 
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8.3  Entwicklungen der Wiener Pflege- und   
Betreuungsleistungen 

  DIE  STADT  WIEN  VERFÜGT  ÜBER  EIN  BREIT  GEFÄCHERTES  ANGEBOT  an qualitativ  
hochwertigen mobilen, ambulanten, teilstationären und stationären Ein­
richtungen im Bereich der Pflege und Betr euung. Der Schwerpunkt des  
Ausbaus lag in  den  letzten Jahren – gemäß dem Konzept  ambulant vor  
stationär – bei den ambulanten, mobilen und teilstationären Pflege- und   
Betreuungsleistungen.  Auch im Bereich der stationären  Versorgung werden  
die Kapazitäten laufend erweitert und vor allem das  Angebot durch das  
einzigartige Neubauprogramm von Pfl egeeinrichtungen qualitativ verbes­
sert.  Wien verfügt sowohl im Bereich der stationären als auch der nicht­
stationären Versorgung über einen sehr hohen Ausbaugrad bzw. eine hohe 
Versorgungsdichte. 

Der Fonds Soziales Wien ist zuständig für die Zurverfügungstellung und die 
Förderung bzw. Finanzierung von Pfl ege- und Betreuungsleistungen. Mit dem 
zentralen Beratungszentrum Wohn- und Pflegeheime  sowie dem Beratungs­
zentrum Pfl ege und Betreuung zu Hause an mehreren regionalen Standorten 
stehen den WienerInnen umfassende Informations-, Beratungs- und Betreuungs­
angebote zur Verfügung. Die MitarbeiterInnen der Beratungszentren des Fonds  
Soziales Wien informieren über die verschiedenen Angebote im Bereich der  
Pflege und Betreuung so wie die anfallenden Kosten. Zu bestimmten Zeiten  
bietet das Beratungszentrum Pfl ege und Betreuung zu Hause auch Informa­
tionsgespräche in serbischer,  kroatischer,  bosnischer und türkischer Sprache 
an. Ein besonders niederschwelliges Beratungsangebot für ältere Menschen  
gibt es im 15. Bezirk (Beratung am Eck). 

Unter den durch den Fonds Soziales Wien anerkannten Einrichtungen können  
die zukünftigen NutzerInnen frei wählen. Die MitarbeiterInnen der Beratungs­
zentren unterstützen bei der Auswahl des geeignetsten Angebots und wissen 
über freie Plätze Bescheid. Dieses in Österreich einzigartige Beratungs- und  
Case Management-Angebot erleichtert den WienerInnen den Zugang zu den von  
der Stadt Wien geförderten Leistungen. Die Stadt Wien erhält dadurch einen 
guten Überblick über die Bedarfslage und die Bedürfnisse der Betroffenen und 
kann das Angebot gezielt und bedarfsgerecht steuern.  Weitere Informationen 
erhalten Ratsuchende über die Sozialinfo Wien sowie das Wiener Senioren­
büro – die zentrale Anlaufstelle für alle SeniorInnen in Wien. 

Zusätzlich erbringt der Fonds Soziales Wien mit seinen GmbHs (FSW Wiener 
Pfl ege und Betreuungsdienste GmbH,  Tageszentren für Seniorinnen und  
Senioren, Mobile Hauskrankenpfl ege) auch operative Aufgaben. 

Gemäß dem Wiener Geriatriekonzept wird den ambulanten und mobilen  
Leistungen gegenüber den stationären der Vorrang gegeben. Das Land Wien  
verfügt über eine große Vielfalt an unterschiedlichen Unterstützungsangeboten,  
die den Verbleib der Pfl egebedürftigen in den eigenen vier Wänden so lange wie  
möglich erlauben.  Dazu zählen unter anderem Hauskrankenpfl ege, Heimhilfe, 
Besuchs- und Begleitdienst, Reinigungsdienst, Wäschedienst sowie Essen auf 
Rädern. Die semistationäre Einrichtung  Tageszentrum bietet Betreuung während  
des Tages. Auch der Freizeitfahrtendienst kann von älteren Menschen mit dauer­
haft schweren Gehbehinderungen in Anspruch genommen werden. 

 Pflege und Betreuung in Wien 

▷ 
In Wien wird keine pflegebedürftige  
Person im Stich gelassen. Dafür 
sorgen die Beratungszentren des 
Fonds Soziales Wien. 
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8.3.1 Leistungsentwicklung 

Versorgung durch mobile und ambulante Dienste in Wien 

180% 

160% 

140% 

120% 

100% 

80% 
2004 2005 2006 2007 2008 2009 

Medizinische Hauskrankenpflege 100% 112% 121% 132% 138% 140% 

Nicht-med. Hauskrankenpflege 100% 136% 143% 156% 166% 178% 

Essen auf Rädern 100% 103% 104% 108% 105% 107% 

Heimhilfe 100% 102% 102% 105% 110% 117% 

Besuchsdienst 100% 105% 129% 148% 162% 177% 

Reinigungsdienst 100% 99% 95% 93% 94% 95% 

200% 

Jahr 

Abb. 176:  Entwicklung der KundInnen Sozialer Dienste in Wien seit 2004 
Quelle: FSW – Geschäftsberichte 2004 – 2009 
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Fast alle geförderten Leistungen wurden in den letzten Jahren verstärkt in 
Anspruch genommen. Einen Rückgang gab es lediglich bei der Inanspruchnahme 
des Reinigungsdienstes. Der geringe Anstieg der BezieherInnen von Essen auf 
Rädern ist vor allem auf zusätzliche, nicht durch den Fonds Soziales Wien 
anerkannte Anbieter zurückzuführen, die ein relativ preiswertes Menü zur Ver­
fügung stellen (z.B. Tiefkühlkost). Gleiches gilt auch für das zunehmende An­
gebot an Fertig gerichten des Lebensmittelhandels. 

Besonders hohe Zuwachsraten sind bei der Hauskrankenpflege zu verzeichnen. 
Sie ist zwischen 2004 und 2009 um rund 78% angestiegen. Diese Entwicklung 
hat nicht nur rechtliche Gründe (Neuordnung der Aufgaben und Verantwort­
lichkeiten des Gesundheits- und Krankenpflegepersonals), sondern ist auch mit 
der konsequenten Umsetzung des Prinzips ambulant vor stationär zu erklären, 
die es – durch den Ausbau der Hauskrankenpflege – pflegebedürftigen Menschen 
ermöglicht, so lange wie möglich zu Hause zu verbleiben. 

Mobile und ambulante   
Versorgung 

Heimhilfe 

Unterstützung bei hauswirtschaftlichen  
Tätigkeiten und Aktivitäten des täglichen 
Lebens (Körperpfle ge, Einkäufe,  Aufwär­
men und Herrichten von Mahlzeiten etc.) 

Hauskrankenpfl ege 

Pflegerische  Tätigkeiten, Mobilisation, Be­
ratung und Pflegeanleitung für Patien­ 
tInnen,  Angehörige und HelferInnen etc. 

Medizinische Hauskrankenpflege  

Eine zeitlich begrenzte Pflege durch diplo­ 
mierte Gesundheits- und Krankenpflege­ 
personen zu Hause, wenn dadurch ein  
Krankenhausaufenthalt verkürzt oder  
vermieden werden kann. Die Leistung wird  
ärztlich verordnet. 

Essen auf Rädern 

3-gängiges Mittagessen, das täglich/ta­
geweise geliefert wird. 

Besuchs- und Begleitdienst 

Kommunikation, gemeinsame Einkäufe  
und Besorgungen sowie Begleitung zu  
ÄrztInnen, zur Fußpflege etc.  

Reinigungsdienst 

Grobe Reinigungsarbeiten im Haushalt wie  
Fensterputzen, Reinigen von Türen, Böden,  
Teppichen und Möbeln etc. 

Wäscheservice 

Waschen und Bügeln von Wäsche inklu­
sive Abholung und Zustellung, kleine Re­
paraturarbeiten 

Tageszentrum für SeniorInnen 

Individuelle Betreuung während des Tages,  
strukturierter Tagesablauf, bedarfsge­ 
rechte Pflege,  Gruppen- und Einzelange­
bote sowie soziale Kontakte,  Förderung  
persönlicher Fähigkeiten und Fertigkeiten. 
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Ebenfalls stark gestiegen ist die Anzahl der KundInnen, die den Besuchs- und 
Begleitdienst nutzen (+77%). Dieser erfüllt eine wichtige soziale Funktion, da 
viele ältere Menschen nur über sehr wenige soziale Kontakte ver fügen. Zusätz-
lich fördert der Besuchs- und Begleitdienst die Mobilität älterer Menschen, 
erledigt mit den KundInnen Einkäufe und begleitet sie zu ÄrztInnen und Be-
hörden.

Im Vergleich dazu ist die Anzahl jener Personen, die eine Heimhilfe in An-
spruch nehmen, deutlich geringer angestiegen (+17%).

Heimhilfe

Besuchsdienst

Hauskrankenpflege

60%

200%

180%
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140%

120%

100%

80%

100%

100%

100%

2004

Jahr

Reinigungsdienst 100%

99%

100%

122%

2005

98%

98%

113%

141%

2006

90%

101%

136%

169%

2007

84%

105%

154%

191%

2008

79%

109%

169%

202%

2009

75%

Abb. 177: Entwicklung der Leistungsstunden bei den Sozialen Diensten in Wien 
seit 2004
Quelle: FSW – Geschäftsberichte 2004 – 2009

Ähnlich verläuft die Entwicklung hinsichtlich der geleisteten Stunden. Sowohl 
die Stundenanzahl bei der Hauskrankenpfl ege als auch beim Besuchs- und 
Begleitdienst ist gestiegen, während die Inanspruchnahme des Reinigungs-
dienstes gesunken ist. Der Anstieg der geleisteten Stunden bei der Hauskranken-
pfl ege fällt jedoch stärker aus als der Anstieg der Personen, die diese Leistung 
in Anspruch nehmen. Dies bedeutet eine höhere Intensität der Pfl ege bzw. An-
zahl an geleisteten Stunden pro Fall.

Die Leistungsstunden im Bereich der Heimhilfe sind nach einem kurzen 
Rückgang in den Jahren 2005 bis 2006 wieder angestiegen und weisen seither 
ähnliche Steigerungsraten wie die Personenzahlen auf. Ebenfalls angestiegen 
ist der Besuch von Tageszentren, welcher vor allem auf den kontinuierlichen 
Ausbau der Plätze in den letzen Jahren zurückzuführen ist.

▷
Das Prinzip ambulant vor stationär ist 
deutlich an dem Anstieg der mobilen 
Dienste erkennbar. Die vielfältigen 
Dienste ermöglichen es den älteren 
WienerInnen, den Lebensabend in 
der eigenen Wohnung verbringen zu 
können.
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Abb. 178: Heimhilfe in Wien 2004 – 2009
Quelle: FSW – Geschäftsberichte 2004 – 2009
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Abb. 179: Hauskrankenpfl ege in Wien 2004 – 2009
Quelle: FSW – Geschäftsberichte 2004 – 2009
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Abb. 180: Besuchsdienst in Wien 2004 – 2009
Quelle: FSW – Geschäftsberichte 2004 – 2009
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Abb. 181: Reinigungsdienst in Wien 2004 – 2009
Quelle: FSW – Geschäftsberichte 2004 – 2009
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Abb. 182: Essen auf Rädern in Wien 2004 – 2009
Quelle: FSW – Geschäftsberichte 2004 – 2009
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Abb. 183: Besuche in Tageszentren 2004 – 2009
Quelle: FSW – Geschäftsberichte 2004 – 2009

Soziale Dienste in Wien 2009

Heimhilfe
KundInnen 21.590

Stunden 3.929.040

Medizinische Hauskrankenpfl ege
KundInnen 6.220

Stunden 105.820

Hauskrankenpfl ege
KundInnen 7.900

Stunden 1.238.360

Essen auf Rädern
KundInnen 7.600

Lieferungen 1.256.510

Besuchsdienst
KundInnen 5.190

Stunden 247.720

Reinigungsdienst
KundInnen 3.760

Stunden 35.690

Tabelle 33: Soziale Dienste in Wien
Quelle: FSW – Geschäftsbericht 2009

Insgesamt nahmen 2009 rund 26.900 Personen mobile Dienste des Fonds Soziales 
Wien in Anspruch. Der Großteil (80%) der BezieherInnen mobiler Pfl ege- und 
Betreuungsdienste hatte eine Heimhilfebetreuung. 

Die mobile Versorgung sowie ein Teil des teilstationären Angebots werden 
durch vom Fonds Soziales Wien anerkannte, private Leistungsanbieter erbracht.

Die Aufwendungen für die mobilen Dienste beliefen sich 2009 auf 188,9 Mio. 



Euro. Die Einnahmen aus Kostenbeiträgen des Fonds Soziales Wien betrugen 
2009 ca. 51,1 Mio. Euro. Dies entspricht einem Kostendeckungsgrad von 27,1% 
bzw.  einem Nettoaufwand in Höhe von 137,8 Mio.  Euro.  Die Tageszentren  
schlugen  mit ca. 13,6 Mio. Euro (Bruttoaufwand) zu Buche. Die Kostenbeiträge 
(Einnahmen des Fonds Soziales Wien) in Höhe von 1,5 Mio. Euro reduzierten 
den Aufwand auf 12,1 Mio. Euro (Nettoaufwand). 

Stationäre Versorgung in Wien 
Im Gegensatz zum mobilen Leistungsbereich wird ein Großteil der Wohn- und 
Pflegeplätze durc h im weiteren Sinne städtische Organisationen angeboten.  
Von den im Jahr 2008 zur Verfügung stehenden geförderten Plätzen entfi elen 
54% auf das KWP und 21% auf den KAV. Rund ein Viertel der geförderten Plätze  
wurde durch andere Träger bereitgestellt. 

Wien weist eine hohe Versorgungsdichte im Bereich der stationären Versor
gung auf (siehe Kapitel 8.3.3). Dies drückt sich vor allem in einem einzigartigen 
Angebot an Wohnplätzen für SeniorInnen aus. Durch den Ausbau der mobilen 
und ambulanten Dienste sowie die Verbesserung der Wohnqualität in Wien hat 
sich der Schwerpunkt im KWP allerdings verlagert. Die WienerInnen wollen so 
lange wie möglich zu Hause leben. Die Übersiedelung in ein Wohn- oder Pfl ege­
heim erfolgt daher sehr oft erst im hohen Alter. Erkennbar ist dies durch eine 
stärkere Inanspruchnahme von pfl egerischen Leistungen in den Häusern des 
KWP sowie im durchschnittlichen Einzugsalter, das im Jahr 2009 bereits bei 
85,4 Jahren lag. Die strategischen Überlegungen des KWP bzw. die geplanten 
Innovativen Wohn- und Pflegew ohnhäuser tragen dieser Entwicklung Rechnung. 

Wien verfügte 200899  über 17.122 Plätze in Wohn- und Pflegehäusern  (2009: 

 
   

 
 

 Pflege und Betreuung in Wien 

▷ 
Das Land Wien verfügt über eine 
hohe Versorgungsdichte im Bereich 
der stationären Versorgung. 

­

▷ 

9.322 

3.5474.253 

KAV 

KWP 

Privat 

Abb. 184:  Stationäre Wohn- und Pflegeplätze 2008  
Quelle: MA 24 – Bedarfsplanung 2009 
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Abb. 185:  Stationäre Versorgung 2008 (Basis: 17.122 Plätze) 
Quelle: MA 24 – Bedarfsplanung 2009 

17.469 Plätze). Das Angebot setzte sich 2008 aus rund 55% Pfl egeplätzen, 15% 
Wohnplätzen mit Pflege- und Betreuungsleistungen so wie 30% Wohnplätzen  
ohne Pfl ege- und Betreuungsleistungen zusammen. Im Jahr 2008 befanden sich  
ca. 24.700 Personen in stationärer Versorgung. Zusätzlich gab es 2008 in Wien 
noch rund 2.800 nicht geförderte Plätze in Wohn- und Pfl egeheimen100 . 

Rund 24.700 Personen wurden 
2008 in Wiener Wohn- und 
Pfl egehäusern versorgt. 

99 	 Hinsichtlich des stationären Bereichs lagen zum Zeitpunkt der Erstellung des Sozial­
berichts noch keine endgültigen Daten für 2009 vor. 

100 Die Anzahl der Plätze sowie deren Zuordnung beruht auf den Planungsgrundlagen der 
MA 24, die sich von anderen Zahlen geringfügig unterscheiden. Unberücksichtigt 
blieben u.a. die Plätze des Sozialbetreuten Wohnens sowie die Plätze in SeniorInnen-
Wohngemeinschaften. Weiters erfolgte bei den Wohnplätzen eine Trennung zwischen 
Wohnplätzen mit und ohne Pflege- und Betreuungsleistungen. 
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Laut Österreichischem Pfl egevorsorgebericht 2008101 belaufen sich die Auf-
wendungen für die stationäre Unterbringung in Wien auf rund 745 Mio. Euro 
(Bruttoaufwand). Rund 36% werden durch Kostenbeiträge fi nanziert, der Rest 
(Nettoaufwand) in Höhe von rund 480 Mio. Euro wird zum Großteil durch För-
derungen aus Mitteln der Sozialhilfe fi nanziert.

Aufwendungen 
stationärer 
Versorgung in Wien

Vollkosten Kostenbeiträge Nettoaufwand
Kosten-

deckungsgrad

Pfl egeplätze € 606.604.372 € 167.707.064 € 438.897.308 27,6%

Wohnplätze € 138.439.283 € 97.674.822 € 40.764.461 70,6%

Summe € 745.043.655 € 265.381.886 € 479.661.769 35,6%

Tabelle 34: Aufwendungen für die stationäre Versorgung in Wien
Quelle: BMASK – Pfl egevorsorgebericht 2008

8.3.2 Entwicklung soziodemografi scher Merkmale

Menschen werden später pfl egebedürftig und der Grad der Pfl egebedürftigkeit 
steigt. Vor allem die stationären Einrichtungen weisen einen hohen Anteil an 
BewohnerInnen mit hohen Pfl egegeldstufen auf, während die mobilen und 
ambulanten Dienste von Menschen mit geringeren Pfl egegeldstufen in Anspruch 
genommen werden. Die 24-Stunden-Betreuung hingegen wird – ähnlich wie 
die Angebote der stationären Pfl ege – von Menschen mit hohen Pfl egegeldstufen 
benötigt. Frauen stellen – aufgrund der höheren Lebenserwartung – die Haupt-
zielgruppe der formellen Pfl ege dar.

Stationär gepfl egte Personen 
Die überwiegende Anzahl der stationär gepfl egten Menschen in Wien ist weib-
lich (77%). Zurückzuführen ist dies auf die höhere Lebenserwartung von Frauen. 
Frauen im höheren Alter leben sehr oft alleine und sind bei Pfl egebedürftigkeit 
auf formelle Hilfe, also Hilfe durch institutionalisierte Angebote wie Heimhilfe 
oder Hauskrankenpfl ege, angewiesen.

In Wiener Pfl egeeinrichtungen lebten im Jahr 2008 8.127 Menschen, davon 
waren rund 540 Personen unter 60 Jahre. Die meisten stationär gepfl egten 
Personen fi nden sich in der Altersgruppe der 80- bis 89-Jährigen.
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77%

Abb. 186: FördernehmerInnen des 
FSW für stationäre Pfl ege und 
Betreuung im Dezember 2008 nach 
Geschlecht (Basis: 8.127 Personen)
Quelle: MA 24 – Bedarfsplanung 2009
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Abb. 187: FördernehmerInnen des FSW für stationäre Pfl ege und Betreuung im
Dezember 2008 nach Altersstufen
Quelle: MA 24 – Bedarfsplanung 2009

 

▷
Die meisten stationär gepfl egten Per-

sonen in Wien sind über 80 Jahre alt.

101 Die Wiener Daten für den Österreichischen Pfl egevorsorgebericht werden durch die 
MA 24 in Zusammenarbeit mit FSW, KAV und KWP sowie der MA 40 zur Verfügung 
gestellt.



 

   

  

  
 

 

Stationär gepfl egte Personen weisen in der Regel eine höhere Pfl egegeldstufe 
auf. Den höchsten Anteil verzeichnen Personen mit Pflegegeldstuf e 4. Deren  
Anteil an allen stationär gepfl egten Personen beträgt bei Männern rund 29,7% 
und bei Frauen 36,4%.  
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Abb. 188:  Anteile der Pflegegeldstufen der För dernehmerInnen des FSW für  
stationäre Pflege und Betr euung im Dezember 2008  
Quelle: MA 24 – Bedarfsplanung 2009 

 Pflege und Betreuung in Wien 

▷ 
Der Anteil der PflegegeldbezieherInnen  
mit Stufe 4 ist im Bereich der statio­
nären Unterbringung am größten. 

Ambulant betreute Personen 
Auch bei den ambulant betreuten Personen war der Anteil der Frauen im Jahr 
2009 höher als jener der Männer.Wie bei der stationären Pflege ist der insgesamt 
hohe Frauenanteil darauf zurückzuführen, dass Frauen eine höhere Lebenser­
wartung haben und im Alter häufiger alleine leben als Männer. 
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Abb. 189:  Anteil der Frauen an den KundInnen Sozialer  
Dienste 2009  
Quelle: FSW – Geschäftsbericht 2009 
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Abb. 190:  Durchschnittliches Alter der KundInnen Sozialer  
Dienste 2009  
Quelle: FSW – Geschäftsbericht 2009 

Über 85% der KundInnen der Sozialen Dienste verfügt über Pflegegeld. Die 
höchsten Stufen weisen die KundInnen der 24-Stunden-Betreuung auf (durch­
schnittliche Stufe 4,63). 
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24-Stunden-Betreuung 

Seit 1. Juli 2007 gibt es in Österreich die Möglichkeit, Förderungen für die 24-Stunden-Betreuung zu Hause zu erhalten. Die Finanzierung wurde  
in einer Vereinbarung gemäß Artikel 15a B-VG geregelt und zwischen Bund und Ländern geteilt (60:40). 

Die 24-Stunden-Betreuung stellt eine Ergänzung zu dem bereits bestehenden Leistungsangebot der Stadt Wien dar und umfasst: 
▶   Unterstützung im Haushalt, 
▶   Hilfe bei der Körperpflege,  
▶   Erledigung kleiner Einkäufe, 
▶   Aufwärmen und Herrichten von Mahlzeiten, 
▶   Körperliche und geistige Förderung der zu betreuenden Personen, 
▶   Betreuung im Krankheitsfall. 

Medizinische Leistungen dürfen nur durch diplomierte Gesundheits- und Krankenpflegepersonen sowie Pfl  egehelferInnen auf ärztliche Anordnung  
erbracht werden. 

Die Förderung beträgt seit 1. November 2008 bis zu 1.100 Euro bei Vorliegen von (unselbständigen) Arbeitsverhältnissen oder bis zu 550 Euro bei 
Vorliegen von Werkverträgen (bei selbständigen Betreuungskräften). 

Seit 1. Jänner 2009 müssen die Betreuungskräfte über folgende Voraussetzungen verfügen: 
▶   theoretische Ausbildung, die im Wesentlichen derjenigen eines Heimhelfers/einer Heimhelferin entspricht oder 
▶   sachgerechte Betreuung des Förderwerbers/der Förderwerberin über mindestens sechs Monate oder 
▶   fachspezifische Ermächtigung zu pflegerischen   Tätigkeiten. 

Weiters muss Anspruch auf Pflegegeld zumindest in Höhe der Stufe 3 nach dem Bundes- oder einem Landespflegegeldgesetz bestehen.   

Für die Beantragung der Förderung gibt es bestimmte Einkommensgrenzen.  Seit 1.  November 2008 erhalten alle Personen,  die nach den Bestimmungen  
der 24-Stunden-Betreuung zu Hause gepflegt werden,  unabhängig von ihrem Vermögen, eine finanzielle Unterstützung zur 24-Stunden-Betreuung.  

Die Beantragung der Förderung erfolgt in Wien über das Bundessozialamt – Landesstelle Wien. 

Ebenfalls über hohe Pflegegeldstufen verfügen Personen, die Hauskrankenpflege 
in Anspruch nehmen (durchschnittliche Stufe 3,55). 

64%

91%

65%

87%

Anteil der PflegegeldbezieherInnen 

Wäschedienst 

Reinigungsdienst 

Sonderreinigungsdienst 

Besuchsdienst 

Essen auf Rädern 

24-Stunden-Betreuung 

Hauskrankenpflege 

Heimhilfe 

0% 10% 20% 30% 40% 50% 60% 70% 80% 100% 90% 

64%4 

91% 

65%5 

87%8 

96% 

97% 

94% 

92% 

Durchschnittliche Pflegegeldstufe der Pflegegeld

Abb. 191:  Anteil der PflegegeldbezieherInnen an den   
KundInnen Sozialer Dienste 2009  
Quelle: FSW – Geschäftsbericht 2009 
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Abb. 192:  Durchschnittliche Pflegegeldstufe der  KundInnen  
Sozialer Dienste 2009  
Quelle: FSW – Geschäftsbericht 2009 
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8.3.3 Österreichvergleich

In Wien nahmen im Jahr 2008 über 49.100 Personen geförderte Pfl ege- und  
Betreuungsleistungen in Anspruch. Die Nettoausgaben der Stadt (Vollkosten  
abzüglich Kostenbeiträge) beliefen sich auf ca. 614 Mio. Euro. Damit entfi elen 
rund 50% der Nettoausgaben für Pflege- und Betreuungsleistungen in Öster 
reich (rund 1,2 Mrd. Euro) auf das Bundesland Wien.  

Die umfangreichen Ausgaben für Pfl ege- und Betreuungsleistungen sowie  
die hohen Versorgungsquoten belegen den großen Stellenwert, den die Stadt 
Wien der Pfl ege und Betreuung einräumt. 

­

 

 

Pflege und Betreuung in Wien 

Kennzahlenvergleich stationäre Versorgung 2008 

B K NÖ OÖ S St T V W 

Plätze 1.890 4.233 10.213 12.091 5.157 11.084 5.204 2.155 17.574 

Plätze/Pfl egegeldbezieherInnen 11,6% 12,4% 12,6% 17,7% 22,8% 15,6% 18,8% 15,1% 21,0% 

Plätze/75+ 7,1% 8,5% 7,7% 11,1% 13,8% 10,5% 10,7% 9,3% 13,6% 

Tabelle 35:  Kennzahlenvergleich der stationären Versorgung 2008 nach Bundesländern 
Quelle: BMASK – Pflegevorsor gebericht 2008 

Wien bietet für rund 21% aller PflegegeldbezieherInnen ein stationäres Versor­
gungsangebot an. Nur im Bundesland Salzburg gibt es in Bezug auf die Versor­
gungsdichte pro PflegegeldbezieherIn mit rund 23% einen höheren Versorgungs­
grad. Bezogen auf die Anzahl der Plätze zur Bevölkerung 75+ weist Wien mit 
13,6% ebenfalls gemeinsam mit Salzburg (13,8%) den höchsten Versorgungsgrad 
auf. Weit abgeschlagen rangieren die Bundesländer Burgenland, Niederöster­
reich und Kärnten. Allerdings ist anzumerken, dass der hohe Versorgungsgrad 
in Wien auf das große Angebot an Wohnplätzen (mit und ohne Pflege- und 
Betreuungsleistungen) zurückzuführen ist. Diese haben in Wien bereits eine 
lange Tradition und stellen ein spezifisches Angebot der Großstadt dar. In den 
restlichen Bundesländern werden solche Plätze kaum gefördert bzw. finanziert. 

Kennzahlenvergleich mobile Versorgung 2008 

B K NÖ OÖ S St T V W 

Leistungsstunden 284.120 880.300 3.385.514 1.292.607 711.191 990.780 649.381 468.114 5.048.354 

Summe Pfl egegeldbezieherInnen 16.240 34.242 81.045 68.330 22.574 70.973 27.727 14.251 83.776 

Leistungsstd./Pfl egegeldbezieherInnen 17,50 25,71 41,77 18,92 31,50 13,96 23,42 32,85 60,26 

Personen 75+ 26.583 49.995 132.182 108.999 37.302 106.017 48.815 23.278 129.068 

Leistungsstunden / 75+ 10,69 17,61 25,61 11,86 19,07 9,35 13,30 20,11 39,11 

Tabelle 36:  Kennzahlenvergleich der mobilen Versorgung 2008 nach Bundesländern 
Quelle: BMASK – Pflegevorsorgebericht 2008  

Im Bereich der mobilen Dienste (Heimhilfe, Hauskrankenpflege, Familienhilfe, 
Altenhilfe, mobile Hilfe) weist Wien ebenfalls mit rund 60 Leistungsstunden 
pro PflegegeldbezieherIn den höchsten Wert auf. Auch bezogen auf die Anzahl 
der Bevölkerung 75+ hat Wien mit rund 39 Leistungsstunden den höchsten 
Versorgungsgrad. 
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8.4 Zukunft der Pflegevorsorge
  

DIE FRAGE DER PFLEGEFINANZIERUNG wird derzeit auf allen Ebenen disku­
tiert. Sowohl die Ausgaben für das Pflegegeld als auch die Ausgaben für die 
Sachleistungen werden steigen. Prognostiziert wird vor allem ein starker 
Anstieg der Sachleistungskosten, die wiederum die Länder und Gemeinden 
stärker belasten werden. Gesucht wird daher nach neuen Finanzierungs­
formen für die Pflege und Betreuung. Eine endgültige Entscheidung, wie 
die Pflege und Betreuung in Österreich zukünftig finanziert werden soll, 
steht aber noch aus. Zur Diskussion stehen steuerfinanzierte Modelle oder 
eine Versicherungsleistung. 

Die demografische Entwicklung sowie die explodierenden Kosten in der Pflege 
prägen bereits seit einigen Jahren die politische Diskussion. Sie haben auch 
Einzug in die Regierungsprogramme der letzten Bundesregierungen gefunden. 
Bereits in der letzten Legislaturperiode (2007 bis 2010) wurden Verbesserungen 
im Bereich des Pflegegeldes erzielt sowie die Förderung der 24-Stunden-Be­
treuung eingeführt. 

Zugleich wurden mehrere Arbeitsgruppen durch das Bundesministerium für 
Arbeit, Soziales und Konsumentenschutz eingesetzt, die sich mit der Zukunft 
der Pflegevorsorge in Österreich beschäftigt haben. Bund und Länder erarbei­
teten im Jahr 2008 zur verbesserten Vergleichbarkeit der Angebote einen um­
fassenden Sachleistungskatalog, nach dessen Systematik auch die Sachlei­
stungen im Österreichischen Pflegevorsorgebericht 2008 dargestellt wurden102. 
Das WIFO erstellte eine Studie über die Kosten und die Finanzierung der Pflege 
in Österreich sowie einen europäischen Vergleich der Pflegesysteme103. Sowohl 
die WIFO Studie als auch andere Studien (z.B. der Wirtschaftsuniversität Wien)104 

gehen davon aus, dass die benötigten Mittel für die Pflege stark steigen und 
zusätzliche Finanzierungen notwendig sein werden. Ob die Finanzierung über 
eine Pflegeversicherung oder über allgemeine oder zweckgebundene Steuer­
mittel erfolgen soll, ist noch offen. 

Im Regierungsprogramm der derzeitigen Bundesregierung (XXIV. Regierungs­
periode) wurde die Einrichtung eines Pflegefonds zur Unterstützung der Länder 
zum bedarfsorientierten Ausbau der Sachleistungen im Pflege- und Betreuungs­
bereich vereinbart. Zur konkreten Einschätzung des künftigen Bedarfes wurden 
2010 die Kernleistungen der Länder definiert und die Bedarfszahlen der Länder 
durch das Österreichische Bundesinstitut für Gesundheitswesen (ÖBIG) erhoben. 
Bis Jahresende ist die Ausarbeitung eines konkreten Vorschlags durch das 
BMASK und die Abstimmung mit den Ländern und Gemeinden auf Basis der 
erhobenen Zahlen angekündigt. 

Pflege und Betreuung in Wien 

▷ 
Die Kosten der Pflege werden in den  

nächsten Jahren weiter steigen. Es 
werden neue Instrumente der Finan­

zierung benötigt. In einer Arbeitsgrup­
pe, bestehend aus Ländern und dem 

Bundesministerium für Arbeit, Soziales 
und Konsumentenschutz, werden 

die Grundlagen dafür erarbeitet. 

 Mittel- und langfristige  
Finanzierung der Pflege­ 
vorsorge 

Das WIFO geht in der Studie Mittel- und 
langfristige Finanzierung der Pflegevor ­
sorge von einer Kostensteigerung bei den 
Sachleistungen bis in das Jahr 2030 von 
rund 300% aus (Basis 2006; Mittelsze­
nario).  Im Vergleich dazu werden lt.  WIFO  
die Geldleistungen (Pflegegeld) nur um   
58% steigen. Davon betroffen sind vorwie­
gend die Länder und Gemeinden, da die 
Sachleistungen in ihren Kompetenzbereich  
fallen.  Verursacht wird dieser Kostenan­
stieg durch die demografische Entwick­ 
lung, die Gesundheitsentwicklung, die  
steigende Arbeitsmarktbeteiligung von  
Frauen (Rückgang der informellen Pflege)  
sowie durch die realen Kostensteigerun­
gen im Pflegesektor (Personalkosten etc.).  

102 http://www.bmsk.gv.at/cms/site/liste.html?channel=CH0099 (29. 08. 2010). 
103 Österreichisches Institut für Wirtschaftsforschung (WIFO) (2008): Mittel- und lang­

fristige Finanzierung der Pflegevorsorge, Wien. 
104 Schneider, Ulrike/Buchinger, Clemens (2010): Projections of Future Long-Term Care 

Expenditure in Austria (2008-2030) with special Consideration of Assistive Techno­
logies, Wien. 
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Jede Suchterkrankung ist das Ergebnis einer komplexen,  von vielen  

Faktoren beeinfl ussten Entwicklung. Um auf die sehr unterschiedlichen 

Ursachen reagieren zu können, müssen die Hilfs- und Betreuungsange­

bote entsprechend vielseitig sein und die individuellen Bedürfnisse der 

Betroffenen berücksichtigen.  Die Wiener Sozialpolitik will nicht nur auf 

Suchterkrankungen reagieren, sondern vor allem Suchterkrankungen  

durch Prävention und Aufklärung verhindern,  Suchterkrankte unterstüt­

zen und Sicherheitsrisken im öffentlichen Raum reduzieren.  Ein großer 

Teil der WienerInnen trägt diese Strategie mit und stellt der Wiener  

Drogen politik ein gutes Zeugnis aus. 

Die Wiener Sucht- und Drogenhilfe ist nach dem Wiener Drogenkonzept 

1999 aufgebaut und handelt nach dem Prinzip Therapie statt Strafe und 

verfolgt eine integrierende Drogenpolitik,  die die Ausgrenzung der  

Suchterkrankten verhindern soll.



9.1 Das Wiener Suchtmittelmonitoring
 

  DAS  WIENER  SUCHTMITTELMONITORING des Instituts für empirische Sozial-
forschung (IFES) wird seit 1993 alle zwei Jahre im Auftrag der Sucht- und 
Drogenkoordination Wien durchgeführt. Das Monitoring 2007 –2009 ergab,  
dass sich das Konsumverhalten der WienerInnen sowohl bei legalen als  
auch bei illegalen Drogen in den letzten Jahren wenig verändert hat. Illegale  
Substanzen werden zunehmend gefährlicher eingeschätzt, wobei die Sucht­
gefahr bei illegalen Substanzen höher eingeschätzt wird als bei Psycho­
pharmaka. Nikotin- und Alkoholsucht hält man für die meist verbreitete 
Sucht, gefolgt von Computer- und Internetsucht. Fast die Hälfte der Be­
fragten hat den Eindruck, dass die Medikamenten-, Drogen- und Glücks­
spielsucht sehr verbreitet sind.  Knapp neun von zehn WienerInnen sehen 
Drogenabhängige eher als Kranke und stellen dem Wiener Weg der Drogen­
politik ein gutes Zeugnis aus. 

Laut Suchtmittelmonitoring geben 22% der Befragten an, bereits einmal Schlaf­
tabletten konsumiert zu haben; 17% der Befragten konsumierten nach eigenen 
Angaben bereits einmal Beruhigungstabletten, 16% Hanfprodukte, 12%  Anti­
depressiva und 11% Abmagerungs- bzw. Schlankheitstabletten. Zwischen 3% und  
4% der Befragten geben an, bereits einmal Naturdrogen, Ecstasy, Amphetamine,  
Speed, Opiate, Kokain oder andere verbotene Drogen konsumiert zu haben. 
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Abb. 193:  Konsum von Suchtmitteln (Befragung 2009) 
Quelle: Institut für empirische Sozialforschung 

45% der Befragten geben an, zumindest einmal pro Woche  
Alkohol zu trinken. Lediglich 17% der Befragten sind ab­
stinent. Der Alkoholkonsum ist bei Männern höher und 
nimmt im Alter zu. So geben 26% der befragten Männer 
ab 50 an, im vergangenen Monat fast jeden Tag Alkohol 
getrunken zu haben. 

19%

14% 

21% 

17% 12% 

17% 

1 – 3 Mal 
pro Monat 

seltener 

gar nicht 

fast alle Tage 

2 – 3 Mal 
pro Woche 

ca. 1 Mal 
pro Woche 

1 

19% 

% 

Abb. 194:  Durchschnittlicher Alkoholkonsum 2009 
(Basis: 600 Personen) 
Quelle: Institut für empirische Sozialforschung 
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9.2 Die Wiener Drogenpolitik
 

  DROGENPOLITIK  FINDET  AUF  LANDES-,  BUNDES- UND  EU-EBENE  STATT.  Zentrale  
Gesetzesmaterie ist das Suchtmittelgesetz (SMG) aus dem Jahr 1998, zuletzt 
novelliert 2008. Die wichtigsten Gremien auf Bundesebene stellen dabei die  
Bundesdrogenkoordination und das Bundesdrogenforum dar. Den Ländern 
kommt vor allem in der Umsetzung drogenpolitischer Maßnahmen große 
Bedeutung zu. Die Wiener Drogenpolitik ist dabei aktiv in die österreichische  
Drogenpolitik eingebunden sowie aufgrund zahlreicher internationaler  
Abkommen auch in die europäische Drogenpolitik und die Drogenpolitik  
der Vereinten Nationen. 

Wiener Sucht- und Drogenhilfe 

Die Suchtmittelgesetznovelle 2008 

Mit der Suchtmittelgesetznovelle 2008 wurden ein neues Suchtmittelregister sowie eine neue recht­
liche Basis für das bestehende Substitutionsregister geschaffen. Das Suchtmittelregister dient der  
zentralen Erfassung aller Anzeigen und Strafverfahren nach dem Suchtmittelgesetz sowie der zentralen  
Speicherung der medizinischen Begutachtungsergebnisse bei Suchtmittelmissbrauch. Durch eine  
Anfrage beim Substitutionsregister können Mehrfachverschreibungen von Substitutionsmitteln ver
hindert werden.  Auf beide Register darf nur ein sehr eingeschränkter Personenkreis zugreifen. Es  
müssen weitreichende Sicherheitsmaßnahmen erfüllt werden, um den Schutz dieser sensiblen Daten 
zu gewährleisten. 

­

Die Sucht- und Drogenkoordination Wien (SDW) ist unter anderem für die  
Entwicklung der Strukturen im Sucht- und Drogenbereich der Stadt Wien zu­
ständig. Seit Gründung der SDW wurden zahlreiche Schritte gesetzt, um das 
Unternehmen und das Netzwerk der Wiener Sucht- und Drogenhilfe stärker  
wirkungs- und kundInnenorientiert auszurichten. Primäres Ziel ist dabei, die 
Angebote den vielfältigen Bedürfnissen der KlientInnen anzupassen und dabei  
die zur Verfügung stehenden Ressourcen möglichst effi zient zu nutzen. 

Das  Wiener Drogenkonzept  wurde 1999 mit breiter parteiübergreifender  
Zustimmung im Wiener Gemeinderat beschlossen. Es defi niert die Grundsätze 
der Wiener Drogenpolitik: 
▷  Ziel ist, dass möglichst wenige Menschen Drogen konsumieren. Für jene  

Menschen, die Drogen konsumieren, muss sichergestellt werden, dass sie so 
wenig Schaden wie möglich nehmen. 

▷  Aus gesundheitspolitischer Sicht ist der Konsum von allen Suchtmitteln und  
Drogen abzulehnen. Dies schließt auch den Missbrauch von Medikamenten,  
Alkohol und Nikotin mit ein.  

▷  Der organisierte Drogenhandel muss verfolgt und bekämpft werden.  
▷  Suchtkranke sollen vorrangig als Kranke behandelt statt strafrechtlich ver

folgt werden. 
▷  KonsumentInnen sollen entkriminalisiert, Drogen jedoch nicht legalisiert  

werden. 
▷  Wirksame Suchtprävention ist ein zentrales Anliegen. 
▷  Sucht ist komplex. Sie hat unterschiedliche Ursachen, verschiedene Verläufe 

und bedarf daher auch individueller Behandlungsformen. 
▷  Die Koordination aller Maßnahmen in der Sucht- und Drogenhilfe muss durch  

eine adäquate Organisationsstruktur und ein effizientes Management struk­ 
turell und organisatorisch abgesichert sein.  

­
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Die Wiener Drogenpolitik baut auf folgenden vier Säulen auf: 

1. Säule: Suchtprävention 

 Es geht darum, Gesundheit zu fördern und Suchtentwicklung zu verhindern.  
Probleme, die ihre Ursache im Konsum von Drogen (Suchtmitteln) haben,  
sollen  von vornherein verhindert werden, um Suchtkrankheiten gar nicht erst  
entstehen  zu lassen.  An diesem Punkt setzt die Suchtprävention an. 

2. Säule: Beratung, Betreuung und Behandlung 

 Eine Vielzahl an Maßnahmen zielt darauf ab, Menschen mit einer Suchtpro­
blematik sowohl objektiv als auch subjektiv gesünder in das gesellschaftliche  
Leben zu integrieren. 

3. Säule: Arbeitsmarktpolitische Maßnahmen und soziale Integration 

 Maßnahmen in diesem Bereich verfolgen das Ziel, Suchtkranke durch die  
(Re)Integration in den Arbeitsmarkt und die soziale (Re)Integration zu einem  
selbstbestimmten und sinnstiftenden Leben zu führen.  

4. Säule: Öffentlicher Raum und Sicherheit 

 Die objektive Sicherheit und das subjektive Sicherheitsgefühl aller Menschen  
in Wien soll durch Suchtkranke im öffentlichen Raum nicht beeinträchtigt 
werden. 
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9.3 Die Leistungen der Wiener Sucht- und 
Drogenhilfe 

9.3.1 Suchtprävention 

Der Bereich Suchtprävention in Wien befasst sich mit Fragen des Drogen-,  
Alkohol-, Nikotin- und Medikamentenmissbrauchs sowie mit verhaltensbe­
zogenen Suchtformen, wie etwa dem pathologischen Glücksspiel. Primäres Ziel  
ist es, Suchtgefährdungen früh zu erkennen und rechtzeitig zu intervenieren.  
Deshalb stellt auch problematischer Konsum ohne Vorliegen einer Suchterkran­
kung einen Anlass für suchtpräventive Aktivitäten dar. Um nachhaltig wirken 
zu können, muss Suchtprävention als gesamtgesellschaftliche Aufgabe in allen  
Lebensbereichen gesehen werden.  

Zielgruppenspezifi sche Präventionsarbeit 
Einen Schwerpunkt der Präventionsarbeit stellt das Thema Jugend und Alkohol  
dar. Die pocket-info Alkohol ist eine Informationsbroschüre für Jugendliche,  
die vom ISP und von wienXtra-jugendinfo entwickelt wurde. Die Inhalte wur
den gemeinsam mit Jugendlichen erarbeitet, wobei auf eine leicht verständliche,  
jugendadäquate und geschlechtssensible Sprache geachtet wurde. Die Broschüre  
beinhaltet Informationen für Jugendliche zum Thema Alkohol,  Hinweise für  
den Umgang mit Alkohol, zum Beispiel im Straßenverkehr, einen Alkohol-Selbst­
test, Tipps für Hilfe in Notsituationen und eine Liste von Beratungs- bzw. Hilfs­
angeboten für Jugendliche. 

­

 Institut für Suchtprävention 
(ISP) 

Das ISP der Sucht- und Drogenkoordination  
Wien ist die Landesfachstelle für Sucht­
prävention in Wien und das Kompetenz­
zentrum für suchtpräventive Aktivitäten.  
Das ISP verfolgt folgende Ziele:  
▶   Suchtgefährdungen früh zu erkennen  

und frühzeitig darauf zu reagieren, 
▶   Lebenskompetenzen von Kindern und 

Jugendlichen zu stärken, 
▶   Risikofaktoren zu vermindern und  

Schutzfaktoren zu fördern, 
▶   junge Menschen zu risikobewusster  

Haltung und Selbstverantwortung zu  
befähigen. 

Das ISP hat vorrangig koordinierende und 
steuernde Aufgaben und arbeitet deshalb 
mit dem MultiplikatorInnen-Ansatz. Die  
Angebote des ISP richten sich daher vor-
wiegend an die Kinder- und Jugendarbeit,  
die Schule, den Betrieb und die Erwach­
senenbildung. Eine zentrale Herangehens­
weise des ISP  ist der Settingansatz.  In der 
Praxis bedeutet dies, dass alle Konzepte,  
Programme und Aktivitäten auf die Bedin­
gungen und Anforderungen der jeweiligen  
alltäglichen Lebensräume abgestimmt  
werden.  

Wiener Sucht- und Drogenhilfe 

Projekte für Jugendliche 

Den Jugendlichen ein Gefühl für die eigenen Fähigkeiten, Fertigkeiten und Kompetenzen zu vermitteln,  
ist in der Präventionsarbeit besonders wichtig. Innovative und kreative Projekte sollen Raum zur  
Darstellung der Lebenswelten und Probleme geben. So haben im Rahmen des medienpädagogischen 
Projekts BilderRausch – Kurzfilme von Jugendlichen zum  Thema Alkohol 100 Jugendliche unter An­
leitung von MedienpädagogInnen Kurzfilme zum  Thema Jugend und Alkohol produziert. Ein Booklet 
zur DVD informiert, wie die Filme in der Jugendarbeit, in der Schule oder bei Elternabenden als Anre­
gung zur weiteren Diskussion eingesetzt werden können. 

Das Forumtheaterstück Mit Maß und Ziel – es kotzt mich an! stellt eine neue Form der Vermittlung 
von Suchtprävention dar. Das Konzept nach Augusto Boal beruht auf Interaktivität. Das Publikum kann 
sich beteiligen und mögliche Lösungsvorschläge bei Konfl ikten und schwierigen Situationen aufzeigen.  
Die aus sieben Jugendlichen und jungen Erwachsenen bestehende Theatergruppe Mundwerk ent­
wickelte gemeinsam mit TheaterpädagogInnen drei Modellszenen zum Thema Jugend und Alkohol. 
Zielgruppen sind Jugendliche und junge Erwachsene in den Schulen und im Rahmen der außerschu­
lischen Jugendarbeit. 

Viele Jugendliche und junge Erwachsene konsumieren auf Partys, Großveran­
staltungen und Events Alkohol, teilweise in großen Mengen, was zu problema­
tischen Verhaltensweisen und Gefährdungen führen kann. Für das Programm 
Prävention alkoholbedingter Problematiken bei Großveranstaltungen arbeitet 
das ISP mit wichtigen Schlüsselkräften aus den Bereichen Gastronomie, Exeku­
tive, Jugendarbeit und Suchtprävention zusammen. Die im Jahr 2008 gestartete 
Initiative umfasst drei Bausteine: die multiprofessionelle Fortbildungsreihe 
prEVENT, das peer-to-peer Projekt Party Fit!, das sich direkt an die Zielgruppe 
richtet, und die Publikation SaferPartyGuide. 
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▷ 

ChEck iT! ist als erste Anlaufstelle für Jugendliche und junge Erwachsene 
gedacht, die im Rahmen ihrer Freizeit psychoaktive Substanzen wie Cannabis, 
Ecstasy, Speed, Alkohol oder Kokain konsumieren oder gefährdet sind, diese 
Substanzen zu konsumieren. ChEck iT! hat die Aufgabe, Gesundheitsschäden 
vorzubeugen, die durch den Konsum von psychoaktiven Substanzen entstehen 
können. ChEck iT! informiert und klärt über Wirkungen und Risken der Sub­
stanzen auf und trägt dazu bei, riskantem Konsum vorzubeugen und Abhän­
gigkeit zu vermeiden. 

9.3.2 Beratung, Behandlung und Betreuung 

Das Ziel im Bereich Beratung, Behandlung und Betreuung ist es, Menschen mit 
einer Suchtproblematik sowohl objektiv als auch subjektiv gesünder in das 
gesellschaftliche Leben zu integrieren. Der Schwerpunkt liegt dabei auf der 
direkten Arbeit mit KlientInnen, sei es auf sozialarbeiterischer, therapeutischer 
oder medizinischer Ebene. Derzeit sind in Wien rund 10.000 bis 12.000 Personen 
von einer manifesten Form der Drogenabhängigkeit betroffen. 

In den Einrichtungen Ambulatorium für Suchtkranke (ASK), dem Institut 
für Suchtdiagnostik (ISD), TIP-Beratungsstelle für Suchtkranke und über die 
Liaisondienste CONTACT, Drogensozialarbeit im AKH (DSA im AKH) sowie 
Konnex werden sozialarbeiterische, medizinische und psychologische Leistungen 
angeboten. Darüber hinaus werden stationäre Therapien im Anton Proksch 
Institut, dem Grünen Kreis und dem Schweizer Haus Hadersdorf personenbe­
zogen bewilligt und gefördert. 

Aufgrund des dichten Wiener 
Versorgungsangebots steht der 
größte Teil der Suchtkranken 
in einem Betreuungs- und 
Behandlungsverhältnis.  Konfl ikte 
und Stresssituationen im öffentlichen 
Raum sind daher im Vergleich zu 
anderen Großstädten geringer. 

Ambulatorium für Suchtkranke (ASK) 

Die Angebote des ASK umfassen die Information und Beratung von PatientInnen und ihren Ange­
hörigen,  die Überbrückung von Entzugserscheinungen bzw. Notfällen,  die Erstellung von individuellen 
Therapieplänen, die Substitutionsreduktions- und -dauerbehandlung, die ambulante Entzugsbehand­
lung,  die begleitende Betreuung in Abstinenzprogrammen,  die Vor- und Nachbetreuung von PatientInnen  
stationärer Therapien, die Hilfe bei psychosozialen Problemen und die Durchführung der Sucht­
akupunktur. Darüber hinaus wurde in den vergangenen Jahren die multiprofessionelle Diagnostik um 
zusätzliche internistische (Blutbild, EKG),  neurologische und klinischpsychologische Aspekte erweitert.  
Weiters wurde der Fokus nun intensiver auf allfällige psychiatrische Komorbiditäten wie  Trauma,  
Missbrauch oder Schizophrenie sowie suchtbezogene Infektionskrankheiten wie HIV oder Hepatitis  
gelegt. Zu diesen Themen werden sowohl PatientInnen als auch Angehörige intensiv beraten. Erfor
derlichenfalls werden diese zusätzlichen Erkrankungen auch behandelt oder deren Behandlung wird 
begleitet.  

Institut für Suchtdiagnostik (ISD) 

Das ISD führt in behördlichem Auftrag ärztliche Begutachtungen durch, um Suchterkrankungen fest­
zustellen und Maßnahmen zur Behandlung vorzuschlagen. 

Darüber hinaus wurde für suchtkranke KlientInnen des Beruflichen Bildungs- und Rehabilitations­ 
zentrums (BBRZ) eine zusätzliche Diagnostik in Bezug auf Arbeitsfähigkeit entwickelt.  Auf deren Basis 
erfolgt gegebenenfalls eine  Weitervermittlung an spezialisierte Einrichtungen, die die Reintegration  
von suchtkranken langzeitarbeitslosen Personen in den Arbeitsmarkt unterstützen. 

Schließlich stellt das ISD die Indikation für die Aufnahme in stationäre Therapien und bewilligt  
diese nach den Förderrichtlinien der SDW für anerkannte Einrichtungen.  

­
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Wiener Sucht- und Drogenhilfe 

Stabilisierungsangebote 
Im Zuge einer Suchtkrankheit, die verschiedene Phasen durchläuft, kommt es 
immer wieder zu Rückfällen und anderen Krisensituationen. Gemeinsam mit 
dem Verein Dialog, CONTACT, ISD und dem Therapiezentrum Ybbs wurde an 
der Umsetzung von Stabilisierungsangeboten gearbeitet. Mit dem Verein Dialog, 
CONTACT und dem ISD wurden im Rahmen des Projekts Case Management 
individuelle Maßnahmenpläne erarbeitet, die ambulante und stationäre Ange­
bote kombinieren. 

Schwangerschaft und Drogenmissbrauch 
Viele schwangere Substanzabhängige nahmen aus Angst vor einer Entzugs­
behandlung während der Schwangerschaft oder vor der Unterbringung ihres 
Kindes in einer Einrichtung oder Pflegefamilie keine Betreuung während der 
Schwangerschaft in Anspruch, was enorme gesundheitliche Risken zur Folge 
hatte. 

Mit dem Wiener Modell Comprehensive Care Project wurde bereits 1995 ein 
Betreuungsnetzwerk für Drogen konsumierende Schwangere etabliert.An diesem 
Netzwerk sind die Psychiatrische Universitätsklinik/Drogenambulanz, die Uni­
versitätsklinik für Gynäkologie sowie die Universitätsklinik für Kinder- und 
Jugendheilkunde am AKH, DSA im AKH der SDW, die MA 11-Amt für Jugend 
und Familie und die Neuropsychiatrische Abteilung für Kinder und Jugend­
liche am Neurologischen Zentrum Rosenhügel beteiligt. 

Ziel des Projekts ist es, durch intensive Betreuung die gesundheitliche und 
soziale Situation von substanzabhängigen Schwangeren zu verbessern und 
Entwicklungsrisken der Kinder zu reduzieren. Substanzabhängige Frauen 
sollten möglichst frühzeitig erreicht und in ein multiprofessionelles Betreuungs­
setting eingebunden werden. 

Liaisondienste 
Suchtkranke sind häufig mit Problemen wie Wohnungs- und Arbeitslosigkeit, 
Straffälligkeit, körperlichen und psychischen Erkrankungen und Pflegebedürftig­
keit konfrontiert und nehmen deshalb auch die dafür vorgesehenen Einrich­
tungen und Unterstützungsmaßnahmen in Anspruch. Durch die Tätigkeit der 
Liaisondienste soll die Betreuung von Suchtkranken als Querschnitts-Kompe­
tenz in anderen Sozialeinrichtungen verankert werden. Die Wiener Sucht- und 
Drogenhilfe dient dabei als Kompetenzzentrum. 

Als Schnittstelle zu erforderlichen Spezialeinrichtungen leisten Liaisondienste 
einen wesentlichen Beitrag. Die KlientInnen werden dort erreicht, wo sie bereits 
in Behandlung bzw. Betreuung sind. Auf Basis der erarbeiteten Betreuungsbe­
ziehung kann schließlich – koordiniert durch einen Liaisondienst – damit begon­
nen werden, individuelle Maßnahmen- und Betreuungspläne zu erstellen. 

Mit Konnex gibt es seit 2008 einen Liaisondienst zu den Einrichtungen der 
Wohnungslosenhilfe. ExpertInnen von Konnex informieren und unterstützen 
die MitarbeiterInnen vor Ort bei der Beratung und Betreuung in Suchtfragen. 
Gleichzeitig wird daran gearbeitet, die Angebote und Leistungen der Wohnungs­
losenhilfe und der Pflegeeinrichtungen besser an die Bedürfnisse suchtkranker 
Personen anzupassen. 

247 

Konnex 

Im Jahr 2008 war Konnex 75-mal in Ein­
richtungen der Wohnungslosenhilfe vor  
Ort. Es gab vor allem klientInnenbezogene  
Gespräche und MitarbeiterInnenbera­
tungen. 

Spitalsverbindungsdienst CONTACT 
Aufgabe des Spitalsverbindungsdienstes CONTACT ist die Beratung und Be­
treuung jener PatientInnen, die in Wiener Spitälern behandelt werden und bei 
denen ein Suchtproblem vorliegt. CONTACT stellt sicher, dass sich die Situation 

CONTACT 
Insgesamt wurden im Jahr 2008 386 Per­
sonen von Contact betreut, über 300 bei  
einem stationären Aufenthalt.  
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nach dem Krankenhausaufenthalt stabilisiert und Kontakte zu weiterführenden 
Betreuungseinrichtungen hergestellt werden. So wird der Übergang zwischen 
Krankenhaus und der Wiener Sucht- und Drogenhilfe hergestellt. Darüber hinaus 
wird das Krankenhauspersonal im Umgang mit SuchtpatientInnen geschult 
und unterstützt.

9.3.3 Arbeitsmarktpolitische Maßnahmen und soziale  
Integration

Das Wiener Sucht- und Drogenhilfenetzwerk sieht es als wichtige Aufgabe, den 
Kreislauf aus Arbeitslosigkeit, Sucht und sozialer Desintegration zu durchbrechen 
und die Arbeitslosigkeit suchtkranker Menschen zu bekämpfen. Reintegrative 
arbeitsmarktpolitische Maßnahmen, die eine Marginalisierung verhindern und 
die soziale (Re)Integration fördern, sind ein wesentlicher Teil der Wiener Drogen-
politik und werden im Rahmen der dritten Säule des Wiener Sucht- und Drogen-
hilfenetzwerks umgesetzt. 

Modelle, die in Kooperation mit dem Arbeitsmarktservice Wien (AMS Wien), 
dem Wiener ArbeitnehmerInnen Förderungsfonds (waff) und Einrichtungen 
des Wiener Sucht- und Drogenhilfenetzwerks umgesetzt werden, unterstützen 
Suchtkranke dabei, einen Arbeitsplatz oder eine Ausbildungsstelle zu fi nden 
und diese(n) mittel- bis langfristig zu behalten.

Die aktuelle Situation von Suchtkranken am Wiener Arbeitsmarkt 

KlientInnen der Wiener Suchthilfeeinrichtungen verfügen über deutlich höchste Anteil auf die NotstandshilfebezieherInnen entfällt. Die Auswer-
niedrigere formale Bildungsabschlüsse als vergleichbare Altersgruppen tungen der Basisdokumentation des Wiener Sucht- und Drogenhilfenetz-
innerhalb der Wiener Bevölkerung. Mehr als die Hälfte der KlientInnen des werks zeigen, dass 80% der KlientInnen nicht berufstätig sind. Ein wesent-
Wiener Sucht- und Drogenhilfenetzwerks kann maximal einen Pfl ichtschul- licher Teil der beim AMS Wien vorgemerkten suchtkranken Personen ist 
abschluss als höchste abgeschlossene Ausbildung vorweisen. Die Ab- seit mehr als zwölf Monaten arbeitslos gemeldet; sie gelten in den meisten 
schlussquote einer weiterführenden mittleren oder höheren Schule belief Fällen als langzeitbeschäftigungslos (LZBL). 
sich 2008 auf 16%. Durch die Einführung der Bedarfsorientierten Mindestsicherung (BMS) 

Weiters zeigt sich, dass der Anteil der tatsächlich erwerbstätigen Per- werden suchtkranke SozialhilfebezieherInnen von den Angeboten der aktiven 
sonen und jener, die sich in Ausbildung befi nden, mit unter 20% sehr Arbeitsmarktpolitik besser erreicht. Die Chance auf (Re)Integration in den 
gering ist. Nur 11% der Personen, die sich in Betreuung bei Einrichtungen Arbeitsmarkt wird damit wesentlich erhöht. Darüber hinaus fallen Sucht-
des Wiener Sucht- und Drogenhilfenetzwerks befi nden, sind voll erwerbs- kranke nicht mehr aus dem Netz der staatlichen Sozialversicherung, wo-
tätig. Ungleich mehr Personen erhalten fi nanzielle Leistungen wie Arbeits- durch der Zugang zu einer Substitutionsbehandlung oder anderen not-
losengeld, Notstandshilfe und/oder Sozialhilfe, wobei der vergleichsweise wendigen medizinischen Angeboten erleichtert wird.

höchste abgeschlossene Ausbildung
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Abb. 195: KlientInnen der Wiener Suchthilfeeinrichtungen nach Bildungsstruktur 2008
Quelle: Institut für empirische Sozialforschung
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System zur besseren Arbeitsfähigkeitsdiagnostik
Auf strategischer Ebene hat die Sucht- und Drogenkoordination Wien in 
Kooperation mit dem AMS Wien und dem waff ein System zur (Re)Integration 
von Suchtkranken in Wien entwickelt, das seit Jänner 2008 umgesetzt wird. 
Der Schwerpunkt dieses Systems liegt auf der bedarfsgerechten Betreuung der 
Wiener Suchtkranken in Kombination mit der zielgruppenspezifi schen Diffe-
renzierung der einzelnen MaßnahmenträgerInnen zur Vermeidung von Doppel-
gleisigkeiten.

AMS
MA 40

BBRZ

    Arbeitsfähigkeit Ja

Nein

Standfest/
Verein Dialog 

Ziel: KlientInnen wer - 
den wieder arbeitsfähig

Drogenhilfenetzwerk: 
Ganslwirt, Streetwork, 

Dialog etc.

AMS Maßnahmen: 
Orientierungen, Qualifi zierungen, Aktivierungen

1. Arbeitsmarkt 

Tagesarbeitsplätze 
fi x&fertig (garbarage)

Case Management 
Arbeitsmarkt 

Wiener Berufsbörse

ISD Diagnostik

PVA

Medizinische Intervention 
Therapie

2. Arbeitsmarkt 
Ziel: mittelbare Vermittlung auf den 

1. Arbeitsmarkt

Sozialökonomische 
Betriebe

Gemeinnützige 
Beschäftigungsprojekte

garbarage fi x&fertig

Abb. 196: Systematische Darstellung der Arbeitsfähigkeitsdiagnostik und Arbeitsintegration

Erweiterter Arbeitsmarkt für Suchtkranke
Bei der (Re)Integration von Suchtkranken ist es einerseits erforderlich, die 
individuellen Bedürfnisse und Erfordernisse der KlientInnen zu berücksichtigen. 
Andererseits ist es wichtig, die KlientInnen kontinuierlich und konsequent an 
die vorgegebenen Erfordernisse der Arbeitswelt zu gewöhnen. 

Dies sind Anforderungen, die die sozialökonomischen Betriebe fi x & fertig 
(Verein Wiener Sozialprojekte) wie auch gabarage upcycling design (Anton-
Proksch-Institut) erfüllen. 

Die Beschäftigungsformen in den Projekten fi x & fertig und garbarage sind 
modulhaft gestaltet. Die Flexibilisierung der täglichen und wöchentlichen 
Arbeitsd auer, angepasst an die individuellen Bedürfnisse der KlientInnen, 
erleichtert den Einstieg und die Verbesse rung der Chancen auf eine dauerhafte 
(Re)Integration in den Arbeitsmarkt.

Seit Anfang 2009 ermöglicht das AMS Wien den Eintritt von Personen mit 
Suchterkrankungen in sozialökonomische Betriebe, auch wenn sie nicht lang-
zeitbeschäftigungslos sind. Dies erleichtert insbesondere den KlientInnen nach 
einer stationären Therapie den direkten Einstieg in den erweiterten Arbeits-
markt mit dem Ziel, später auch den Übertritt in den Regelarbeitsmarkt zu 
schaffen, was zu einer Stabilisierung der betroffenen Personen beiträgt. 

▷
Für eine nachhaltig erfolgreiche 

stationäre Therapie ist ein rascher und 
direkter Einstieg in arbeitsintegrative 

Maßnahmen besonders wichtig.

9.3.4 Öffentlicher Raum und Sicherheit

Drogen- und Alkoholkonsum in der Öffentlichkeit sind Phänomene, die eine 
Minderheit von Menschen betreffen. In Wien wird die Zahl der suchtkranken 
Personen, die illegale Substanzen konsumieren und die in sozialen Problem-
zonen im öffentlichen oder halböffentlichen Raum ihren Treffpunkt haben und 
somit wahrgenommen werden, laut Studien und PraktikerInnen auf rund 300 
Personen geschätzt. 
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Die Sucht und Drogenkoordination Wien fördert u.a. niederschwellige Ein­
richtungen der aufsuchenden sozialen Arbeit, um suchtkranke Personen zu 
erreichen und zu unterstützen. 

Mit Maßnahmen der Schadensminimierung (wie Grundversorgung, Schlaf­
platz, Spritzentausch, Substitutionsbehandlung etc.) soll die Lebenssituation 
verbessert werden. Diese Angebote dienen aber auch zur Entlastung des öffent­
lichen Raums, erhöhen die subjektive und objektive Sicherheit für die Bürge­
rInnen und stellen die notwendigen Kooperationen sicher. 

Dazu zählen die Angebote von Help-U des Vereins Wiener Sozialprojekte (VWS) 
und der Wiener Linien am Karlsplatz, wo die Kommunikation zwischen den 
einzelnen NutzerInnengruppen entschieden verbessert und Konflikte reduziert 
werden konnten. Auch das Sicherheitsgefühl in diesem größten städtischen 
Nahverkehrsbahnhof mit einer Frequenz von rund 200.000 Personen täglich 
konnte wesentlich gesteigert werden. 

Ebenfalls vom Verein Wiener Sozialprojekte werden die Projekte SAM 9, SAM 2 
und SAM flexibel umgesetzt.Auch bei diesen Angeboten werden in Problemzonen 
im öffentlichen Raum durch ein niederschwelliges Angebot Information und 
Beratung, Konfliktregelung, Krisenintervention und Erste Hilfe angeboten. Die 
MitarbeiterInnen von SAM sind vor allem am Julius-Tandler-Platz, am Prater­
stern und an den stark frequentierten Wiener Bahnhöfen tätig. 

Die niederschwellige sozialmedizinische Drogenberatungsstelle Ganslwirt 
(VWS) bietet rund um die Uhr eine Anlaufstelle für die sogenannte Straßen– 
Szene. Neben diversen Beratungs- und Serviceangeboten am Vormittag zählen 
eine Ambulanz und ein Tageszentrum zum Angebot. Zur Gewährleistung der 
Versorgungsqualität – trotz gestiegener Nachfrage – steht seit Juni 2010 eine 
zusätzliche Einrichtung am Wiedner Gürtel, TaBeNo-Süd (VWS), zur Verfügung. 
Dadurch erweitern sich die Kapazitäten der Tageszentren auf insgesamt rund 
200 Plätze und die Notschlafbetten auf 26.Weiters leisten die SozialarbeiterInnen 
vom Ganslwirt und von TaBeNo-Süd auch gemeinwesenorientierte Straßen­
sozialarbeit im Gebiet rund um die Tageszentren. Nach der Fertigstellung des 
neuen Gebäudes voraussichtlich Ende 2011 werden die Kapazitäten aus beiden 
Einrichtungen an den Gumpendorfer Gürtel übersiedeln. 

Die stark frequentierte Region um den Karlsplatz wird von einem Street­
workteam des VWS durch aufsuchende Sozialarbeit betreut. Die Aktivitäten 
finden vom Stützpunkt in der Kulturpassage aus statt. 

Für suchtkranke oder ehemals suchtkranke KlientInnen, die von Wohnungs­
losigkeit betroffen sind, bietet der Verein Wiener Sozialprojekte Betreutes 
Wohnen an. Es hat zum Ziel, die KlientInnen zum selbständigen Wohnen zu 
befähigen, sie anschließend in nachhaltige, stabile Wohnverhältnisse zu ver­
mitteln, berufliche Perspektiven zu entwickeln, ein stabiles, soziales Umfeld 
abseits der offenen Drogenszene zu schaffen, die gesundheitliche Situation zu 
verbessern sowie Selbstvertrauen und Coping-Strategien zu fördern. Im Jahr 
2008 wurden 26 Personen betreut. 

Die Jugendnotschlafstelle a_way (Caritas Wien) ist u.a. ein Angebot für 
Jugend liche, die risikoreich konsumieren. Jugendliche im Alter von 14 bis 21 
Jahren können diese in Anspruch nehmen. Ziel ist die Entwicklung von realis­
tischen Perspektiven und die Überführung der Jugendlichen in Einrichtungen 
der Jugendwohlfahrt. 
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2008 fanden täglich rund 258 Kontakte  
statt, davon betrafen 153 den Spritzen­
tausch, 70 das  Tageszentrum, 26 das  
Ambulatorium und 9 den Journaldienst.  
Das ist eine leichte Erhöhung gegenüber 
den Vorjahren. 
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